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Prima Klima

Wenn es auch nach alten Schlagersängern wie ehemals Mona Baptiste,
Bully Buhlan, Peter Alexander, um nur einige zu nennen, gehen würde,
so haben sie doch schon zu frühen Zeiten zu einer der wichtigsten
Fragen unserer heutigen Probleme ihren Teil beigetragen, zum Beispiel
mit dem sattsam bekannten Lied: "Mir ist so komisch zumute, ich ahne
und vermute: Heut liegt was in der Luft, ein ganz besondrer Duft. Der
liegt heut in der Luft. Mir ist so komisch zumute ..."

Der gegenwärtig so viel gebrauchte Begriff "Klima" begrenzt sich
zunächst auf die witterungsbedingte Atmosphäre eines beliebigen Ortes,
gegebenenfalls auch einer bestimmten Gegend, und weitet sich in
jüngster Zeit zu einem die Atmosphäre des gesamten Planeten Erde
betreffenden Wortsinn aus.

Er soll helfen, den Status oder den Wandel empirisch gültiger und
gewöhnlich erfahrbarer Witterungsbedingungen zu definieren. Alle
klimatischen Wechselwirkungen, besonders aber der wachsende Einfluß
gesellschaftlicher Produktionsweisen und Technologien auf dieses
sogenannte Klima, sind indessen so sehr in den Fokus
wissenschaftlicher Diskussionen geraten, daß man sich kaum des
Eindrucks erwehren kann, es gebe daneben nicht noch andere maßgebliche
Probleme.

Gleichwohl können jedoch selbst bei aller Mühe nur fromme Wünsche und
vergebliche Unterfangen dabei herausbraten, sollten wir auf diese
Weise zum Fortbestand und Lebenserhalt unserer eigenen und deshalb
auch aller anderen Arten nicht mit der gebotenen Entschlossenheit und
dem unverzichtbaren Ernst beitragen wollen, gibt es auch keine
Aussicht auf Gelingen. Die Aufgabe, der wir uns zu stellen haben, kann
ganz gewiß nicht nur bei der Klimaverbesserung beginnen und gar mit
einer lebensgerechten Atmosphäre enden, sondern sollte uns mindestens
auf dem Weg treffen, uns den schon immer existierenden Fragen, welche
die Evolution an das Universum hat, mit wachsendem Interesse zu
stellen.

Ihre Schattenblick-Redaktion


13. September 2019
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KOHLEALARM/635: Klimakampf und Kohlefront - Wirtschaftsbeteiligung ... (Umweltgruppe Cottbus)


Umweltgruppe Cottbus - Pressemitteilung vom 16. September 2019

Koalitionssondierung: Proschimer Bürger nicht zu Geiseln der Oligarchen
machen

Keinerlei Grundlage für Entschädigungsansprüche der LEAG bei Erhalt von
Proschim



Proschim/Potsdam, 16.09.2019. Der Umweltverband GRÜNE LIGA fordert die
brandenburgischen Parteien, auf, ihre Sondierungsgespräche auf sachlicher
Grundlage zu führen. Nicht belegbare Behauptungen über angebliche
Entschädigungsansprüche der LEAG dürften keinen Einfluss auf den
Koalitionsvertrag haben. Solche Entschädigungsansprüche hatte die
Landesregierung schon vor Monaten selbst widerlegt.

"Wenn die Landesregierung Proschim rettet, hat der Kohlekonzern keinerlei
Ansprüche auf Entschädigung, da er noch nicht einmal einen bergrechtlichen
Antrag zum Abbau von Welzow-Süd II gestellt hat. Das hat die
Landesregierung selbst auf eine parlamentarische Anfrage hin schriftlich
klargestellt." sagt René Schuster vom Umweltverband GRÜNE LIGA.

Schuster weiter "Wenn Brandenburg abwartet statt Proschim zu retten, droht
nicht weniger sondern mehr Steuergeld an die LEAG zu fließen. Offenbar
versucht Dietmar Woidke hier, die Position der tschechischen LEAG-Eigner zu
stärken, wenn sie mit der Bundesregierung über Entschädigungen für den
Kohleausstieg verhandeln. So würden die betroffenen Bewohner und
Beschäftigten weiterhin als Geiseln zweier Oligarchen missbraucht."

Das Ministerium für Wirtschaft und Energie hat auf eine parlamentarische
Anfrage hin schon im März 2019 klargestellt: "Der Braunkohlenplan entfaltet
keine Genehmigungswirkung und begründet keine Ansprüche Dritter, so dass
dessen Aufhebung oder Änderung allein nicht zu Entschädigungsansprüchen
führt. Entschädigungsansprüche können bestehen, wenn Genehmigungen (z.B.
Betriebsplanzulassungen) widerrufen werden." (Landtags-Drucksache 6/10901)
Solche Betriebspläne sind für den Tagebau Welzow-Süd II bisher weder
genehmigt noch überhaupt beantragt.

Dennoch scheuen sich laut Berichten der Märkischen Oderzeitung "SPD, CDU
und selbst die Linken, das Aus für Welzow 2 jetzt laut zu verkünden, bevor
der Bund oder das Energieunternehmen LEAG es tun." Er gehe "um mögliche
Schadensersatzforderungen in Milliardenhöhen, die dann aufs Land zukommen
könnten."

Geplante Entschädigungen der Bundesregierung an Kohlekraftwerksbetreiber
beruhen nicht auf Rechtsansprüchen, sondern sind als Teil des
Kohlekompromisses politisch gewollt. Ihre Höhe soll in den nächsten Monaten
verhandelt werden. Die Betreiber von Braunkohlenkraftwerken argumentierten
dabei aber regelmäßig auch mit den Kosten ihrer Tagebaue. Die LEAG gehört
über ein internationales Firmengeflecht letztlich den beiden tschechischen
Milliardären Křetinský und Kellnr.


Links

Antwort der Landesregierung auf parlamentarische Anfrage:

https://www.parlamentsdokumentation.brandenburg.de/starweb/LBB/ELVIS/parladoku/w6/drs/ab_10900/10901.pdf

Zitierter MOZ-Artikel:

https://www.moz.de/nachrichten/brandenburg/artikel-ansicht/dg/0/1/1752915/

 * 

Quelle:

Gemeinsame Pressemitteilung vom 16.09.2019

Umweltgruppe Cottbus e.V.

Straße der Jugend 94, 03046 Cottbus

E-Mail: umweltgruppe@kein-tagebau.de

Internet: www.kein-tagebau.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 19. September 2019 
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SPRACHE/1006: Sprache = Begegnung = Integration?! (idw)


Goethe-Universität Frankfurt am Main - 18.09.2019

Sprache = Begegnung = Integration?!

Goethe-Universitäts-Projekt "Start ins Deutsche" und Stiftung Junge
Weltbürger machen auf Bedeutung von Sprachförderung aufmerksam



FRANKFURT. "Wenn Worte meine Sprache werden": Unter diesem Motto machen
das Projekt "Start ins Deutsche" der Goethe-Universität und die Stiftung
Junge Weltbürger auf die Bedeutung von Sprachförderung und
interkulturellem Austausch für die Integration aufmerksam.

Insgesamt 180 Personen sind der Einladung des Projekts "Start ins
Deutsche" und seiner Projektpartnerin, der Stiftung Junge Weltbürger, ins
Historische Museum gefolgt, um über Spracherwerb und ehrenamtliches
Engagement zu sprechen. Denn auch vier Jahre nach der so genannten
"Flüchtlingskrise" bleiben Angebote zur Sprachförderung unverzichtbar.

"Die Goethe-Universität trägt seit ihrer Gründung zur Lösung großer
gesellschaftlicher, politischer und kultureller Herausforderungen bei",
sagt Uni-Präsidentin Prof. Dr. Birgitta Wolff bei der Eröffnung. Mit dem
Projekt "Start ins Deutsche" biete sie einen Ort der Begegnung und einen
Zugang zum Spracherwerb. Hochqualifizierte Flüchtlinge und
studieninteressierte Geflüchtete haben außerdem die Möglichkeit, mit dem
Academic Welcome Program (AWP) eine akademische Heimat zu finden.

Wie aus der Fremdsprache eine eigene Sprache wird, verdeutlichten zwei
Teilnehmerinnen des Projekts, die über ihre erste Zeit in Deutschland
sprachen: "Ich habe hier viele Träume und Hoffnungen, denn ich möchte
gerne Ingenieurin werden und das Land unterstützen, welches mir geholfen
und mir die Freiheit gegeben hat", so Randa Sammer Eedo aus dem Irak. Das
Projekt wird durch Spenden finanziert, und Verena von Tresckow-Bronke, die
es seit 2016 mit ihrer Stiftung Junge Weltbürger als Kooperationspartnerin
unterstützt, betont, dass Integration eine Querschnittsaufgabe sei. Sie
fordert dazu auf, ihrem Beispiel zu folgen und für das Projekt zu spenden.

Prof. Dr. Petra Schulz, die an der Goethe-Universität zu Deutsch als
Zweitsprache forscht und lehrt, hebt hervor, dass der Spracherwerb für
Erwachsene eine "anspruchsvolle Aufgabe" sei, für die "Zeit, Ressourcen,
Engagement und nicht zuletzt Fachleute benötigt werden, die nicht nur
wissen, was 'richtiges Deutsch' ist, sondern auch, wie das System
'Sprache' aufgebaut ist." Stadträtin Prof. Daniela Birkenfeld,
Uni-Vizepräsident Prof. Roger Erb sowie am Projekt beteiligte Studierende
diskutierten über die Grenzen des ehrenamtlichen Engagements und über die
aktuelle Situation in Frankfurt. "Das Projekt Start ins Deutsche trägt zur
Verbesserung der Sprachkenntnisse der Geflüchteten in Frankfurt bei und
damit zu ihrer Integration. Denn viele Teilhabechancen eröffnen sich erst
mit ausreichenden Deutschkenntnissen. Für die Betreiber unserer
Übergangsunterkünfte sind die Projektverantwortlichen und die beteiligten
Studierenden verlässliche und gern gesehene Partner", sagt Frankfurts
Sozialdezernentin Birkenfeld. Doch auch die Studierenden lernen selbst
viel im Projekt. "Durch eine intensive Auseinandersetzung mit der eigenen
(Mutter)-Sprache gewinnen sie einen ganz neuen Zugang dazu. Außerdem
erwerben sie interkulturelle Kompetenz, berufliche, akademische und
persönliche Schlüsselqualifikationen, die in hohem Maße berufsrelevant
sind", so Prof. Dr. Roger Erb, als Vizepräsident zuständig für Studium und
Lehre.

Die hessische Wissenschaftsministerin, Angela Dorn: "Das Projekt 'Start
ins Deutsche' ist ein gelungenes Beispiel dafür, mit welch großem
Engagement unsere Hochschulen Geflüchtete auf ihrem Weg zur Aufnahme oder
Fortführung eines Hochschulstudiums begleiten. Für diesen großen
ehrenamtlichen Einsatz für gelungene Integration danke ich allen
Projektbeteiligten sehr herzlich. Sie unterstützen damit unsere Arbeit,
mit der wir seit 2015 vorhandene Angebote für ausländische Studierende an
den Hochschulen stärken."

Seit dem Projektstart 2016 haben mehr als 1000 Studierende an
verschiedenen Standorten Deutsch unterrichtet. Auf ihr Engagement
vorbereitet werden sie durch Dozentinnen und Dozenten der
Goethe-Universität. Während des Semesters werden die Studierenden durch
regelmäßige Supervisionsgruppen in Kooperation mit dem Frankfurter
Psychoanalytischen Institut e.V. (FPI) begleitet.


Aktuelle Nachrichten aus Wissenschaft, Lehre und Gesellschaft in
GOETHE-UNI online (www.aktuelles.uni-frankfurt.de)

Die Goethe-Universität ist eine forschungsstarke Hochschule in der
europäischen Finanzmetropole Frankfurt. 1914 mit privaten Mitteln
überwiegend jüdischer Stifter gegründet, hat sie seitdem Pionierleistungen
erbracht auf den Feldern der Sozial-, Gesellschafts- und
Wirtschaftswissenschaften, Medizin, Quantenphysik, Hirnforschung und
Arbeitsrecht. Am 1. Januar 2008 gewann sie mit der Rückkehr zu ihren
historischen Wurzeln als Stiftungsuniversität ein hohes Maß an
Selbstverantwortung. Heute ist sie eine der drei größten deutschen
Universitäten. Zusammen mit der Technischen Universität Darmstadt und der
Universität Mainz ist die Goethe-Universität Partner der
länderübergreifenden strategischen Universitätsallianz Rhein-Main.

www.goethe-universitaet.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution131

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Goethe-Universität Frankfurt am Main, 18.09.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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TAGUNG/2414: Essen - Wie viel Erzählen brauchen die Geistes-, Kultur- und Sozialwissenschaften?, 02.10.2019


Kulturwissenschaftliches Institut Essen (KWI)

Wie viel Erzählen
brauchen die Geistes-, Kultur- und Sozialwissenschaften?

Eine Tagung zur Wirksamkeit des Erzählbegriffs



Praxisnahe Diskussionen sowie die Darstellung von Forschungsergebnissen
kommen in den Geistes-, Kultur- und Sozialwissenschaften nicht ohne eine
Form des Erzählens aus.

Die aktuelle Konjunktur von Begriffen wie Narrativ oder Storytelling
bringt nicht zuletzt mit Blick auf den "Fall Relotius" eine neue
Wirksamkeit des Erzählbegriffes mit sich. Und mit dieser auch neue
Diskussionen über das Verhältnis von Erzählen und methodischer
Kontrollierbarkeit. Welcher Stellenwert aber sollte oder sogar muss dem
Begriff des Erzählens in den Humanities auch mit Blick auf deren
Zukunftsperspektive zukommen? Um die Reichweite narrativer Erklärungen zu
diskutieren, stellen der Soziologe Heinz Bude, die KWI-Direktorin Julika
Griem, der Literaturwissenschaftler Matías Martínez und der Romanist und
Literaturwissenschaftler Jan Söffner in ihren Vorträgen unterschiedliche
Perspektiven vor. Die Vorträge werden von KWI-Fellow Jo Reichertz
moderiert und im Anschluss zur Diskussion gestellt.

REFERENT*INNEN

Prof. Dr. Heinz Bude, Universität Kassel

Prof. Dr. Matías Martínez, Universität Wuppertal

Prof. Dr. Jan Söffner, Zeppelin Universität Friedrichshafen

Prof. Dr. Julika Griem, KWI-Direktorin

MODERATION

Prof. Dr. Jo Reichertz, KWI-Forschungsbereichsleiter "Kommunikationskultur"

VERANSTALTER

Eine Veranstaltung des Kulturwissenschaftlichen Instituts Essen (KWI)

DATUM & ORT

Mittwoch, 02.10.2019, ab 14.00 Uhr

Kulturwissenschaftliches Institut Essen (KWI), Gartensaal

Goethestraße 31, 45128 Essen

TEILNAHME & ANMELDUNG

Anmeldungen bis zum 27.09.2019 an:

sebastian.hartwig@kwi-nrw.de


Weitere Informationen unter:

Link zur Tagungsseite & Programm:

https://kulturwissenschaften.de/veranstaltung/tagung-wie-viel-erzaehlen-brauchen-die-geistes-und-kulturwissenschaften/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution595

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Kulturwissenschaftliches Institut Essen (KWI), 18.09.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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TREFF/1431: Hamburg - Kulturcafé Komm du, Programm vom 23. - 27. September 2019




Kulturcafé Komm du - Das Programm der 39. Kalenderwoche 2019

Das Kulturcafé Komm du lädt ein ...

Konzerte, Lesungen, Vorträge, Comedy, Kabarett, Puppentheater für Kinder und Ausstellungen




[image: Logo des Kulturcafé Komm du]






Sofern nicht anders angegeben, gilt:

 - Eintritt frei / Hutspende

 - Beginn der Veranstaltungen um 20:00 Uhr



Kulturcafé Komm du

 Buxtehuder Straße 13

 21073 Hamburg-Harburg

 http://www.komm-du.de



Öffnungszeiten: Montag bis Freitag 7.30 bis 17.00 Uhr, Samstag 9.00 bis 17.00 Uhr

 an Veranstaltungstagen durchgängig geöffnet und abends open end



Platzreservierungen per Telefon: 040 / 57 22 89 52 oder per E-Mail: kommdu@gmx.de











[image: Raute]



    

    

    Einladung und Pressemitteilung vom 16.09.2019

    

    Mit der Bitte um Veröffentlichung und Berichterstattung

    

    

    Das Kulturcafé Komm du lädt ein ...

    

    

                                            - + * + * + * + -

    

    

        *Mittwoch, 25. September 2019, 20.00 bis 22.00 Uhr:
      Konzert

          Duo Liebertango | Träumerischer Tango

          Eintritt frei / Hutspende

    

    Kulturcafé Komm du, Buxtehuder Str. 13, 21073 Hamburg-Harburg

    Platzreservierung per Telefon: 040 / 57 22 89 52  oder E-Mail:
    kommdu@gmx.de

    Homepage: http://www.komm-du.de




[image: Foto: by Angel García Arnés und Alfons Bock]

Duo Liebertango
Foto: by Angel García Arnés und Alfons Bock




        Haben die den Tango? ... Der Tango hat sie!


    Gesucht und gefunden spielen diese beiden Musiker zusammen lieber
    Tango, im Duo. Mit geatmetem Rhythmus in den Fingerspitzen und
    Sensibilität für feinste Klangnuance findet ihr Dialog zwischen
    Gitarre und Bandoneon neuen Reiz, eigene Note und ungewohnt Schönes.

    

    Ihr Tango, leicht, wie hingehaucht, gespielt, träumerischer Dialog
    zweier Klangvögel, auch mal Schalk hinter allem Kult-Gehabe, nimmt
    den „traurigen Gedanken, den man tanzen kann“, mit auf die
    Federwolke des Lächelns.

    

    Angel García Arnés studierte Klavier und Gitarre in seiner
    Heimatstadt Salamanca. Dann Studium der klassischen Gitarre und
    Diplom an der Musikhochschule Hamburg. Auf Tourneen mit veschiedenen
    südamerikanischen Ensembles folgte er auch während des
    klassikgeprägten Studiums seiner ursprünglichen Inspiration, der
    Musik Lateinamerikas. Als Konzertgitarrist und Arrageur ist er im
    Trio Sureste-Tango, dem Orchester Nissinmann, Cuatro por Tango und
    im Ensemble Soledad Berrios tätig.

    

    Alfons Bock entwickelte seine Musikalität in der Kindheit an
    diatonischer und chromatischer Mundharmonika. Es folgten
    langjähriger Akkordeonunterricht, hausmusikalische und öffentliche
    Spielpraxis u. a. im Wilhelmsburger Kurorchester. Erst während
    dieser Zeit kam er mit einem Bandoneon in Berührung. Im Klang und in
    instrumenteller Anatomie des Bandoneons fand er die authentische
    Ausdrucksmöglichkeit seiner musikalischen Empfindungen. Er studierte
    bei Klaus Gutjahr in Berlin und bei Daniel Binelli in Buenos Aires.
    Zur Zeit ist er unterwegs mit dem Tango-Quartett  Cuatro por Tango
    und im Ensemble Soledad Berrios.

    

    Besetzung:                    

    Alfons Bock - Bandoneon

    Angel Garcia Arnés - Gesang und Gitarre

    

    Weitere Informationen:

    www.duoliebertango.de

    

    

    

        *Donnerstag, 26. September 2019, 20.00 bis 22.00 Uhr:
      Gedichte-Lesung

        “Es ist Reimzeit” | Hannes Dichter liest in Versen

          Eintritt frei / Hutspende

    

    Kulturcafé Komm du, Buxtehuder Str. 13, 21073 Hamburg-Harburg

    Platzreservierung per Telefon: 040 / 57 22 89 52  oder E-Mail:
    kommdu@gmx.de

    Homepage: http://www.komm-du.de
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Gedichte-Abend mit Hannes Dichter
Foto: by Peter Petersen




        Es ist Reimzeit - ein Gedichte-Abend mit Hannes Dichter


    Influencer, Facebooker, Wirtschaftsbosse, Pizzaboten, Ritter und
    selbst Fliegen - es gibt wohl kaum eine Bevölkerungsgruppe, die vor
    Hannes Dichter wirklich sicher ist. Seit über zwei Jahren nimmt er
    auf seinem Youtube-Kanal "Reimzeit" aktuelle Phänomene aufs Korn,
    zieht den Zeitgeist durch den Kakao oder spinnt auch einfach nur mal
    rum. Seine Gedichte sollen zum Schmunzeln, Kichern, Nicken oder
    Kopfschütteln anregen. Hauptsache, sie bewegen.

    

    Am 26. September 2019 liest er seine Werke im "Komm du" Kulturcafé
    und zeigt, was sich in zwei Jahren alles ansammeln kann. Wobei: Sein
    erstes Gedicht schrieb Dichter Anfang der Neunziger Jahre als
    pickeliger Teenager. Mittlerweile verdient er sich sein täglich Brot
    als Redakteur bei einem Finanzmagazin, frönt in der Freizeit aber
    nach wie vor seiner Leidenschaft. Nun also auch live auf der
    Kleinkunstbühne.

    

    Besetzung:

    Hannes Dichter – Autor

    

    Weitere Informationen:

    https://www.youtube.com/watch?v=6oN__SrO9xY

    https://www.youtube.com/channel/UCQqPUMrIE569lG-Qj59EBCw 

    

    

    

        *Freitag, 27. September 2019, 20.00 bis 22.00 Uhr:
      Konzert

          Forchhammer & Lühr - "Einmal Anders" |
      Jazzstandards, Blues, Balladen und Eigenes

          Eintritt frei / Hutspende

    

    Kulturcafé Komm du, Buxtehuder Str. 13, 21073 Hamburg-Harburg

    Platzreservierung per Telefon: 040 / 57 22 89 52  oder E-Mail:
    kommdu@gmx.de

    Homepage: http://www.komm-du.de
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Forchhammer und Lühr
Foto: by Forchhammer und Lühr




        Jazzstandards, Blues und Balladen „einmal anders“


    Eine warme, intensive Stimme, melodiöse Gitarrenriffs und schöne
    Kontrabassklänge. Ein Crossover aus Klassikern und eigenen
    Kompositionen in unterschiedlichsten Stilen erzählt humorvoll,
    spritzig oder auch mal nachdenklich seine Geschichten.

    

    Besetzung:

    Peter Lühr  - Gitarre und Gesang 

    Holger Forchhammer - Kontrabass 

    

    Weitere Informationen:

    http://www.luehr-music.de/

    

    

    

        *Samstag, 28. September 2019, 20.00 bis 22.00 Uhr:
      Konzert

         The Inner Tradition | Folkmusik Quartett aus Kiel

          Eintritt frei / Hutspende

    

    Kulturcafé Komm du, Buxtehuder Str. 13, 21073 Hamburg-Harburg

    Platzreservierung per Telefon: 040 / 57 22 89 52  oder E-Mail:
    kommdu@gmx.de

    Homepage: http://www.komm-du.de
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The Inner Tradition
Foto: by The Inner Tradition




        The Inner Tradition | Folkmusik Quartett aus Kiel


    The Inner Tradition ist eine Band, die sich thematisch breit
    aufstellt und den unterschiedlichen Ausflügen und Vorlieben der
    einzelnen einen musikalischen Rahmen gibt.

    

    Bernd Unstaedt ist ein bekanntes Schwergewicht der Folkszene im
    Norden. Sein Improvisationstalent auf der Mandoline und der Geige
    ist aber mindestens ebenso von der Rockmusik beeinflusst wie von der
    irischen Musik. Thomas Faasch hat eine lange Karriere als
    professioneller Tontechniker vorzuweisen und hat mit vielen großen
    Bands auf Tourneen zusammengearbeitet. Er gilt aber auch als ein
    versierter Bodhranspieler und liefert damit ein absolut
    zuverlässiges Rhythmusfundament, auf dem sich die Melodiebögen
    entfalten können.

    

    Andreas Weber ist mit dem Didgeridoo und der Bluesharp bestens
    vertraut. Seine Umsetzungen irischer Tunes auf der Bluesharp sind
    musikalisch höchst anspruchsvoll und haben die Einsatzmöglichkeiten
    der Bluesharp enorm erweitert. Aber auch bei den Liedern, die Sören
    Krusemark singt, findet er die passenden Töne. Die Band bietet dem
    Sänger und Gitarristen einen idealen Rahmen; die ihn bei seinen
    Liedern trägt, deren Instrumentalspiel er mit der Gitarre ideenreich
    begleitet.

    

    Besetzung:

    Sören Krusemark - Gesang, Gitarre, Bouzouki

    Bernd Unstaedt - Geige, Mandoline, Gesang

    Thomas Faasch - Bodhrán, Gitarre

    Andreas Weber - Bluesharp, Didgeridoo, Gesang

    

    Weitere Informationen:

    http://www.the-inner-tradition.de/
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Das Kulturcafé Komm du in Hamburg-Harburg: Kunst trifft Genuss

Hier vereinen sich die Frische der Küche mit dem Feuer der Künstler und einem Hauch von Nostalgie

Das Komm du in Harburg ist vor allem eines: Ein Ort für Kunst
und Künstler. Ob Live Musik, Literatur, Theater oder Tanz, aber auch
Pantomime oder Puppentheater - hier haben sie ihren Platz. Nicht zu
vergessen die Maler, Fotografen und Objektkünstler - ihnen gehören
die Wände des Cafés für regelmäßig wechselnde Ausstellungen. 

Britta Barthel gibt mit ihrem Kulturcafé der Kunst eine Bühne und
Raum. Mit der eigenen Erfahrung als Künstler und Eindrücken aus
einigen Jahren Leben in der Kulturmetropole London im Gepäck, hat
sie sich bewusst für den rauen und ungemein liebenswerten Stadtteil
Harburg entschieden. Für Künstler und Kulturfreunde, für hungrige
und durstige Gäste gibt es im Komm du exzellente
Kaffeespezialitäten, täglich wechselnden frischen Mittagstisch,
hausgemachten Kuchen, warme Speisen, Salate und viele Leckereien
während der Veranstaltungen und vor allem jede Menge Raum und
Zeit ... 

Das Komm du ist geöffnet von Montag bis Freitag 7:30 bis 17:00 Uhr, 

Samstag von 9:00 bis 17:00 Uhr und an Eventabenden open end.

Näheres unter:

http://www.komm-du.de

http://www.facebook.com/KommDu

Kontakt:

Kulturcafé Komm du

Buxtehuder Straße 13

21073 Hamburg

E-Mail: kommdu@gmx.de

Telefon: 040 / 57 22 89 52

Komm du-Eventmanagement

Svantje Buchholz

Telefon: 0172 36 00 494

E-Mail: kommdueventmanagement.assistenz@gmx.de


Das Kulturcafé Komm du lädt ein ...

Die aktuelle Wochenprogramme des Kulturcafé Komm du mit
Lesungen, Konzerten, Vorträgen, Kleinkunst, Theater und wechselnden
Ausstellungen finden Sie im Schattenblick unter:

Schattenblick / Infopool → Bildung und Kultur → Veranstaltungen → Treff

http://www.schattenblick.de/infopool/bildkult/ip_bildkult_veranst_treff.shtml

 * 

Quelle:

Einladung und Pressemitteilung vom 16.09.2019

Kulturcafé Komm du

Buxtehuder Str. 13

21073 Hamburg

Tel.: 040/57228952

E-Mail: kommdu@gmx.de

Internet: www.komm-du.de

Facebook: https://www.facebook.com/KommDu
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INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / BEDROHTE VÖLKER





MELDUNG/221: Indigene fordern eine Dekade zum Schutz ihrer Sprachen von Vereinten Nationen


Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 19. September 2019

Indigene fordern eine Dekade zum Schutz ihrer Sprachen von
Vereinten Nationen

GfbV fordert UN-Mitgliedsstaaten zur Einhaltung völkerrechtlicher
Verträge über indigene Sprachenrechte auf



Während der aktuellen Sitzung des UN-Menschenrechtsrates (UNHRC) in
Genf zum Internationalen Jahr der Indigenen Sprachen 2019 forderten
indigene Sprachaktivisten während einer Veranstaltung von GfbV und
der Schweizer NGO Incomindios mehr Beachtung und Unterstützung für
das Überleben ihrer Sprachen. "Indigene sind aktive und lautstarke
Vertreter ihres Rechtes auf Sprache. Das Sprechen ihrer eigenen
Sprachen ist für sie Voraussetzung, ihre indigene Identität zu
leben", sagte GfbV-Referentin für indigene Völker, Regina Sonk, am
Donnerstag in Genf.

Wilton Littlechild, kanadischer Cree und langjähriger Delegierter für
die Belange indigener Rechte bei den Vereinten Nationen, forderte in
einer Stellungnahme gegenüber dem Menschenrechtsrat eine Dekade für
indigene Sprachen, da die Revitalisierung von Sprachen eine
langfristigere Anstrengung voraussetze als dies in einem Jahr möglich
sei.

Besonders kleine indigene Gemeinschaften in abgelegenen Gebieten
hätten es schwer, staatliche Unterstützung für Bildungs- und
Sprachenprogramme zu erhalten, beklagt die Präsidentin der indigenen
Nation der Sapará aus Ecuador, Nema Grefa Ushigua. Besonders im
Bundesstaat Pastaza seien Indigene von weiträumig geplanten
Rohstoffvorhaben der ecuadorianischen Regierung in ihrer Existenz
bedroht. Seit 2001 sei zwar ihre Sprache, Sapará, von der UNESCO
anerkanntes immaterielles Kulturerbe. Eine positive Entwicklung habe
dies jedoch nicht zur Folge gehabt. Sie selbst werde mit
Todesdrohungen konfrontiert.

Die kanadische Indigene der Ojibwa Valeria Bellegarde bezeichnete es
als vordringlich, dass indigene Sprachenrechte in der jeweiligen
nationalen Gesetzgebung verankert sind. Sie selbst ist an der
Umsetzung der Bundesgesetzgebung über indigene Sprachen (Federal
Indigenous Languages Act) beteiligt.

Leon Siu, langjähriger indigener Aktivist aus Hawai'i, beschrieb die
Proteste zur Erhaltung des Vulkans Mauna Kea. Seit über zwei Monaten
protestieren tausende Indigene für die Erhaltung ihres heiligen Ortes
und gegen die Errichtung einer Forschungsstation. Die Verwendung der
eigenen Sprache in den Protesten sei dabei gerade für die jüngeren
indigenen Anführer von großer Bedeutung. Dies sei ein starkes Signal
an junge Indigene, ihre Sprache wiederzuentdecken.

Die GfbV unterstützt die Forderung nach einer UN-Dekade indigener
Sprachen. "Mitgliedstaaten müssen sich an völkerrechtlich bindende
Verträge halten und ihre Inhalte umsetzen. Deutschland muss die
ILO-Konvention 169 ratifizieren und damit ein Zeichen auch für
indigene Sprachenrechte setzen. Schließlich hat die Bundesregierung
dies auch im aktuellen Koalitionsvertrag festgehalten", so Sonk.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 19. September 2019

Herausgeber: Gesellschaft für bedrohte Völker e. V.

Postfach 20 24, D-37010 Göttingen

Telefon: 0551/499 06-25, Fax: 0551/58028

E-Mail: presse@gfbv.de

Internet: www.gfbv.de
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INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / MEINUNGEN





STANDPUNKT/376: Fridays for Future heißt auch Fridays for Peace (Netzwerk Friedenskooperative)


Netzwerk Friedenskooperative - Pressemitteilung vom 19. September 2019

Fridays for Future heißt auch: Fridays for Peace!

Kooperation für den Frieden fordert zum Klima-Aktionstag Umstellung der
Rüstungswirtschaft auf die Entwicklung von Umwelttechnologien



Die Kooperation für den Frieden fordert angesichts des Klima-Aktionstages
am 20. September ein Ende der Ausplünderung und Zerstörung der Erde, eine
radikale weltweite Abrüstung sowie die Umstellung auf eine nachhaltige
Ökonomie ohne fossile und atomare Energieerzeugung. Die Rüstungswirtschaft
soll auf die Entwicklung von Umwelttechnologien umstellen. Und finanzielle
Ressourcen für ärmere Länder müssen zur Klimaanpassung zur Verfügung
gestellt werden, fordert der Zusammenschluss von Friedensorganisationen in
Deutschland.

1,8 Billionen US-Dollar betrugen im vergangenen Jahr die Rüstungsausgaben
der 15 Länder mit dem höchsten Rüstungshaushalt. Damit setzen sie
insbesondere ihre Interessen in ölreichen Regionen durch - wie aktuell
gegenüber dem Iran. Den ärmeren Ländern wurden von den Industrienationen
nur zehn Milliarden US-Dollar für Klima-Anpassungspläne versprochen. Dies
entspricht nicht einmal einem Prozent der Rüstungsausgaben.

Durch Rüstung, Militär und Kriege werden jedoch enorme CO2-Emissionen frei,
die bislang nicht in den Berichten des Weltklimarates auftauchen. So heizt
die Rüstungsindustrie die Klimakrise weiter an. Der gesamte "Krieg gegen
den Terror" verursachte beispielsweise seit 2001 1,2 Milliarden Tonnen CO2.
Das US-Militär ist der größte Einzelverbraucher fossiler Brennstoffe
weltweit mit einem Verbrauch von 48 Millionen Litern Öl pro Tag.

Statt immer mehr Mittel für Kriegsvorbereitungen und Kriege aufzuwenden,
müssen gerade die reichsten Staaten ihr Augenmerk auf eine klimaschonende
Energiegewinnung, die damit verbundene Verkehrswende und auf eine
intensive, solidarische internationale Zusammenarbeit richten.

Philipp Ingenleuf, Wiltrud Roesch-Metzler und Jens-Peter Steffen
Sprecher*innen der Kooperation für den Frieden

 * 

Quelle:

Netzwerk Friedenskooperative

Römerstr. 88, 53111 Bonn

Telefon: 0228-692904, Fax: 0228-692906

E-Mail: friekoop@friedenskooperative.de

Internet: www.friedenskooperative.de
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STANDPUNKT/375: Stop War, fund Peace - Für ein gesundes Klima (IPPNW)


IPPNW-Pressemitteilung vom 19. September 2019

Internationale Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges,

Ärzte in sozialer Verantwortung e.V. (IPPNW), Sektion Deutschland

Stop War, fund Peace: Für ein gesundes Klima

Fridays for future heißt auch Fridays for Peace!



Die ärztliche Friedensorganisation IPPNW fordert anlässlich des morgigen
globalen Klimastreikes die Umstellung auf eine nachhaltige Ökonomie ohne
fossile und atomare Energieerzeugung. Notwendig ist eine weltweite
Abrüstung und die Umstellung der Rüstungswirtschaft auf die Entwicklung von
Umwelttechnologien. Ärmeren Ländern müssen finanzielle Ressourcen zur
Klimaanpassung bereit gestellt werden.

Klimaveränderungen stellen heute eine der größten Bedrohungen für die
Gesundheit und das Überleben der Menschen dar. Zudem werden sie zu mehr
Konflikten um Ressourcen wie Wasser oder fruchtbares Land und gezwungener
Migration führen. Es ist zu befürchten, dass diese Konflikte zunehmend
militärisch ausgetragen werden.

Die notwendigen Maßnahmen zur Eindämmung und zum Schutz sind längst
bekannt, werden aber verschleppt, verzögert und untergraben, auch durch die
deutsche Bundesregierung. Hartnäckig und rücksichtslos wird von den
Atomwaffenstaaten und ihren Verbündeten an der teuren und gefährlichen
Atomenergie festgehalten: Trotz Tschernobyl und Fukushima, trotz der Rolle
der zivilen Atomenergie in der atomaren Aufrüstung, trotz des Risikos der
Weiterverbreitung und trotz des völlig ungelösten Problems der radioaktiven
Abfälle. Neuerdings versucht die Atomlobby mit dem Argument "Klimaschutz"
sogar für ein Comeback der Atomenergie zu werben.

Statt die wissenschaftlichen und wirtschaftlichen Ressourcen für den
lebensnotwendigen Umbau in Richtung einer klimaschonenden Energiegewinnung,
einer echten Verkehrswende und einer solidarische internationale
Zusammenarbeit für diese tiefgreifenden Veränderungen zu nutzen, wenden
gerade die reichsten Staaten immer mehr Mittel für Kriege und Aufrüstung
auf. Sie setzen ihre Interessen durch - insbesondere in ölreichen Regionen,
wie aktuell im Nahen und Mittleren Osten. Durch Rüstung, Militär und
Kriege werden enorme CO2-Emissionen frei, die nicht in den IPCC-Reports
auftauchen. So heizt die Rüstungsindustrie die Klimakrise weiter an. Allein
der sogenannte "Krieg gegen den Terror" verursachte seit 2001 bislang 1,2
Milliarden Tonnen CO2. Das US-Militär ist dabei der größte
Einzelverbraucher fossiler Brennstoffe weltweit mit einem Verbrauch von 48
Millionen Liter Öl pro Tag.

Mitglieder des Vorstands, der Regionalgruppe und der Geschäftsstelle der
IPPNW beteiligen sich mit dem Transparent "Stop War, fund Peace: Für ein
gesundes Klima" am Klimastreik. Treffpunkt ist um 13 Uhr vor dem Bettenhaus
der Charité. Für Interviewanfragen stehen wir gerne zur Verfügung.



Einen Flyer "Stop War, fund Peace: Für ein gesundes Klima" finden Sie
unter: 

https://www.ippnw.de/commonFiles/pdfs/Frieden/Fridays_for_Peace_IPPNW.pdf

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 19. September 2019

Internationale Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges,

Ärzte in sozialer Verantwortung e.V. (IPPNW), Sektion Deutschland

Körtestr. 10, 10967 Berlin

Tel. 030/69 80 74-0, Fax: 030/69 38 166

E-Mail: ippnw@ippnw.de

Internet: www.ippnw.de
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INTERVIEW/193: Fleischprodukte - Zunder unter Kapitalverwurstung ...    Sanna und Tobi im Gespräch (SB) 


An mindestens zwei Orten wurde auch in Hamburg an der von der Aktion
Arbeitsunrecht initiierten und bundesweit ausgetragenen Aktion Freitag13 gegen
den Schlachtkonzern Tönnies [1] protestiert. In St. Pauli hatten AktivistInnen der
Industrial Workers of the World (IWW), der Freien Arbeiterinnen- und
Arbeiter-Union (FAU), der Föderation der Arbeiter aus der Türkei in Europa
(ATIF) und des "Anlaufpunktes gegen Arbeitsunrecht" in Wilhelmsburg einen
gemeinsamen Stand organisiert. Dort wurde die Ausbeutung im Schlachthof, die die
bei Tönnies als Angestellte von Werkvertragsfirmen besonders schlecht gestellten
ArbeiterInnen am härtesten trifft, in Redebeiträgen und auf Flyern öffentlich
gemacht. Sanna von der IWW und Tobi von der FAU waren bereit, dem Schattenblick
einige Fragen zu der Protestaktion zu beantworten.



Schattenblick (SB): Warum beteiligt ihr euch als unabhängige Gewerkschaften
heute an dem bundesweiten Aktionstag gegen das Fleischunternehmen Tönnies?

Tobi: Das System Tönnies beutet die Arbeiter aus, Leiharbeiter wie auch
Werksverträgler. Für uns als Gewerkschaft ist es ungemein wichtig, gegen diese
Mißstände anzugehen. Die Leute müssen vernünftig bezahlt werden, weil es ein
sich gegenseitig bedingendes System ist: Mitarbeiter, die schlecht bezahlt
werden, können nicht viel Geld für Lebensmittel ausgeben und brauchen daher
günstige Lebensmittel - um billige Lebensmittel herzustellen, werden wiederum
Arbeiter und Arbeiterinnen eingesetzt, die sehr schlecht bezahlt werden. Um
günstige Lebensmittel zu generieren und da etwas zu bewirken, sehen wir
natürlich die Notwendigkeit, an den Bedingungen und der Organisation der Arbeit
wie an der kompletten Produktionsweise der Fleisch- und Lebensmittelindustrie
etwas zu verändern. Nur Bio reicht einfach nicht aus.

SB: Wißt ihr etwas darüber, was die DGB-Gewerkschaften, also etwa die NGG, in
der Sache unternehmen?

Tobi: Vorhin wurde in einem Redebeitrag hier thematisiert, daß die NGG schon
versucht, einen Fuß in die Tür zu kriegen, aber von seiten Tönnies' aus finden
keine Verhandlungen statt. Es ist natürlich ein ganz unübersichtlicher Bereich,
da man es mit Menschen zu tun hat, die bei Werksvertragsfirmen und
Leiharbeitsunternehmen angestellt sind oder zur Stammbelegschaft gehören und
dazu noch aus verschiedensten Ländern kommen. Da ist es natürlich sehr schwer zu
organisieren, Mitglieder zu generieren und eine Basis aufzustellen, um in den
Betrieben selber Fuß zu fassen. Das hat natürlich auch System.

SB: Sanna, könntest du etwas zum Standpunkt der IWW sagen?

Sanna: Wir sind grundsätzlich gegen Verträge, auch in diesem Fall gegen
Werkverträge, die sich natürlich den Tarifverträgen vollkommen entziehen und wo
die Arbeiter auch gar keine Möglichkeit haben, sich in irgendwelchen
Gewerkschaften zu organisieren, zumal es in den Betrieben keinen Betriebsrat
gibt. Das sind eben unsere Minimalanforderungen in einem System, in dem wir
eigentlich generell gegen Verträge sind. Unser Anliegen ist aber auch,
darauf aufmerksam zu machen, daß nicht einmal mehr Tarifverträge in diesem Land
zustandekommen und daß es in großen Betrieben immer noch rechtliche
Schlupflöcher gibt und die Politik nichts dagegen unternimmt.

SB: Ist es nicht so, daß Werkvertragsarbeit politisch unterstützt wird, weil
Lohndrückerei der deutschen Exportwirtschaft, die im Fleischbereich sehr stark
ist, unter die Arme greift?

Sanna: Das ist richtig, aber es sind die falschen Mittel, wenn Deutschland mit
solchen Arbeitsbedingungen zu einem Exportland wird. Man muß sich auch die
Hintergründe anschauen, warum die deutsche Wirtschaft so preiswert Waren
exportieren kann. Man muß die Politik kritisieren und die Bevölkerung besser
darüber informieren, unter welchen Bedingungen in solchen Riesenunternehmen
gearbeitet wird. Bei Tönnies handelt sich um das größte
Schweineschlachtunternehmen des Landes, das seine Geschäfte zudem in ganz Europa
macht. Wir wollen darauf aufmerksam machen, daß die Leute de facto aus Rumänien
und anderen osteuropäischen Ländern angekauft werden, daß sie hier teilweise
horrende Mieten zahlen müssen und überhaupt keine Chance haben, sich
gewerkschaftlich zu organisieren, weil alles über Subunternehmen gehandhabt
wird. Diese Arbeiter sind ja auch in ihren Heimatländern nicht organisiert und
haben daher überhaupt keinen Zugriff, etwas an ihrer Situation zu verändern.

SB: In Deutschland kann diese Hochleistungstierproduktion nur mit importiertem
Soja und anderen Futtermitteln aus aller Welt, zum Beispiel aus Brasilien,
betrieben werden. Protestiert ihr auch dagegen, daß die Fleischproduktion
hierzulande wesentlich über die Ausbeutung von Arbeitskraft und Ressourcen in
Ländern des Südens betrieben wird? Ist das Bestandteil eurer Überlegungen?

Tobi: Das beziehen wir natürlich in unsere Überlegungen mit ein, denn das ganze
System ist in globale Zusammenhänge eingebettet. Daher üben wir nicht nur an
Tönnies Kritik, sondern an der Nahrungs- und Lebensmittelindustrie insgesamt, da
ist dieser Aspekt ganz klar wichtig. Das ist eine sehr weitreichende
Ausbeutungskette. In Brasilien werden nicht nur die Waldbewohner aus den
Regenwäldern vertrieben und die Leute, die Soja abbauen, ganz miserabel bezahlt,
sondern es handelt sich um ein weltweites System. Das System heißt Kapitalismus
und ist überall anzugreifen. IWW und FAU haben natürlich in aller Welt
Schwestergewerkschaften, und wenn es da Aktionen gibt, beteiligen wir uns mit
Soliaktionen und schauen, wie wir die Sache unterstützen können.

SB: Ihr seid ja schon einige Stunden hier. Wie waren die Reaktionen der
Passanten, wie haben die Leute auf eure Flugblätter und eure Reden reagiert?

Sanna: Insgesamt gut, viele haben sich schon mit dem Themenbereich beschäftigt,
wie wir in Gesprächen erfuhren. Möglichst viele, denen wir die Flugblätter
gegeben haben, lesen diese hoffentlich zu Hause.

SB: Wie weit spielt der Aspekt der Tierausbeutung für euch eine Rolle?

Sanna: Wie schon gesagt wurde, greift das systemisch ineinander. Die
Tierausbeutung ist natürlich systemimmanent und würde anders gar nicht
funktionieren.

SB: Konntet ihr als unabhängige Gewerkschaften in der Arbeiterschaft von Tönnies
oder anderer Fleischunternehmen irgendwelche Organisationsansätze schaffen? 
Könnt ihr direkt in die Betriebe hineinwirken?

Tobi: Es ist für uns direkt vor Ort schwer reinzukommen. Das liegt auch ein
wenig an den zu geringen Kapazitäten, die wir momentan aufbringen können,
zumindest hier in Hamburg, wo Tönnies gar nicht vertreten ist. Ich weiß nicht,
wie es anderswo ist.

SB: In den USA, wo die IWW entstanden ist, gibt es eine stark ausgebaute
Tierindustrie, die zum Beispiel auch eine Form des ökologischen Rassismus
betreibt, wenn Schweinegülle in unmittelbarer Nähe von Ansiedlungen, in denen
überwiegend nichtweiße Menschen leben, in die Luft gepustet wird. Wie ist die
IWW dort aufgestellt?

Sanna: Dazu muß man sagen, daß die IWW zwischen dem nordamerikanischen Flügel
und dem europäischen geteilt ist. Über den amerikanischen Flügel kann ich nur so
viel sagen, daß es da wahrscheinlich auch eine radikalere Form der
Zusammenarbeit gibt. Die amerikanischen Mitglieder der IWW schließen auch
mit Tierbefreiungsbewegungen oder grünen Parteien Bündnisse. Insbesondere in den
den liberaleren Bundesstaaten wie Washington State oder Kalifornien geht es
schon ein bißchen militanter zu.

SB: Sanna und Tobi, vielen Dank für das Gespräch.


Fußnote:

[1] http://www.schattenblick.de/infopool/buerger/report/brrb0131.html

19. September 2019
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TREFF/321: Kassel - Museumsführung "Kassel als Ziel ausländischer Studenten" am 29.9.2019


Stadt Kassel

Führung im Stadtmuseum "Kassel als Ziel ausländischer
Studenten"



"Kassel als Ziel ausländischer Studenten" lautet der Titel einer
Führung im Stadtmuseum innerhalb der neuen Reihe "Begegnung der
Kulturen" mit Museumsführerin Margret Baller und dem Museumsführer
Yicitcan Yilmaz am Sonntag, 29. September, 14 Uhr.

In diesem neuen Führungsformat wird die Geschichte Kassels von zwei
Seiten beleuchtet: aus der Sicht eine langjährigen Kasseler
Museumsführerin und aus der Sicht eines Zugewanderten, der seit
einigen Jahren Kassel als seine neue Heimat betrachtet. Auch
Vergleiche mit der ursprünglichen Heimat des neuen Museumsführers
werden herangezogen.

Kassel ist ein Anziehungspunkt für Menschen von weit her seit dem
Mittelalter: niederländische Kaufleute siedelten im 14. Jahrhundert in
der Stadterweiterung "Freiheit", Ende des 17. Jahrhunderts ließ
Landgraf Karl für die Hugenotten, Glaubensflüchtlinge aus Frankreich,
sogar einen neuen Stadtteil, die Oberneustadt, errichten. Seitdem
prägten Franzosen, allen voran der Baumeister und Stadtplaner Simon
Louis du Ry, sowohl das Stadtbild Kassels als auch das kulturelle
Leben. In den 50erJahren des vergangenen Jahrhunderts holte
Deutschland die Gastarbeiter ins Land, damit sie beim Aufbau helfen
konnten, heute kommen viele Studierende aus aller Welt an die
Universität Kassel und beeinflussen das städtische Leben.

Bei dieser Führung beschreiben Museumsführerin Margret Baller und
Yigitcan Yilmaz aus der Türkei, Student der Architektur und Stadt- und
Regionalplanung, die Lebensbedingungen der neuzugezogenen Menschen in
Kassel. Wie wurden sie von den alteingesessenen Bürgern aufgenommen?
Welche Parallelen und Unterschiede gibt es zwischen dem 14., dem 17.
und dem 20. Jahrhundert? Welche Erfahrungen und Erlebnisse kann Yigit
Yilmaz von sich und anderen Studierenden aus den letzten Jahren
berichten?

Bei der anschließenden Diskussion können eigenen Erlebnisse der
Teilnehmerinnen und Teilnehmer thematisiert werden.

Der Eintritt ins Museum beträgt vier Euro, ermäßigt drei Euro. Die
Teilnahme an der Führung ist kostenfrei. Die Teilnehmerzahl ist
begrenzt und eine verbindliche Anmeldung erforderlich unter der
Telefonnummer 05 61/7 87-44 05.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 18. September 2019

Stadt Kassel

Presse und Öffentlichkeitsarbeit

Rathaus, Obere Königsstraße 8, 34112 Kassel

Telefon: 0561 / 787-1231 oder 0561 / 787-1232

Telefax: 0561 / 787-87

E-Mail: presse@stadt-kassel.de

Internet: www.kassel.de
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AUSSICHTEN/8746: Und morgen, den 20. September 2019 (SB)


+++ Vorhersage für den 20.09.2019 bis zum 21.09.2019 +++






[image: Jean-Luc 8746 Wetterfrosch - © 2019 by Schattenblick]






Herbst von wegen,

Wolken grau,

Sanftsprühregen,

Jean-Luc blau.
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ÖSTERREICH/008: Neuwahlen und eine neue Bewegung (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Neuwahlen und eine neue Bewegung in Österreich

Von Sabine Schmitz, 18. September 2019



Nachdem der ehemalige österreichische Bundeskanzler Sebastian Kurz im
Mai 2019 nach dem Rücktritt des Vizekanzlers Heinz-Christian Strache
mit "Genug ist genug" Neuwahlen verkündet hat, wird Österreich am
29.9.2019 eine neue Regierung wählen.

In der Zwischenzeit hat sich eine neue Bewegung in Österreich
formiert. Die Bewegung Neues Zeitalter. Wer ist diese Bewegung? Hier
ein Auszug aus dem Parteiprogramm. Genauere Information unter der
Webseite [1].

Die Bewegung Neues Zeitalter fühlt sich von den PolitikerInnen nicht
würdig vertreten, und stellt die Art und Weise wie Politik gemacht und
gelebt wird in Frage. Sie sind davon überzeugt, dass eine andere Form
von Politik möglich, ja sogar dringend notwendig ist. Eine Politik,
welche auf Offenheit, Ehrlichkeit, Respekt, Toleranz, Verständnis,
gegenseitiger Wertschätzung, Würde und einem grundlegenden Miteinander
aufbaut.

Bewegung Neues Zeitalter will die Welt gemeinsam mit Euch, unter
Einhaltung aller ethischen Grundsätze, zu einem besseren Ort für alle
Lebewesen machen!

Die Bewegung Neues Zeitalter organisiert am 28. September 2019 von
18.00 bis 21.00 Uhr eine Lichterkette am Heldenplatz, 1010 Wien [2]

Bei der Lichterkette geht es darum, einen gemeinsamen Abend vor der
Wahl zu verbringen, um für ehrliche Zusammenarbeit auf Herzensebene
zum Wohle aller Lebewesen und des Planeten zu meistern.


Anmerkungen:

[1] www.neueszeitalter.at

[2] https://www.facebook.com/events/386826098633256/?ti=icl


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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AKTION/101: Stuttgart - Thementag des Landtags "Erinnern für Morgen", 21.09.2019


Landtag von Baden-Württemberg - Pressemitteilung 79/2019

Erinnern an Widerstandskämpfer Ludwig Marum und Führungen in den
Plenarsaal 

Sonderöffnung am Samstag, 21. September 2019, im Landtag



Stuttgart. Mit einem Thementag unter dem Motto "Erinnern für Morgen"
findet am Samstag, 21. September 2019, wieder eine Öffnung des Bürger-
und Medienzentrums des Landtags von Baden-Württemberg statt. Im Fokus
der Sonderöffnung von 11.00 bis 17.00 Uhr stehen das Gedenken und
Erinnern an den Widerstandskämpfer Ludwig Marum und andere
Abgeordnete, die politisch verfolgt wurden. Darüber hinaus werden etwa
halbstündige Führungen in den Plenarsaal und ein Podiumsgespräch zum
Thementag angeboten.

Im Bürger- und Medienzentrum wird eine Wanderausstellung der
Gedenkstätte Deutscher Widerstand (Berlin), des Landesarchivs
Baden-Württemberg sowie des Forums Ludwig Marum e.V. gezeigt, die
erstmals in Baden-Württemberg zu sehen ist. Sie ist dem badischen
SPD-Politiker Ludwig Marum (1882-1934) gewidmet, der gemeinsam mit
anderen die Demokratie im Land mitbegründete und verteidigte. "Mit der
Sonder-schau will der Landtag den jüdischen Demokraten als
Identifikationsfigur und Vorbild würdigen", so Landtagspräsidentin
Muhterem Aras (Grüne). 1933 wurde der Politiker von den
Nationalsozialisten im Konzentrationslager Kislau inhaftiert und
später ermordet.

Zum Thema der Ausstellung findet um 14.30 Uhr ein Podiumsgespräch über
das Wirken Ludwig Marums statt. Daran nehmen Alexander Marum, ein
Urenkel Ludwig und Johanna Marums, die Marumskennerin Dr. Monika Pohl
sowie der Antisemitismusbeauftragte der Landesregierung, Dr. Michael
Blume, teil. Ein Grußwort werden Landtagsvizepräsidentin Sabine Kurtz
(CDU) und der Präsident des Landesarchivs, Prof. Dr. Gerald Maier,
sprechen. "Im Landesarchiv liegen die Unterlagen des badischen
Landtags, in dem Ludwig Marum politisch wirkte", sagt Prof. Dr. Gerald
Maier. "Mit den Unterlagen können wir Ludwig Marums Überzeugungen und
seinen Kampf für die gefährdete Weimarer Republik dokumentieren. Da
erweist sich das Archiv als Ort der Demokratiegeschichte."

Der Leiter der Abteilung Archivischer Grundsatz im Landesarchiv, Dr.
Clemens Rehm, ergänzt: "Ludwig Marum war ein Mensch, der für Recht und
Republik sein Leben gab. Mit der Ausstellung wollen wir sein Leben und
Wirken, sein Eintreten für Toleranz und Rechtsstaatlichkeit in
schwierigen Zeiten bekannt machen. An ihn zu erinnern bedeutet, den
Werten Gerechtigkeit und Demokratie, für die er damals einstand, eine
Stimme für das Heute zu verleihen." Vervollständigt wird der Thementag
durch die Möglichkeit für Besucherinnen und Besucher, das neue
Gedenkbuch des Landtags anzusehen und darin zu recherchieren. In
diesem werden die Biografien von 329 politisch verfolgten Abgeordneten
aus dem Gebiet des heutigen Baden-Württemberg dargestellt.

 * 

Quelle:

Pressemitteilungen 79/2019 - 17.09.2019

Herausgeber: Landtag von Baden-Württemberg

Referat Öffentlichkeitsarbeit, Haus des Landtags,

Konrad-Adenauer-Straße 3, 70173 Stuttgart

Telefon: 0711/2063-0

Telefax: 0711/2063-299

E-Mail: Post@Landtag-bw.de

Internet: http://www.landtag-bw.de
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KURSE/503: Leverkusen - "Nachtfrequenz" - Workshops für Kinder und Jugendliche am 28.9.19


Stadt Leverkusen

Nachtfrequenz: Workshops für Kinder und Jugendliche



Im Rahmen der landesweiten Veranstaltung "Nachtfrequenz" finden am
Samstag, dem 28.09.19, auf dem Quartiersplatz der nbso hinter dem
Jugendhaus mehrere Workshops für Kinder und Jugendliche statt.
Angeboten werden ein Graffiti-Workshop, T-Shirt-Design im
Siebdruckverfahren, Cap-Design mit der Airbrush-Pistole, eine
Mosaik-Werkstatt, eine mobile Modedesign-Werkstatt und eine
Schmiedewerkstatt. Die Angebote beginnen um 13 Uhr und sind
kostenfrei. Eine Anmeldung für den Graffiti-Workshop und für das
Airbrush-Design sind erwünscht. Um 12 Uhr starten 20 Graffitikünstler
mit der Gestaltung der "Hall" an der Schallschutzmauer. Die Aktionen
werden von zwei DJs begleitet. Der Eintritt ist frei.

Kontaktdaten für die Anmeldung: Haus der Jugend, Kolbergerstr. 95,
51381 Leverkusen, Tel.: 0214 - 406 - 5651 / 5652 ab 14 Uhr,
hausderjugend@stadt.leverkusen.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 18. September 2019

Stadt Leverkusen

E-Mail: postmaster@stadt.leverkusen.de

Internet: http://www.leverkusen.de
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THEATER/1435: Unna - "Hänsel und Gretel" am 12. November 2019


Stadt Unna

Hänsel und Gretel



Der Klassiker "Hänsel und Gretel" wird am 12. November 2019 vom
NiederrheinTheater präsentiert. Es behandelt Armut, Flucht und
Hoffnung mit einer kindergerecht dargestellten, lustigen Hexe, so dass
für allerhand Spaß gesorgt ist.

Inhalt: "Knusper, Knusper, Knäuschen, wer knuspert an meinem
Häuschen?"- Hänsel und Gretel ist eine der berühmtesten und
beliebtesten Erzählungen aus der deutschen Märchenlandschaft. Die
Geschichte um die beiden Kinder, die notgedrungen ihre Heimat
verlassen und in den Tiefen des Waldes gegen eine gefährliche Hexe
bestehen müssen, wurde von den Brüdern Grimm aufgeschrieben.

Info und Anmeldung:

Kreisstadt Unna

zib, Bereich Kultur

Lindenplatz 1

59423 Unna

T.: 02303/103-722

Ort: Stadthalle Unna

Zeitraum: maximal eine Stunde

Alter: für Menschen ab 3-4 Jahren

Anmeldung und Information bei den Kulturbetrieben Unna unter der
Telefonnummer 02303/103-722. Karten gibt es bei i-Punkt im zib oder an
der Tageskasse.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 16. August 2019

Stadt Unna

Pressestelle, Rathausplatz 1, 59423 Unna

Telefon: (02303) 103-101

Telefax: (02303) 103-299

E-Mail: presse@stadt-unna.de

Internet: http://www.unna.de
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FÜHRUNG/996: Hanau - "August Gaul. Bildhauer der Moderne" auf Deutsch und Italienisch, 29.9.19


Stadt Hanau

Führung zur Ausstellung "August Gaul. Bildhauer der Moderne" auf
Deutsch und Italienisch

Sonntag, 29. September, um 15 Uhr im Museum Großauheim im Rahmen der
Interkulturellen Woche



Im Rahmen der Interkulturellen Woche (21.09.-29.09.2019) mit dem
diesjährigen Motto "Zusammen leben, zusammen wachsen" bietet das
Museum Großauheim eine zweisprachige Führung mit Kunsthistorikerin und
Museumspädagogin Susanna Rizzo M.A. in italienischer und deutscher
Sprache durch die Dauerausstellung August Gaul an. Der Bildhauer wurde
vor 150 Jahren in Großauheim geboren. Tiere sind das Motiv seiner
weltbekannten Skulpturen in Stein und Bronze. Seine Werke wurden zu
Beginn des 20. Jahrhunderts auf den Weltausstellungen in Paris, Turin,
in der Schweiz und in St. Louis im Staat Missouri gezeigt - noch heute
steht ein monumentaler Adler von August Gaul in Bronze mitten im
Kaufhaus Macys in Philadelphia und eine Brunnenanlage mit einer
monumentalen Wisentgruppe in Kaliningrad in Russland.

Die Kosten für die Führung betragen zwei Euro pro Person plus
Museumseintritt. Teilnahmebedingung ist die telefonische oder
schriftliche Anmeldung bis donnerstags vor dem Termin unter Telefon
06181 - 295 - 1799 oder per E-Mail an museen@hanau.de

Weitere Informationen und Termine stehen im Veranstaltungskalender der
Stadt Hanau unter www.museen-hanau.de.

Museum Großauheim - Kunst & Industriegeschichte

Pfortenwingert 4, 63457 Hanau-Großauheim

www.museen-hanau.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 19. September 2019

Stadt Hanau

Pressestelle

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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GEGENWIND/825: "Ausstempeln und mitmachen"


Gegenwind Nr. 372 - September 2019

Politik und Kultur in Schleswig-Holstein & Hamburg

"Ausstempeln und mitmachen

Gewerkschaften rufen zur Teilnahme am Klimastreik am 20. September
auf

von Günther Stamer



Vom 20. bis 27. September werden weltweit Menschen auf die Straße
gehen und für die Einhaltung des Pariser Klimaschutzabkommens und
gegen die anhaltende Klimazerstörung laut werden.


#FridaysForFuture schreiben in ihrem Aufruf für den globalen
Klimastreik: "Jahre sind mit Gerede vergangen, mit unzähligen
Verhandlungen, mit nutzlosen Vereinbarungen zum Klimawandel. Firmen,
die fossile Brennstoffe fördern, durften jahrzehntelang ungehindert in
unseren Böden schürfen und unsere Zukunft abfackeln. Politiker wussten
seit Jahrzehnten über den Klimawandel Bescheid. Sie haben die
Verantwortung für unsere Zukunft bereitwillig Profiteuren überlassen,
deren Suche nach schnellem Geld unsere Existenz bedroht. Wir jungen
Leute können unseren Beitrag für einen größeren Kampf leisten, und das
kann einen großen Unterschied machen. Aber das funktioniert nur, wenn
unser Aufschlag als Aufruf verstanden wird. Deswegen ist dies unsere
Einladung.

Am Freitag, 20. September, werden wir mit einem weltweiten Streik eine
Aktionswoche für das Klima beginnen. Wir bitten Sie, sich uns
anzuschließen. Es gibt in verschiedenen Teilen der Welt viele
verschiedene Pläne für Erwachsene sich zusammenzuschließen, Farbe zu
bekennen und sich für unser Klima aus der Komfortzone heraus zu wagen.
Lasst uns diese Pläne zusammenbringen gehen Sie an diesem Tag mit
ihren Nachbarn, Kollegen, Freunden und Familien auf die Straße, damit
unsere Stimmen gehört werden und dies ein Wendepunkt wird. ... um
alles zu verändern, brauchen wir alle. Es ist Zeit für uns alle,
massenhaften Widerstand zu leisten - wir haben gezeigt, dass
kollektive Aktionen funktionieren. Wir müssen den Druck erhöhen, um
sicherzustellen, dass der Wandel passiert. Und wir müssen ihn
gemeinsam beschleunigen. Dies ist also unsere Chance - schließt euch
unseren Klimastreiks und -aktionen in diesem September an."

Die Berührungsängste zwischen Gewerkschaftern und Klimaaktivisten sind
noch immer deutlich zu spüren. Sehen die einen Kohlekraftwerke und
Autokonzerne als zentrale Bedrohungen für das Klima, fürchten die
anderen angesichts forscher Ausstiegsforderungen um ihre
Arbeitsplätze, sehen sich und ihre Familien mit der Gefahr des
sozialen Abstiegs konfrontiert.

Als erster Vorsitzender einer deutschen Gewerkschaft hat Frank Bsirske
nun die rund zwei Millionen ver.di-Mitglieder aufgerufen, am 20.
September mit der "Fridays-for-Future"-Bewegung auf die Straße zu
gehen. "Es geht darum, Flagge zu zeigen - wir brauchen ein deutlich
konsequenteres Handeln der Politik beim Klimaschutz", erklärte
Bsirske. "Wir sollten so schnell wie möglich aus der Kohleverstromung
aussteigen, das ist unsere Position bei ver.di." Damit korrigiert der
stellvertretende Aufsichtsratsvorsitzende des Essener Energiekonzerns
RWE seine frühere Position. Die von der Bundesregierung eingesetzte
Kohlekommission hatte einen Ausstieg für 2038 empfohlen, "Fridays for
Future" dringt auf ein Datum acht Jahre früher.

Für die Klimawende auf die Strasse?



"Wer kann sollte "ausstempeln und mitmachen.

 Ich werde jedenfalls hingehen."

 ver.di-Vorsitzender Frank Bsirske



"Wir rufen natürlich nicht zu einem ordentlichen Streik auf, das geht
nicht. Es wird auch nicht jeder seine Arbeit unterbrechen können. Aber
wer kann, sollte ausstempeln und mitmachen. Ich werde jedenfalls
hingehen," so Bsirske.

Kurz nach Bsirkes Appell schloss sich auch die gewerkschaftliche
Dachorganisation, der Deutsche Gewerkschaftsbund (DGB) der Initiative
von ver.di an. "Für den DGB ist klar: Die Politik muss beim
Klimaschutz aufs Tempo drücken. Auf einem toten Planeten kann es keine
Arbeitsplätze geben."

So könnte der 20. September der Auftakt zu einem verstärkten
Engagement in den Betrieben für den Klimaschutz werden. An diesem Tag
können Betriebsversammlungen stattfinden, Aushänge gemacht und
Flugblätter verteilt werden. Es können betriebliche Aktionen für einen
Ausbau des öffentlichen Verkehrs und der Erneuerbaren Energien
organisiert und für die Beteiligung an den Demonstrationen mobilisiert
werden.

Wenn dies gelingt, dann können Gewerkschaften und die Beschäftigten
aktiver Teil der Klimabewegung und der 20. September der Auftakt zu
einer Wende zu einer sozialen und ökologischen Gesellschaft werden.

 * 

Quelle:

Gegenwind Nr. 372 - September 2019, Seite 4 - 5

Herausgeber: Gesellschaft für politische Bildung e.V.

Schweffelstr. 6, 24118 Kiel

Redaktion: Tel.: 0431/56 58 99, Fax: 0431/570 98 82

E-Mail: redaktion@gegenwind.info

Internet: www.gegenwind.info

 

Der "Gegenwind" erscheint zwölfmal jährlich.

Einzelheft: 3,00 Euro, Jahres-Abo: 33,00 Euro.

Solidaritätsabonnement: 46,20 Euro
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GRASWURZELREVOLUTION/1893: Wir blockieren am Ort der Zerstörung


graswurzelrevolution Nr. 441, September 2019

für eine gewaltfreie, herrschaftslose gesellschaft

- beilage klima-aktionsblatt -

Wir blockieren am Ort der Zerstörung

Von Lara von Ende Gelände



Seit August 2015 organisiert das Klima-Aktionsbündnis "Ende
Gelände!" regelmäßig Blockaden gegen den Kohleabbau. Ende Gelände
fordert einen sofortigen Kohleausstieg sowie einen tiefgreifenden,
sozial-ökologischen Wandel durch eine Abkehr vom fossilen
Kapitalismus: "System Change not Climate Change". Im Sommer 2019
besetzten Aktivist*innen von Ende Gelände den Tagebau Garzweiler im
Rheinischen Braunkohlerevier. Nach dem 20. September ist eine weitere
Aktion zivilen Ungehorsams in diesem Jahr geplant. (GWR-Red.)


Als wir uns an einem sonnigen Samstagmittag im Juni aus dem
Demonstrationszug entlang des riesigen Tagebaus lösen, Tausende
Menschen in weißen Anzügen, unaufhaltsam die Polizeiketten
durchfließen und in Richtung des gigantischen Braunkohle-Baggers
gehen, spätestens da ist klar: Kohleausstieg ist immer noch
Handarbeit. 2038, wie von der Kohlekommission vorgeschlagen, ist kein
Ausstiegsdatum, mit dem wir ruhig schlafen können. Die Klimakrise ist
bereits grausame Realität, Menschen vor allem im globalen Süden leiden
unter Rekordhitze und Wassermangel.

Wenn wir die Erderhitzung nicht auf 1,5 Grad begrenzen, droht eine
Klimakatastrophe, die zu allererst die Ärmsten dieser Welt treffen
wird und letztlich uns allen die Zukunft raubt.

Mit dem bisher größten Protest-Wochenende gegen Kohle hat Ende Gelände
diesen Sommer gezeigt: Der unmögliche Vorschlag von Regierung,
Wirtschaft und Nichtregierungsorganisationen für 19 weitere Jahre
Kohle hat die Bewegung für Klimagerechtigkeit nicht befriedet.

Im Gegenteil: Sie ist stärker als je zuvor. Zusammen mit Fridays for
Future und dem Bündnis Alle Dörfer bleiben ist es uns gelungen, 10.000
Menschen ins Rheinland zu bringen, die sich geschlossen gegen die
zerstörerische Braunkohle-Industrie gestellt haben - darunter viele
Menschen, die zum ersten Mal zivilen Ungehorsam geleistet haben.


Kommissions-Debakel

Hätten wir das im Februar 2019 für möglich gehalten? Nach der
Aktionswoche gegen die Kohlekommission im Februar blieb ein Gefühl der
Hilflosigkeit. Ja, im Hambacher Forst hatte die Klima-Bewegung im
Herbst 2018 einen Etappensieg errungen: Mit Baumhäusern,
Waldspaziergängen und zivilem Ungehorsam hatten Besetzer*innen und
Spaziergänger*innen gemeinsam die Rodung gestoppt. Dann legte Ende
Gelände nach und blockierte Ende Oktober den Tagebau, der den Wald und
das Klima bedroht. Unsere Forderungen nach sofortigem Kohleausstieg
und Systemwandel waren so präsent wie nie zuvor und wurden von immer
mehr Menschen geteilt. Doch für den politischen Prozess des
Kohleausstiegs hatte das keine Auswirkungen; in der Kohlekommission
siegten die Interessen der Kohle-Konzerne. Wir waren frustriert,
obwohl wir eigentlich nichts anderes erwartet hatten.

Ein halbes Jahr und eine Massenaktion später ist das Thema Klima
präsenter als je zuvor. Das ist vor allem Fridays for Future zu
verdanken.

Die streikenden Schüler*innen haben die Klimakrise in die Talkshows
und an die Abendbrottische gebracht. Doch bei den wöchentlichen
Demonstrationen fürs Klima bleiben die Forderungen oft vage: Woran
liegt es, dass Deutschland seine Klimaziele nicht einhält? Was ist es,
das wir grundlegend ändern müssen?

Um das aufzuzeigen, müssen wir uns die konkreten Orte anschauen, an
denen die Klimakrise produziert wird. Das sind nicht in erster Linie
die Schnitzel oder die Plastiktüten. Das ist die fossile Industrie.


Kohle-Gruben sind Orte der Zerstörung

Braunkohle ist der dreckigste Energieträger und Deutschland ist das
Land, das weltweit am meisten Braunkohle verfeuert. Weder der Hambi
noch die Kohlekommission haben daran etwas geändert. Jeden Tag baggern
die riesigen Kohle-Bagger weiter. Jeden Tag stoßen deutsche
Kohle-Kraftwerke mehr CO2 aus als ganze Länder.

Nicht Menschen im globalen Süden werden von dem zerstörerischen
Wirtschaftsmodell der Kohle-Konzerne bedroht, auch Schüler*innen, die
ihre Zukunft verlieren, und Tagebau-Betroffene, die ihre Dörfer
verlieren. Mit dem großen gemeinsamen Protest-Wochenende im Rheinland
ist es gelungen, das deutlich zu machen.

Wir haben den Finger in die klaffende Wunde der Tagebaue gelegt und
gezeigt: Ein "Weiter so" gibt es nicht - nicht mit uns! Nun setzt die
Regierung zum nächsten Befriedungsversuch an: Ein Klimakabinett soll
am 20. September Vorschläge präsentieren, wie die Klimakrise noch
gestoppt werden kann. Es ist der Versuch von CDU/CSU und SPD, ihren
internen Streit in der Klimapolitik beizulegen und mit
Kleinstmaßnahmen wie einem viel zu niedrigen CO2-Preis der
Öffentlichkeit vorzugaukeln, das Problem sei gelöst. Das wird nicht
gelingen: Für den 20. September sind die bisher größten Proteste von
Fridays for Future geplant, auch Erwachsene sollen dieses Mal
mitstreiken.

Ende Gelände ruft dazu auf, sich den Protesten anzuschließen - und
auch zivilen Ungehorsam zu leisten. Das ist wichtig, um einen
Gegenpunkt zu setzen zu den unzureichenden Vorschlägen der Regierung.
Es ist auch wichtig, damit wir uns die eigene Handlungsfähigkeit
erhalten. Doch was kommt dann?


Systemwandel selber machen

Wir dürfen nicht noch einmal auf den politischen Prozess starren wie
das sprichwörtliche Kaninchen. Wir brauchen eigene, konkrete Ziele auf
unserem Weg zu Klimagerechtigkeit und Systemwandel.

Der sofortige Kohleausstieg ist ein konkreter und zentraler Schritt
auf diesem Weg. Deshalb dürfen wir uns nicht vom Klimakabinett in die
Irre führen lassen. Wir müssen zurück zum Ort der Zerstörung und
weiter den Finger in die Wunde legen. Ende Gelände plant dieses Jahr
deshalb noch eine zweite Aktion zivilen Ungehorsams. In der Lausitz,
unweit von Berlin, stehen drei dreckige Braunkohle-Kraftwerke, für die
es keinen Abschaltplan gibt.

Ein Tagebau soll sogar noch erweitert werden. Einem ganzen Dorf,
Proschim, das sich selbst komplett mit erneuerbaren Energien versorgt,
droht deshalb die Abbaggerung. Dabei ist jetzt schon klar, dass der
tschechische Kohle-Konzern LEAG die Lausitz im Stich lassen wird,
sobald sich das Braunkohle-Geschäft nicht mehr rentiert.

Bereits 2016 hat Ende Gelände ein ganzes Wochenende lang die
Braunkohle-Bagger in der Lausitz zum Stillstand gebracht. Es war keine
einfache Aktion. Wir haben lokale Nazi-Strukturen gegen uns
aufgebracht und als diese uns angriffen, lies die Polizei sie
gewähren. Wir wissen also: Protest gegen Kohle in der Lausitz ist kein
Spaziergang.

Aber aus Angst vor den Rechten in Untätigkeit verharren kann keine
Option sein - das tut schon die Politik. Wo sie versagt, werden wir
aktiv: mit Schutzkonzepten, einem klar abgesteckten Aktionsziel und
Aktionszeitraum.


Fazit

Wenn das Klimakabinett am 20. September 2019 sein Versagen
präsentiert, sind wir nicht frustriert - sondern schon mitten in den
Planungen für eine Aktion in der Lausitz.

Während die Regierung beim Kohleausstieg keinen Schritt voran kommt,
nehmen wir die Sache selbst in die Hand. Wann und wie genau, müssen
wir gemeinsam mit anderen Akteuren besprechen, vor allem mit den
Menschen aus dem lokalen Kohle-Widerstand. Eines jedenfalls ist
sicher: Die Kohle-Bagger werden nur stillstehen, wenn wir sie mit
unseren Körpern blockieren. Auf geht's, ab geht's, in die Lausitz!

Wenn ihr Euch an den Planungen beteiligen möchtet, schreibt
bitte an lausitz@ende-gelaende.org.

 * 

Quelle:

graswurzelrevolution, 48. Jahrgang, Nr. 441, September 2019

beilage klima-aktionsblatt der GWR, herbst 2019, S. 2

Herausgeber: Verlag Graswurzelrevolution e.V.

Koordinationsredaktion Graswurzelrevolution:

Breul 43, D-48143 Münster

Telefon: 0251/482 90-57, Fax: 0251/482 90-32

E-Mail: redaktion@graswurzel.net

Internet: www.graswurzel.net

 

Die "graswurzelrevolution" erscheint monatlich mit

einer Sommerpause im Juli/August.

Der Preis für eine GWR-Einzelausgabe beträgt 3,80 Euro.

Ein GWR-Jahresabo kostet 38 Euro.
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IMI/971: Bundesweite Gelöbnisse im November


IMI - Informationsstelle Militarisierung e.V.

IMI-Analyse 2019/27 vom 12. September 2019

Bundesweite Gelöbnisse im November

Pathos, Geschichtspolitik, religiöse Verbrämung - Warum Armeen Rituale
inszenieren

von Markus Euskirchen



Die neue Bundesverteidigungsministerin kündigte anlässlich ihres
Amtsantrittes im Juli 2019 für den 12. November dieses Jahres
bundesweit Zapfenstreiche an. In Berlin "wünscht" sie sich für den
"Geburtstag" der Bundeswehr einen Zapfenstreich vor dem Reichstag.
"Wir werden die Sichtbarkeit der Bundeswehr in unserer Gesellschaft
erhöhen." Koste es, was es wolle, schwingt dabei unausgesprochen mit.
Es geht ausdrücklich um Sichtbarmachung, Visualisierung. Was soll
sichtbar gemacht werden? Die Bundeswehr, der mit Kriegswaffen
ausgestattete und von Nazi-Netzwerken durchzogene Staatsapparat, in
dem sich die staatliche Macht in ihrer tödlichsten Konsequenz
materialisiert. Der Zapfenstreich soll uns bundesweit und unübersehbar
in der Öffentlichkeit präsentiert werden: ein
Machtvisualisierungsritual, eine öffentliche Drohung.


Zapfenstreich?

Der Zapfenstreich stammt ab vom Signalspiel der Flöter und Trommler in
den Truppenlagern des europäischen dreißigjährigen Krieges im 17.
Jahrhundert, mit dem am Abend der Bierausschank beendet wurde (der
"Zapfen" am Fass wurde symbolisch "gestrichen"). Heute besteht er aus
einer festgelegten Folge von Musikstücken: stramme Marschmusik zum Ein-
 und Ausmarsch, getragenes, feierliches Liedgut ("Ich bete an die
Macht der Liebe"), die unvermeidliche Nationalhymne. Das kollektive
Zwangsabsingen derselben. Die Inszenierung in der Abenddämmerung
besteht aus Fackelmarsch, Antreten des Wachbataillons, "Präsentiert
das Gewehr" und "Helm ab zum Gebet".

Das Ritual des Zapfenstreichs ist den Sinngehalten militaristischer
und christlicher Traditionen verhaftet. Es lassen sich zwar
unterschiedliche - manchmal sich auch direkt widersprechende -
politische Inhalte oder Ideologien über den Rahmen des Rituals
transportieren (Zapfenstreich als zentrales militärrituelles Ereignis
der Bundeswehr und einst auch der NVA, der Nationalen Volksarmee der
DDR), im Zentrum steht aber immer - unabhängig von der politischen
Botschaft - die emotionale Öffnung der Einzelnen für den militärischen
Gehalt im engeren Sinne, die Verkündung der absoluten Wahrheit des
"gerechten Krieges". Das Ritual untermauert durch seine religiösen
Anspielungen Argumentationen des "gerechten Krieges"[1] mit einem
Glaubensfundament: Kein Zweifel darf den Gerechtigkeitsanspruch der
politischen Botschaft in Frage stellen. Die Herstellung dieser
Zweifelsfreiheit benötigt den Rückgriff auf Mechanismen der
Religiosität. Für den Zapfenstreich wird immer die Bedeutung seiner
musikalischen Teile hervorgehoben und auf eine besondere Perfektion
der musikalischen Darbietung Wert gelegt. Die Musik (Serenade) dient
aber nur scheinbar dem Lob Gottes.

"Tatsächliche Aufgabe hingegen ist die Erbauung der Feiernden, die
Schaffung festlicher, feierlicher Stimmungen und damit das Gefühl,
einer Gemeinschaft anzugehören, die den "wahren" Glauben vertritt."[2]
Der in einem derartigen Ritual gestiftete Glaube (an den "gerechten
Krieg") beinhaltet dann mindestens die Lizenz, wenn nicht sogar den
Auftrag zum Töten der erklärten Feinde, seien es die imperialistischen
Klassenfeinde, die geopolitischen Rivalen ("böser Russe", vielleicht
demnächst wieder: "gelbe Gefahr") oder die Gegner im Kampf gegen den
Terror, Piraterie etc.. Das Militärritual insgesamt visualisiert
diesen Auftrag und die Bereitschaft zu seiner Befolgung. Wenn im
Gelöbnis die Rekruten aufs Töten und Sterben auf Befehl vorbereitet
werden, dann zielen die Feierlichkeit und die religiös aufgeladene
Liturgie des Zapfenstreichs auf die Verankerung dieser Militärlogik in
der gesamten Gesellschaft.[3] Insofern ist es nur konsequent, wenn
eine neue Verteidigungsministerin, die ihr Amt mit einem Anspruch auf
das Gesamtgesellschaftliche angeht, auch symbol-politisch auf Angriff
setzt und zur Zapfenstreichoffensive bläst.


Traditionslinie preußisch-deutscher Militarismus

Der Zapfenstreich ist das zentrale Ritual der preußisch-deutschen
Militärgeschichte. 1726 in seinen Ursprüngen erstmals schriftlich
dokumentiert, wurde er 1813 vom Preußenkönig in seiner bis heute
gültigen Grundstruktur festgelegt. In diese bald 300 Jahre alten
Militärtradition stellt sich die BRD und ihre Armee also mit dem
Zapfenstreich: Zivilbevölkerung terrorisierende Landsknechthorden,
Preußischer Kadavergehorsam, bismarcksche Großmachtpolitik,
wilhelminischer Kolonialwahn, blinder Hurra-Patriotismus des Ersten
Weltkrieges, die paramilitärische Verfolgung republikanischer und
revolutionärer Bewegungen nach 1919, der militärische Gehorsam, der
den faschistischen Vernichtungsfeldzug erst ermöglichte, die
Wiederaufrüstung in den Kalten Krieg hinein, die Vorbereitung des
Atomkriegs, die Remilitarisierung deutscher Außenpolitik nach 1990 und
schließlich die Militarisierung der Europäischen Union unter deutscher
Führung - spätestens mit dem Brexit.

Diese Traditionslinie bedeutete in der Vergangenheit Millionen
Kriegstote und führte zu den Angriffskriegen, die die Bundeswehr in
ihrer jüngsten Vergangenheit und gegenwärtig vorbereitet und führt.
Auch heute werden wieder Kriegsverbrecher mit Beförderung belohnt: Die
Bombardierung unbewaffneter Zivilisten in Kundus/Afghanistan jährt
sich 2019 zum zehnten Mal. Der Oberst, der den Luftangriff anforderte
und gegen die Bedenken der US-Piloten durchsetzte, wurde in der Folge
zum General befördert.


Einlullende Militärrituale

Die Parolen für solche Geburtstags-Zapfenstreiche ähneln sich. 2005
hieß es: "50 Jahre Bundeswehr - 50 Jahre Parlamentsarmee". Klingt gut,
vor allem, wenn man schon wieder vergessen hat (oder nie hat zur
Kenntnis nehmen wollen), dass der Bundestag sich am 3. Dezember 2004
durch den Beschluss des "Parlamentsbeteiligungsgesetzes"[4] die
eigenen Einflussmöglichkeiten weitgehend beschnitten hat.[5] Das
Gesetz trat am 24. März 2005 in Kraft und regelte die Einfluss- und
Kontrollmöglichkeiten des Bundestages gegenüber der Exekutive
(Regierung, Minister) neu.

Zentral ist das sog. Vereinfachte Zustimmungsverfahren aus § 4:
Ist ein Einsatz von geringer Intensität und Tragweite, sind nur wenige
Soldaten beteiligt und handelt es sich nicht um einen Krieg, dann
setzt die Regierung das Parlament einfach nur von ihrem Vorhaben in
Kenntnis und dieses gilt als genehmigt, wenn nicht binnen einer Woche
eine Fraktion oder fünf Prozent der Abgeordneten eine Plenarberatung
fordern. Dieses Verfahren wird auch bei der Verlängerung bereits
einmal gebilligter Auslandseinsätze angewandt. Ottfried Nassauer hebt
auf die erleichterte Kriegsvorbereitung durch das neue Gesetz ab -
dadurch, "dass künftig nur der "konkrete militärische Einsatz" der
Parlamentszustimmung bedarf, nicht aber Auslandseinsätze, die nur der
Vorbereitung oder Planung solcher Einsätze dienen. (...) Zu jenen
Auslandsverwendungen deutscher Soldaten, die keiner Zustimmung des
Bundestages bedürfen, soll deren Einsatz in ständigen multinationalen
Stäben der NATO, der EU oder anderer Organisationen kollektiver
Sicherheit gehören. In der Begründung des Gesetzentwurfs heißt es,
zustimmungspflichtig sollen lediglich Verwendungen in extra für einen
Einsatz zusammengestellten Stäben sein. Auch dies soll Regierung und
Verwaltung unliebsame, öffentliche Debatten ersparen. Sowohl die NATO
als auch die EU werden künftig im Wesentlichen ihre im Aufbau
befindlichen ständigen mobilen Hauptquartiere einsetzen."[6]

Zweite dramatische Neuerung des Gesetzes war die "Gefahr im
Verzug"-Regelung aus § 5: Wenn die Exekutive "Gefahr im Verzug"
erkennt, dann darf sie direkt losschlagen und muss das Parlament nur
noch im Nachhinein abstimmen lassen. Dabei geht es um Einsätze, die
"keinen Aufschub dulden oder Einsätze zur Rettung von Menschen aus
Gefahrenlagen, bei denen eine öffentliche Befassung des Bundestages
das Leben der betroffenen Menschen gefährden könnte". Die
Formulierungen sind so unbestimmt, dass sich z.B. Einsätze von
Spezialkommandos wie des KSK darunter fassen lassen.

Es handelt sich also im Ganzen um ein Parlamentsentmündigungsgesetz,
das ganz schön hilfreich ist bei der neo-imperialen Transformation und
Militarisierung der BRD-Außenpolitik (2005 ging es um den Einfluss auf
die Rohstoffgebiete im Südsudan). Bei der Kriegsvorbereitung in den
Stäben und durch Militärberater in den sog. Krisengebieten muss das
Parlament nicht mehr (in)formiert werden, mit öffentlichen Debatten
muss man sich kaum noch aufhalten.

Und wenn Militäreinsatz, Kampf, Krieg (vielleicht sogar) erst mal
richtig losgehen, dann liegt das Kind bereits im Brunnen bzw. lässt
sich die Karte der nationalen Verantwortung umso verpflichtender
spielen. Mittlerweile kommt es vor, dass sogar Kampftruppen ganz ohne
Wissen und Zustimmung des Parlaments unterwegs sind, wie im Mai 2019
bekannt wurde: Deutsche Spezialeinheiten waren in Niger und Kamerun im
Einsatz - ohne Zustimmung des Bundestages. Selbst die niedrige
Schwelle des Gesetzes von 2005 wird also noch unterlaufen und damit
politisch sturmreif geschossen: Warum noch ein Gesetz, wenn es eh
nicht mehr eingehalten wird... Bis es wieder soweit ist, dass die
deutsche Generalität tun kann, was sie für richtig hält, statt sich
von Demokraten gängeln zu lassen, lässt man es sich bei Militärkonzert
und Fackelschein wohlig sein ums Herz.


Europas neue Militärrituale

Oft und gerne werden Gelöbnisse und Zapfenstreiche zu Ehren eines
Gastes aus der EU-Nachbarschaft oder aus einem gemeinsamen
geschichtspolitischen Anlass ausgeführt. Auch bei entsprechenden
Militärritualen im benachbarten EU-Ausland können wir eine europäische
Komponente beobachten: So vermitteln etwa paradenförmige
Truppenaufmärsche wie z.B. anlässlich des französischen
Nationalfeiertags auf der Avenue des Champs-Élysées in Paris
einerseits die nationale und staatliche militärpolitische Position:
Wir sind bewaffnet, unsere Waffenträger gehorchen auf unsere Befehle
und marschieren in Reih und Glied und wir haben Verbündete, die mit
uns gemeinsam marschieren. Andererseits wird die Demonstration eines
solchen Gewaltpotentials als richtig und unvermeidlich empfunden; der
damit verbundene Verweis auf die Gewaltförmigkeit des dahinter
stehenden Projekts wird nicht hinterfragt, er ist erst mal
undurchschaubar: Beim Nationalfeiertag in Paris marschieren auch
deutsche Soldaten mit der deutsch-französischen Brigade, dem
Eurocorps; bereits 1994 paradierten deutsche Kampfpanzer erstmals
wieder auf den Champs-Élysées. Europäische Eingebundenheit soll die
Zügelung nationaler Militärmächte symbolisieren und ein auch
militärisch vereinigtes und nach außen handlungsfähiges und -williges
Europa darstellen. Die gemeinsamen europäischen Militärrituale
verweisen somit zwar auf einen inner-europäischen Burgfrieden,
zugleich aber auch auf die viel-tausendfach tödliche Sicherheit der
"Festung Europa" in ihrem Inneren und an ihren Grenzen und auf den
eigenständig globale Interessenpolitik betreibenden
Euro-Imperialismus, der strukturelle Gewaltverhältnisse im Weltmaßstab
reproduziert und wenn nötig auch mit direkter Gewalt operiert. Ganz im
Sinne von Johan Galtungs Konzept von "Kultureller Gewalt" wird mittels
der symbolisch aufgeladenen Militärrituale die Realität so
undurchsichtig gemacht, "daß wir eine gewalttätige Handlung oder
Tatsache überhaupt nicht wahrnehmen oder sie zumindest nicht als
solche erkennen."[7]

In den Militärritualen verweist die moderne Souveränität - ob national
oder im Übergang zur europäischen - mitnichten ausschließlich auf sich
selbst. Sie verweist ebenso auf die autoritär-herrschaftlichen
Momente, die das Fundament jeder staatlichen Ordnung bilden - auch der
Ordnung der formalen Demokratie. Moderne Staaten begegnen einander,
indem sie sich ihre protokollarisch domestizierten Gewaltapparate
vorführen. Daher haben die sich selbst als zivil-demokratisch
verstehenden Nationalstaaten auf der Ebene des
diplomatisch-protokollarischen Kontakts auch gar kein
Kompatibilitätsproblem mit autoritären, diktatorischen, faschistischen
Staatsgebilden.

In den inszenierten Machtvisualisierungen wiederum werden bestimmte
Verfahren und Institutionen durch ihre umfassende ästhetische
Aufbereitung überhöht.

"Die Akzeptanz, die im demokratischen Machtgebrauch auf der Ebene der
Entscheidungsfindung qua Visibilität hergestellt worden ist, muß im
autoritär-herrschaftlichen Machtgebrauch auf der Ebene der
Ordnungsstiftung durch die Visualisierung der Repressionsmittel
hergestellt werden."[8]

Eine Militärparade auf dem Roten Platz oder der Avenue des
Champs-Élysées ist nicht etwas jeweils ganz anderes. Ganz im
Gegenteil: Sie bilden das Gemeinsame der vermeintlichen Gegensätze ab
auf der Ebene der Visualisierung instrumenteller Staatsmacht. Denn nur
diejenige staatliche Herrschaft, die die symbolisch-expressive
Dimension ihrer Macht unter Kontrolle, d.h. Visibilität in
Visualisierung überführt hat, ist auf Dauer stabil.[9]


Widerstand ist möglich

Tätliche Ritualkritik kann auf der Ebene der Auseinandersetzung um die
Machtvisualisierung mit militärischen Mitteln selbst ansetzen:
Kommunikationsguerilla - verstanden als das Sammelsurium der Techniken
zur Entbergung von Macht und zur Bloßstellung von Herrschaft[10] -
greift die auf die Wirkung ihrer Feierlichkeit hin angelegten
Veranstaltungen direkt an. Gezielte und kontrollierte Provokationen
zwingen die vermeintlich souveräne Staatsmacht, ihre
"Visibilitätsreserve" (Münkler) aufzubrauchen:

"Der Machthaber, der alle Macht zu zeigen gezwungen worden ist, ist
nur noch Gewaltanwender. Seine Visibilitätsreserve ist aufgebraucht;
er ist bloßgestellt, und Bloßstellung ist in diesem Fall
gleichbedeutend mit Machtverlust."[11]

Zum Schutz des "feierlichen" Rituals muss der Staat den gänzlich
unfeierlichen Teil seines Repressionsapparats aufbieten. Prävention
und Verfolgung provokativer Militärritualkritik bringt die Gesamtheit
staatlicher Repressionsgewalt mit all ihren ineinandergreifenden
Formen zum Vorschein.

Störung und Provokation entkleidet den Truppenkörper in den
Militärritualen seiner martialischen Ästhetik: Die Staatsmacht ist
gezwungen, bei diesem Anlass, der der eigenen feierlichen
Machtvisualisierung dienen soll, sich weit über das geplante
symbolische Maß hinaus als Unterdrückungsmechanismus zu zeigen: In der
Notwendigkeit, "Sicherheit und Ordnung" rund um das Militärritual um
jeden Preis und mit allen Mitteln aufrechtzuerhalten, zeigt der Staat
seine gesamten Repressionsmaterialien (gepanzerte Riot-Cops,
Wasserwerfer, Räumpanzer) und Repressionsmethoden (Absperrung und
Überwachung öffentlichen Raums, Einschränkung diverser Bürgerrechte
von Ritualkritikern, Kriminalisierung und strafrechtliche Verfolgung
rein symbolischer Interventionen), wenn er sie nicht sogar gefällig
einsetzt gegen den dissidenten, friedenspolitisch aktiven Teil der
eigenen Bevölkerung. Mit dem Versuch, der demokratischen Herrschaft
ihr militärrituell konstruiertes Kleid vom Körper zu reißen, ist diese
keinesfalls völlig bloßzustellen. Aber immerhin zeigt sie ihr
hässliches, repressives Korsett.


Weiterführende Literatur zu Militärritualen und
Zapfenstreich:

Euskirchen, Markus (2005): Militärrituale. Analyse und Kritik eines
Herrschaftsinstruments, Köln: Papyrossa. 

https://www.euse.de/wp/militarrituale/

Steuten, Ulrich (1999): Der große Zapfenstreich: Eine soziologische
Analyse eines umstrittenen Rituals. Duisburger Beiträge zur
soziologischen Forschung, 1999, 2


Anmerkungen
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Fürsprecher: Walzer, Michael (1982): Gibt es den gerechten Krieg?,
Stuttgart: Klett-Cotta, und kritisch: Steinweg, Reiner (Hg.) (1980):
Der gerechte Krieg: Christentum, Islam, Marxismus. Friedensanalysen
Bd. 12, Frankfurt/M.: Suhrkamp.
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Der große Zapfenstreich: Eine soziologische Analyse eines umstrittenen
Rituals. Duisburger Beiträge zur soziologischen Forschung, 1999, 2.

[4] Den Gesetzestext und affirmative Abhandlungen dazu bietet,

http://www.deutsches-wehrrecht.de/WR-Parlamentsbeteiligungsgesetz.html.

[5] Eine kritische verfassungsrechtliche Bewertung von Martin Kutscha,
VDJ 

(http://www.vdj.de/Bundesseiten/2003-11-29_buwe-entsenden.html).

[6] Eine ausführliche Darstellung des Gesetzes mit kritischer
Kommentierung kommt von Ottfried Nassauer, BITS 

(http://www.bits.de/public/ndrinfo/sunds120604.htm).

[7] Galtung, J. (1998): Frieden mit friedlichen Mitteln: Friede und
Konflikt, Entwicklung und Kultur, Opladen: Leske+Budrich (343)
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(215)

[9] Vgl. Münkler 1995: 226.
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[11] Münkler 1995: 227.



Der Artikel kann als PDF-Datei heruntergeladen werden unter:

https://www.imi-online.de/download/IMI-Analyse2019-27Geloebnis.pdf


Link zur IMI-Mitgliederkampagne

http://www.imi-online.de/2019/01/01/imi-mitgliederkampagne/

 * 

Quelle:

IMI-Analyse 2019/27 vom 12. September 2019

Bundesweite Gelöbnisse im November

https://www.imi-online.de/2019/09/12/bundesweite-geloebnisse-im-november/

Herausgeber: Informationsstelle Militarisierung (IMI) e.V.

Hechinger Str. 203, 72072 Tübingen

Tel.: 07071/49154, Fax: 07071/49159

E-Mail: imi@imi-online.de

Internet: www.imi-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 20. September 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIEN / ALTERNATIV-PRESSE





SOZIALISTISCHE ZEITUNG/2424: Vom Systemwarenhaus zum Systemtarifvertrag?


SoZ - Sozialistische Zeitung Nr. 9 · September 2019

Friede den Hütten - Krieg den Palästen!

Vom Systemwarenhaus zum Systemtarifvertrag?

Beschäftigte bei Kaufhof und Karstadt fordern Rückkehr in den
Flächentarif

von Helmut Born



Immobilienhai Benko baut den Kaufhof zu einem Unternehmen mit
Billiglöhnern um.


Nach der Übernahme des Kaufhof durch die dem österreichischen
Immobilienmogul Benko gehörende Signa-Gruppe und dem darauf folgenden
Zusammenschluss mit Karstadt wurde der Kaufhof mächtig
durcheinandergewirbelt und auf das Niveau von Karstadt
zurechtgestutzt.

Vorausgegangen war der Abschluss eines Interessenausgleichs und
Sozialplans mit dem Gesamtbetriebsrat (GBR) vom Kaufhof, in dem Benko
erreichen konnte, dass seine gesamten "Umbaupläne" vom GBR akzeptiert
werden. Dazu gehören vor allem:


	die weitgehende Stilllegung der Kölner Zentrale;

	ein massiver Personalabbau in den Filialen;

	die Zerstückelung der Tätigkeiten im Verkauf nach Kasse, Auffüllen und Verkaufstätigkeit mit entsprechenden Um- und Abgruppierungen;

	der weitgehende Abbau einer Ebene bzw. massive Personalreduzierung auf den verschiedenen Ebenen (Abteilungsleiter, Erstkräfte, Geschäftsleitungen) - in der Managersprache "Verschlankung" genannt;

	die Ausgliederung der Häuserverwaltungen in eine gemeinsame Gesellschaft mit den Karstadtabteilungen;

	die Ausgliederung der Lebensmittelabteilungen und ihre Zusammenlegung mit den Lebensmittelabteilungen von Karstadt zu KarFein (in Kooperation mit Rewe);

	die Schließung der Lebensmittelabteilungen in Fulda und Düsseldorf-Wehrhahn zum 31.8.2019.



Diese Vereinbarungen wurden unter massivem Druck auf den GBR am
15. Mai dieses Jahres unterschrieben. Nur kurze Zeit später gab Benko
bekannt, dass er dem alten Eigentümer des Kaufhofs, der
nordamerikanischen Hudson Bay Company, die restlichen Anteile für etwa
1 Milliarde Euro abgekauft hat.

Am 5. August wurde mit dem GBR der Galeria Logistik ebenfalls ein
Interessenausgleich/Sozialplan abgeschlossen, der eine weitgehende
Schließung der Lager und damit den Abbau von mindestens 1000 weiteren
Arbeitsplätzen vorsieht.


Ausstieg aus dem Tarifvertag

Zuvor hatte Benko bekannt gegeben, dass auch Kaufhof aus der
Tarifbindung ausgestiegen ist, und nun eine Mitgliedschaft ohne
Tarifbindung im Einzelhandelsverband hat. Bei Karstadt läuft noch ein
sog. Sanierungstarifvertrag, der den Beschäftigten bis 2021 Einkommen
unterhalb des Flächentarifvertrags zumutet. Da Benko davon spricht,
dass die Sanierung des Kaufhofs mehrere Jahre dauern wird, möchte er
auch im Kaufhof einen ähnlichen Tarifvertrag wie bei Karstadt
abschließen.

Dagegen sprach sich die im Kaufhof gebildete Tarifkommission ebenso
aus wie die Tarifkommission von Karstadt. Beide Kommissionen fordern
die Rückkehr in den Flächentarifvertrag - nicht erst 2021, sondern
gleich. Es sei nicht einzusehen, dass Benko Milliarden für die
Übernahme des Kaufhofs ausgeben könne, aber die Beschäftigten nicht
nach Tarif bezahlt.

Doch darüber lässt Benko überhaupt nicht mit sich reden. Stattdessen
hat er der Ver.di-Führung einen Vorschlag für einen Systemtarifvertrag
unterbreitet. Dieser Tarifvertrag solle die neue Struktur im
Warenhauskonzern abbilden, d.h. die Aufteilung der Verkaufstätigkeiten
wird dort einwandfrei definiert, die Auseinandersetzungen um die
Eingruppierung, die es bei Karstadt mehrfach gibt, sollen beendet
werden. Nach seinen Vorstellungen soll solch ein Tarifvertrag eine
Laufzeit bis 2025 haben und sowohl für Kaufhof als auch für Karstadt
gelten.

Würde er dies durchsetzen, könnten die Karstadt-Beschäftigten ihre
Anbindung an den Tarifvertrag 2021 vergessen. Aber offensichtlich
möchte Benko auch gar nicht mehr zum Einzelhandelstarifvertrag zurück,
sondern einen speziellen Tarifvertrag für die Sparte "Warenhaus"
erreichen.

Im Juni versuchte die Ver.di-Führung bei einem Treffen beider
Tarifkommissionen von Kaufhof und Karstadt in Kassel, eine gemeinsame
Verhandlungskommission wählen zu lassen. Dieser Versuch fand dort
keine Mehrheit, die Tarifkommissionen forderten erneut die Rückkehr in
den Flächentarifvertrag.


Fatale Signale

In der laufenden Tarifrunde im Einzelhandel war die wichtigste
Forderung, außer der nach 6,5 Prozent Einkommenssteigerung, die nach
Wiedereinführung der Allgemeinverbindlichkeit. Gleichzeitig sendet die
Ver.di-Führung das Signal aus, dass es in einem bedeutenden Konzern
des Einzelhandels auch andere Regelungen geben könne. Dem
Einzelhandelsverband wurde somit signalisiert, dass auch in diesem
Jahr die Forderung nach Allgemeinverbindlichkeit Verhandlungsmasse
sei. Bei dem Tarifabschluss am 1.7. spielte diese Forderung denn auch
keine Rolle mehr.

Am 6. August wurden die Tarifkommissionen, und damit Ver.di, über die
Vorstellungen der Unternehmensleitung unterrichtet. Sie drohte, wenn
es zu keiner Einigung komme, würden die beiden Unternehmen
fusionieren, dann würde der Tarifvertrag Karstadt auch für die
Beschäftigten von Kaufhof gelten. Dies wurde von Ver.di und den
Mitgliedern empört zurückgewiesen.

Noch gibt es die Möglichkeit, mit Benko einen Anerkennungstarifvertrag
abzuschließen, der die Rückkehr in die Tarifbindung bedeuten würde.
Aber dafür muss gekämpft werden. Da mit solch einer Forderung auch die
Friedenspflicht nicht gilt, könnte direkt in die Auseinandersetzung
gegangen werden.

 * 
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UNTERHALTUNG/638: WDR - "Soweit dazu". Die Satireshow mit Markus Barth, 21.9.2019 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 18. September
2019

"Soweit dazu" - Die Satireshow mit Markus Barth

21.09.2019, 22.30 - 23.00 Uhr | WDR Fernsehen



Ein Moderator, ein Thema, eine halbe Stunde - in seiner ersten eigenen
Show widmet sich Stand-up-Comedian und Autor Markus Barth den Themen,
die in aller Munde sind - oder es längst verdient hätten. Die
Verkehrswende, 30 Jahre Mauerfall, Wohnungsnot in deutschen Städten -
hier hat Platz, was Relevanz hat. Ohne Zeigefinger und Klischees,
stattdessen neugierig, überraschend und immer nach dem Motto
"Aufwendig recherchiert, flockig präsentiert."

"Wir wollen in Zeiten von 280-Zeichen-Posts und
30-Sekunden-Instastories wichtigen Themen den Raum geben, den sie
verdienen. Ja, im Grunde sind wir das Gegenteil von Twitter. Eher so
'Monitor' mit Witzen", sagt Markus Barth.

Sendetermine:

WDR Fernsehen, Samstag, 21. September 2019, 22.30 Uhr

WDR Fernsehen, Samstag, 12. Oktober 2019, 22.45 Uhr

WDR Fernsehen, Samstag, 16. November 2019, 22.45 Uhr

WDR Fernsehen, Samstag, 21. Dezember 2019, 22.45 Uhr

Redaktion: Elke Thommessen, Julius Braun
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MELDUNG/1957: Deutschlandfunk - Österreich nach "Ibizagate" und vor der Wahl, 21.9.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Immer wieder Rechtswalzer

Österreich nach "Ibizagate" und vor der Wahl

Mit Reportagen von Antonia Kreppel

Gesichter Europas

Samstag, 21. September 2019, 11.05 - 12.00 Uhr, Deutschlandfunk



Die Strache-Affäre, auch "Ibizagate" genannt, führte zum Ende der
ÖVP-FPÖ-Koalition; Videoaufnahmen dokumentieren die Bereitschaft des
damaligen FPÖ-Vizekanzlers zu Korruption und illegaler
Parteienfinanzierung. Ende September wird in Österreich neu gewählt.
War das Land bisher schon durch die Regierungsbeteiligung der
rechtspopulistischen FPÖ gespalten, könnte der Riss durch die
Gesellschaft noch tiefer werden. Driftet Österreich weiter nach rechts
oder hat die Ibiza-Affäre vielen die Augen geöffnet? Welche
Alternativen bieten sich in einem Land, dessen Politik jahrzehntelang
durch Proporzdenken geprägt war? Wir fragen nach: bei
Politikwissenschaftlern und Experten der Rechtsextremismus-Szene; bei
Juristen, die rechte Umtriebe im Netz aufspüren, und bei Wählern im
Stammland der FPÖ, in Kärnten.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 10. September 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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MELDUNG/1956: Deutschlandfunk Kultur - Bienen, Immen, Sumseriche, 21.9.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Bienen, Immen, Sumseriche

Die Lange Nacht über die Geheimnisse des Honigstaates

Von Käthe Jowanowitsch und Stephanie Rapp

Lange Nacht

Samstag, 21. September 2019, 0.05 - 3.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Um Bienen ranken sich zahlreiche Schöpfungsmythen, sie gaben Anlass zu
religiösen Riten, Aberglauben und Wundergeschichten. Seit jeher ziehen
sie auch Wissenschaftler in ihren Bann - Biologen ebenso wie
Neurologen, Agrarwissenschaftler, Verhaltensforscher und Soziologen.
Und nicht zuletzt sind sie eine Wirtschaftsmacht par excellence -
nicht nur als Lieferanten von Honig und Wachs, sondern vor allem als
Bestäuberinnen. Ohne die Honigbiene würde rund ein Drittel der
Lebensmittel auf unseren Märkten fehlen. Kein Wunder, dass das
Bienensterben der letzten Jahre Ökologen und Ökonomen gleichermaßen
alarmiert hat. Paradoxerweise hat ausgerechnet der drohende Tod sie zu
Medienstars gemacht und ihnen die Aufmerksamkeit gesichert, die sie
schon lange verdienen.

Die "Lange Nacht" wird ab 23.05 Uhr auch im Deutschlandfunk gesendet.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 10. September 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803
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AKTION/356: 25 Jahre Deutschlandradio. Tag der offenen Tür im Kölner Funkhaus, 22.9.2019 


Deutschlandradio - Pressemitteilung vom 18.09.2019

25 Jahre Deutschlandradio

Tag der offenen Tür im Kölner Funkhaus

Am Sonntag, 22. September 2019, 11.00 Uhr - 18.00 Uhr öffnet der
bundesweite Hörfunk seine Türen und feiert mit seinen Hörerinnen und
Hörern

Eintritt frei



Zum 25. Geburtstag von Deutschlandradio laden die drei Programme
Deutschlandfunk, Deutschlandfunk Kultur und Deutschlandfunk Nova zu
einem Tag der offenen Tür ins Kölner Funkhaus ein.

Am Berliner Standort des bundesweiten Hörfunks nutzten bereits im Mai
mehr als 2.500 Gäste die Möglichkeit, einen Blick hinter die Kulissen
zu werfen, am 22. September ist es nun in Köln soweit. Von 11.00 bis
18.00 Uhr können Interessierte die Gesichter hinter den Stimmen
kennenlernen, sich über die Arbeit der Korrespondentinnen und
Korrespondenten informieren oder in der Nachrichtenredaktion erfahren,
nach welchen Kriterien im Deutschlandfunk berichtet wird. Neben einem
umfangreichen Bühnenprogramm sowie Haus- und Archivführungen lassen
sich im "Gläsernen Studio" oder bei Deutschlandfunk Nova Live-
Sendungen mitverfolgen. Für Kinder und Eltern gibt es ein Programm mit
Kinderbuchkino und dem Kinderradio "Kakadu" von Deutschlandfunk
Kultur.


Publikumsdialog und Abstimmung über Schwerpunktthema für
2020 

Der Tag der offenen Tür zum 25-jährigen Jubiläum soll nach dem Willen
der Senderverantwortlichen nicht nur Informationen und Unterhaltung
bieten, sondern setzt vor allem auf Austausch.
Deutschlandradio-Intendant Stefan Raue: "Unsere Besucher wollen
wissen, wie unser Programm entsteht. Am Tag der offenen Tür können sie
die Köpfe hinter ihren Lieblingssendungen kennenlernen. Uns geht es
aber auch darum, dass unsere Gäste erzählen, dass wir ins Gespräch
kommen." Passend dazu wird am Tag der offenen Tür das Ergebnis der
Hörerbefragung zur "Denkfabrik" Deutschlandradio vorgestellt. Bis
dahin können Interessierte noch unter deutschlandradio.de abstimmen
und darüber entscheiden, welches Thema im kommenden Jahr im Programm,
bei Veranstaltungen und mit Publikumsaktionen verstärkt aufgegriffen
werden soll.


Deutschlandradio: 16 Länder, 1 Sender

Seit dem 1. Januar 1994 bietet Deutschlandradio Hörfunkangebote für
Bürgerinnen und Bürger in allen Bundesländern und ist damit
einzigartig in der deutschen Medienlandschaft. Jeden Tag entstehen in
den Funkhäusern in Berlin und Köln über 72 Stunden hochwertiges
Radioprogramm, das die föderale Vielfalt in Deutschland wiedergibt und
bundesweit werbefrei zu empfangen ist: "Alles von Relevanz"
(Deutschlandfunk), "Das Feuilleton im Radio" (Deutschlandfunk Kultur)
und "Es ist kompliziert. Dazu guter Pop" (Deutschlandfunk Nova). Die
drei Programme erreichen täglich mehr als 2,7 Millionen Hörerinnen und
Hörer.

Tag der offenen Tür im Deutschlandradio

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Sonntag, 22. September 2019, 11.00 Uhr - 18.00 Uhr

Eintritt frei

Eine Anreise mit öffentlichen Verkehrsmitteln wird empfohlen. Es
stehen nur wenige Parkplätze zur Verfügung.

Weitere Informationen unter deutschlandradio.de/25

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 20. September 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIEN / VERANSTALTUNGEN





DER FILM/460: Itzehoe - Film und Gespräch "Eine Geschichte der Jugendzentrumsbewegung" am 9.10.2019


"Freie Räume: Eine Geschichte der Jugendzentrumsbewegung" (BRD 2019, 102 Minuten 16:9)

Film und Diskussion mit Tobias Frindt



Die Studentenrevolte, der Aufbruch, die sexuelle Revolution, das
lossagen vom Nachkriegsdeutschland der Täter und Mitwisser, das alles
wurde in den letzten Jahren auf vielen Ebenen breit thematisiert, es
wurde geforscht und unzählige Bücher und Filme hatten die "68er"
Bewegung zum Thema. Man kann sagen, mittlerweile gehört 1968 zum
Gründungsmythos der Berliner Republik.

Weithin unbekannt ist jedoch, dass nur kurze Zeit später, die Ideen
und Forderungen der 68er sich in einer anderen Jugendbewegung
manifestieren sollten. In den frühen 70er Jahren versuchten tausende
von Jugendlichen in Westdeutschland in ihren Städten und Gemeinden
selbstverwaltete Jugendzentren und Jugendhäuser zu etablieren, um sich
eigene Treffpunkte zur Freizeitgestaltung ohne Konsumzwang und ohne
Kontrolle durch die Elterngeneration zu schaffen.

Mit Parolen wie "Was wir wollen: Freizeit ohne Kontrollen" gingen sie
auf die Straßen, sammelten Unterschriften und stritten sich mit
Kommunalpolitiker*innen. Anknüpfend an die 68er-Revolte hatten sich in
einer Vielzahl von Städten und Gemeinden Initiativgruppen Jugendlicher
gebildet. Mit der Jugendzentrumsbewegung und der Einrichtung hunderter
selbstverwalteter Jugendzentren kam es auch in der "Provinz" zu
politisch-kulturellen Aufbrüchen, die politisierte Jugendkultur der
Zeit breitete sich in ländlich-kleinstädtischen wie in suburbanen
Räumen aus. Freie Räume geht dieser von der Geschichtsschreibung fast
vergessenen Bewegung nach und versucht darüber hinaus herauszufinden,
was von ihr übrig geblieben ist.

Nach dem Film wird es ein Gespräch mit dem Filmemacher Tobias Frindt
geben.

Termin: 9.10., 20 - 23 Uhr, Freiraum Itzehoe, Leuenkamp 6

 * 

Quelle:

RLS-Büro Schleswig-Holstein

Kehdenstr. 5

24103 Kiel

Telefon: +49-(0)431-260 70 43

Internet: www.sh.rosalux.de
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KURSUS/1949: Hanau - "Android" für SeniorInnen, 4 Termine vom 7.-17.10.2019


Stadt Hanau

Handykurs - Android für SeniorInnen



Das Seniorenbüro Hanau bietet im Oktober einen vierteiligen Handy-Kurs
auf Basis des Betriebssystems Android 8 (= neueste Version) an.
Teilnehmende sollen ihr Handy und ihre Passwörter (nur für
persönlichen Gebrauch) mitbringen. Unter Anleitung von Jürgen
Niederdräing lernen sie eine Reihe von Funktionen zu Telefonie,
Kontakte, Mail, Kalender, Fotografie, Internet und Nutzung
verschiedener Anwendungen (Apps) kennen. Das Thema What's App wird in
diesem Kurs nicht behandelt.

Kurstermine sind Montag, 07.10., Donnerstag, 10.10., Montag, 14.10.
und Donnerstag, 17.10.2019 - jeweils von 10 bis 13 Uhr. Der Kurs
findet im Seniorenbüro, Steinheimer Str. 1, 63450 Hanau, Raum 106
statt. Die Teilnahmegebühren betragen 30 Euro. Ein Handbuch kann im
Kurs erworben werden.

Anmeldung unter Telefon 06181-66 820 41

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 11. September 2019

Stadt Hanau

Pressestelle

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 20. September 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIZIN / FACHMEDIZIN





MIKROBIOLOGIE/020: Influenza-Viren anpassungsfähiger als gedacht (idw)


Universitätsklinikum Freiburg - 17.09.2019

Influenza-Viren anpassungsfähiger als gedacht

Influenza-Virus aus Fledermäusen besitzt überraschend hohe
Anpassungsfähigkeit / Übertragungseffekte zu anderen Tieren und Menschen
schwer einschätzbar / Publikation in Nature Microbiology



Forscherinnen und Forscher des Universitätsklinikums Freiburg, des
Friedrich-Löffler-Instituts sowie der US-amerikanischen Colorado State
University und Kansas State University haben das Infektionspotential des
in Fledermäusen entdeckten Influenza-Virus H18N11 untersucht. Dieser
Virustyp wies eine überraschend hohe Anpassungsfähigkeit auf, welche die
Wahrscheinlichkeit einer Übertragung auf weitere Tierarten und Menschen
schwer vorhersagbar macht. Ihre Erkenntnisse publizierten die
Wissenschaftler am 16. September 2019 im Fachmagazin Nature Microbiology.

"Influenza-Viren besitzen generell eine hohe Mutationsrate", sagt Prof.
Dr. Martin Schwemmle, Studien- und Forschungsgruppenleiter am Institut für
Virologie des Universitätsklinikums Freiburg. "Dennoch waren wir
überrascht, in wie kurzer Zeit Viren des Typs H18N11 in Zellkultur
genetische Veränderungen entwickeln." Insbesondere stellten die Forscher
Veränderungen fest, die die Verbreitung des Virus fördern. Dabei fanden
sie Belege für die bislang unbekannte Funktion des viralen,
Neuraminidase-ähnlichen Proteins: Indem es die Konzentration des Immunproteins MHC-II an
der Zelloberfläche reguliert, ermöglicht es eine effiziente Freisetzung
infektiöser Viren aus infizierten Wirtszellen.

Geringe Ansteckungsgefahr für Menschen vermutet

Das mögliche Ansteckungsrisiko des Influenza-Virustyps H18N11 für Menschen
beurteilt Schwemmle vorsichtig optimistisch: "Frettchen haben sich als
Tiermodell für die Übertragungswahrscheinlichkeiten anderer
Influenza-Viren auf Menschen bewährt. Wenn das auch für unseren Virus-Typ der Fall
ist, gibt es unseres Wissens keine Anzeichen für ein relevantes
Infektionsrisiko. Eine natürliche Übertragung ist aber nicht
auszuschließen. Besonders schwierig ist die Risiko-Einschätzung aufgrund
der hohen genetischen Anpassungsfähigkeit des Virus." Die exakte
Funktionsweise des Neuraminidase-ähnlichen Proteins, sowie die
Anpassungsfähigkeit des Virustyps H18N11 an weitere Rezeptoren, die einen
Eintritt in Wirtszellen ermöglichen könnten, untersuchen die Forscher um
Schwemmle derzeit in detaillierten Folgestudien.


Originalpublikation:

Originaltitel der Publikation: Bat influenza viruses transmit among bats
but are poorly adapted to non-bat species

DOI: 10.1038/s41564-019-0556-9

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.nature.com/articles/s41564-019-0556-9

(Link zur Studie)

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1401

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universitätsklinikum Freiburg - 17.09.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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NOTFALL/343: Mit Herzdruckmassage zurück ins Leben - Warum auch ohne zusätzliche Beatmung? (idw)


Deutsche Herzstiftung e.V./Deutsche Stiftung für Herzforschung - 17.09.2019

Mit Herzdruckmassage zurück ins Leben: Warum auch ohne zusätzliche Beatmung?

- Vereinfachung der Laien-Reanimation für mehr Laien-Reanimationen.

- Herzstiftung empfiehlt alleinige Herzdruckmassage ohne Atemspende 

- Woche der Wiederbelebung



Der plötzliche Herztod ist die Folge eines akuten Herz-Kreislaufversagens.
Allein in Deutschland erleiden ihn Jahr für Jahr etwa 65.000 Personen,
60.000 Menschen sterben daran. Nur fünf bis zehn Prozent der
Wiederbelebungsversuche sind erfolgreich. Warum so wenige? "Die
Überlebenswahrscheinlichkeit einer Person mit Herz-Kreislaufversagen hängt
ganz wesentlich davon ab, wie frühzeitig und entschlossen die Zeugen eines
Kreislaufzusammenbruchs - meistens medizinische Laien - die Wiederbelebung
durchführen", betont der Notfallmediziner und Herzspezialist Prof. Dr.
med. Dietrich Andresen, Vorstandsvorsitzender der Deutschen Herzstiftung.
Bei einem Herz-Kreislaufstillstand sinkt die Überlebenswahrscheinlichkeit
für den Patienten pro Minute um etwa zehn Prozent. "Ein extrem kurzes
Zeitfenster für eine erfolgreiche Reanimation. Rufen Ersthelfer den
Rettungsdienst über die 112, warten dann aber dessen Eintreffen ab, ohne
in der Zwischenzeit eine Herzdruckmassage durchzuführen, bedeutet das für
den Patienten nach wenigen Minuten den Tod oder schwerste bleibende
Hirnschädigungen", warnt der Kardiologe und betont: "Wer aber sofort nach
Absetzen des Notrufs 112 die Herzdruckmassage durchführt, kann so das
Leben eines Menschen retten." Über die Schritte der Laien-Reanimation
informiert die Herzstiftung kostenfrei unter www.dhs.tips/herznotfall oder
unter www.herzstiftung.de/video/reanimation

Zusätzliche Atemspende überfordert viele Ersthelfer

Häufiger Grund für das Nichtstun von Ersthelfern ist die zusätzliche
Atemspende, wie Prof. Andresen aus eigenen Untersuchungen gemeinsam mit
der Berliner Feuerwehr weiß. Viele Ersthelfer lähmt im Ausnahmezustand die
Komplexität, neben der Herzdruckmassage zusätzlich die Atemspende anwenden
zu müssen. "Immer wieder berichten Zeugen eines Herz-Kreislaufstillstands,
sie waren so aufgeregt und gerade zu 'kopflos', dass sie nicht wussten,
wie sie die Mund-zu-Mund-Beatmung einsetzen sollten: im Verhältnis 15:2
oder 30:2? Um nichts falsch zu machen, haben sie dann lieber gar nichts
unternommen", berichtet der Klinikdirektor für Kardiologie am Ev.
Hubertus- und Martin-Luther-Krankenhaus Berlin.

Das sind die Schritte der Laien-Reanimation: Prüfen, Rufen, Drücken
Die Wiederbelebung durch Laien besteht aus den folgenden einfachen
Schritten:

1. Zuerst prüft man die Bewusstlosigkeit der kollabierten Person
("Prüfen"), indem man sie anspricht ("Hallo, hallo, wie heißen Sie, was
ist passiert?") und sie kräftig an beiden Schultern fasst und schüttelt.
Für die anschließende Prüfung der Atmung überstreckt man den Kopf der
bewusstlosen Person und hört und fühlt, ob sie atmet (Schnappatmung und
Röcheln keine normale Atmung, sondern typisch für erste Phase des
Herzstillstandes).

2. Dann setzt der Ersthelfer den Notruf (112) für den Rettungsdienst
("Rufen") ab. Dabei laut und deutlich den eigenen Namen, genauen Standort
und was passiert ist nennen. Möglichst alle Fragen der Notrufzentrale
beantworten.

3. Die Herzdruckmassage ohne Atemspende ("Drücken") ist die zentrale
Erstmaßnahme: Im Knien neben der bewusstlosen Person, egal ob rechts oder
links, wird ein Handballen auf die Mitte des Brustkorbs gesetzt und die
zweite Hand auf den Handrücken der ersten platziert. Mit gestreckten Armen
drückt man das Brustbein tief (5 bis maximal 6 cm) und schnell (100- bis
120-mal pro Minute) in Richtung Wirbelsäule - zum Beispiel im Takt des
Hits "Stayin' Alive" von den Bee Gees. Das tut man ohne Unterbrechung
solange, bis der Rettungsdienst eintrifft und die notfallmedizinische
Versorgung übernimmt.

Sind zwei Helfer bei der bewusstlosen Person und ist bekannt, wo in der
Nähe ein AED (Automatisierter Externer Defibrillator) ist, kann einer der
beiden den AED holen, während der andere die Herzdruckmassage ohne
Unterbrechung fortsetzt.

Diese lebensrettenden Wiederbelebungsmaßnahmen führen in Deutschland
leider nur etwa 40 Prozent der Ersthelfer durch. "Es müssen und könnten
noch viel mehr sein, was andere Länder wie Schweden oder die Niederlande
belegen", so Prof. Andresen. "Wir müssen die Laien-Reanimation so
vereinfachen, dass sie jeder sofort ohne Zögern anwenden kann." Deshalb
empfiehlt die Deutsche Herzstiftung Laien ausdrücklich, die
Herzdruckmassage nicht durch die zusätzliche Mund-zu-Mund-Beatmung zu
unterbrechen.

Warum keine Beatmung?

Mehrere wissenschaftliche Studien haben gezeigt, dass eine Unterbrechung
der Herzdruckmassage z. B. durch Mund-zu-Mund-Beatmung ungünstig ist. In
Schweden konnte gezeigt werden, dass sich viel mehr Menschen trauen, eine
Wiederbelebung durchzuführen, wenn die Richtlinien einfach und leicht
anwendbar sind: In Schweden ist die Anzahl der Reanimationen mit
Herzdruckmassage, aber ohne Mund-zu-Mund-Beatmung, von 5,4 % (im Jahr
2000) auf 30,1 % (im Jahr 2017) gestiegen (1). Im gleichen Zeitraum sank
die Anzahl der Patienten, die nicht reanimiert wurden, von 59 % auf 32 %.
Eine Mund-zu-Mund-Beatmung sollte deshalb nur von Personen angewendet
werden, die auch regelmäßig geschult sind und die einzelnen Schritte
sicher beherrschen, so die Empfehlung der Herzstiftung. Eine einmalige
Schulung reicht dazu nicht aus (2). In den ersten Minuten befindet sich im
Körper nach dem Kollaps noch genügend Sauerstoff im Blut, um die
Versorgung des Organismus mit Sauerstoff und Nährstoffen bis zum
Eintreffen des Rettungsteams zu gewährleisten.


(1) Riva G., et al., Survival in Out-of-Hospital Cardiac Arrest After
Standard Cardiopulmonary Resuscitation or Chest Compressions Only Before
Arrival of Emergency Medical Services: Nationwide Study During Three
Guideline Periods, Circulation (2019

doi: 10.1161/CIRCULATIONAHA.118.038179)

(2) Andresen D., et al., Public access resuscitation program including
defibrillator training for laypersons: a randomized trial to evaluate the
impact of training course duration. Resuscitation. 2008 Mar;76(3):419-24.
Epub 2007 Oct 31 

(doi: 10.1016/j.resuscitation.2007.08.019

Herznotfall: Hilfreiche Video-Clips und kostenfreies Infomaterial

Herznotfall-Webseite

Die für Herzinfarkt und Herzstillstand erforderlichen Schritte, die
Ersthelfer wissen müssen, erläutert leicht verständlich die
Herznotfallseite der Herzstiftung 

www.dhs.tips/herznotfall

Erklär-Videos

Herzdruckmassage lässt sich in weniger als einer Minute erlernen. Das
zeigt der Wiederbelebungs-Film "Prüfen, Rufen, Drücken - 3 einfache
Schritte, die Leben retten" unter 

www.herzstiftung.de/video/reanimation

Mut zur Wiederbelebung: 

Wie Michael B. gerettet wurde, zeigt ein Video-Clip mit einer Nachstellung der wichtigsten Verhaltensmaßnahmen bei
Herzstillstand 

www.youtube.com/watch?v=DmdaLu6E0gE

Notfallset "Was tun im Notfall?"

Ein Notfallset mit dem Ratgeber "Was tun im Notfall?" (14 Seiten) und 2
Notfallkärtchen fürs Portemonnaie mit Darstellungen der
Herzinfarkt-Alarmzeichen und Erläuterungen zur Wiederbelebung für Laien bietet die
Herzstiftung kostenfrei unter Tel. 

069 955128400 oder unter

www.herzstiftung.de/herznotfall-set.html an.


Weitere Literatur:

Zhan L., et al., Cochrane Database Syst Rev. 2017, Continuous chest
compression versus interrupted chest compression for cardiopulmonary
resuscitation of non-asphyxial out-of-hospital cardiac arrest.
Trappe, H.-J., et al., Kardiopulmonale Reanimation - Update 2015,
DGK-Pocketleitlinie, Düsseldorf 2015

Bobrow, B. J. et al., JAMA 2010, Chest compression-only CPR by lay
rescuers and survival from out-of-hospital cardiac arrest.
Bobrow, B. J. et al., JAMA. 2008, Minimally interrupted cardiac
resuscitation by emergency medical services for out-of-hospital cardiac
arrest.

SOS-KANTO study group, Lancet. 2007, Cardiopulmonary resuscitation by
bystanders with chest compression only (SOS-KANTO): an observational
study.

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.herzstiftung.de/herznotfall-set.html

https://www.youtube.com/watch?v=DbUq4ocxH5s&t=

http://www.dhs.tips/herznotfall

Zu dieser Mitteilung finden Sie Anhänge unter der WWW-Adresse:

http://idw-online.de/de/attachment73044

PM_DHS_Woche-der-Wiederbelebung_2019-09

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution825

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Herzstiftung e.V./Deutsche Stiftung für Herzforschung - 33/2019, 17.09.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ONKOLOGIE/2020: Forschung - Wie Zellen des Lymphdrüsenkrebs Absiedlungen im Gehirn bilden können (idw)


Deutsches Krebsforschungszentrum - 16.09.2019

Biologischer Mechanismus entschlüsselt: Wie Zellen des Lymphdrüsenkrebs
Absiedlungen im Gehirn bilden können



Lymphdrüsenkrebs im zentralen Nervensystem ist selten, aber gefährlich.
Wissenschaftler im Deutschen Krebsforschungszentrum haben jetzt
herausgefunden, welche molekularen Mechanismen zu Absiedlungen der
Lymphome ins zentrale Nervensystem führen. Die Forscher zeigten an Mäusen,
dass chronische Entzündungsprozesse im alternden Gehirn eingewanderte
Lymphomzellen im Gehirngewebe zurückhalten, statt sie direkt wieder ins
Blut zu entlassen. Schlüsselmoleküle dieses Mechanismus identifizierten
die Forscher auch in Gewebeproben von Patienten mit Lymphomen des
zentralen Nervensystems. Daher hoffen sie, einen möglichen Schlüssel für
die Entwicklung einer präventiven Therapie in der Hand zu halten.

Lymphome des zentralen Nervensystems (ZNS-Lymphome) sind eine seltene und
sehr aggressive Form von Lymphdrüsenkrebs. Insbesondere Patienten mit
sekundären ZNS-Lymphomen haben eine schlechte Prognose. Bei dieser Form
handelt es sich um Absiedlungen von Lymphomen, die zuerst an anderen
Körperstellen aufgetreten sind, etwa in der Milz. Wie es dazu kommt, dass
Lymphomzellen ins Gehirn einwandern und sich dort einnisten, war bisher
weitgehend ungeklärt. "Wir konnten jetzt nachweisen, dass
Entzündungsvorgänge im Gehirn dabei eine zentrale Rolle spielen", sagt
Mathias Heikenwälder, Deutsches Krebsforschungszentrum (DKFZ) in
Heidelberg. Gemeinsam mit Kollegen vom Helmholtz Zentrum München und von
der TU München ist es dem DKFZ-Forscher und seinem Team gelungen, die
zugrundeliegenden zellbiologischen Mechanismen zu entschlüsseln.

Ein wichtiger Faktor im Zusammenhang mit chronischen Entzündungen im
Gehirn ist NF-kappaB. Dieser Transkriptionsfaktor entscheidet darüber,
welche Gene in einer Zelle aktiv sind und spielt für die Regulation der
Immunantwort eine wichtige Rolle. Außerdem verdichten sich die Hinweise
darauf, dass NF-kappaB und sein Signalweg auch im Zusammenhang mit
ZNS-Lymphomen von Bedeutung sind.

Um Entzündungsvorgänge im Gehirn zu untersuchen, züchteten die Forscher
genetisch veränderte Mäuse, bei denen NF-kappaB im zentralen Nervensystem
permanent aktiv ist. "Diese Tiere entwickeln bereits sehr früh
entzündliche Veränderungen im Gehirn. Solche Veränderungen finden wir auch
in Gehirngewebe von Lymphompatienten, deren Gewebe wir untersucht haben",
erklärt Heikenwälder.

Heikenwälders Team spritzte diesen Tieren nun Lymphomzellen. Und
tatsächlich: Die Nager entwickelten Absiedlungen der Lymphome im ZNS. Bei
Artgenossen ohne chronische NF-kappaB-Aktivierung war dies nicht der Fall.
"Wir haben mit einer speziellen Mikroskopie-Technik beobachtet, dass die
Lymphomzellen auch bei normalen Mäusen von den Blutgefäßen ins Gehirn
einwandern. Allerdings verbleiben sie bei diesen Tieren nicht im Gehirn,
sondern wandern wieder in die peripheren Blutgefäße zurück. Bei den
genetisch veränderten Nagern verblieben die eingewanderten Lymphomzellen
jedoch im Gehirn. "Interessant war also, was sie dort hält", so
Heikenwälder.

Im gesunden, entzündungsfreien Gehirn sorgt ein Botenstoff dafür, dass
weiße Blutkörperchen, aber auch Lymphomzellen, vom Gehirngewebe wieder
zurück in die Blutgefäße wandern. Die DKFZ-Wissenschaftler konnten jetzt
in ihren Experimenten einen wichtigen Gegenspieler dieses Botenstoffs
ausmachen: Das Signalmolekül CCL19, dessen Produktion von NF-kappaB
angekurbelt wird. "Die beiden Botenstoffe kämpfen quasi um den Verbleib
der Lymphomzellen", erläutert Heikenwälder. "Im Fall einer
Entzündungssituation mit erhöhter NF-kappaB-Aktivität ist auch mehr CCL19
vorhanden, wodurch es die Oberhand gewinnt und die Lymphomzellen im Gehirn
hält." Dort vermehren sie sich und wachsen zu Tumoren heran.

In menschlichen Gehirnen fanden die Wissenschaftler eine ähnliche
Situation vor. Bei Menschen mit primären oder sekundären Lymphomen im
zentralen Nervensystem ist ebenfalls der NF-kappaB-Signalweg aktiviert und
dadurch mehr CCL19 vorhanden. Der Botenstoff wird - genau wie bei den
Mäusen - von speziellen Gehirnzellen, den Astrozyten ausgeschüttet. Damit
liefern die DKFZ-Forscher nicht nur erstmals eine Erklärung dafür, wie
sekundäre ZNS-Lymphome entstehen. "Wir haben entzündliche
Gehirnveränderungen als potenziellen Risikofaktor für ZNS-Lymphome
identifiziert", sagt Heikenwälder.

Im Experiment hatten sich Lymphomzellen bei älteren Tieren, die nicht
genetisch verändert waren, genau so verhalten wie in genetisch veränderten
jungen Tieren mit chronischen Entzündungen. "Jetzt kann man darüber
nachdenken, ob und wie sich Entzündungssituationen im Gehirn bei
Lymphompatienten präventiv behandeln lassen, um sekundäre ZNS-Lymphome zu
verhindern."
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Das Deutsche Krebsforschungszentrum (DKFZ) ist mit mehr als 3.000
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern die größte biomedizinische
Forschungseinrichtung in Deutschland. Über 1.300 Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler erforschen im DKFZ, wie Krebs entsteht, erfassen
Krebsrisikofaktoren und suchen nach neuen Strategien, die verhindern, dass
Menschen an Krebs erkranken. Sie entwickeln neue Methoden, mit denen
Tumoren präziser diagnostiziert und Krebspatienten erfolgreicher behandelt
werden können.

Beim Krebsinformationsdienst (KID) des DKFZ erhalten Betroffene,
interessierte Bürger und Fachkreise individuelle Antworten auf alle Fragen
zum Thema Krebs.

Das DKFZ wird zu 90 Prozent vom Bundesministerium für Bildung und
Forschung und zu 10 Prozent vom Land Baden-Württemberg finanziert und ist
Mitglied in der Helmholtz-Gemeinschaft Deutscher Forschungszentren.
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ORTHOPÄDIE/396: Osteoporose-Screening ohne Nutzenbeleg (IQWiG)


Institut für Qualität und Wirtschaftlichkeit im Gesundheitswesen (IQWiG) - 17.09.2019

HTA im europäischen Verbund - Osteoporose-Screening ohne Nutzenbeleg



HTA im europäischen Verbund - Osteoporose-Screening ohne Nutzenbeleg
Erstmals bewertet ein IQWiG-Team für das europäische Netzwerk EUnetHTA
federführend eine Gesundheitstechnologie. Demnach ist der Nutzen eines
Osteoporose-Screenings nicht belegt.

Erstmals bewertet ein IQWiG-Team für das europäische Netzwerk EUnetHTA
federführend eine Gesundheitstechnologie.

Voneinander lernen und voneinander profitieren: Das ist die Grundidee des
European Network for Health Technology Assessment (EUnetHTA). Ziel der
Kooperation ist es, grenzüberschreitend die wissenschaftlich-technische
Zusammenarbeit der europäischen HTA-Agenturen zu fördern (HTA = Health
Technology Assessment = Gesundheitstechnologie-Bewertung). Dabei geht es
auch darum, unnötige doppelte Arbeit zu vermeiden. Denn nicht zu jeder
diagnostischen oder therapeutischen Intervention muss in jedem Land ein
eigener HTA-Bericht erstellt werden. HTA-Berichte aus anderen europäischen
Ländern oder auch gemeinsam von einzelnen HTA-Agenturen erstellte
Bewertungen können gegebenenfalls auch in anderen Ländern als Grundlage
für Erstattungsentscheidungen verwendet werden. Die EU-Kommission strebt
an, hierfür bald gesetzliche Grundlagen zu schaffen.

Erstmals haben nun Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler des Instituts
für Qualität und Wirtschaftlichkeit im Gesundheitswesen (IQWiG)
federführend einen EUnetHTA-Bericht erstellt. Danach ist der Nutzen eines
Screenings auf Osteoporose in der Allgemeinbevölkerung bislang nicht
belegt. Der Nachweis, dass ein Screening Frakturen verhindert, wird durch
die vorliegenden acht Studien nicht erbracht. Co-Autoren des
EUnetHTA-Berichts waren Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler des Schweizer
Netzwerks für HTA (SNHTA). Expertinnen und Experten aus Barcelona
(Spanien), Wien (Österreich) und Bukarest (Rumänien) haben den Bericht
vorab begutachtet.

"Die Zusammenarbeit mit den europäischen Kolleginnen und Kollegen bei der
Berichterstellung hat gut funktioniert", freut sich Prof. Dr. Stefan
Sauerland, Leiter des IQWiG-Ressorts Nichtmedikamentöse Verfahren und
Mitautor des HTA-Berichts. "Die Bewertung erfolgte im Konsens.
Voraussetzung dafür war, dass alle Beteiligten für dieses Projekt gleiche
wissenschaftliche Bewertungsmaßstäbe anlegten." Denn innerhalb Europas
gibt es weiterhin große Unterschiede, wann, wie und durch wen
Nutzenbewertungen erstellt werden. Die Pläne der EU-Kommission für
europaweit einheitliche und national verbindliche HTA-Arbeit sieht das
IQWiG daher unverändert skeptisch. Dies gilt vor allem für den
Arzneimittelbereich.

Finanziert werden die EUnetHTA-Aktivitäten und der Bericht zum
Osteoporose-Screening im Rahmen eines Forschungsprojekts der
EU-Kommission. Der jetzige Bericht hat daher auch keinen Einfluss auf
Entscheidungen für das deutsche Gesundheitssystem.
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GENTECHNIK/292: Vor- und Nachteile der Genschere (idw)


Ruhr-Universität Bochum - 17.09.2019

Vor- und Nachteile der Genschere



Die Crispr-Technologie hat das Verändern des Erbguts um ein Vielfaches
einfacher gemacht. Vor- und Nachteile der Methode diskutieren Privatdozent
Dr. Thorsten Müller von der Ruhr-Universität Bochum und Dr. Hassan Bukhari
von der Harvard Medical School in einem Übersichtsartikel in der
Fachzeitschrift "Trends in Cell Biology" vom 12. September 2019. Potenzial
für die künftige Forschung sehen sie vor allem dadurch, die Crispr-Technik
auf Stammzellen anwendbar zu machen.

Um Effekte von Genen zu untersuchen oder Genprodukte sichtbar zu machen,
wurden diese früher künstlich überaktiviert "Sie lagen dann bis zu
tausendmal häufiger vor als natürlicherweise", so Thorsten Müller. "Die
Zelle wurde überflutet mit Genprodukten, den Proteinen, was die Analyse
der Funktion verfälschen kann." Dieser Nachteil entfällt mit dem
Crispr-Verfahren. Es kann dazu genutzt werden, Baupläne für fluoreszierende
Proteine in Zellen einzuschleusen und diese hinter einem bestimmten Gen zu
platzieren. "Das ermöglicht es erstmals, die Funktion eines Proteins live
unter natürlichen Bedingungen - und eben nicht nach 1.000-facher
Überproduktion - zu verfolgen", erklärt der Biochemiker.

Auch die Crispr-Methode selbst hat sich weiterentwickelt. Für die ersten
Verfahren mussten Forscher mit großem Aufwand sogenannte Vektoren
erstellen, um Gene im Erbgut zu markieren. Bei den Vektoren handelt es
sich um DNA-Abschnitte, deren Sequenz teilweise identisch sein muss mit
der DNA der Zielzelle, damit das einzuschleusende Gen den richtigen Platz
findet. Heute nutzt man die natürliche DNA-Reparaturfunktion der Zellen,
was auch die Erstellung der Vektoren deutlich vereinfacht, und kann so
schnell und einfach fluoreszierende Proteinen einbringen.

Wie Medikamente wirken

Die Fluoreszenzmarkierung ermöglicht es auch, live unter dem Mikroskop zu
beobachten, wo in der Zelle sich die markierten Genprodukte befinden. "Das
könnte zum Beispiel interessant sein, um die Effekte von Medikamenten auf
bestimmte Genprodukte zu testen", erläutert Müller. Dazu müssten die
Forscher die Zelle mit dem Wirkstoff stimulieren und verfolgen, ob oder
wie sich der Aufenthaltsort des Genprodukts ändert.

Verschiedene Gene können mit verschiedenfarbigen Fluoreszenzen markiert
und parallel analysiert werden. Je stärker ein so markiertes Gen abgelesen
wird, desto mehr fluoresziert die Zelle in der entsprechenden Farbe.

Organoide könnten Tierforschung ersetzen

Besonderes Potenzial für die Methode sehen die Autoren in der Kombination
mit sogenannten Organoiden. Dabei handelt es sich um Mini-Organe aus
induzierten pluripotenten Stammzellen, die man aus einem erwachsenden
Organismus gewinnen kann. Damit lassen sich beispielsweise Mini-Gehirne
bauen, die in funktioneller Hinsicht dem menschlichen Gehirn entsprechen.

Wenn die Crispr-Technik künftig auf Stammzellen zunehmend Anwendung
findet, könnten Forscherinnen und Forscher die Effekte von
Genmodifikationen nicht nur in isolierten Zellen, sondern in komplexen
Gewebeverbänden untersuchen. "Wir könnten humane Gene live in dem Menschen
ähnlichen Geweben untersuchen und wären deutlich weniger auf Tiermodelle
angewiesen", folgert Müller.

Ausgehend von diesen Überlegungen arbeiten Müller und Bukhari in dem
Artikel eine Reihe von zentralen Forschungsfragen heraus, die beantwortet
werden müssten, um die Crispr-Technik und die Organoid-Technik
zusammenzubringen.
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DIABETES/2076: Diabetes bei Kindern häufig unerkannt - Diabetologen fordern mehr Elternaufklärung (idw)


Deutsche Diabetes Gesellschaft - 17.09.2019

Diabetes bei Kindern häufig unerkannt - Diabetologen fordern mehr Elternaufklärung



Zu Beginn einer Erkrankung bleiben die ersten Symptome eines Diabetes Typ
1 oft unerkannt. Häufig führt erst die Diabetische Ketoazidose (DKA) -
eine mitunter lebensbedrohliche Stoffwechselentgleisung - zur Diagnose.
Eine aktuelle Studie zeigt, dass in Sachsen mehr als jedes dritte Kind mit
Diabetes Typ 1 nur durch einen solchen ernsten Vorfall neudiagnostiziert
wird. Abhilfe schaffen könnten staatlich geförderte Aufklärungsprogramme,
die Eltern und Erzieher über die Symptome der Erkrankung informieren.
Anlässlich des Weltkindertages am 20. September fordert die Deutsche
Diabetes Gesellschaft (DDG), eine systematische Aufklärung in die
kinderärztliche Betreuung mitaufzunehmen.

Der Diabetes mellitus Typ 1 ist die häufigste Stoffwechselerkrankung im
Kindes- und Jugendalter. "In Deutschland leben etwa 32.500 Kinder und
Jugendliche im Alter bis 19 Jahren mit Typ-1-Diabetes. In den kommenden 20
Jahren rechnen wir mit einer Verdoppelung der Neuerkrankungsrate", sagt
DDG Vizepräsident Professor Dr. med. Andreas Neu. "Obwohl viele Menschen
wissen, was Diabetes ist, sind die Symptome für Diabetes bei Kindern eher
unbekannt. Die Folge ist, dass bei ihnen die Krankheit oft erst bei
folgenreichen Komplikationen festgestellt wird." So zeigt eine aktuelle
PloS One-Studie der Technischen Universität Dresden, dass bei 35 Prozent
der betroffenen Kinder und Jugendlichen bis 14 Jahren in Sachsen zwischen
1999 und 2016 zum Zeitpunkt der Diabetesdiagnose bereits eine diabetische
Ketoazidose (DKA) vorlag. Bundesweit liegt die Rate bei etwa 20 Prozent.

Typische Anzeichen für einen Diabetes mellitus Typ 1 sind ein ständiges
Durstgefühl, häufiges Wasserlassen, Gewichtsabnahme und Müdigkeit. Werden
diese Anzeichen übersehen und erfolgt keine Behandlung, schreitet der
durch die Autoimmunerkrankung bedingte Insulinmangel weiter fort. Es
häufen sich die organischen Säuren Acetessigsäure und β-Hydroxybuttersäure
(Ketonkörper) im Blut an und vermindern dessen pH-Wert. Der Körper
entwickelt eine diabetische Ketoazidose (DKA). Die Symptome hierfür sind
Übelkeit, Erbrechen und Schmerzen im Bauchraum, Durst und Schwäche. Für
Angehörige erkennbar ist dies auch durch einen starken Acetongeruch des
Atems. Unbehandelt können die Kinder und Jugendliche ins Koma fallen.
Diese akute Verschlechterung ist potentiell lebensgefährlich.

Für Neugeborene mit einer erhöhten genetischen Veranlagung für
Typ-1-Diabetes existiert bereits das kostenlose Präventionsprogramm
"Freder1k". Die Früherkennungsuntersuchung der Globalen Plattform zur
Prävention des autoimmunen Diabetes (GPPAD) wird im Rahmen des regulären
Neugeborenen-Screenings schon in den ersten Lebenstagen oder bei einer der
ersten Vorsorgeuntersuchungen vorgenommen. "Derzeit richtet sich das
Angebot jedoch nur an Neugeborene bis zum Alter von vier Monaten aus
Bayern, Niedersachen und Sachsen", erklärt Dr. med. Martin Holder,
Leitender Oberarzt der Pädiatrischen Abteilung des Klinikums Stuttgart.
"Wenn bereits ein Elternteil oder ein Geschwisterkind an Typ-1-Diabetes
erkrankt ist, können auch Babys aus ganz Deutschland an der Untersuchung
teilnehmen."

DDG Präsidentin Professor Dr. med. Monika Kellerer begrüßt solche
Vorsorgemaßnahmen und mahnt mit Blick auf die weiterhin hohe Zahl an
DKA-Vorfällen jedoch zu großer Vorsicht. "Offenbar reichen Präventionsprograme
in der Kinderarztpraxis alleine nicht aus. Idealerweise erkennen bereits
Eltern oder Angehörige erste Symptome einer Diabetes-Erkrankung, um dann
rasch handeln zu können", betont Kellerer. Über erste Anzeichen von
Typ-1-Diabetes sollte intensiver informiert werden.

Aufklärungskampagnen können dabei helfen. Studien der International
Society for Pediatric and Adolescent Diabetes (ISPAD) und der American
Diabetes Association (ADA) zeigen, dass mithilfe guter Aufklärungsarbeit
für Eltern die DKA bei Kindern und Jugendlichen erheblich reduziert werden
konnte. Die Informationskampagne "Stuttgarter Ketoazidose
Präventionsprojekt" zeigt ebenfalls, dass Aufklärung zu einem deutlichen
Rückgang von DKA-Fällen führt. "Die schweren Stoffwechselentgleisungen
konnten nahezu halbiert werden", so Holder, der das Projekt
mitverantwortete. "In Anbetracht dieser Erfolge empfehlen wir, dass in den
Kinderarztpraxen systematisch aufgeklärt wird. Dies kann beispielsweise in
Form von bundesweiten Infoflyern im Rahmen der U6 oder U7a, also nach ein
bis drei Jahren erfolgen."
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DIABETES/2075: Schulungsprogramm "DiaLife - zusammen leben mit Diabetes" für Angehörige von Diabetespatienten (idw)


SRH Hochschule für Gesundheit - 17.09.2019

Wirksames Schulungsprogramm für Angehörige von DiabetespatientInnen

Prof. Dr. habil. Luck-Sikorski und Marie Bernard veröffentlichen gemeinsam
mit Kooperationspartnern Studienprotokoll zur DiaLife Evaluationsstudie.



In Deutschland leben aktuell mehr als 6 Millionen Menschen, die unter
einer Diabeteserkrankung leiden. Dies entspricht einer Steigerung um 38
Prozent seit 1998. Pro Tag wird davon ausgegangen, dass circa 1.000
Neuerkrankte hinzukommen. Diese Zahlen unterstreichen die große
gesellschaftliche Relevanz der Krankheit und der Auswirklungen auf die
Betroffenen. Aus diesem Grund entstand eine gemeinsame Publikation der SRH
Hochschule für Gesundheit, des integrierten Forschungs- und
Behandlungzentrums (IFB) AdipositasErkrankungen, des Verbands der
Diabetes-Beratungs- und Schulungsberufe in Deutschland e.V. (VDBD), des
Universitätsklinikums Jenas und des Research and Education in Diabetes
(RED).

DiaLife - zusammen leben mit Diabetes - so heißt das Schulungsprogramm,
das im Jahr 2016 vom Verband der Diabetes Beratungs- und Schulungsberufe
(VDBD) ins Leben gerufen wurde, unterstützt durch das Bundesministerium
für Gesundheit. DiaLife richtet sich explizit an Angehörige von
DiabetespatientInnen und soll diese dazu befähigen, kompetent mit der
Erkrankung umgehen zu können. So profitiert auch der Patient / die
PatientIn selbst von einer Angehörigenschulung. Die SRH Hochschule für
Gesundheit konzipierte drei der insgesamt neun Schulungsmodule von
DiaLife. Momentan prüft der VDBD, unter welchen Bedingungen DiaLife in die
Disease Management Programme der Kostenträger aufgenommen werden kann.
Disease-Management-Programme sollen chronisch Erkrankten helfen, den
Alltag zu bewältigen und mit der Krankheit umgehen zu können.
Als Grundlage für eine Kostenübernahme des DiaLife Schulungsprogramms wird
aktuell dessen Wirksamkeit evaluiert. An dieser cluster-randomisierten
kontrollierten Studie (cRCT) ist die SRH Gesundheitshochschule maßgeblich
beteiligt. Das Studienprotokoll, in welchem die Evaluationsstudie
detailliert beschrieben ist, wurde nun unter dem Titel "Efficacy of
DiaLife, an education program for relatives of adult patients with
diabetes - study protocol of a cluster randomized controlled trial" im
Journal BMC trials veröffentlicht.

Bernard, M., Müller, N., Hecht, L., Fabisch, G., Harder, A., &
Luck-Sikorski, C. (2019). 

Efficacy of Dia Life, an education program for relatives of adult patients with diabetes-study protocol of a cluster
randomized controlled trial. 

Trials, 20(1), 1-11.
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FORSCHUNG/825: Zuviel des Guten - Überaktive Immunzellen lösen Entzündungen aus (idw)


Universität Basel - 16.09.2019

Zuviel des Guten: Überaktive Immunzellen lösen Entzündungen aus



Wissenschaftler beschreiben eine zuvor unerkannte Störung im Immunsystem:
Im Stoffwechsel der Immunzellen einer Untergruppe von Patientinnen und
Patienten mit defektem Abwehrsystem ist die Zellatmung stark erhöht. Diese
Überaktivität führt zu Entzündungen, wie ein internationales
Forschungsteam unter Leitung von Universität Basel und Universitätsspital
Basel in der Fachzeitschrift «Nature Immunology» berichtet.




[image: Darstellung: © DBM]

Molekulares Modell: Eine typische Interaktion des mutierten SDHA-Gens (grün) und des SDHB-Gens (blau). 

Darstellung: © DBM



Das Immunsystem schützt uns vor Infektionen und Tumoren - eine
anspruchsvolle Aufgabe, denn dabei darf gleichzeitig körpereigenes,
gesundes Gewebe nicht angegriffen werden. Seltene, genetisch bedingte
Erkrankungen führen jedoch zu Fehlfunktionen des Immunsystems, sogenannten
primären Immundefekten (PID). Ein Ausdruck solcher Defekte kann die
Anfälligkeit für Infekte sein, aber auch gewisse Tumoren und
nichtinfektiöse Entzündungen (Autoimmunerkrankungen) treten gehäuft auf.

Die Forschenden testeten die Hypothese, dass die Aktivität des
Stoffwechsels in den Immunzellen bei PID-Patienten als Biomarker dienen
kann. Dabei stützten sie sich auf die Erkenntnis, dass der
Zellstoffwechsel ein wichtiger Regulator der Funktion von Immunzellen ist.
Tatsächlich war in den Immunzellen einer Untergruppe der untersuchten
PID-Patientinnen und -patienten ein wichtiger Stoffwechselvorgang - die
sogenannte Zellatmung - stark erhöht. Bei der Zellatmung wird in den
Mitochondrien, den «Kraftwerken der Zellen», Energie gewonnen.

Erhöhte Zellatmung

Auf der Basis dieser Entdeckung gelang es den Forschenden, einen
neuartigen Krankheitsmechanismus zu entschlüsseln, dies vom Gendefekt via
Mitochondrien und zurück zur Signalübertragung in den Zellkern. Die
erhöhte Zellatmung wurde durch die Überfunktion eines Eiweisses der
Atmungskette ausgelöst. Dies wiederum signalisierte der Zelle,
Entzündungsmediatoren zu produzieren. Mit dieser Erkenntnis konnten die
Forschenden eine in anderer Indikation zugelassene, zielgerichtete
Therapie erfolgreich verabreichen.

Die Studie wurde unter Leitung von Prof. Dr. Christoph Hess (Departement
Biomedizin DBM von Universität Basel und Universitätsspital Basel und
CITIID, Universität Cambridge) sowie Prof. Dr. Mike Recher (DBM,
Universität Basel und Universitätsspital Basel) durchgeführt. «Sie ist ein
Beispiel dafür, wie patientenbasierte Forschung krankheitsrelevante
molekulare Prozesse zu entschlüsseln vermag», sagt Hess. Davon können
einerseits die Patientinnen profitieren, wenn sie gezieltere und damit
wirkungsvollere und nebenwirkungsärmere Medikamente erhalten. Anderseits
werden durch Einsicht in grundlegende biologische Abläufe bei seltenen
Erkrankungen oft auch neue pathophysiologische Überlegungen bei häufigen
Erkrankungen möglich.


Originalpublikation:

Anne-Valérie Burgener, Glenn R. Bantug et al.

SDHA gain-of-function engages inflammatory mitochondrial retrograde signaling via KEAP1-Nrf2

Nature Immunology 

DOI 10.1038/s41590-019-0482-2

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution74
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RHEUMA/296: Abschlussbericht zu Biologika bei Rheuma (IQWiG)


Institut für Qualität und Wirtschaftlichkeit im Gesundheitswesen (IQWiG) - 17.09.2019

Abschlussbericht zu Biologika bei Rheuma: Evidenzlage deutlich verbessert
- noch immer fehlen aber Direktvergleiche

Biologika werden immer noch zu kurz und zu oft gegen Placebos getestet,
was Vergleiche untereinander erschwert. Dennoch gibt es, auch dank
Zusatzangaben der Hersteller, neue Erkenntnisse.

Nur wenige Unterschiede zwischen den Wirkstoffen nachweisbar /

Operationalisierung von Endpunkten kann Ergebnisse beeinflussen



Im Sommer 2018 legte das Institut für Qualität und Wirtschaftlichkeit im
Gesundheitswesen (IQWiG) seinen Vorbericht zur Nutzenbewertung von
biotechnologisch hergestellten Wirkstoffen - sogenannten Biologika - in
der Rheuma-Therapie vor und bat um Stellungnahmen. Jetzt wurde der
umfangreiche Abschlussbericht veröffentlicht. Danach fehlen nach wie vor
Langzeituntersuchungen und vor allem Studien, in denen mindestens zwei der
neun zu bewertenden Wirkstoffe gegeneinander getestet wurden - und das,
obwohl Biologika seit nunmehr fast zwei Jahrzehnten auf dem Markt sind und
an potenziellen Studienteilnehmern kein Mangel herrscht. Dennoch gibt es
wichtige neue Erkenntnisse, nicht zuletzt, weil Hersteller dem IQWiG auf
Anfrage weitere Auswertungen älterer Studien übermittelt haben.

Wirkstoffe aus Zellkulturen

Die rheumatoide Arthritis ist eine Autoimmunerkrankung und die häufigste
Form der chronisch entzündlichen Gelenkerkrankungen. Die Patientinnen und
Patienten leiden unter Schmerzen, Müdigkeit und Erschöpfung, depressiven
Verstimmungen, körperlichen Funktionseinschränkungen und einem Verlust von
Lebensqualität, Selbstständigkeit und Teilhabe am sozialen und beruflichen
Leben. Die Behandlung zielt vorrangig darauf ab, sie weitgehend von
Krankheitssymptomen zu befreien und die Gelenkzerstörung zu verhindern
(Remission). Wo dies nicht möglich ist, soll zumindest die
Krankheitsaktivität verringert werden.

Zur Behandlung werden unter anderem biotechnologisch hergestellte
erkrankungsmodifizierende Antirheumatika eingesetzt, sogenannte Biologika.
Sie werden aus Zellkulturen gewonnen und greifen an verschiedenen Stellen
des Entzündungsprozesses an. Biologika sind unter bestimmten Bedingungen
sowohl in der Erstlinientherapie als auch für weitere Therapielinien
zugelassen, und zwar teils in Kombination mit dem Arzneimittel Methotrexat
und teils als Monotherapie. Daraus ergeben sich sieben
Therapiesituationen, für die das IQWiG im Auftrag des Gemeinsamen
Bundesausschusses (G-BA) die Vor- und Nachteile der neun Substanzen
untersuchen sollte.

Auch nach fast zwei Jahrzehnten kaum Vergleichsstudien

Nach wie vor fehlen Langzeituntersuchungen und vor allem Studien, in denen
mindestens zwei der neun zu bewertenden Wirkstoffe gegeneinander getestet
wurden - und das, obwohl Biologika seit nunmehr fast zwei Jahrzehnten auf
dem Markt sind und an potenziellen Studienteilnehmern kein Mangel
herrscht.

Zur Untersuchung der Vor- und Nachteile der Biologika bieten sich
sogenannte Netzwerk-Metaanalysen an, in denen man klinisch und methodisch
hinreichend ähnliche Paarvergleiche zu einem Netzwerk zusammenfügt, das im
Idealfall den Vergleich eines jeden Wirkstoffs mit jedem anderen
ermöglicht.

Wenig Nachweise für Unterschiede zwischen den Biologika

In der Erstlinientherapie in Kombination mit Methotrexat gibt es beim
primären Therapieziel, der klinischen Remission, keinen Anhaltspunkt für
einen höheren oder geringeren Nutzen eines Biologikums gegenüber den
anderen. Eine niedrige Krankheitsaktivität war mit Adalimumab und mit
Etanercept besser zu erreichen als mit Certolizumab Pegol oder
Tocilizumab, woraus sich jeweils ein Anhaltspunkt für einen höheren Nutzen
ergibt. Weitere Unterschiede zeigten sich nicht.

Nach dem Versagen von Methotrexat allein können die Patienten zusätzlich
ein Biologikum erhalten. In dieser Therapiesituation zeigte sich für alle
Wirkstoffe mit Ausnahme von Etanercept ein höherer Nutzen im Vergleich zu
Anakinra. Für Certolizumab Pegol gibt es einen Anhaltspunkt für einen
höheren Schaden wegen mehr Nebenwirkungen im Vergleich zu allen anderen
Wirkstoffen. Darüber hinaus zeigten sich unter Golimumab und Tocilizumab
mehr Nebenwirkungen als unter Infliximab; unter Tocilizumab brachen
außerdem mehr Patientinnen und Patienten die Therapie wegen Nebenwirkungen
ab als unter Abatacept. Diese Ergebnisse wurden jeweils als Anhaltspunkt
für einen höheren Schaden gewertet.

Für die Kombinationstherapie nach Biologikum-Versagen hat die Übermittlung
von Daten zu den passenden Teilpopulationen Aussagen zu einigen Biologika
und Endpunkten ermöglicht. Auch zur Monotherapie nach
Methotrexat-Unverträglichkeit konnten nun - erstmals überhaupt - Ergebnisse zu
Endpunkten ermittelt werden, die in den Studienunterlagen ursprünglich
nicht enthalten waren.

Für die drei verbleibenden Therapiesituationen der Nutzenbewertung war
wegen der unzureichenden Datenlage kein Fazit möglich.

Neue Auswertungen verbesserten Grundlage für Netzwerk-Metaanalysen

Neben den Ergebnissen zum Nutzen und Schaden der Biologika zeigt diese
Bewertung exemplarisch, wie auch die Daten älterer Studien für neue
Methoden wie Netzwerk-Metaanalysen genutzt werden können. Diese Methode
kann nur eingesetzt werden, wenn die Patientenpopulationen, die in die
Analyse eingehen, hinreichend ähnlich sind. Das wurde hier für viele
Studien erreicht, indem die Hersteller auf der Basis alter Studiendaten
neue Analysen der relevanten Patientenpopulationen zur Verfügung stellten.
Weitere Reanalysen der alten Daten betrafen die Nutzen-Endpunkte klinische
Remission und niedrige Krankheitsaktivität: Auf Basis der aktuellen
Definitionen dieser Endpunkte berechneten die Hersteller Ergebnisse für
diejenigen Studien neu, in denen ältere Definitionen verwendet worden
waren. Diese wichtigen Informationen stehen nun erstmals auch für
zukünftige Bewertungen von Arzneimitteln zur Behandlung der rheumatoiden
Arthritis zur Verfügung.

Operationalisierung der Endpunkte kann Nutzen-Aussagen beeinflussen

Beispielsweise fielen die Ergebnisse für den Wirkstoff Tocilizumab unter
Verwendung einer aktuellen Definition, die keine Entzündungsparameter
einbezieht, durch die Bank weniger positiv aus als unter Verwendung der
älteren Operationalisierung, in die Entzündungsparameter eingehen. Diese
Unterschiede in den Ergebnissen sind vermutlich darauf zurückzuführen,
dass Tocilizumab im Vergleich mit anderen Biologika verstärkt auf die
Entzündungsparameter wirkt. Erst die Verwendung der aktuellen
Operationalisierung ohne Entzündungsparameter ermöglicht einen fairen
Vergleich der Biologika untereinander.

Diskussion über Voraussetzungen für sinnvolle Netzwerk-Metaanalysen

Aus einem allzu dünn besetzten Netzwerk lassen sich keine zuverlässigen
Aussagen über die Fragestellung des Auftrags ableiten. Das IQWiG hatte
sich für eine 50-Prozent-Schwelle entschieden: Netzwerk-Metaanalysen
wurden nur zu Therapiesituationen berechnet, für die Daten zu mindestens
der Hälfte der jeweils zugelassen Biologika vorlagen. Daher wurden einige
kleinere Studienpools, einzelne Endpunkte oder seltener vorgenommene
Operationalisierungen von Endpunkten nicht untersucht.

Im Stellungnahmeverfahren haben mehrere Teilnehmer diesen Schwellenwert
kritisiert. In der Diskussion war aber keine homogene
Argumentationsrichtung erkennbar. Es gab keinen adäquaten alternativen
Vorschlag, der dem Ziel des Auftrags an das IQWiG, nämlich dem Vergleich
der Biologika untereinander, annähernd gerecht geworden wäre.

Originalpublikation:

https://www.iqwig.de/de/projekte-ergebnisse/projekte/arzneimittelbewertung/2016/a16-70-nutzenbewertung-von-biotechnologisch-hergestellten-wirkstoffen-zur-behandlung-der-rheumatoiden-arthritis.7688.html

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.iqwig.de/de/presse/pressemitteilungen/2019/abschlussbericht-zu-biologika-bei-rheuma-evidenzlage-deutlich-verbessert-noch-immer-fehlen-aber-direktvergleiche.12463.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution906
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POLITIK/097: Erhöhung der Personalzahlen in der Psychiatrie und Psychosomatik ist ein Muss (Selbsthilfe)


BAG SELBSTHILFE e.V. - Pressemitteilung vom 17. September 2019

Erhöhung der Personalzahlen in der Psychiatrie und Psychosomatik ist ein Muss!



Berlin, 17.09.2019: Die Patientenvertretung im Gemeinsamen
Bundesausschuss setzt sich für eine deutliche Personalaufstockung in
psychiatrischen und psychosomatischen Kliniken ein

Das Plenum des Gemeinsamen Bundesausschusses (GBA) wird diesen
Donnerstag über die "Richtlinie über die Ausstattung der stationären
Einrichtungen der Psychiatrie und Psychosomatik mit dem für die
Behandlung erforderlichen therapeutischen Personal" entscheiden. Diese
Richtlinie soll die seit 1991 geltende Psychiatrie-Personalverordnung
(Psych-PV) ablösen. Die an der Ausgestaltung der Richtlinie beteiligte
Patientenvertretung fordert eine deutliche Erhöhung der Personalzahlen
für alle Berufsgruppen und alle Behandlungsbereiche. "Dies ist die
wichtigste Grundlage für die Verbesserung der Qualität in der
stationären Versorgung psychisch und psychosomatisch kranker
Menschen", so die Patientenvertreter.

Die Patientenvertretung orientiert sich dabei an den "Schussenrieder
Tabellen", die den aktuellen personellen Mindestbedarf auf der Basis
von Expertenbefragungen erfasst haben. Die Personalaufstockung ist
zwingend erforderlich aufgrund der seit Einführung der Psych-PV
veränderten quantitativen und qualitativen Rahmenbedingungen in der
stationären psychiatrischen, kinder- und jugendpsychiatrischen und
psychosomatischen Versorgung.

Dazu gehören insbesondere: höhere Fallzahlen und kürzere Verweildauer,
mehr Notaufnahmen und mehr Patienten mit schwereren Erkrankungen,
rechtlich und therapeutisch begründeter erhöhter Personalbedarf bei
Zwangsmaßnahmen, Vorgaben zu Sicherheit und Qualitätsmanagement,
Intensivierung der Arbeit mit Angehörigen, erhöhter
Dokumentationsaufwand, Veränderung der berufsgruppenspezifischen
Tätigkeiten sowie der erhebliche Nachholbedarf an Psychotherapie für
alle Patientengruppen.

Eine weitere zentrale Forderung der Patientenvertretung betrifft die
Einbeziehung von ausgebildeten Genesungsbegleitern. Diese verfügen
über eigene Psychiatrie- und Therapieerfahrungen und können als
Fürsprecher und "Dolmetscher" zwischen Patienten, Therapeuten und
Angehörigen die Qualität der Versorgung nachweislich verbessern.

Schließlich fordert die Patientenvertretung eine effektive Kontrolle
der Erfüllung der in der Richtlinie vorgegebenen
Mindestpersonalvorgaben. Denn nach Berechnungen des Spitzenverbands
der GKV erfüllen nur etwas mehr als die Hälfte aller stationären
psychiatrischen Einrichtungen die personellen Vorgaben der bald 30
Jahre alten Psych-PV.

 * 

Die Patientenvertretung im G-BA besteht aus Vertreterinnen und
Vertretern der vier maßgeblichen Patientenorganisationen entsprechend
der Patientenbeteiligungsverordnung:


	Deutscher Behindertenrat,

	Bundesarbeitsgemeinschaft PatientInnenstellen und -initiativen,

	Deutsche Arbeitsgemeinschaft Selbsthilfegruppen e.V.

	Verbraucherzentrale Bundesverband e.V.



Die Patientenvertretung im G-BA kann mitberaten und Anträge stellen,
hat aber kein Stimmrecht.

 * 

Quelle:

BAG SELBSTHILFE

Bundesarbeitsgemeinschaft Selbsthilfe von Menschen mit Behinderung

und chronischer Erkrankung und ihren Angehörigen e.V.

Pressemitteilung vom 17. September 2019

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

Kirchfeldstraße 149, 40215 Düsseldorf

Telefon: 0211-31006-0, Fax.: 0211-31006-48
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Internet: www.bag-selbsthilfe.de
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LABEL/5135: Sony Music Press Relations Newsletter - KW38/2019 (Sony Music)


SONY MUSIC PRESS RELATIONS NEWSLETTER KW38/2019

München, 18. September 2019



Auf die nächsten 20 - Matthias Reim veröffentlicht am 25. Oktober
sein neues Album "MR20"

Matthias Reim hat ein neues Album am Start. "Als ich das Album
aufgenommen und es in der fertigen Reihenfolge komplett durchgehört
hatte, überkam mich zum ersten Mal seit 29 Jahren wieder dieses
'Wow'-Gefühl", erzählt Reim begeistert. "Diesmal hatte sie mir einen
leidenschaftlichen Kuss verpasst, die Muse. Ich weiß zwar nicht
warum, aber es stecken, jedenfalls für mich, eine Menge 'magic
moments' in den neuen Songs." Reim spricht von einem "eckigen Kreis",
wenn er "MR20" beschreibt, das am 25. Oktober erscheint. Da tauchen
mitten in der großen Ballade "Wo ist der Mond" plötzlich Querverweise
an die Glanzzeiten von Pink Floyd auf. Reim, der inzwischen selbst
eine lebende Legende ist, von der sich der Nachwuchs allzu gerne
inspirieren lässt, hegt und pflegt die Platten seiner Helden in der
heimischen Plattensammlung. "Deep Purple und Led Zeppelin" hat er
gleich einen kompletten Song gewidmet.

Ansagen wie "Eiskalt" und "Tattoo", stehen mit einem Bein im
Pop-Schlager, mit dem anderen im Storytelling. In einer frisch
aufgenommenen, rockigen Reim-Version ist "Nicht verdient", das Duett
mit Michelle, neu zu erleben. "Großes Kino" beschließt MR20 mit Reims
charakteristischem Glauben an die Liebe optimistisch. Und bunt.
"Bunt", sagt Matthias Reim, "hätte auch ein Titel für das neue Album
sein können, wenn er nicht so plakativ wirken würde. Mir geht's
blendend, die Sonne scheint wieder sehr oft für mich, sowohl privat
wie auch in meiner gefühlten Berufung als Musiker. Ich darf seit mehr
als 30 Jahren Songs schreiben, die viele Menschen berühren, ich darf
mich in Texten ausdrücken und Gefühle mit anderen Menschen teilen.
Mein Leben ist bunt."


Ganz schön mutig - Am 15. November veröffentlicht Céline
Dion ihr neues Album "Courage"

Gleich drei neue Songs ihres kommenden Albums "Courage" hat
Musiklegende Céline Dion am veröffentlicht. "Imperfections", "Lying
Down" und "Courage" stammen aus ihrem ersten englischsprachigen
Longplayer seit sechs Jahren, der am 15. November erscheinen wird.
Jeder der Songs repräsentiert eine aufregende, neue kreative Richtung
für den kanadischen Weltstar - die stilistische Bandbreite reicht
dabei von wunderbaren Balladen bis hin zu dynamischen Uptempo-Tracks.

"Imperfections" beschäftigt sich mit dem Thema Selbstkritik, "Lying
Down" handelt vom Umgang mit toxischen Beziehungen und wie wichtig es
ist, nach dem Ende einer solchen Beziehung seine Einstellung zu
ändern, um den nächsten Schritt gehen zu können. Der Titelsong
"Courage" ist eine Aufforderung, stark und kämpferisch zu sein, wenn
man sich an eine neue Herausforderung wagt. "Flying On My Own", das
Celine am letzten Abend ihrer 16-jährigen Las Vegas-Residency
präsentierte.


Kommende Alben-Veröffentlichungen

20.09. Brittany Howard - Jaime

20.09. Jeanette Biedermann - DNA

20.09. Blink 182 - Nine

20.09. Gashi - Gashi

04.10. Estikay - Blueberry Boyz

11.10. Rikas - Showtime

11.10. CNCO - Que Quiénes Somos (EP)

18.10. Tim Bendzko - Filter

18.10. James Arthur - You

25.10. Conchita Wurst - Truth Over Magnitude

25.10. Matthias Reim - MR20

01.11. Miranda Lambert - Wildcard

08.11. Johannes Oerding - Konturen

15.11. Céline Dion - Courage


On Tour

Lukas Rieger

18.09. Köln - Kantine

20.09. Rostock - Moya

Reeperbahnfestival (Hamburg) • 18. - 21. September

• Rachel Wammack

• LissA

• Joy Crookes

• Emma Steinbakken

• Kiddo

• Hugar

• Dirk Maassen

• Justin Jesso

• Thorsteinn Einarrson

• Bruckner

• Majan

• Alli Neumann

• JNR Williams

• Das Moped

• Apache207

Nik P.

20.09. Dresden - Alter Schlachthof

21.09. Haale/Saale - Georg-Friedrich-Händel-Halle

19.10. Stuttgart - Hanns-Martin-Schleyer-Halle

02.11. Oberhausen - König-Pilsener-Arena

16.11. Berlin - Mercedes-Benz-Arena

23.11. Frankfurt - Festhalle

Little Mix

21.09. Stuttgart - Porsche Arena

23.09. Köln - Lanxess Arena

Luca Sestak

(Support von Tanita Tikaram)

22.09. Ludwigsburg - Scala

23.09. Augsburg - Parktheather im Kurhaus Göggingen

26.09. Oldenburg - Kulturetage

27.09. Darmstadt - Centralstation

28.09. Saarlouis - Festsaal

30.09. Nürnberg - Meistersingerhalle

01.10. Erfurt - Alte Oper

02.10. Leipzig - Haus Auensee

04.10. Hamburg - Laeiszhalle - Kleiner Saal

05.10. Berlin - Heimathafen Neukölln

06.10. Dresden - Tante Ju

08.10. Köln Kulturkirche

09.10. München Muffathalle

Exclusive

24.09. München - Strom

25.09. Nürnberg - Club Stereo

26.09. Berlin - Maze

27.09. Hamburg - Molotow

28.09. Köln - MTC

Khalid

28.09. Frankfurt - Jahrhunderthalle

02.10. Oberhausen - König-Pilsener-Arena

09.10. München - Zenith

Enno Bunger

08.10. Essen - Zeche Carl

09.10. Hannover - Musikzentrum

10.10. Dresden - Beatpol

13.10. München - Ampere

16.10. Leipzig - Werk 2

17.10. Göttingen - Musa

18.10. Hamburg - Große Freiheit

19.10. Berlin - Festsaal Kreuzberg

21.10. Würzburg - Cairo

22.10. Frankfurt - Mousonturm

23.10. Stuttgart - Wizemann

24.10. Heidelberg - Halle 02

26.10. Freiburg - Jazzhaus

28.10. Erfurt - Franz Mehlhose

29.10. Bremen - Schlachthof

30.10. Köln - Gloria

01.11. Osnabrück - Rosenhof

02.11. Magdeburg - Moritzhof

03.11. Rostock - Helgas Stadtpalast

27.12. Leer - Theater a.d. Blinke

Tom Walker

16.10. Stuttgart - LKA Longhorn

20.10. München - Muffathalle

26.10. Hamburg - Docks

Annett Louisan

21.10. Dresden - Konzertsaal im Kulturpalast

23.10. Erfurt - Messe

25.10. Magdeburg - Stadthalle

26.10. Braunschweig - Staatstheater Braunschweig

28.10. München - Philharmonie im Gasteig

29.10. Nürnberg - Meistersingerhalle

03.11. Frankfurt am Main - Jahrhunderthalle Frankfurt

04.11. Chemnitz - Stadthalle

05.11. Leipzig - Gewandhaus

06.11. Kassel - Kongress-Palais Kassel

08.11. Wilhelmshaven - Stadthalle Wilhelmshaven

09.11. Münster - Münsterland Halle

11.11. Berlin - Tempodrom

12.11. Rostock - Stadthalle Rostock

13.11. Bremen - Metropol-Theater Bremen

15.11. Kiel - Sparkassen-Arena-Kiel

17.11. Köln - Palladium

18.11. Saarbrücken - Saarlandhalle

19.11. Zürich - Kaufleuten Restaurants

21.11. Hannover - Kuppelsaal

22.11. Bochum - Jahrhunderthalle

Ina Regen

08.11. Frankfurt - Batschkapp

09.11. Bielefeld - Lokschuppen

14.11. Regensburg - Audimax

15.11. Köln - E-Werk

16.11. Neckarsulm - Audi-Forum

21.11. Dresden - Alter Schlachthof

22.11. Erfurt - Thüringenhalle

23.11. Berlin - Columbiahalle

29.11. Koblenz - Rhein-Mosel-Halle

30.11. Karlsruhe - Tollhaus

07.12. Erlangen - Heinrich-Lades-Halle

08.12. Lübeck - MUK

12.12. Hannover - Capitol

13.12. Saarbrücken - Saarlandhalle

14.12. Rheine - Stadthalle

15.12. Bremen - Aladin

19.12. Freiburg - Konzerthaus

20.12. Stuttgart - Theaterhaus

21.12. Oberhausen - Turbinenhalle

Till Brönner

14.11. Jena - Volkshaus

21.11. Mannheim - Rosengarten

22.11. Hannover - Kuppelsaal

23.11. Dortmund - Konzerthaus

24.11. Berlin - Verti-Music-Hall

26.11. Stuttgart - Liederhalle

27.11. Bielefeld - Rudolf-Oetker-Halle

29.11. Bremen - Glocke

01.12. Wuppertal - Historische Stadthalle

02.12. Hamburg - Laeiszhalle

03.12. Lübeck - MUK

Amon Amarth

15.11. München - Zenith

16.11. Ludwigsburg - MHP-Arena

03.12. Frankfurt - Jahrhunderthalle

04.12. Berlin - Velodrom

13.12. Hamburg - Sporthalle

14.12. Oberhausen - König-Pilsener-Arena

Bonaparte

19.11. Leipzig - Täubchenthal

20.11. Dresden - Beatpol

21.11. Frankfurt - Batschkapp

22.11. München - Technikum

25.11. Erlangen - E-Werk

26.11. Stuttgart - Wagenhallen

28.11. Köln - Gloria

29.11. Hamburg - Übel & Gefährlich

30.11. Berlin - Festsaal Kreuzberg

OMD

25.11. Rostock - Stadthalle

26.11. Dresden - Kulturpalast

28.11. Leipzig - Haus Auensee

29.11. Berlin - Tempodrom

30.11. Hamburg - Große Freiheit

02.12. Saarbrücken - Saarlandhalle

03.12. Stuttgart - Liederhalle

05.12. Düsseldorf - Mitsubishi-Electric-Halle

06.12. Frankfurt - Jahrhunderthalle

Alle Farben

05.12. Hamburg - Sporthalle

06.12. Offenbach - Stadthalle

07.12. Ludwigsburg - MHP-Arena

12.12. Köln - Palladium

13.12. Berlin - Verti-Music-Hall

14.12. München - Zenith

Ozzy Osbourne

(Nachholtermine)

17.02.2020 Dortmund - Westfalenhalle

24.02.2020 Berlin - Mercedes-Benz Arena

03.03.2020 Hamburg - Barclaycard-Arena

05.03.2020 München - Olympiahalle

07.03.2020 Mannheim - SAP-Arena

 * 

Quelle:

Sony Music Entertainment Germany GmbH

Balanstraße 73, Haus 31 - 81541 München

Telefon: 089 - 54 02 22-0

E-Mail: kontakt@sonymusic.com

Internet: www.sonymusic.de
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MELDUNG/292: Studie zu "Jugend musiziert" (idw)


Universität Paderborn - 18.09.2019

Studie zu "Jugend musiziert": Wettbewerb fördert auch hochqualifizierten
Nachwuchs in außermusikalischen Bereichen



Seit über einem halben Jahrhundert nehmen Kinder und Jugendliche an dem
landes- und bundesweiten Wettbewerb "Jugend musiziert" teil. In einer
Studie fanden Forscher des Instituts für Begabungsforschung in der Musik
(IBFM) der Universität Paderborn nun heraus, dass der Wettbewerb nicht nur
dazu beiträgt, die Musikkultur weiterzuentwickeln, sondern auch
hochqualifizierten Nachwuchs in außermusikalischen Berufen fördert. Prof.
Dr. Heiner Gembris, Leiter des IBFM, stellte die Studie, die in
Kooperation mit den Landesmusikräten Baden-Württembergs, Bayerns,
Nordrhein-Westfalens, des Saarlandes und von Rheinland-Pfalz entstand,
während einer Pressekonferenz am 18. September in München vor.

Seit über einem halben Jahrhundert nehmen Kinder und Jugendliche an dem
landes- und bundesweiten Wettbewerb "Jugend musiziert" teil. In einer
Studie fanden Forscher des Instituts für Begabungsforschung in der Musik
(IBFM) der Universität Paderborn nun heraus, dass der Wettbewerb nicht nur
dazu beiträgt, die Musikkultur weiterzuentwickeln, sondern auch
hochqualifizierten Nachwuchs in außermusikalischen Berufen fördert. Prof.
Dr. Heiner Gembris, Leiter des IBFM, stellte die Studie, die in
Kooperation mit den Landesmusikräten Baden-Württembergs, Bayerns,
Nordrhein-Westfalens, des Saarlandes und von Rheinland-Pfalz entstand,
während einer Pressekonferenz am 18. September in München vor.

Hohes Bildungsniveau unter den Befragten

"Mit der Studie wurde zum ersten Mal in einem größeren Umfang untersucht,
wie sich die Lebenswege von ehemaligen Teilnehmern entwickelt haben und
welche Rolle dabei der Wettbewerb für sie gespielt hat", schildert
Gembris. Dabei konnten die Forscher vollständiges Datenmaterial von knapp
über 800 Befragten in die Analyse einbeziehen. Gembris: "Das
Durchschnittsalter lag bei 43 Jahren. Frauen und Männer waren
gleichermaßen vertreten. Bemerkenswert war insbesondere das sehr hohe
formale Bildungsniveau: 62 Prozent besitzen einen Hochschulabschluss,
weitere 18 Prozent haben sogar promoviert." Mittels eines Fragebogens über
physische, psychische, soziale und umweltbezogene Aspekte fanden die
Forscher zudem heraus, dass die Lebensqualität der ehemaligen Teilnehmer
deutlich über dem Durchschnitt der Gesamtbevölkerung liegt, was auch mit
jenem Bildungsniveau zusammenhängen könnte.

Hälfte übt heute einen Musikberuf aus

Die Studie ergab, dass etwa die Hälfte der Befragten heute einer
beruflichen Tätigkeit mit Musikbezug nachgeht - teils fest angestellt,
teils freiberuflich. Von dieser Hälfte arbeiten 40 Prozent freiberuflich
als professionelle Musiker. In Orchestern spielen 20 Prozent, einer
freiberuflichen musikpädagogischen Tätigkeit gehen 30 Prozent nach. Die
andere Hälfte der Befragten, die keinen direkten musikbezogenen Beruf
ausübt, arbeitet z. B. in administrativen, sozialen, bildungsbezogenen,
medizinischen oder technisch-naturwissenschaftlichen Bereichen.

"Jugend musiziert" fördert auch Nachwuchs über die Musik hinaus

Dem Wettbewerb "Jugend musiziert" bescheinigen 75 Prozent der Befragten
einen durchweg positiven Einfluss auf ihre musikalische Entwicklung.
Lediglich 3 Prozent berichteten über negative Erlebnisse. "Insbesondere
diejenigen, die Musikberufe ergriffen oder am Bundeswettbewerb
teilgenommen haben, oder sogar beides, schreiben dem Wettbewerb eine hohe
Bedeutung für ihre berufliche Laufbahn zu", erklärt Gembris. Vor allem der
Erwerb von Soft Skills, wie etwa Erfahrungen durch Auftritts-,
Wettbewerbs- und Prüfungstraining, genauso wie der Erwerb von Disziplin
und Durchhaltevermögen, sei von den Befragten positiv hervorgehoben
worden, so der Wissenschaftler.

Die Studie belegt, dass der Wettbewerb weit über den musikalischen Bereich
hinauswirkt, wie Gembris feststellt: "Insgesamt zeigt sich, dass "Jugend
musiziert" nicht nur den musikalischen Nachwuchs fördert, sondern auch
hochqualifizierte Kulturträgerinnen und Kulturträger sowie Multiplikatoren
in außermusikalischen Berufen. Mit einem hohen Maß an musikkultureller
Verantwortung für künftige Generationen wirken sie gestalterisch auf das
Musikleben in Gesellschaft und Familie ein und nehmen damit Einfluss auf
die generationsübergreifende Tradierung und Weiterentwicklung der
Musikkultur."

Musik spielt in der Familie eine wichtige Rolle

Weiterhin zeigt sich: Auch für jene ehemaligen Wettbewerbsteilnehmer, die
heute keinen Musikberuf ausüben, bleibt Musik bedeutsam. Gembris: "Mehr
als ein Drittel von ihnen musiziert regelmäßig in der Woche oder sogar
täglich." Grundsätzlich sei Musik bei fast allen Befragten in der Familie
verankert: "Bei 95 Prozent spielt die musikalische Erziehung der Kinder
eine wichtige Rolle. Die Studie zeigt, dass es bei vielen ehemaligen
Wettbewerbsteilnehmern ein hohes Bedürfnis nach Kulturtransfer an
nachfolgende Generationen gibt", erläutert der Musikforscher.


Weitere Informationen unter:

http://www.upb.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution98

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Paderborn, 18.09.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / MUSIK / VERANSTALTUNGEN





FOLKLORE/1407: München - Bavarian Highlands, 26.10.2019 


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 18. September 2019

Chor des BR / 1. Abokonzert

Bavarian Highlands

Chor des Bayerischen Rundfunks mit Solisten

Max Hanft, Klavier

Howard Arman, Leitung

Samstag, 26. Oktober 2019 um 20 Uhr im Münchner Herkulessaal



Der Titel "Bavarian Highlands" des 1. Abonnementkonzerts des BR-Chores
bezieht sich auf Edward Elgars Komposition "From the Bavarian
Highlands", die er unter den Eindrücken einer Sommerfrische in
Garmisch für gemischten Chor und Klavier komponierte. Auch originale
Volksmusikstücke sind zu hören, die Elgar als Inspirationsquelle
gedient haben könnten. Die weiteren Werke dieses Konzertabends stammen
aus der britischen Heimat von Howard Arman, dem Künstlerischen Leiter
des BR-Chores. Auch ihre Schöpfer - Britten, Grainger oder Tippett -
setzten sich mit volksmusikalischen Traditionen auseinander.

Präsentiert wird das Konzert am Samstag, 26. Oktober 2019 um 20 Uhr im
Münchner Herkulessaal von Howard Arman, Max Hanft begleitet am
Klavier.

Immer haben Komponisten überall in Europa ihre eigenen
Volksmusiktraditionen entdeckt. Man fuhr aufs Land, hörte zu, staunte
und notierte - und kombinierte alsbald Volkstümliches und eigene
Kompositionen. Etwa Benjamin Brittens farbenfrohes Maskenspiel "Choral
Dankes from Gloriana" mit Göttern, Landmädchen und Bauernburschen.
Oder seine Vertonung der tragischen Story von Lady Barnard und deren
Lover Little Musgrave. Dazwischen werden kurze originale
Volksmusikstücke - unter anderem als Dreigesang - präsentiert, die
Elgar als Inspirationsquelle gedient haben könnten.

Auch die weiteren Werke des Konzertabends leben von der
kompositorischen Auseinandersetzung mit volksmusikalischen
Traditionen: Percy Graingers Folk-Music-Adaptionen, Michael Tippetts
sprachvirtuoses Irish Tune, außer Brittens Maskenspiel "Choral Dankes
from Gloriana" auch seine Vertonung der tragischen Liebesgeschichte
"The Ballad of Little Musgrave and Lady Barnard". Die Solopartien
werden von Mitgliedern des BR-Chores gesungen.


Komponisten / Werke:

Edward Elgar - From the Bavarian Highlands

(NN) - Bayerische Volksmusikweisen

William Harris - Faire is the Heaven

Benjamin Britten - Choral Dances from Gloriana

Benjamin Britten - The Ballad of Little Musgrave and Lady
Barnard

Michael Tippett - Lilliburlero

Percy Grainger - British Folk-Music Settings

Mitwirkende

Chor des Bayerischen Rundfunks mit Solisten

Max Hanft, Klavier

Howard Arman, Leitung

Termin

Samstag, 26. Oktober 2019 um 20.00 Uhr im Herkulessaal der Residenz
München

Einführung

Vor dem Konzert wird um 19.00 Uhr eine Einführung angeboten:
BR-KLASSIK-Moderator Maximilian Maier im Gespräch mit Howard Arman und
weiteren Mitwirkenden.

(Live-)Ausstrahlung
Das Konzert wird per Video-Livestream auf www.br-klassik.de/concert
übertragen.

Der Mitschnitt des Konzertes wird in BR-KLASSIK/Hörfunk am Dienstag,
5. November 2019, um 20.05 Uhr ausgestrahlt.

Tickets

BRticket: Tel. 0800 / 5900 594 (gebührenfrei) oder 

www.shop.br-ticket.de sowie München Ticket, Tel.089/54818181

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 18. September 2019

Herausgeber:

Bayerischer Rundfunk, Anstalt des öffentlichen Rechts

Rundfunkplatz 1, 80335 München

Pressestelle

Telefon: 089 / 59 00-01, Telefax: 089 / 59 00-18 59 00

E-Mail: info@br.de

Internet: www.br.de
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KLASSIK/10239: Braunschweig - Werke von Clara Schumann am 22. September 2019


Stadt Braunschweig

Konzert auf dem Clara Schumann-Flügel im Städtischen Museum

Zum 200. Geburtstag der Komponistin



Braunschweig. Zu einem Klavierkonzert mit Karsten Scholz auf dem Clara
Schumann-Flügel lädt das Städtische Museum Braunschweig, Haus am
Löwenwall, Steintorwall 14, für Sonntag, 22. September, 11 Uhr in den
Lichthof ein. Das Konzert bietet die einmalige Gelegenheit, Werke von
Clara Schumann und ihren Zeitgenossen auf dem originalen Instrument
von 1879 zu hören. Karsten Scholz spielt Stücke von Robert Schumann,
Clara Wieck-Schumann und Johannes Brahms auf dem Salonflügel Clara
Schumanns. Das Konzert ist im Eintrittspreis für das Museum enthalten.
Der Flügel kam durch eine Schenkung der Familie Grotrian-Steinweg 1985
mit weiteren Instrumenten in den Bestand des Städtischen Museums
Braunschweig. Clara Schumann spielte auf ihm bis zu ihrem Tod im Jahr
1896.

Den Rahmen des Konzerts bildet die Ausstellung "FORTUNA UND EINTRACHT.
Die Düsseldorfer Malerschule in Braunschweig - Eine Begegnung zweier
Sammlungen", die in Kooperation und mit Leihgaben der Dr.
Axe-Stiftung, Bonn, realisiert wurde. Das Städtische Museum zeigt sie
im Haus am Löwenwall bis 12. Januar 2020. Die Schau präsentiert mit
rund 120 Gemälden von mehr als 70 Künstlerinnen und Künstlern einen
repräsentativen Querschnitt durch das Schaffen der Mitglieder der
Düsseldorfer Malerschule, die bis heute für eine der bekanntesten
Künstlergruppierungen des 19. Jahrhunderts steht.

Infos:
Öffnungszeiten: Di - So 10 - 17 Uhr, Städtisches Museum Braunschweig,
Haus am Löwenwall, Steintorwall 14, 38100 Braunschweig, Tel.: (0531)
470 4521,

E-Mail:
staedtisches.museum@braunschweig.de, www.braunschweig.de/museum

Eintritt: Erwachsene 5,00 Euro; Ermäßigung (für Schüler, Studierende,
Auszubildende, Menschen mit Behinderung, Rentner sowie Inhaber des
"Braunschweig Passes") 2,50 Euro; Kinder von 6 - 16 Jahre 2,00 Euro;
Schulklassen und Kinder bis 6 Jahre freier Eintritt. Das Städtische
Museum ist uneingeschränkt barrierefrei.

Das Städtische Museum nimmt teil an der MuseumsCard der Braunschweiger
Museen. Sie ermöglich einmalig freien Eintritt sowie dauerhaft
ermäßigten Eintritt bei Folgebesuchen für ein Jahr in den sieben
größten Museen Braunschweigs. Die Museumscard kostet 22 Euro und ist
auch im Städtischen Museum erhältlich. Alle Infos unter
www.braunschweig.de/museumscard.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 18. September 2019

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1

38100 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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AUSLAND/9168: Aus aller Welt - 19.09.2019 (SB)




MELDUNGEN



Rumänin Kövesi soll EU-Staatsanwaltschaft leiten

Die frühere rumänische Korruptionsermittlerin Laura Codruta Kövesi
wird erste Leiterin der geplanten Europäischen Staatsanwaltschaft.
Bei einem Treffen der EU-Botschafter am Donnerstag unterstützten 17
der 22 an der Behörde beteiligten Staaten die rumänische Juristin.
Die Regierung in Bukarest versuchte bis zuletzt Kövesis Ernennung zu
verhindern. Die neue Europäische Staatsanwaltschaft soll spätestens
ab 2021 ihre Arbeit aufnehmen und Straftaten zu Lasten der
EU-Haushalte aufdecken.

19. September 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/9168: Kriminalität und Rechtsprechung - 19.09.2019 (SB)




MELDUNGEN



Raubüberfall auf Gastronomiebetrieb in Nürnberg

Nach einem bewaffneten Überfall auf eine Bar in Nürnberg fahndet die
Polizei nach dem flüchtigen Täter. Nach Angaben der Behörden hatte
der Unbekannte das Lokal am Mittwoch um die Mittagszeit betreten und
die Bedienung unter Vorhalt einer Schußwaffe zur Herausgabe von
Bargeld aufgefordert. Mit mehreren hundert Euro Beute gelang dem Mann
dann unerkannt die Flucht in Richtung Aufseßplatz. Eine umfangreiche
Fahndung blieb erfolglos.

19. September 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/9165: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 19.09.2019 (SB)




MELDUNGEN



US-Luftangriff trifft zahlreiche afghanische Zivilisten

Bei einem Luftangriff im Osten Afghanistans sind offenbar mehr als 30
Zivilisten getötet und weitere 40 verletzt worden. Wie die Agentur
Reuters unter Berufung auf Regierungskreise berichtete, wollten
afghanische Sicherheitskräfte mit Luftunterstützung des US-Militärs
ein Versteck der Dschihadistenmiliz Islamischer Staat (IS) angreifen.
Getroffen wurden aber Bauern, die ihre Felder bestellten.

19. September 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/9167: Aus Parlament und Gesellschaft - 19.09.2019 (SB)




MELDUNGEN



Kabinett beschließt Gesetz zum Schutz von Paketboten

In der Paketbranche kommt es immer wieder zu Verstößen wie
Schwarzarbeit oder Sozialleistungs- und Sozialversicherungsbetrug.
Um Paketboten besser vor Ausbeutung zu schützen, beschloß das
Bundeskabinett das sogenannte Paketboten-Schutz-Gesetz von
Arbeitsminister Hubertus Heil (SPD). Versandhändler sollen auf diesem
Weg dazu verpflichtet werden, Sozialbeiträge für säumige 
Subunternehmer nachzuzahlen.

Der Hauptgeschäftsführer der Bundesvereinigung der Deutschen
Arbeitgeberverbände (BDA), Steffen Kampeter, kritisierte den
Gesetzentwurf. Arbeitsminister Heil versuche, sich mit einem
bürokratischen, aber praxisfernen Regelwerk aus der Verantwortung zu
stehlen, sagte Kampeter dem Redaktionsnetzwerk Deutschland.

19. September 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/9165: Tragisches und Kurioses - 19.09.2019 (SB)




MELDUNGEN



Boliviens Wälder brennen

Durch Wald- und Buschbrände sind in Bolivien seit Anfang August mehr
als vier Millionen Hektar Regenwald und Grasland zerstört worden. Das
berichtete die Umweltschutzorganisation FAN unter Berufung auf
Satellitenbilder der amerikanischen und europäischen
Raumfahrtbehörden NASA und ESA. Am schwersten betroffen ist demnach
die Region Santa Cruz. Gegenwärtig sind dort drei Millionen Hektar
Wald in Flammen aufgegangen.

19. September 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/8250: Aus Forschung und Technik - 19.09.2019 (SB)




MELDUNGEN



Chinesische Kleinsatelliten für die Erderkundung gestartet

China startete am Donnerstag fünf neue Fernerkundungssatelliten. Die
für das kommerzielle Fernerkundungsprojekt "Zhuhai-1" entwickelten
Hightech-Geräte wurden mit einer Trägerrakete vom Typ Langer Marsch
11 vom Satellitenstartzentrum Jiuquan im Nordwesten des Landes in die
geplante Umlaubahn transportiert. Das "Zhuhai-1"-Projekt soll nach
Informationen der Agentur Xinhua künftig 34 solcher Kleinsatelliten
umfassen. Nach dem heutigen Start befinden sich nunmehr zwölf davon
in einer niedrigen Kreisbahn um die Erde. Die chinesische
Betreiberfirma Orbita will mit den Daten Informationsprodukte für die
Bereiche Umwelt-, Bau- und Infrastrukturverwaltung erstellen.

19. September 2019
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AUSLAND/8264: Aus aller Welt - 19.09.2019 (SB)




VOM TAGE



Österreich blockiert EU-Mercosur-Abkommen

In Wien hat der parlamentarische EU-Unterausschuß gegen das geplante
Handelsabkommen der Europäischen Union und der südamerikanischen
Wirtschaftsgemeinschaft Mercosur votiert. Die Ausschußmitglieder
aller Fraktionen außer der liberalen Neos stimmten für die Ablehnung.
Für die Minister der geschäftsführenden Expertenregierung ist die
Entscheidung bindend. Sie müssen das Abkommen bei der Abstimmung in
der EU ablehnen. Der EU-Ministerrat wiederum kann das Abkommen mit
dem "Gemeinsamen Markt Südamerikas" nur einstimmig verabschieden.
Außerdem müssen die nationalen Parlamente der Mitgliedstaaten
zustimmen. Das Votum des österreichischen Parlamentausschusses kann
nach der Parlamentswahl am 29. September vom dann neuen Nationalrat
gekippt werden.

Nach fast 20 Jahren Verhandlung hatten die EU und die vier
Mercosur-Mitglieder Argentinien, Brasilien, Paraguay und Uruguay Ende
Juni eine politische Grundsatzvereinbarung zum Aufbau der größten
Freihandelszone der Welt getroffen. Die Einzelheiten des Abkommens
wurden noch nicht ausgearbeitet. Gegner des Freihandelsabkommens
wollen angesichts unzähliger Waldbrände im Amazonasgebiet und der
klimafeindlichen Umweltpolitik in Brasilien nicht auch noch Präsident
Bolsonaro unterstützen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/8220: Medizin und Gesundheitswesen - 19.09.2019 (SB)




VOM TAGE



Operationsmikroskop mit Endoskop kombiniert

Operationsrobotern gehört die Zukunft. Jetzt haben Mediziner der
Klinik und Poliklinik für Neurochirurgie des Universitätsklinikums
Regensburg (UKR) als Referenzzentrum einen großen Schritt nach vorne
gemacht. Wie das Deutsche Ärzteblatt berichtete, haben sie ein
neuartiges, robotisch gesteuertes Operationsmikroskop mitentwickelt.
Dieses liefert nicht nur hochauflösende Vergrößerungen, sondern ist
unter anderem auch noch mit einem integrierten Endoskop ausgestattet,
mit dem präzise bis zu der zu operierenden Stelle vorgedrungen werden
kann. Dank 4K-Auflösung und 3D-Technik kann das Operationsgebiet
genau erfaßt und aus verschiedenen Blickwinkeln betrachtet werden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/8252: Kriminalität und Rechtsprechung - 19.09.2019 (SB)




VOM TAGE



Immenstädter Pfarrer wegen Kirchenasyl zu Geldbuße verurteilt

Das Amtsgericht Sonthofen hat den evangelischen Pfarrer Ulrich
Gampert aus Immenstadt zu einer Geldbuße von 3000 Euro verurteilt,
weil er dem 23jährigen Afghanen Reza Jafari über ein Jahr lang
Kirchenasyl gewährt hat. Jafari muß nun 80 Stunden gemeinnützige
Arbeit leisten. Die Verfahren gegen die beiden Angeklagten wurden
wegen geringer Schuld eingestellt. Amtsrichterin Brigitte
Gramatte-Dresse hat nach eigenen Angaben mit ihrem Urteil keine
grundsätzliche Entscheidung über die Rechtmäßigkeit von Kirchenasyl
getroffen.

Jafari hätte abgeschoben werden sollen, nachdem sein Asylantrag
abgelehnt worden war. Er konnte mit der Bitte um Kirchenasyl den
Zwangstransport nach Afghanistan zunächst verhindern. Im Juli erhielt
Gampert einen Strafbefehl zur Zahlung von 4000 Euro wegen Beihilfe
zum unerlaubten Aufenthalt. Jafari sollte 900 Euro Strafe zahlen.
Beide legten gegen den Strafbefehl Einspruch ein.

Jafari lebt bereits vier Jahre in Deutschland und hat hier einen
Ausbildungsplatz. Während seines Kirchenasyls konnte er beim
Petitionsausschuß des bayerischen Landtags erfolgreich eine
einstweilige Aussetzung seiner Abschiebung beantragen, damit er seine
Ausbildung beenden kann. Der Immenhofer Kirchenvorstand hatte sein
Kirchenasyl befürwortet, weil Aussicht bestand, daß die Ablehnung
seines Asylantrags rückgängig gemacht würde. Die Entscheidung darüber
ließ jedoch Monate auf sich warten.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/8174: Sprache, Kunst und Medium - 19.09.2019 (SB)




VOM TAGE



DuMont verkauft Berliner Verlag an "Unbekannte"

Die Eigner der Kölner DuMont-Mediengruppe haben ihren 2009 erworbenen
Berliner Verlag an ein in der Branche weitgehend unbekanntes Berliner
Unternehmerehepaar verkauft. Damit trennt sich das rheinländische
Medienhaus von der Berliner Zeitung, dem Berliner Kurier und dem
Berliner Abendblatt, wie der rbb berichtete.

Daß die Zeitungen verkauft werden sollten, war bekannt, für eine
Überraschung sorgten aber die Berliner Unternehmer Silke und Holger
Friedrich als neue Eigentümer. Über den Kaufpreis gab es keine
Informationen.

Das Ehepaar Friedrich, das als Medien-Unternehmer weitgehend unbekannt
ist, will den Verlag in die Holding der Familie überführen. Dem
Vernehmen nach ist eine digitale Weiterentwicklung der Zeitungen
vorgesehen. Für DuMont ist dies nur der Anfang, die Gruppe will auch
noch ihre anderen Tageszeitungen abstoßen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/8241: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 19.09.2019 (SB)




VOM TAGE



Taliban-Bombe detoniert zwischen Krankenhaus und Geheimdienstgebäude

Im südafghanischen Kalat ist eine in einem Lastwagen versteckte Bombe
in der Nähe eines Gebäudes der Nationalen Sicherheitsbehörde NDS und
eines staatlichen Krankenhauses detoniert. Der Sender Tolo News
meldete unter Berufung auf den Leiter des Provinzrates von Sabul, es
seien mindestens 20 Menschen getötet und über 90 verletzt worden,
darunter Patienten, Ärzte, Krankenpfleger und
Geheimdienstfunktionäre. Die Taliban-Milizen übernahmen in einer
Twitter-Nachricht die Verantwortung für den Anschlag, dessen Ziel das
NDS-Gebäude gewesen sein soll.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/8255: Aus Parlament und Gesellschaft - 19.09.2019 (SB)




VOM TAGE



Bundesratsinitiative für Schwarzfahren als Ordnungswidrigkeit

Die Landesregierung von Thüringen will am Freitag einen Antrag in den
Bundesrat einbringen, wonach das wiederholte Schwarzfahren in
öffentlichen Verkehrsmitteln als Ordnungswidrigkeit behandelt und
nicht mehr als Straftat geahndet werden soll. Der Berliner Senat
schließt sich dieser Initiative an, wie der Justizsprecher Brux am
Mittwoch berichtete. Berlins Justizsenator Behrendt von den Grünen
nahm zu dem Vorstoß bei Twitter Stellung. Demnach ist es schlicht
unverhältnismäßig, wenn der Staat Menschen mit dem Strafgesetzbuch zu
Leibe rückt, nur weil sie mehrfach ihr Busticket nicht gelöst haben.
Eine Ordnungswidrigkeit wäre hier angemessen. Die
Beförderungserschleichung kann nach Paragraf 265a des
Strafgesetzbuches derzeit mit einer Freiheitsstrafe von bis zu einem
Jahr oder einer Geldstrafe geahndet werden. Die Freiheitsstrafe wird
in der Regel erst dann verhängt, wenn neben der
Beförderungserschleichung weitere Straftaten vorliegen. In Berlin
sind gegenwärtig über 100 sogenannte notorische Schwarzfahrer
inhaftiert.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/8224: Tragisches und Kurioses - 19.09.2019 (SB)




VOM TAGE



Gefahrenquelle E-Scooter-Akkus

Wie sich inzwischen herausgestellte hat, können die Batterien von
E-Tretrollern eine Brandgefahr darstellen. So ist es bereits in
Recyclinganlagen, aber auch Wohnungen durch beschädigte Batterien oder
falsche Handhabung zu Bränden gekommen.

Laut ARD Tagesschau schlägt der Vize-Chef des Umweltausschusses des
Bundestages, Michael Thews (SPD), eine Pfand-Erhebung vor. Damit soll
der sorglose Umgang mit den Scootern eingedämmt werden. Nach Thews'
Informationen wird mit den Geräten im Verleihsystem "nicht gerade
vorsichtig umgegangen". Wenn die Lithium-Ionen-Akkus beschädigt sind
oder nicht fachgerecht entsorgt werden, könnten leicht Brände
entstehen. Voraussetzung für ein Pfandsystem sei, daß die Batterien
klar gekennzeichnet und leicht ausbaubar sein müssen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/8253: Arbeit, Soziales und Familie - 19.09.2019 (SB)




VOM TAGE



Wissenschaftler verzichten bei Dienstreisen auf das Flugzeug

Einen Tag vor dem weltweiten Klimastreik an diesem Freitag haben rund
1400 Wissenschaftler von sieben Hochschulen in Berlin und Brandenburg
ihren Verzicht auf Dienstreisen mit dem Flugzeug bekanntgegeben. Sie
wollen immer dann die Bahnen nutzen, wenn das Reiseziel weniger als
1000 Kilometer entfernt liegt und in zwölf Stunden zu erreichen ist.
Die Unterzeichner der Selbsterklärung sehen ihren Verzicht als
Beitrag im Kampf gegen den Klimawandel. Die Initiative dazu ging von
Prof. Martina Schäfer aus. Die Nachhaltigkeitsforscherin ist
Geschäftsführerin des Zentrums Technik und Gesellschaft der
Technischen Universität Berlin. Schäfer und andere Unterzeichner der
Erklärung sind bei "Climatewednesday" und "Scientists for Future"
aktiv.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/8231: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 19.09.2019 (SB)




VOM TAGE



Chinesische Wollhandkrabben entwickeln sich zur Plage

Einwandernde Arten sind ein großes Problem. So findet gerade eine
Massenwanderung chinesischer Wollhandkrabben an der Nordsee statt.
Die Tiere, die mit Frachtschiffen nach Deutschland kamen, haben sich
vor allem in der Nähe der Nordseeküste ausgebreitet. Zwar leben
ausgewachsene Wollhandkrabben im Süßwasser, doch am Ende ihres
Lebens laufen sie zur Paarung und Eiablage Richtung Nordsee. Und das
ist gerade der Fall. Da die Zahl der Feinde hierzulande gering ist,
nur wenige Vögel wie Möwen und Reiher haben die Krabben auf ihrem
Speisezettel, breiten sie sich ungehindert aus. Wie viele es derzeit
in Deutschland gibt, ist unbekannt. Aber nach einem vom Bundesamt für
Naturschutz in Bonn veröffentlichten Dokument sollen schon
Wollhandkrabben in Baden-Württemberg nachgewiesen worden sein.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/8241: Märkte und Finanzen - 19.09.2019 (SB)




VOM TAGE



Deutsche Bahn verzichtet auf Beraterverträge mit Ex-Managern

Die Deutsche Bahn schließt grundsätzliche keine Beraterverträge mit
ihren früheren Managern oder mit Personen in politisch exponierter
Stellung mehr ab. Das gab der Aufsichtsratvorsitzende Odenwald nach
einer Vorstandssitzung in Berlin bekannt. Seit einigen Monaten läßt
das Unternehmen Beraterverträge mit ehemaligen DB-Spitzenmanagern aus
der Zeit 2010 bis 2018 untersuchen, insofern die Verträge ohne
Beteiligung des Aufsichtsrats zustandegekommen sind.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/8254: Aus Forschung und Technik - 19.09.2019 (SB)




VOM TAGE



Google plant eigene Messenger

Damit entsteht eine Konkurrenz zu WhatsApp. Nachdem Google auf seiner
Foto-Plattform Google Photos in den vergangenen Wochen zahlreiche
neue Features eingeführt hatte, kündigte das Unternehmen laut einer
Meldung des Chip-Magazins an, daß User schon bald auch in
Messenger-Form miteinander kommunizieren werden können. Wann das
neue Feature zur Verfügung stehen wird, ist noch nicht bekannt. Doch
Experten gehen davon aus, daß der Rollout wohl für die kommenden
Wochen oder Monate geplant ist.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / ASTRONOMIE





PLANET/689: TU Dortmund erstellt hochgenaues 3D-Modell vom Rover-Landeplatz auf dem Mars (idw)


Technische Universität Dortmund - 18.09.2019

TU Dortmund erstellt hochgenaues 3D-Modell vom Rover-Landeplatz auf dem
Mars



Wissenschaftler der TU Dortmund haben hochgenaue 3D-Modelle des
Landeplatzes erstellt, auf dem der Rover Rosalind Franklin 2021 auf dem
Mars landen könnte. Die digitalen Geländemodelle haben eine Auflösung von
25 cm pro Pixel und helfen dabei, die Geographie und geologischen
Eigenschaften der Region zu verstehen und den Weg des Rovers um den
Standort herum zu planen. Der Rover soll im Rahmen des ExoMars-Projekts
der europäischen Weltraumorganisation ESA die Oberfläche des Planeten Mars
erkunden. Die ESA arbeitet dabei mit der russischen Raumfahrtagentur
Roskosmos zusammen.

Um die Genauigkeit der Modelle zu erhöhen, hat das Team um Prof. Christian
Wöhler von der Fakultät für Elektrotechnik und Informationstechnik der TU
Dortmund eine innovative Technik entwickelt, die die Eigenschaften der
Planetenatmosphäre bei der Konstruktion der digital erzeugten Szenen
berücksichtigt. Die Modelle wurden von Kay Wohlfarth vom Arbeitsgebiet
Bildsignalverarbeitung beim Europäischen Kongress zur Planetenforschung
EPSC-DPS am Montag, 16. September, in Genf vorgestellt.

Die digitalen Geländemodelle basieren auf hochauflösenden Marsbildern des
HiRISE-Instruments auf dem Erkundungssatelliten "Mars Reconnaissance
Orbiter" der NASA. HiRISE-Bilder wurden bislang weitgehend mit der
klassischen Stereomethode verarbeitet, bei der zwei Bilder aus leicht
unterschiedlichen Winkeln kombiniert werden, um ein 3D-Bild der Landschaft
zu erstellen. Herkömmliche Stereotechniken haben jedoch Einschränkungen,
wenn sie auf homogene Regionen angewendet werden, wie etwa die staubige
und sandige Planetenoberfläche rund um den Landeplatz des Rovers.

Die ESA wählte das Gebiet Oxia Planum als Landeplatz für den Rover
Rosalind Franklin, da diese Region vergleichsweise flach ist. So lässt
sich das Risiko einer harten Landung minimieren und gewährleisten, dass
der Rover seine Mission erfüllen kann. Aus wissenschaftlicher Sicht ist
Oxia Planum zudem besonders interessant, weil das Gebiet Tonmineralien und
Strukturen alter Flussbetten enthält, die möglicherweise Hinweise auf
vergangene Lebensspuren bieten.

"Shape from Shading"-Technik

Um die digitalen Geländemodelle zu verbessern, hat das Team der TU
Dortmund eine Technik namens "Shape from Shading" angewendet, bei der die
Intensität des reflektierten Lichts im Bild in Daten über Steigung und
Gefälle der Oberfläche umgewandelt wird. Diese Informationen zur
Unebenheit werden in die Stereobilder integriert, um eine bessere
Schätzung der 3D-Oberfläche zu erhalten und die bestmögliche Auflösung in
der rekonstruierten Landschaft zu erzielen. Kay Wohlfarth vom Team der TU
Dortmund erläutert: "Mit dieser Technik können sogar kleinräumige Details
wie Sandverwehungen in Kratern und raues Grundgestein reproduziert
werden."

Marcel Hess, Erstautor der Studie, fügt hinzu: "Wir haben besonders auf
die Wechselwirkung zwischen Licht und Marsoberfläche geachtet. Bereiche,
die zur Sonne geneigt sind, erscheinen heller, und Bereiche, die von der
Sonne weg weisen, erscheinen dunkler. Unser Ansatz verwendet ein
kombiniertes Reflexions- und Atmosphärenmodell, das die Reflexion an der
Oberfläche ebenso berücksichtigt wie atmosphärische Effekte, die das Licht
streuen. "

Missionsstart im Sommer 2020

Der ExoMars-Rover Rosalind Franklin wird eine Reihe wissenschaftlicher
Instrumente zur Analyse von Gesteinen und der Oberflächenumgebung bei Oxia
Planum mitführen. Um unter die Oberfläche zu blicken, trägt er einen
Bohrer, der für die Suche nach Untergrundwasser und Lebensspuren ausgelegt
ist. Die Mission soll im Sommer 2020 auf einer russischen
Proton-M-Trägerrakete starten und im März 2021 auf dem Mars eintreffen.


Weitere Informationen unter:

https://youtu.be/L0HgyyqbsPg

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution12

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Technische Universität Dortmund, 18.09.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 20. September 2019 
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BIOLOGIE





MELDUNG/597: Ein Miniatur-Pseudozahnvogel aus der Riesenpinguin-Fundstelle (idw)


Senckenberg Forschungsinstitut und Naturmuseen - 18.09.2019

Ein Miniatur-Pseudozahnvogel aus der Riesenpinguin-Fundstelle



Frankfurt, 18.09.2019. Senckenberg-Wissenschaftler Gerald Mayr hat
gemeinsam mit neuseeländischen Forschenden eine neue Art der
Pseudozahnvögel beschrieben. Das Fossil ist mit 61 Millionen Jahren der
bisher älteste und gleichzeitig kleinste Vertreter dieser Vogelgruppe,
deren Individuen Flügelspannweiten von mehr als 5 Metern erreichten. Der
Vogel stammt von einer Fundstelle in Neuseeland und ist der älteste
Nachweis eines Pseudozahnvogels von der Südhalbkugel. Das Fossil war nur
etwa so groß wie eine Möwe. Anders als bisher bekannte Arten war die neue
Art vermutlich kein Langstrecken-Segler und ernährte sich wahrscheinlich
von Fisch.

Zackenartige Fortsätze an den Schnabelrändern sind das charakteristische
Merkmal der Pseudozahnvögel. Statt im Kiefer verwurzelter Zähne wuchsen
bei diesen langschnäbeligen Vögeln hohle, verschieden lange Knochenspitzen
aus den Schnabelrändern, die beim Ergreifen von Beute halfen.

"Diese außergewöhnlichen Seevögel lebten über einen Zeitraum von etwa 55
Millionen Jahren bis zum Ende des Pliozäns vor etwa 2,5 Millionen Jahren",
erklärt Dr. Gerald Mayr vom Senckenberg Forschungsinstitut und Naturmuseum
in Frankfurt. Fossilfunde in jüngeren geologischen Schichten sind gut
bekannt, und neben dem ungewöhnlichen Schnabel sind Pseudozahnvögel durch
extrem lange und dünne Flügelknochen gekennzeichnet. Über die frühe
Evolution dieser Vögel war bisher allerdings nur sehr wenig bekannt und
alle bisherigen Funde zeigten denselben hochspezialisierten Bauplan.

Mayr hat nun gemeinsam mit Prof. Paul Scofield und Dr. Vanesa De Pietri
vom Canterbury-Museum aus Neuseeland eine neue Art der Pseudozahnvögel von
einer Fundstelle entlang des Waipara-Flusses in Nord-Canterbury
(Neuseeland) beschrieben. Diese Meeresablagerungen aus der Zeit des
Paläozäns sind berühmt für die ältesten Pinguinfossilien, unter anderem
stammt von dort ein kürzlich entdeckter Riesenpinguin.

"Das neue Fossil des Pseudozahnvogels hat die typischen Pseudozähne, aber
im Rest des Skelettes unterscheidet es sich dramatisch von seinen
hochspezialisierten jüngeren Verwandten", erläutert der Frankfurter
Ornithologe und fährt fort: "Das von uns als Protodontopteryx ruthae
beschriebene, nahezu vollständige Skelett ist zudem deutlich kleiner, als
alle bisher bekannten Vertreter der Pseudozahnvögel. Während die miozäne
Art Pelagornis chilensis eine Flügelspannweite von mehr als 5 Metern hatte
und damit ein idealer Segelflieger war, ist die neu entdeckte Art nur etwa
so groß wie eine mittelgroße Möwe."

Zudem unterscheidet sich das - vor einem Jahr durch den neuseeländischen
Fossiliensammler Leigh Love geborgene und nach dessen Ehefrau Ruth
benannte - Fossil durch deutlich kürzere und breitere "Pseudozähne" von
seinen Verwandten. Daher gehen die Forschenden davon aus, dass sich der
kleine Seevogel nicht wie die erdgeschichtlich jüngeren Pseudozahnvögel
von Tintenfischen ernährte, sondern dass überwiegend Fisch auf seinem
Speiseplan stand.

"Das neu entdeckte Fossil ist das älteste bekannte und
stammesgeschichtlich ursprünglichste Fossil. Obwohl die meisten bisherigen
Funde von der Nordhalbkugel stammen, gehen wir daher davon aus, dass diese
Seevögel ihren Ursprung auf der Südhalbkugel hatten", schließt Mayr.


Originalpublikation:

Oldest, Smallest And Phylogenetically Most Basal Pelagornithid, From The
Early Paleocene Of New Zealand, Sheds Light On The Evolutionary History Of
The Largest Flying Birds,
 
Papers in Palaeontology, 2019.

By Gerald Mayr, Vanesa L. De Pietri, Leigh Love, Al Mannering
and R Paul Scofield.

DOI: 10.1002/spp2.1284

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution639
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STANDPUNKT/009: Deutsche Botanische Gesellschaft fordert eine nachhaltige Ressourcen- und Klimapolitik (idw)


Verband Biologie, Biowissenschaften und Biomedizin in Deutschland e.V. -
17.09.2019

Deutsche Botanische Gesellschaft (DBG) fordert eine nachhaltige
Ressourcen- und Klimapolitik



Entscheidungen über die Ressourcen unserer Erde müssen nachhaltig und
wissenschaftsbasiert sein. Zur Eröffnung der Botanikertagung an der
Universität Rostock, zu der sich mehr als 420 Pflanzenforschende
angemeldet haben, fordert das Präsidium der Deutschen Botanischen
Gesellschaft die Beteiligten am Klimakabinett und alle Parteien auf,
nachhaltige und mutige Entscheidungen zu treffen, um die Ressourcen
unseres Planeten und das Klima nachhaltig zu schützen.

Uns Pflanzenwissenschaftlerinnen und Pflanzenwissenschaftler bereiten die
irreparablen und katastrophalen Folgen des Umweltverbrauchs und des
anthropogenen Klimawandels für unsere Ökosysteme und unser Leben große
Sorgen.

Der sich dramatisch beschleunigende Klimawandel und Landschaftsverbrauch

- führt zu Artensterben und verringert die biologische Diversität

- vernichtet damit die genetische Vielfalt und die genetischen
Ressourcen für Evolution und nachhaltiges Leben

- zerstört einzigartige, natürlich gewachsene Ökosysteme und die
über Jahrhunderte gewachsenen Kulturlandschaften

- vernichtet die Lebensgrundlagen nachfolgender Generationen und
zerstört so die regionalen Identitäten von Milliarden von Menschen

- vernichtet noch nicht zu beziffernde materielle und immaterielle
Werte.

Obwohl ein entschlossenes Handeln zum Klimaschutz zwingend ist, wird
Deutschland die Klimaziele von 2020 weit verfehlen und auch die Ziele von
2030 nicht erreichen, wenn nicht grundsätzliche Änderungen der
Klimapolitik vorgenommen werden. Grund dafür ist eine oft mutlose und
nicht-zukunftsorientierte Politik. Das ist für uns nicht mehr hinnehmbar.

Die Nationale Akademie der Wissenschaften Leopoldina hat in der
Ad-hoc-Stellungnahme "Klimaziele 2030: Wege zu einer nachhaltigen Reduktion
der CO2-Emissionen" (Juli 2019) die dramatische Lage unserer Erde
beschrieben und Instrumente und Maßnahmen für den sofortigen Klimaschutz
aufgeführt. Dieser kann nur durch einen wissenschaftsbasierten sowie
ökonomisch effizienten und sozial ausgewogenen Umbau unserer Gesellschaft
erreicht werden. Kernstück und sofort einsetzbares Instrument dieses Umbaus
ist eine einheitliche und Sektor-übergreifende Vermeidung der
Treibhausgasemissionen, um die Umweltveränderungen und -schädigungen
aufzuhalten. Hierzu müssen Regelungen europaweit abgestimmt und umgesetzt
werden.

Weitere mutige Regelungen sind notwendig, um den weit über den
Energiesektor hinausgehenden Ressourcen- und Umweltverbrauch zu
dokumentieren und energisch zu minimieren. Nachhaltiges Wirtschaften und
Verhalten und die Entwicklung innovativer Technologien müssen durch
politische Vorgaben gefördert werden.

Pflanzen nutzen Licht und anorganische Nährstoffe, um hocheffizient
Biomasse zu generieren. Dabei speichern sie CO2. Pflanzen sind in
unübertreffbarer Weise nachhaltig, wenn sie umweltverträglich angebaut
werden. Deshalb müssen Pflanzen-basierte Lösungen ein zentraler Baustein
im Maßnahmenkatalog sein, um die Nachhaltigkeitsziele zu erreichen.

Wir Pflanzenwissenschaftlerinnen und Pflanzenwissenschaftler fordern, dass
Nachhaltigkeit höchste Priorität bei politischen Entscheidungen erhält.
Wir unterstützen die von der Nationalen Akademie der Wissenschaften
Leopoldina vorgeschlagenen Maßnahmen zur Klimapolitik und fordern die
Bundesregierung und alle politischen Parteien auf, endlich konsequente
Regeln für eine drastische und nachhaltige Reduktion der CO2-Emissionen,
CO2-Bindung und CO2-Speicherung aufzustellen und durchzusetzen.


	Prof. Dr. Dirk Albach, Sprecher der Sektion Biodiversität und Evolutionsbiologie in der DBG, Universität Oldenburg

	Prof. Dr. Karl-Josef Dietz, Präsident der DBG, Biochemie und Physiologie der Pflanzen, Universität Bielefeld

	Dr. Kirstin Feussner, Biochemie der Pflanzen, Universität Göttingen,

	Prof. Dr. Iris Finkemeier, Präsidiumsmitglied der DBG, Pflanzenphysiologie, Universität Münster

	Prof. Dr. Wolfgang Kreis, Sprecher der Sektion Pflanzliche Naturstoffe in der DBG, Pharmazeutische Biologie, Universität Erlangen-Nürnberg

	Prof. Dr. Maria Mittag, Sprecherin der Sektion Phykologie in der DBG, Allgemeine Botanik, Universität Jena

	Prof. Dr. Caroline Müller, Generalsekretärin der DBG, Chemische Ökologie, Universität Bielefeld

	Prof. Dr. Birgit Piechulla, Präsidiumsmitglied der DBG und Tagungspräsidentin der Botanikertagung, Biochemie der Pflanzen, Universität Rostock

	Prof. Dr. Dirk Selmar, Sprecher der Sektion für Angewandte Pflanzenbiologie in der DBG, Technische Universität Braunschweig

	Prof. Dr. Andreas Weber, Sprecher der Sektion Pflanzenphysiologie und Molekularbiologie, Biochemie der Pflanzen, Universität Düsseldorf

	Prof. Dr. Christian Wilhelm, Präsident der DBG eigenen Wilhelm Pfeffer-Stiftung, Pflanzenphysiologie, Universität Leipzig




Hintergrundinformationen

Die Deutsche Botanische Gesellschaft (DBG) ist das größte Netzwerk für
Pflanzenwissenschaften und Botanik im deutschsprachigen Raum. Als
gemeinnützige Gesellschaft vertritt sie alle Fachdisziplinen und fördert
die Wissenschaft. Sie ist eine der ältesten, aktiven Botanischen
Gesellschaften der Welt, bringt Nachwuchskräfte voran, vereint alle
Forschergenerationen und unterstützt den wissenschaftlichen Austausch
ihrer mehr als 900 Mitglieder. Die DBG ist Gründungsmitglied des
Biologen-Dachverbandes VBIO.

Mehr: http://www.deutsche-botanische-gesellschaft.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1163
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ASTRO/410: Künstliche Intelligenz erforscht dunkle Materie im Universum (idw)


Eidgenössische Technische Hochschule Zürich (ETH Zürich) - 18.09.2019

Künstliche Intelligenz erforscht dunkle Materie im Universum



Ein Team aus Physikern und Informatikern der ETH Zürich hat einen neuen
Zugang zum Problem der dunklen Materie und dunklen Energie im Universum
entwickelt. Mit Hilfsmitteln des maschinellen Lernens programmierten sie
Computer so, dass diese sich selbst beibrachten, relevante Informationen
aus Himmelskarten zu gewinnen.

Herauszufinden, wie unser Universum zu dem wurde, was es heute ist, und
welches Schicksal es dereinst erwartet, ist eine der grössten
Herausforderungen der Wissenschaft. Das Ehrfurcht einflössende Schauspiel
ungezählter Sterne in einer klaren Nacht gibt uns eine Ahnung von der
Tragweite des Problems, und doch ist das nur ein Teil der Geschichte. Das
grössere Rätsel besteht in dem, was wir nicht sehen können, zumindest
nicht direkt: dunkle Materie und dunkle Energie. Da dunkle Materie das
Universum zusammenhält und dunkle Energie es sich ausbreiten lässt, müssen
Kosmologen genau wissen, wieviel der beiden Arten es da draussen gibt, um
ihre Modelle zu verfeinern.

An der ETH Zürich haben sich nun Wissenschaftler des Departements Physik
und des Departements Informatik zusammengetan, um mit Hilfe von
künstlicher Intelligenz die Standardmethoden zur Schätzung des Gehalts an
dunkler Materie im Universum zu verbessern. Sie verwendeten dazu
innovative Algorithmen für maschinelles Lernen, welche viel mit denen
gemeinsam haben, die von Facebook und anderen sozialen Medien für die
Gesichtserkennung benutzt werden. Ihre Ergebnisse wurden kürzlich im
Fachjournal Physical Review D
[http://dx.doi.org/10.1103/PhysRevD.100.063514] veröffentlicht.

Gesichtserkennung für die Kosmologie

In Aufnahmen des Nachthimmels gibt es zwar keine Gesichter zu erkennen,
doch Kosmologen suchen nach etwas ganz Ähnlichem, wie Thomas Kacprzak
erklärt, der als Forscher in der Gruppe von Alexandre Refregier am
Institut für Teilchenphysik und Astrophysik arbeitet: «Facebook benutzt
seine Algorithmen, um in Bildern Augen, Münder oder Ohren zu finden; wir
benutzten unsere, um nach den charakteristischen Anzeichen von dunkler
Materie und dunkler Energie zu suchen.»

Da dunkle Materie nicht direkt in Teleskopaufnahmen sichtbar ist,
vertrauen Physiker darauf, dass alle Materie - auch die dunkle Sorte - die
Bahnen von Lichtstrahlen, die von fernen Galaxien auf der Erde ankommen,
leicht verbiegen. Dieser Mechanismus, bekannt als «schwacher
Gravitationslinseneffekt», verzerrt die Bilder der Galaxien auf subtile
Weise, ganz ähnlich wie weit entfernte Objekte verschwommen aussehen, wenn
das Licht an einem heissen Tag Luftschichten mit verschiedenen
Temperaturen durchquert.

Kosmologen können diese Verzerrung ausnutzen und rückwärts rechnen, um so
Massenkarten zu erstellen, die zeigen, wo sich dunkle Materie befindet.
Anschliessend vergleichen sie diese Massenkarten der dunklen Materie mit
theoretischen Vorhersagen, um dasjenige kosmologische Modell zu finden,
das am besten mit den Daten übereinstimmt. Normalerweise werden dazu von
Menschen entwickelte statistische Grössen wie etwa sogenannte
Korrelationsfunktionen verwendet, die beschreiben, wie verschiedene Teile
der Massenkarten miteinander in Bezug stehen. Solche Grössen sind
allerdings nur bedingt nützlich, wenn es darum geht, komplexe Muster in
den Massenkarten zu finden.

Neuronale Netzwerke lernen von allein

«In unserer neuesten Arbeit haben wir eine völlig neue Methode benutzt»,
sagt Alexandre Refregier. «Anstatt selbst eine geeignete statistische
Analyse zu erfinden, überlassen wir diese Arbeit den Computern.» Hier nun
kommen Aurélien Lucchi und seine Kollegen vom Data Analytics Lab am
Departement für Informatik ins Spiel. Gemeinsam mit Janis Fluri, Doktorand
in Refregiers Gruppe und Erstautor der Studie, verwendeten sie als tiefe
künstliche neuronale Netzwerke bekannte Algorithmen für maschinelles
Lernen und brachten ihnen bei, so viele Informationen wie möglich aus den
Massenkarten der dunklen Materie herauszuholen.

In einem ersten Schritt trainierten die Wissenschaftler die neuronalen
Netzwerke, indem sie sie mit computergenerierten Daten fütterten, die das
Universum simulieren. Auf diese Weise kannten sie im Voraus die richtige
Antwort für einen bestimmten kosmologischen Parameter - zum Beispiel das
Verhältnis der gesamten dunklen Materie zur dunklen Energie - für jede der
simulierten Massenkarten. Durch wiederholte Analyse der Massenkarten
brachte das neuronale Netzwerk sich selbst bei, darin nach den richtigen
Strukturen zu suchen und mehr und mehr der gewünschten Informationen zu
extrahieren. Im Facebook-Vergleich wurde es also immer besser darin,
zufällige ovale Formen von Augen oder Mündern zu unterscheiden.

Genauer als menschengemachte Analyse

Die Ergebnisse dieses Trainings waren ermutigend: Die neuronalen Netzwerke
fanden Werte, die um 30 Prozent genauer waren als diejenigen, die mit
herkömmlichen, auf menschengemachter Statistik basierenden Methoden
erzielt wurden. Für Kosmologen ist das eine enorme Verbesserung, denn um
dieselbe Genauigkeit durch mehr Teleskopaufnahmen zu erreichen, würde man
die doppelte Beobachtungszeit brauchen - und die ist teuer.

Schliesslich benutzten die Wissenschaftler ihr durchtrainiertes neuronales
Netzwerk, um echte Massenkarten der dunklen Materie des KiDS-450
Datensatzes zu untersuchen. «Das ist das erste Mal, das solche Werkzeuge
des maschinellen Lernens in diesem Zusammenhang verwendet wurden», sagt
Fluri, «und wir haben gesehen, dass das tiefe künstliche neuronale
Netzwerk es uns erlaubt, mehr Informationen aus den Daten zu gewinnen als
mit bisherigen Methoden. Wir glauben, dass diese Verwendung von
maschinellem Lernen in der Zukunft noch viele Anwendungen haben wird.»
Als nächsten Schritt haben er und seine Kollegen vor, ihre Methode auf
grössere Datensätze wie den Dark Energy Survey anzuwenden. Zudem sollen
mehr kosmologische Parameter und weitere Verfeinerungen, wie etwa Details
zum Wesen der dunklen Energie, in die neuronalen Netzwerke eingespeist
werden.


Originalpublikation:

Fluri J, Kacprzak T, Lucchi A, Refregier A, Amara A, Hofmann T,
Schneider A:

Cosmological constraints with deep learning from KiDS-450 weak lensing
maps.

Physical Review D. 100: 063514,

doi: 10.1103/PhysRevD.100.063514

[http://dx.doi.org/10.1103/PhysRevD.100.063514]
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FINANZEN/1267: Entwurf des Bürokratieentlastungsgesetzes III ist Schritt in die richtige Richtung


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 19. September 2019

Entwurf des Bürokratieentlastungsgesetzes III ist Schritt in die
richtige Richtung

Bürokratieabbau und Steuervereinfachung bleiben eine Daueraufgabe



Das Bundeskabinett hat am 18. September 2019 das Dritte
Bürokratieentlastungsgesetz beschlossen. Dazu erklären die
finanzpolitische Sprecherin der CDU/CSU-Bundestagsfraktion Antje
Tillmann und der zuständige Berichterstatter Uwe Feiler:

"Bürokratieabbau und Steuervereinfachung bleiben eine Daueraufgabe,
der wir uns fortlaufend stellen. Das neue Bürokratieabbaugesetz ist
ein erster Schritt, um die bürokratischen Belastungen zu mindern. Es
enthält Maßnahmen, die die Unternehmen um mehr als eine Milliarde
Euro jährlich entlasten. Gerade Gründer werden zum Beispiel dadurch
entlastet, dass sie ihre Umsatzsteuervoranmeldungen statt monatlich
nur noch vierteljährlich abgeben müssen.

Unsere Forderungen gehen jedoch wesentlich weiter. Mit dem
Bürokratieentlastungsgesetz I wurde die Buchführungsgrenze auf
600.000 Euro Umsatz im Kalenderjahr angehoben. Die damit bezweckte
Bürokratieentlastung ging jedoch weitgehend ins Leere, weil im
Bereich der Umsatzsteuer weiterhin darüberhinausgehende
Aufzeichnungspflichten bestehen. Durch die Anhebung der Umsatzgrenze
der Ist-Besteuerung auf 600.000 Euro würde das Versprechen aus dem
Koalitionsvertrag eingelöst werden, Schwellenwerte zu harmonisieren
und hierdurch Bürokratieentlastungen zu schaffen.

Für die "verbindliche Auskunft" wollen wir einen Rechtsanspruch
einführen. Die Zuständigkeit für verbindliche Auskünfte im
Zusammenhang mit Organschaften muss auf die für den Organträger
zuständige Finanzbehörde zentralisiert werden. Darüber hinaus wollen
wir eine Vorab-Prüfung im Rahmen eines Feststellungsverfahrens für
die Voraussetzungen einer umsatzsteuerlichen Organschaft einführen.

Um den Bürokratieabbau voranzutreiben, fordern wir ebenfalls:


	eine Anhebung der Grenze für Kleinbetragsrechnungen von derzeit 150 Euro auf 300 Euro

	eine E-Bilanz (Rückmeldung nach Änderung durch eine Betriebsprüfung)

	Erleichterte Abfrage inländischer Umsatzsteuer-Identifikationsnummern mit qualifizierter Bestätigung durch das BZSt

	Vereinfachungen durch Modernisierung der Steuer-IT (Elektronische Übermittlung von ESt 4B-Mitteilungen, Rückübermittlung der Steuerbescheide mit Abweichungsanalyse, elektronische Steuerbescheinigungen für Kapitalerträge nach § 45a EStG).

	Feststellung der umsatzsteuerlichen Organschaft nur auf Antrag des Unternehmens.



Außerdem wollen wir die Regelungen bei der Einfuhrumsatzsteuer
vereinfachen. Die Zeit zwischen Zahlung und Erstattung muss deutlich
verkürzt werden. Damit können wir zusätzliche Liquidität für die
Unternehmen schaffen und die Standortattraktivität unserer Seehäfen
und Flughäfen steigern.

Darüber hinaus sollen Steuerpflichtige die Möglichkeit bekommen, eine
vorausgefüllte Steuererklärung zu nutzen. Steuerpflichtige Rentner,
die ausschließlich Renteneinkünfte beziehen, und ggf. auch
Arbeitnehmer ohne Werbungskosten sollten keine Steuererklärung mehr
abgeben müssen.

Die CDU/CSU-Fraktion wird sich weiterhin dafür einsetzen, die
Bürokratiebelastung auf ein Mindestmaß zu reduzieren, um den
Mittelstand und den Wirtschaftsstandort Deutschland zu stärken."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de
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RECHT/963: Selbstverständlich sind Kinder schon jetzt Grundrechtsträger


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 19. September 2019

Selbstverständlich sind Kinder schon jetzt Grundrechtsträger



Zum Thema Kindergrundrechte können Sie den stellvertretenden
Vorsitzenden der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Thorsten Frei, wie folgt
zitieren:

"Ob Kinder wirkungsvoll geschützt werden, hängt nicht davon ab, ob
Kinderrechte ausdrücklich im Grundgesetz stehen. Hierfür ist vielmehr
maßgeblich, ob etwa Jugendämter mit genügend Personal ausgestattet
sind und frühzeitig dort eingreifen können, wo tatsächlich das
Kindeswohl beeinträchtigt ist. Dass Kinder schon jetzt
selbstverständlich Grundrechtsträger sind, hat das
Bundesverfassungsgericht in ständiger Rechtsprechung klargestellt.
Wir müssen bei allen Änderungsüberlegungen sehr sorgfältig darauf
achten, dass das sensible Dreiecksverhältnis zwischen Eltern, Staat
und Kindern auch tatsächlich in den konkreten Auswirkungen nicht
verschoben wird. Auf einfachgesetzlicher Ebene können und müssen wir
schon jetzt dafür sorgen, dass Kinder etwa besser vor sexuellem
Missbrauch geschützt werden. Hier hoffen wir auf die Unterstützung
der Bundesministerin."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 20. September 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





EUROPA/1749: EU-finanzierte Hölle - Evakuierung aus Libyen jetzt


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 19. September 2019

EU-finanzierte Hölle - Evakuierung aus Libyen jetzt!



"Die Bundesregierung muss sofort mehr Flüchtlinge aus Libyen
aufnehmen. Es ist seit langem bekannt, dass Schutzsuchende in
libyschen Internierungslagern Menschenhandel, Zwangsarbeit und
Vergewaltigungen ausgesetzt sind", kommentiert Ulla Jelpke,
innenpolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE, den Bericht des
EU-Rats zu "Libyen und Umgebung: Aktuelle Situation und Notwendigkeit
sofortiger Maßnahmen". Die Abgeordnete weiter:

"Der grausame Kreislauf aus Internierungslagern und Flucht über das
Mittelmeer ist nicht nur ein profitables Geschäftsmodell für die
aktuelle libysche Regierung, sondern in erster Linie für die
Europäische Union. Ihre Unterstützung der demokratisch nicht
legitimierten Einheitsregierung aus Muslimbrüdern und anderen
Islamisten ist an die Bedingung geknüpft, dass diese die Drecksarbeit
der Migrationsabwehr für die EU übernimmt. Entkommen die Menschen der
libyschen Hölle, bringt die EU sie durch ihren Handlanger in Gestalt
der sogenannten libyschen Küstenwache wieder dorthin zurück. Die
Finanzierung und Ausbildung dieser kriminellen Organisation durch die
EU muss sofort beendet, Schutzsuchende müssen zügig aus Libyen
evakuiert werden! Die Bundesregierung darf die Durchführung der
bereits zugesagten Aufnahmen nicht länger verzögern und muss weitere
Resettlement-Plätze bereitstellen. Andernfalls bleibt sie
mitverantwortlich für die Menschenrechtsverletzungen in Libyen und die
Toten im Mittelmeer."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 19. September 2019

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de
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EUROPA/1748: LINKE begrüßt Österreichs Nein zu EU-Mercosur-Abkommen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 19. September 2019

LINKE begrüßt Österreichs Nein zu EU-Mercosur-Abkommen



"Das ist eine gute Nachricht, danke Österreich", erklärt Andrej Hunko,
europapolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE im Bundestag,
anlässlich der Entscheidung des EU-Unterausschusses des
österreichischen Nationalrats gegen das Freihandelsabkommen zwischen
der Europäischen Union und dem südamerikanischen Staatenbündnis
Mercosur. Die Regierung Österreichs ist damit verpflichtet, auf
EU-Ebene gegen das Abkommen zu stimmen, für dessen Annahme
Einstimmigkeit notwendig ist. Hunko weiter:

"Das seit zwei Jahrzehnten verhandelte Abkommen ist insbesondere
angesichts des Klimawandels aus der Zeit gefallen. Es würde weiter ein
Entwicklungsmodell fördern, das auf ungezügelte Ausbeutung der
Ressourcen und globalen Wettbewerb zwischen ungleichen Partnern setzt.
Die forcierte Abholzung und Brandrodung des Amazonas-Regenwalds steht
sinnbildlich für dieses Modell, das in die Geschichtsbücher gehört,
aber nicht in neue Abkommen. Es ist bezeichnend, dass der Durchbruch
bei den Verhandlungen ausgerechnet nach dem zweifelhaften Wahlsieg des
Ultrarechten Bolsonaro in Brasilien gelang.

DIE LINKE begrüßt, dass fast alle im österreichischen Parlament
vertretenen Parteien dem Antrag der SPÖ zugestimmt haben. Die
Bundesregierung muss ihre Position ebenfalls ändern und das
klimaschädliche und unsoziale Abkommen endgültig beerdigen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag
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RECHT/591: Trotz drohender Klage - Kampagne gegen Hohenzollern-Entschädigungsforderungen geht weiter


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 19. September 2019

Trotz drohender Klage: Kampagne gegen Hohenzollern-Entschädigungsforderungen geht weiter



Vertreter der Hohenzollern-Erben haben DIE LINKE sowie
Unterstützerinnen und Unterstützer anwaltlich abgemahnt. Dazu sagt
Jörg Schindler, Bundesgeschäftsführer der Partei DIE LINKE:

Die Familie der Hohenzollern hat Hitler aktiv unterstützt. Jetzt
wollen die Erben wieder in den alten Schlössern wohnen und versuchen,
gegen Kritikerinnen und Kritiker vorzugehen. Von historischem
Bewusstsein und Schuldanerkenntnis ist nichts zu spüren.

Ob die Hohenzollern ein öffentlich finanziertes und von ihnen
kontrolliertes Museum nun fordern oder nicht, ist nun wirklich nicht
die entscheidende Frage bei der historischen, juristischen und
moralischen Bewertung der Entschädigungsforderungen. Es entsteht der
Eindruck, dass die Abmahnung nur vorgeschoben ist, um kritische
Stimmen mundtot zu machen und den öffentlichen Druck zu verringern.

Wir bleiben bei unserer kritischen Haltung und fordern weiter dazu
auf, die Petition "Keine Geschenke den Hohenzollern" zu unterzeichnen.

 * 

Quelle:
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RECHT/590: Schwarzfahren entkriminalisieren


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 19. September 2019

Schwarzfahren entkriminalisieren



Zum Antrag der Länder Thüringen und Berlin für die Länderkammer am
Freitag, Schwarzfahren zur Ordnungswidrigkeit herunterzustufen sagt
Katja Kipping, Vorsitzende der Partei DIE LINKE:

Ich freue mich sehr über diese Initiative der Rot-Rot-Grün regierten
Länder Thüringen und Berlin. Diese Initiative ist ein weiterer Beleg
dafür, dass die Linken eine Regierung den Unterschied machen kann. Die
Runterstufung des Schwarzfahrens zur Ordnungswidrigkeit ist
überfällig.

Statt Schwarzfahren weiterhin zu kriminalisieren, müssen wir mehr
Menschen vom Umstieg auf öffentliche Verkehrsmittel überzeugen. Dafür
brauchen wir einen massiven Ausbau des Angebots und eine Senkung der
Preise hin zum ticketfreien Nahverkehr. Wenn wir den Nahverkehr
ticketfrei machen, erledigt sich auch das Problem des Schwarzfahrens.

 * 

Quelle:
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SICHERHEIT/2002: Kriegsdrohungen sind inakzeptabel - saudischen Botschafter einbestellen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 19. September 2019

Kriegsdrohungen sind inakzeptabel - saudischen Botschafter einbestellen



"Das Säbelrasseln des saudischen Botschafters in Deutschland, Prinz
Faisal bin Farhan al-Saud, gegenüber dem Iran ist unerträglich und
nicht akzeptabel. Es kann nicht sein, dass der Vertreter der
saudischen Diktatur von Deutschland aus mit Krieg droht. Die
Bundesregierung muss den saudischen Botschafter einbestellen, um
klarzustellen, dass seine Kriegsdrohungen gegen den Iran mit seinem
diplomatischen Status hier unvereinbar sind. Wer die Lage auf der
arabischen Halbinsel wirklich deeskalieren will, muss den saudischen
Bombenkrieg im Jemen stoppen", erklärt Sevim Dagdelen,
stellvertretende Vorsitzende und abrüstungspolitische Sprecherin der
Fraktion DIE LINKE. Dagdelen weiter:

"Saudi-Arabiens Botschafter und seine Kopf-ab-Diktatur drohen mit
ihrem Gerede, dass 'alle Optionen auf dem Tisch' lägen, unverhohlen
mit Krieg gegen den Iran. Einen Beweis für die direkte Verantwortung
Teherans für die Angriffe auf saudische Ölanlagen bleibt Riad
schuldig. Dieser Eskalationspolitik, die auf einen verheerenden Krieg
im Nahen Osten zielt, muss die Bundesregierung eine klare Absage
erteilen.

Wenn Bundeskanzlerin Angela Merkel und Außenminister Heiko Maas etwas
für den Frieden in der Region tun wollen, sollten sie einen
umfänglichen Waffenexportstopp gegen Saudi-Arabien verhängen, mit dem
auch Lieferungen über Drittstaaten wie Frankreich und Großbritannien
unterbunden werden. Zusätzlich müssen für einen kompletten
Rüstungsstopp auch die Lieferungen deutscher Rüstungskonzerne über
Tochterfirmen in Drittstaaten beendet und das Embargo umgehend auf
alle Länder der Jemen-Kriegskoalition ausgeweitet werden, allen voran
auf Ägypten und die Vereinigten Arabischen Emirate."

 * 

Quelle:
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SOZIALES/2662: Katja Kipping zum Weltkindertag


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 19. September 2019

Katja Kipping zum Weltkindertag



Am 20.09.2019 ist Weltkindertag, in Thüringen ist das ein Feiertag.
Katja Kipping, Vorsitzende der Partei DIE LINKE, dazu:

"Der Weltkindertag sollte ein Tag sein, der daran erinnert, dass alle
Kinder das Recht auf einen guten Start ins Leben haben, und zwar
unabhängig von ihrer Herkunft. Doch leider hängen bei uns schon die
Bildungserfolge der Kinder stark vom Kontostand ihrer Eltern ab. So
wissen wir, dass aus nicht armen Haushalten sich jedes zweite Kind für
ein Gymnasium entscheidet, aus armen Haushalten aber noch nicht einmal
jedes vierte.

Um das zu ändern, brauchen wir längeres gemeinsames Lernen und
kleinere Klassen, damit die Lehrkräfte Zeit für alle Schülerinnen und
Schüler haben. Wir müssen endlich auch in unserem Bildungssystem dem
Umstand Rechnung tragen, dass Kinder Unterschiedliches von ihrem
Elternhaus mit auf den Weg bekommen.

Über das Bildungssystem hinaus brauchen Kinder außerdem soziale
Sicherheit. Natürlich ist Geld nicht alles, aber zu einer
unbeschwerten Kindheit gehört die Freiheit von Existenzängsten und
Armut. Deshalb engagiert sich die Linke für eine Kindergrundsicherung
von rund 600 Euro, die alle Kinder und Jugendlichen garantiert vor
Armut schützt.

Der Weltkindertag sollte ein Anlass sein, die Situation aller Kinder
in den Fokus zu rücken. Da freut es mich ganz außerordentlich, dass
das Land Thüringen diesen Tag zum Feiertag erklärt hat. Denn ein
Feiertag ist immer auch ein besonderer Anlass für Familien, Nachbarn
und Freunde, Zeit miteinander zu verbringen, jenseits des
Alltagstrotts."

 * 
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BUNDESTAG/8874: Heute im Bundestag Nr. 1019 - 19.09.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 1019

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 19. September 2019, Redaktionsschluss: 14.16 Uhr

1. Grüne fordern Recht auf Homeoffice

2. Finanzierung der Seemannsmissionen

3. Korrekturbitten des BMG

4. Abwanderung von Deutschen thematisiert

5. Korrekturbitten des TI im Mai 2019



1. Grüne fordern Recht auf Homeoffice

Arbeit und Soziales/Antrag

Berlin: (hib/CHE) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen fordert in einem
Antrag (19/13077) ein Recht auf Homeoffice. Ein solches Recht würde
aus einem Privileg eine Möglichkeit für viele machen, soweit es mit
der jeweiligen Arbeit vereinbar sei, schreiben die Grünen. Das von
ihnen geforderte Gesetz soll festlegen, dass das Homeoffice immer
alternierend als Ergänzung zum festen Arbeitsplatz ist, damit die
Beschäftigten weiterhin in die Arbeitsabläufe eingebunden sind.
Arbeitgeber sollen Homeoffice und mobiles Arbeiten auch ablehnen
können, wenn "wichtige und nachvollziehbare" Gründe dagegen sprechen.
Für Beschäftigte im Homeoffice sollen Arbeitsschutz- und
Arbeitszeitgesetze ebenso gelten, die Erreichbarkeit soll mit der
vertraglich vereinbarten Arbeitszeit geregelt werden.

 * 

2. Finanzierung der Seemannsmissionen

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Die FDP-Fraktion hat eine Kleine Anfrage (19/13067)
zur Finanzierung der deutschen Seemannsmissionen gestellt. Darin fragt
sie die Bundesregierung unter anderem, welche Hilfen die Deutsche
Seemannsmission und die Katholische Seemannsmission Stella Maris seit
1999 aus dem Bundeshaushalt erhalten haben.

 * 

3. Korrekturbitten des BMG

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Die AfD-Fraktion möchte von der Bundesregierung
erfahren, aus welchen Anlässen das Bundesgesundheitsministerium (BMG)
im Juni 2019 bei Medien unter Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe um
Korrekturen von Berichterstattungen habe ersuchen lassen. Auch
erkundigt sie sich in einer Kleinen Anfrage (19/12604) danach, aus
welchen Anlässen das Ministerium im oben genannten Zeitraum bei Medien
ohne Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von
Berichterstattungen habe ersuchen lassen.

 * 

4. Abwanderung von Deutschen thematisiert

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die AfD-Fraktion will wissen, wie viele Deutsche
nach Kenntnis der Bundesregierung jedes Jahr in das Ausland abwandern,
um dort zu leben und einer Erwerbstätigkeit nachzugehen. Auch
erkundigt sie sich in einer Kleinen Anfrage (19/12885) danach, wie
viele Deutsche nach Kenntnis der Bundesregierung wieder nach
Deutschland zurückgekehrt sind, "weil sie lieber wieder in Deutschland
leben und arbeiten wollen". Ferner fragt sie unter anderem, für wie
hoch die Bundesregierung "den Netto-Effekt der kompensatorischen
Einwanderung (Netto-Zuwanderung von Wirtschaftsmigranten minus
Abwanderung von Deutschen) in Euro pro Jahr seit 2015" hält.

 * 

5. Korrekturbitten des TI im Mai 2019

Ernährung und Landwirtschaft/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/EIS) Die AfD-Fraktion möchte von der Bundesregierung
erfahren, aus welchen Anlässen das Johann Heinrich von Thünen-Institut
(TI) im Mai 2019 bei Medien unter Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe
um Korrekturen von Berichterstattungen habe ersuchen lassen. Auch
erkundigt sie sich in einer Kleinen Anfrage (19/12678) danach, aus
welchen Anlässen das TI im oben genannten Zeitraum bei Medien ohne
Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von
Berichterstattungen habe ersuchen lassen.

 * 
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BUNDESTAG/8873: Heute im Bundestag Nr. 1018 - 19.09.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 1018

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 19. September 2019, Redaktionsschluss: 13.26 Uhr

1. AfD-Gesetzentwurf zu Abmahnmissbrauch

2. Wohnkostenpauschale beim Selbstbehalt

3. Beschaffung des Luftverteidigungssystems

4. Programm für gewaltbetroffene Frauen

5. Stand bei Mitarbeiterbeteiligungen

6. Inhaftierte mit Migrationshintergrund



1. AfD-Gesetzentwurf zu Abmahnmissbrauch

Recht und Verbraucherschutz/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/MWO) Die AfD-Fraktion hat den Entwurf eines Gesetzes zur
Bekämpfung des Abmahnmissbrauchs vorgelegt (19/13205). Oberstes Ziel
der Gesetzesänderung sei es, heißt es darin, missbräuchliche
Abmahnungen wirksam zu verhindern, ohne die Vorteile des Systems der
privaten Durchsetzung des Verbraucherschutzes und des lauteren
Wettbewerbes in Deutschland zu gefährden. Die weitgehende Abschaffung
des "fliegenden Gerichtsstands", wie im Gesetzentwurf der
Bundesregierung vorgesehen, verbiete sich deshalb, zumal hierfür
keinerlei Nutzen im Hinblick auf die Vermeidung missbräuchlicher
Abmahnungen erkennbar ist. Zum zweiten solle die Gesetzesänderung
keine Anreize für vermehrte gerichtliche Auseinandersetzungen
schaffen, heißt es weiter in dem Entwurf. Deshalb sei es notwendig,
dass die Abmahnung ihre Bedeutung als Mittel zur außergerichtlichen
Streitbeilegung beibehält.

Der AfD-Entwurf steht Ende kommender Woche zusammen mit dem
Regierungsentwurf eines Gesetzes zur Stärkung des fairen Wettbewerbs
(19/12084) sowie Anträgen von FDP und Grünen auf der Tagesordnung des
Bundestages. Nach Ansicht der AfD sind die im Entwurf der
Bundesregierung vorgeschlagenen Regelungen nicht geeignet, das
Missbrauchsproblem zu lösen.

 * 

2. Wohnkostenpauschale beim Selbstbehalt

Recht und Verbraucherschutz/Antwort

Berlin: (hib/MWO) Der Bundesregierung liegen keine auswertbaren
statistischen Daten darüber vor, bei wie vielen unterhaltspflichtigen
Müttern und Vätern in Deutschland der Selbstbehalt zum Tragen kommt.
Angaben zur Anzahl der unterhaltspflichtigen Eltern, denen infolge
ihres eigenen Selbstbehaltes die Erfüllung ihrer Unterhaltspflicht
nicht beziehungsweise nicht vollständig möglich ist, seien daher nicht
möglich, schreibt die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/12993) auf
eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/12506)

Wie sie darin weiter ausführt, ist die Bemessung des Unterhalts und in
diesem Rahmen auch des Selbstbehalts nach den familienrechtlichen
Vorschriften auf jeden Einzelfall zugeschnitten und unter Ausgleich
der berechtigten Interessen aller Beteiligten, insbesondere unter
Achtung des Kindeswohls, vorzunehmen. Im Streitfall seien hierzu die
Gerichte berufen. Auch im Falle einer gesetzlichen Definition des
Selbstbehaltes und einer Dynamisierung, die die unterschiedliche
Verteilung des Wohnaufwandes im Bundesgebiet berücksichtigte, müsste
der Regierung zufolge die Möglichkeit verbleiben, in jedem
individuellen Einzelfall besondere Umstände bei der Bemessung des
Selbstbehaltes in die gerichtliche Entscheidungsfindung einfließen zu
lassen.

Die in der Düsseldorfer Tabelle festgelegten und der laufenden
Anpassung unterliegenden Beträge sowie die Möglichkeit der Gerichte,
abhängig von den individuellen Besonderheiten des jeweiligen Falles
hiervon abzuweichen, stelle grundsätzlich eine angemessene Grundlage
bezüglich des Ausgleichs der berechtigten Interessen von
unterhaltsverpflichtetem Elternteil und unterhaltsberechtigtem Kind
dar, heißt es weiter in der Antwort. Inwieweit ein Bedürfnis für eine
gesetzliche Regelung des Selbstbehaltes besteht, wird von Seiten der
Bundesregierung im Rahmen von Reformüberlegungen geprüft.

Die Fragesteller wollten wissen, ob die Bundesregierung eine
Dynamisierung der Wohnkostenpauschale beim Selbstbehalt von
unterhaltspflichtigen Eltern plant. Hintergrund ist den Abgeordneten
zufolge, dass der Eigenbedarf von unterhaltspflichtigen berufstätigen
Vätern und Müttern einschließlich der Kosten für die Warmmiete seit
2015 unverändert ist. Dagegen habe die Bundesregierung am 8. Mai 2019
eine Erhöhung des Wohngeldes und eine Dynamisierung der Leistungen
alle zwei Jahre beschlossen, und auch Hartz IV-Empfänger seien
bezüglich der Wohnkosten besser gestellt.

 * 

3. Beschaffung des Luftverteidigungssystems

Verteidigung/Antwort

Berlin: (hib/AW) Die Unternehmen MBDA Deutschland GmbH und Lockheed
Martin Corporation haben als Bietergemeinschaft am 21. Juni 2019 ihr
zweites Angebot im Vergabeverfahren für die Realisierung des
Taktischen Luftverteidigungssystem (TLVS) abgegeben. Die teilt die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/12983) auf eine Kleine Anfrage
der FDP-Fraktion (19/12133) mit. Die Vergabe des Rüstungsprojektes
werde durch das Bundesamt für Ausrüstung, Informationstechnik und
Nutzung der Bundeswehr (BAAINBw) im Verhandlungsverfahren ohne
Teilnahmewettbewerb durchgeführt, die Unternehmen MBDA Deutschland
GmbH und Lockheed Martin Corporation seien deshalb der einzige Bieter.

Das Taktische Luftverteidigungssystem soll nach Angaben der Regierung
das Luftabwehrsystem Patriot für mittlere und große Reichweiten bis
zum Jahr 2031 ablösen und dessen Fähigkeiten erweitern. Derzeit
verfüge die Bundeswehr über zwölf bodengebundene Patriot-Systeme.
Zudem soll das Luftverteidigungssystem für den Nah- und Nächstbereich
(LVS NNbS) das Waffensystem Mantis und das Leichte Flugabwehrsystem
(LeFlaSys) der Bundeswehr ablösen und deren Fähigkeiten erweitern. Die
Streitkräfte verfügten aktuell über zwei Mantis-Systeme und zwei Züge
des Leichten Flugabwehrsystems.

 * 

4. Programm für gewaltbetroffene Frauen

Familie, Senioren, Frauen und Jugend/Antwort

Berlin: (hib/AW) Für das "Bundesprogramm zur Förderung von
Innovationen im Hilfesystem zur Unterstützung gewaltbetroffener Frauen
mit ihren Kindern" stehen in den Jahren 2020 bis 2022 vorbehaltlich
der Zustimmung durch den Bundestag jeweils 35 Millionen Euro im
Bundeshaushalt zur Verfügung. Dies teilt die Bundesregierung in ihrer
Antwort (19/12873) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/12400)
mit. Das Programm teile sich in einen investiven und einen nicht
nicht-investiven Teil. Aus den investiven Mitteln in Höhe von 30
Millionen Euro sollen insbesondere der Umbau und der Neubau von
Einrichtungen des Hilfesystems gefördert werden, um Menschen mit
körperlichen Einschränkungen und besonderen Problemlagen den Zugang
zum Hilfesystem zu ermöglichen.

 * 

5. Stand bei Mitarbeiterbeteiligungen

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Planungen rund um Mitarbeiterbeteiligungen sind
Gegenstand einer Kleinen Anfrage (19/12770) der FDP-Fraktion. Die
Abgeordneten erkundigen sich nach dem Stand bei der Prüfung neuer
Formen der Mitarbeiterbeteiligung und fragen, bis wann mit einem
Gesetzentwurf zu rechnen ist. Mit dem Instrument erhielten
Arbeitnehmer die Möglichkeit, sich direkt am Unternehmenserfolg ihres
Arbeitgebers zu beteiligen, erklären sie in der Vorbemerkung. So
würden sie zu Teilhabern ihrer eigenen Leistung und des
Unternehmenserfolgs.

 * 

6. Inhaftierte mit Migrationshintergrund

Recht und Verbraucherschutz/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/MWO) Die AfD-Fraktion möchte von der Bundesregierung
wissen, wie viele verurteilte Inhaftierte mit Migrationshintergrund
zurzeit ihre Straftaten in den Justizvollzugseinrichtungen der
einzelnen Bundesländer verbüßen und wie viele Personen mit
Migrationshintergrund sich in Untersuchungshaft befinden. In einer
Kleinen Anfrage (19/13100) erkundigen sich die Fragesteller zudem nach
dem prozentualen Anteil der Inhaftierten mit Migrationshintergrund
gegenüber Inhaftierten ohne Migrationshintergrund. Entsprechende Daten
würden zwar ausgewertet, aber nicht veröffentlicht, schreibt die
Fraktion.

 * 
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PRESSEKONFERENZ/1920: Regierungspressekonferenz vom 18. September 2019 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz - Mittwoch, 18. September 2019

Regierungspressekonferenz vom 18. September 2019

Themen: Kabinettssitzung (Einsatz bewaffneter deutscher Streitkräfte
im Irak und in Syrien, Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Entlastung
insbesondere der mittelständischen Wirtschaft von Bürokratie, Entwurf eines
Gesetzes zur Verlängerung des Betrachtungszeitraums für die ortsübliche
Vergleichsmiete, Gesetzentwurf zur Nachunternehmerhaftung in der
Paketbranche, Umweltbericht 2019, Blockchain-Strategie), Kabinettausschuss
"Austritt Großbritanniens aus der Europäischen Union", Wohngipfel des
Bundes, der Länder und der Kommunen, Klimakabinett, Fall Anis Amri, Urteile
gegen Teilnehmer an nicht genehmigten Demonstrationen im Zusammenhang mit
der Kommunalwahl in Moskau, mögliche Konferenz in Berlin zur Lage in
Libyen, Rechtsextremismus in der Bundeswehr, Länderinitiative zur
Herabstufung des Straftatbestands der Beförderungserschleichung zu einer
Ordnungswidrigkeit, Parlamentswahl in Israel, Nahostkonflikt, Mord an einem
georgischen Staatsangehörigen in Berlin-Moabit


Sprecher: SRS'in Demmer, Fähnrich (BMVg), Adebahr (AA), Grünewälder (BMI),
Kall (BMJV), Kübler (BMU), Berve-Schucht (BMG), Wogatzki (BMF)



Vorsitzende Wefers eröffnet die Pressekonferenz und begrüßt SRSin Demmer
sowie die Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.

SRSin Demmer: Das Kabinett ist fleißig gewesen. Ich habe jede Menge
mitgebracht. Machen Sie es sich gemütlich.

Die Bundesregierung hat heute, vorbehaltlich der Zustimmung des Deutschen
Bundestages, den Einsatz bewaffneter deutscher Streitkräfte im Irak und in
Syrien zur Sicherung von Stabilisierung und zur Verhinderung des
Widererstarkens des IS beschlossen. Es geht auch darum, die Versöhnung zu
fördern. Die Dauer des vorliegenden Mandats ist auf zwölf Monate, bis zum
31. Oktober 2020, festgelegt. Insgesamt können 700 Soldatinnen und Soldaten
eingesetzt werden; bisher waren es 800. Die deutschen Beiträge zur
luftgestützten Aufklärung sowie zur Luftbetankung werden bis zum 31. März
2020 befristet. Davon unbenommen sind die Beteiligung am Aufbau der
irakischen Sicherheitskräfte sowie die deutschen Anteile an der
Luftraumkoordinierung und Lagebildverdichtung im Rahmen des 
Nato-AWACS-Einsatzes. Der geht über den Mandatszeitraum bis zum 31. Oktober hinaus.

Darüber hinaus hat die Bundesregierung heute den Entwurf eines Dritten
Gesetzes zur Entlastung insbesondere der mittelständischen Wirtschaft von
Bürokratie beschlossen. Mit dem Bürokratieentlastungsgesetz wird ein
wichtiges Vorhaben aus dem Koalitionsvertrag umgesetzt, das die Wirtschaft
um rund 1,1 Milliarden Euro pro Jahr entlastet. Das Gros der Entlastungen
fällt auf drei Maßnahmen: Erstens. Einführung der elektronischen
Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung. Zweitens. Erleichterungen bei der
Archivierung von elektronisch gespeicherten Steuerunterlagen. Drittens.
Option eines digitalen Meldescheins im Beherbergungsgewerbe. Ergänzend zum
BEG III wird die Bundesregierung das Registerwesen durch die Einführung
eines Basisregisters modernisieren. Erwartet werden ein signifikanter
Beitrag zur Reduzierung der Statistikpflichten sowie Entlastungen der
Wirtschaft um ca. 216 Millionen Euro pro Jahr.

Die Bundesregierung hat heute den Entwurf eines Gesetzes zur Verlängerung
des Betrachtungszeitraums für die ortsübliche Vergleichsmiete beschlossen.
Der Gesetzentwurf ist Teil des Wohn- und Mietenpakets der Bundesregierung.
Er trägt dazu bei, dass Wohnen bezahlbar bleibt und dass der Anstieg der
Mietpreise gedämpft wird. Dabei geht es um Folgendes: Die ortsübliche
Vergleichsmiete ist Maßstab für Mieterhöhungen im Rahmen bestehender
Mietverhältnisse für die zulässige Neuvertragsmiete im Geltungsbereich der
Mietpreisbremse. Die wird derzeit aus den üblichen Entgelten gebildet, die
in einer Gemeinde für vergleichbaren Wohnraum in den letzten vier Jahren
vereinbart oder geändert worden sind.

Vor dem Hintergrund der in den letzten Jahren insbesondere in den
Ballungsräumen stark gestiegenen Mieten wurde zunehmend kritisiert, dass
lediglich die besonders hohen Mieten der letzten vier Jahre in die
ortsübliche Vergleichsmiete eingeflossen sind. Deshalb wird der
Betrachtungszeitraum jetzt auf sechs Jahre verlängert. Dadurch wirken sich
die kurzfristigen Schwankungen des Mietwohnmarktes weniger auf die
ortsübliche Vergleichsmiete aus. Auf Wohnungsmärkten mit stark gestiegenen
Neuvertragsmieten wird der Anstieg der ortsüblichen Vergleichsmiete
gegenüber der bisherigen Regelung gedämpft. Die Begrenzung der Verlängerung
des Betrachtungszeitraums auf die letzten sechs Jahre sorgt dafür, dass die
ortsübliche Vergleichsmiete einen Marktbezug behält.

Der Boom im Onlinehandel und damit auch in der Paketbranche darf nicht
zulasten der Zusteller und auch nicht zulasten der Unternehmen gehen, die
sich gesetzeskonform verhalten. Deshalb hat das Kabinett heute einen
Gesetzentwurf beschlossen, der vorsieht, die Nachunternehmerhaftung für
Sozialversicherungsbeiträge auch in der Kurier-, Express- und Paketbranche
einzuführen. Wie Sie wissen, hat sich die Nachunternehmerhaftung für
Sozialabgaben bereits in der Baubranche und auch in der Fleischwirtschaft
bewährt. Künftig sollen auch die Paketdienste dafür haften, dass ihre
Nachunternehmer die Sozialversicherungsbeiträge für ihre Paketzusteller
ordnungsgemäß abführen. Mit dem neuen Gesetz sorgt die Bundesregierung für
Beitragsehrlichkeit, für die soziale Absicherung der Beschäftigten in der
Paketbranche und zugleich für fairen Wettbewerb.

Dann hat das Kabinett den von Bundesumweltministerin Schulze vorgelegten
Umweltbericht 2019 beschlossen. Die Bundesregierung informiert alle vier
Jahre über den Zustand der Umwelt in Deutschland, zuletzt im Oktober 2015.
In dem Bericht erläutert die Bundesregierung, was sie in den letzten vier
Jahren erreicht hat und was sie weiter tut, um Gewässer und Böden als
natürliche Lebensräume zu erhalten, die Luftverschmutzung zu verringern,
Ressourcen zu schonen und mehr nachhaltiges Wirtschaften zu fördern.
Natürlich geht es in diesem Bereich auch um das Thema Klimawandel und
Klimaschutz, um die deutsche Anpassungsstrategie sowie um den Umbau der
Mobilität.

Die deutsche Umweltpolitik konnte in den letzten Jahrzehnten viele
Umweltprobleme lösen und verringern. Wir haben grundsätzlich ein hohes
Schutzniveau für Umwelt und Gesundheit erreicht. Für diesen Erfolg ist
Akzeptanz natürlich eine wichtige Voraussetzung. Das hohe Umweltbewusstsein
in unserer Gesellschaft spielt daher eine zentrale Rolle. Der Bericht
zeigt, dass eine anspruchsvolle Umweltpolitik mit effektiven Gesetzen und
kompetenten Verwaltungen in der Bevölkerung breite Zustimmung findet. Die
bisherigen Erfolge sollten uns ermutigen und anspornen; denn um die
natürlichen Lebensgrundlagen für uns, unsere Kinder und unsere Enkel zu
erhalten, müssen wir jetzt weitere Anstrengungen unternehmen. Hierbei geht
es vor allem um Klimaschutz und um die Erhaltung der biologischen Vielfalt.
Beide sind die dringendsten Herausforderungen unserer Zeit.

Die Bundesregierung will den digitalen Wandel von Wirtschaft, Arbeit und
Gesellschaft flankieren und durch geeignete Rahmenbedingungen aktiv
gestalten. Die Blockchain-Technologie ist eine der gegenwärtig meist
diskutierten Innovationen der digitalen Transformation. Mit der 
Blockchain-Strategie verfolgt die Bundesregierung die Ziele, die Chancen der
Blockchain-Technologie für Wirtschaft, Gesellschaft, aber auch den Staat zu
nutzen und ihre Potenziale für die digitale Transformation zu mobilisieren.
Dazu werden Maßnahmen in fünf Aktionsfeldern vorgelegt, von denen ich
jeweils eine prioritäre Maßnahme nennen möchte: Im Finanzsektor wird die
Bundesregierung das deutsche Recht für elektronische Wertpapiere öffnen. In
einem Pilotprojekt wird die Bundesregierung die Blockchain-basierte
Datenerfassung für Energieanlagen untersuchen. Zum Abbau rechtlicher
Unklarheiten wird die Bundesregierung einen Round Table zu Blockchain und
Datenschutz durchführen. In der digitalen Verwaltung wird die
Bundesregierung Blockchain-basierte digitale Identitäten pilotieren. Zu
guter Letzt: Den Informationsaustausch und die Vernetzung wird die
Bundesregierung durch eine Dialogreihe zur Blockchain-Technologie
unterstützen.

Dann kann ich Ihnen noch sagen, dass heute im Anschluss an das Kabinett der
Kabinettsausschuss "Austritt Großbritanniens aus der Europäischen Union"
getagt hat. Die Bundeskanzlerin hat in der Sitzung von ihrem gestrigen
Telefonat mit dem britischen Premier Johnson berichtet. Zudem haben die
Mitglieder des Ausschusses den aktuellen Stand der Verhandlungen zwischen
Kommission und Großbritannien diskutiert sowie sich zum Stand der
innerstaatlichen Vorbereitungen ausgetauscht.

Damit wäre ich durch.

Frage (zum Einsatz bewaffneter deutscher Streitkräfte im Irak und in
Syrien): Frau Demmer, Sie sprachen davon, dass es eine Versöhnung geben
soll. Können Sie kurz sagen, wer da mit wem versöhnt werden soll und was
die deutsche Rolle dabei konkret ist? Wie ist die Exit-Strategie dieser
Mission, und was ist das Missionsziel?

SRSin Demmer: Ich würde gerne ausführen: Unser Engagement in der Region
trägt Früchte. Die zusammenhängende Kontrolle des IS in Syrien und im Irak
wurde durch die Missionen beendet. Dennoch dauert der bewaffnete Kampf
gegen den IS an. Der IS erhebt weiterhin Anspruch auf die ehemals
kontrollierten Gebiete und darüber hinaus und richtet sein Handeln darauf
aus, wieder zu erstarken und seinen Einfluss wieder auszubauen. Deshalb
sind wir weiter vor Ort. Der IS ist nach wie vor fähig und willens, weiter
Anschläge in Syrien, im Irak und auch in Europa zu verüben. Er stellt somit
weiter eine Bedrohung dar. Insofern haben wir dieses Mandat verlängert.

Zusatzfrage : Das ist keine Antwort auf irgendeine meiner Fragen. Ich
wollte wissen, wer da mit wem versöhnt werden soll. Sie haben von
Versöhnung gesprochen. Was ist das konkrete Missionsziel? Wann kann
abgezogen werden?

SRSin Demmer: Ich glaube, ich habe mich sehr deutlich zum Missionsziel
geäußert.

Zusatz : Nein.

SRSin Demmer: Ansonsten kann vielleicht auch das zuständige Ressort noch
etwas dazu sagen.

Zusatzfrage : Was ist das Exit-Szenario?

Fähnrich: Das Exit-Szenario besteht darin, dass wir das Mandat auf den
beiden Säulen - das wurde hier bereits erwähnt - verlängert haben. Wir
haben den Beitrag für die Ausbildung der irakischen Sicherheitskräfte
verlängert, weil wir gesehen haben, dass das nicht nur Früchte trägt,
sondern dass dies durch die kontinuierliche Ausbildung im Rahmen der
Streitkräfte auch weiter verbessert wird.

Einen Zeitpunkt für eine Exit-Strategie kann ich Ihnen jetzt nicht nennen,
weil wir das nächste Jahr die Möglichkeit haben, den Irak weiter in die
Lage zu versetzen, für seine Sicherheit selbst zu sorgen.

Zusatzfrage : Was ist mit der Versöhnung?

SRSin Demmer: Darüber hinaus würde ich gerne noch unterstreichen, dass wir
auf ausdrückliche Bitte und mit Einverständnis der irakischen Regierung vor
Ort sind und den Aufbau selbsttragender, verlässlicher, transparenter und
inklusiver Strukturen des Staates unterstützen.

Adebahr: Ich möchte zur Versöhnung noch etwas anfügen. Ich glaube, Sie
wissen so gut wie wir: Nach dem IS und nach dem Kampf gegen den IS in
verschiedenen Städten und auch in verschiedenen Orten im Irak ist die
irakische Gesellschaft zum Teil noch schwer belastet und traumatisiert. Es
gibt verschiedene Bevölkerungsgruppen im gesamten Irak. Er möchte sich von
Bagdad aus zu einer demokratischen Struktur, von einer neuen Regierung
begleitet und geleitet, reformieren. Das heißt, eine Versöhnung findet dort
zwischen verschiedenen Volksgruppen auf ganz lokaler Ebene statt und hat
auch eine gesamtstaatliche Dimension, die wir mit unseren
Stabilisierungsprojekten und mit unserem Engagement unterstützen. Dies hat
einen weitreichenden und umfassenden Ansatz, nämlich von humanitärer Hilfe
über die Stabilisierung und die Vorbereitung sowie Durchführung von
Wiederaufbau hin zu den Fähigkeiten, die der Kollege aus dem
Verteidigungsministerium gerade genannt hat, indem wir uns dort engagieren
und der ganzen Gesellschaft, die zum Teil traumatisiert ist, den Weg in
eine Zukunft nach dem IS ermöglichen.

Frage: Das neue Mandat ist ja von der Zusage begleitet, dass das BMVg seine
Bemühungen intensivieren wird, für eine Ablösung bei den Aufklärungsflügen
zu sorgen. Können Sie einmal sagen, Herr Fähnrich, wie das gehen soll, mit
welchen Ländern Sie da sprechen, wie viele da überhaupt infrage kommen, ob
Sie schon Signale haben und bis wann Sie eine Zusage bräuchten, damit Sie
das Mandat, so wie es jetzt ist, tatsächlich einhalten können?

Fähnrich: Wir haben gesehen - nicht nur bei Besuchen, sondern auch in den
stattfindenden Besprechungen -, dass der Bedarf an der Fähigkeit, die dort
gebraucht wird, anhält, nämlich die luftgestützte Aufklärung und die
hochauflösenden Bilder, die unter anderem dazu benutzt werden, um in der
Fläche und auch die Taktiken des IS aufzuklären. Wir haben gesagt: Auch
wenn kein Territorium mehr durch den IS beansprucht wird, sind noch immer
Aktivitäten zu verzeichnen. Dazu kommt die Luftbetankung.

Aber Sie fragten jetzt ganz explizit nach den beiden großen Fähigkeiten.
Dazu fanden in der letzten Zeit verschiedene Gespräche statt. In der
letzten Zeit fanden auf bilateraler Ebene immer wieder Gespräche mit dem
Hinweis statt: Unsere Fähigkeit endet Ende Oktober. Jetzt endet sie Ende
März nächsten Jahres. Wir werden mit den Partnern, die dort eingebunden
sind, Gespräche führen. Wir werden natürlich auch darauf hinweisen, dass
die Fähigkeit ersetzt werden muss oder sollte, wohl wissend, dass wir
verhindern - das ist der positive Aspekt -, dass es jetzt eine qualitative
und quantitative Lücke gibt, was diese Fähigkeit betrifft.

Einen Zeitraum, bei dem man sagen kann, ab diesem Moment wäre das nicht
mehr realisierbar, kann ich Ihnen aus dem Stegreif nicht nennen. Wichtig
ist, dass wir das in den nächsten Monaten intensivieren, wohl wissend, dass
nicht viele Nationen die Möglichkeit haben, das abzubilden, was die
Tornados dort unten können.

Zusatzfrage: Wie viele Nationen sind das? Habe ich Sie jetzt richtig
verstanden, dass dann nur Nationen infrage kommen, die schon jetzt Teil der
Koalition sind?

Fähnrich: Ob sich da neue Partner finden lassen, wird sich in den nächsten
Wochen herauskristallisieren. Wie viele diese Fähigkeit haben, das sollten,
glaube ich, die Nationen selbst sagen, weil sie auch dafür verantwortlich
sind.

Frage: Meine Frage schließt genau daran an. Herr Fähnrich, haben Sie sich
schon Absagen eingehandelt, oder ist es tatsächlich so, wie es der
Vorsitzende der SPD-Bundestagsfraktion sagt, dass er das Gefühl habe, Frau
von der Leyen hatte sich überhaupt nicht um die Sache gekümmert? Sprich:
Haben Sie noch gar nicht nachgefragt?

Frau Adebahr, war es eigentlich strittig oder unstrittig, ob auch die 
SPD-Minister dem zustimmen angesichts des Widerstands, den es in der Fraktion
gab, die jetzt ja wohl mit Zähneknirschen sagt: "Okay, wenn es nicht anders
geht, stimmen wir der Verlängerung noch einmal zu"?

Fähnrich: Hätten wir Partner gefunden, die uns ersatzlos hätten ersetzen
können, bräuchten wir diesen Anteil nicht weiter zu verlängern. Jetzt geht
es aber darum, Partner zu finden.

Absagen in diesem Sinne kann ich jetzt keine beziffern, weil in der
Koalition keine Meldung beziehungsweise keine Zusagen kamen, dass sie
bereit wären, das zu übernehmen. Ich würde das andersherum verstehen,
nämlich nicht zu sagen: "Ich kann nicht", sondern ich würde sagen: Es hat
sich keiner bereit erklärt. - Es ist auch eine gewisse Eigenständigkeit in
der nationalen Verantwortung zu fragen: Kann ich das machen oder nicht?

Adebahr: Ich spreche ja hier für das Auswärtige Amt, für den
Bundesaußenminister. Wir kommentieren Beratungen nicht. Was wir mitteilen,
ist - dahinter steht die gesamte Bundesregierung -, dass heute das
Bundeskabinett diesem Entwurf zugestimmt hat.

Zusatzfrage: Herr Fähnrich, Sie haben erst gesagt, die Fähigkeit der
Tornados muss ersetzt werden, dann haben Sie "sollte" gesagt. Was passiert
denn, wenn sich bis zum Frühjahr wieder niemand gefunden hat, der das
ersetzen kann oder möchte?

Fähnrich: Jetzt sind wir wieder an der Position: hätte, wenn und aber. Wir
bemühen uns. Wir versuchen, das in Gesprächen, in Diskussionen mit den
Partnern zu erreichen. Wir werden am 30. März gemessen werden, wie es
aussieht. Aber eine Spekulation darüber, wie es weitergeht, möchte ich
jetzt vermeiden. Wir haben für die nächsten Monate einen klaren Auftrag;
den machen wir. Das Ergebnis wird sich dann zeigen.

Frage: Ich habe eine Frage an Frau Demmer: Aufgrund welcher Überlegungen
oder Faktoren hat sich die Bundesregierung entschieden, die Truppengröße um
100 Leute zu verringern?

Eine Nachfrage an Frau Adebahr: Sie sprachen gerade von Versöhnung. Deute
ich Ihre Erklärung richtig, dass Sie eventuell eine katastrophale
Entwicklung, vergleichbar mit der in Libyen, vermeiden wollen?

Fähnrich: Zu der Truppengröße kann ich etwas sagen. Es ist Normalität, dass
bei Mandaten des Bundestages die Obergrenze angepasst wird. Wir sprechen
jetzt nicht von einer Zahl an Personal, das in diesem Gebiet eingesetzt
wird, sondern von einer Obergrenze. In diesem Fall wurde sie angepasst und
von 800 auf 700 reduziert. In der Historie des Mandats wurde sie schon
einmal angepasst, nämlich von 1200 auf 800. "Woran hat es gelegen?", könnte
man fragen. Das hat daran gelegen, dass wir beim Aufbau der Station
beziehungsweise unseres Engagements in Jordanien vielleicht Personal
gebraucht haben, das jetzt beim weiteren Betrieb nicht mehr gebraucht wird.
Um eine Zahl zu nennen: Im Durchschnitt sind jetzt ca. 480 Soldatinnen und
Soldaten im Einsatz.

Adebahr: Ich habe gerade darüber nachgedacht, ob man Libyen und Irak
irgendwie vergleichen sollte oder könnte. Ich glaube es fast nicht. Die
Situation in Libyen ist extrem kritisch und schwierig, aber sie ist einfach
anders.

Nichtsdestotrotz - Frau Demmer hat es dargestellt -: Der IS ist zwar in der
Fläche im Moment nicht präsent, um es so zu formulieren, aber er ist eben
nicht besiegt und im Untergrund aktiv. Das betrifft auch Gebiete im Irak.
Das betrifft auch ganz vulnerable Gebiete. Das ist der Terminus, den die
Nothelfer dort verwenden.

Aus Sicht der Bundesregierung ist unser Mandat, wie wir es jetzt in den
Bundestag geben und um dessen Zustimmung die Bundesregierung dort bittet,
ein Beitrag dazu, dass der IS dort nicht wieder erstarken kann und dass der
Irak eine Chance auf eine demokratische, friedliche Zukunft hat. Bis dahin
ist es noch ein weiter Weg. Dafür sehen wir bei der neuen Regierung gute
Ansätze. Aber das ist noch nicht zu Ende und noch nicht ausgestanden.
Deshalb denkt die Bundesregierung, wir sollten da weiter aktiv sein.

Zusatzfrage: Sie sprachen vorhin von unterschiedlichen Ethnien und
Bevölkerungsgruppen dort. Meinten Sie damit wirklich Sunniten und Schiiten
und nicht nur ISIS-Leute und Nicht-ISIS-Leute im Irak?

Adebahr: Das meinte ich mit ganz verschiedenen Schichten und Gruppen.
Natürlich ist klar, dass wir eine kurdische Bevölkerung haben. Wir haben
sunnitische und schiitische Bevölkerungsgruppen. Es gibt auch Christen im
Irak. Wir haben also ganz verschiedene Bevölkerungsgruppen. Alle haben
darunter gelitten, dass der IS in diesem Land präsent war. Es gibt
verschiedene Stoßrichtungen der Arbeit miteinander, um es einmal so zu
formulieren, und auch der Trauma- und Versöhnungsarbeit, nachdem der IS
dort gewütet hat.

Frage: Herr Fähnrich, sind Flüge bis 31. März dann auch Flüge über Syrien?
Warum gibt es kein explizites Enddatum, sondern nur einen vagen Verweis auf
den 31. Oktober 2020? Bedeutet das, dass dies doch ein Enddatum ist?

Frau Adebahr, wie bewertet das Auswärtige Amt, dass sich Russland, Iran und
die Türkei offenbar auf die Zusammensetzung eines Verfassungsrates für
Syrien geeinigt haben?

Fähnrich: Um mit der zweiten Frage zu beginnen: Am 31. März erfolgen die
letzten Flüge im Rahmen dieses Mandates.

Zusatzfrage: Auch über Syrien?

Fähnrich: Es gibt ein definiertes Einsatzgebiet; das können Sie nachlesen.
Es ist auch veröffentlicht, wie das Einsatzgebiet ist. Das beinhaltet auch
Syrien.

Zusatzfrage: Warum gibt es kein Enddatum für die Soldatenausbildung?

Fähnrich: Das Enddatum ist Ende Oktober.

Zusatzfrage: Entschuldigung, wenn ich dazu nachfrage. - Die
Berichterstattung sagt, dass kein explizites Enddatum genannt wurde,
sondern nur eine Art vager Verweis auf die übliche Laufzeit von einem Jahr.
Wenn Sie sagen, der 31. Oktober ist das Enddatum, dann reicht mir das, wenn
dies das Enddatum ist.

Fähnrich: Das ist zurzeit die Mandatsverlängerung, wie sie im Mandat und im
Kabinett beschlossen wurde.

Adebahr: Zu Ihrer Syrien-Frage: Im sogenannten Astana-Format gab es ein
Treffen zwischen den Präsidenten Erdogan, Putin und Rohani. Wir reden
darüber - es ist jetzt ziemlich genau ein Jahr seit dem letzten 
Small-Group-Treffen in der UN-Generalversammlung in New York vergangen -, dass wir
endlich ein Verfassungskomitee für Syrien brauchen, um den politischen
Prozess, den der Sondergesandte Pedersen versucht, dort auf das Gleis zu
setzen, am Leben zu erhalten, weiterzuentwickeln und voranzubringen. Dafür
ist dieses Verfassungskomitee ein ganz entscheidender Baustein.

Ja, es ist offenbar gelungen, dass sich die drei Präsidenten auf die
letzten fehlenden Namen einigen konnten. Das ist jetzt natürlich eine
Sache, die von der UN bestätigt werden muss und die die Vereinten Nationen
unterstützen müssen. Insofern wollen wir erst einmal sehen, ob diese
Einigung wirklich trägt. Wenn das auch für die Vereinten Nationen und für
Herrn Pedersen ein gangbarer Vorschlag ist, wäre das gut.

So, wie wir das verstehen, gibt es aber auch noch prozedurale Punkte, die
bei der Etablierung oder vor dem Zusammentreten dieses Verfassungskomitees
gelöst werden müssen. Auch da hoffen wir, dass das schnell geht. Wir denken
schon, dass das mit Blick auf die nächste UN-Generalversammlung, zu der
Mitglieder der Bundesregierung in der nächste Woche reisen werden, auch
dort wieder Thema sein wird. Dann wird man weiter die Möglichkeit haben, zu
bereden, wie es jetzt konkret vorangehen kann.

Also: Grundsätzlich ist das erst einmal gut. Aber es ist noch nichts in
trockenen Tüchern, würde ich sagen.

Grünewälder: Vor einem Jahr, am 21. September 2018, hat der gemeinsame
Wohngipfel des Bundes, der Länder und der Kommunen stattgefunden. Dort
wurden eine Kraftanstrengung für mehr Wohnungen vereinbart und eine
Wohnraumoffensive auf den Weg gebracht. Dies ist dem Bundesminister des
Innern, für Bau und Heimat, Horst Seehofer, sehr wichtig; denn er sieht die
Versorgung mit bezahlbarem Wohnraum als soziale Frage der heutigen Zeit.

Heute, ein Jahr später, können wir aus der Sicht von Bundesinnenminister
Seehofer eine außergewöhnliche erfolgreiche Bilanz ziehen; denn zahlreiche
Maßnahmen wurden bereits umgesetzt. Viele der vereinbarten Maßnahmen
befinden sich unmittelbar in der Umsetzung.

Insgesamt zeigen die Wohnungs- und Baumärkte eine positive Entwicklung. Auf
die deutlich gestiegene Wohnungsnachfrage haben die Wohnungsanbieter mit
einer beachtlichen Steigerung der Bautätigkeit reagiert. Die für den
Mietwohnungsbau entscheidenden Fertigstellungen im Geschosswohnungsbau sind
seit 2009 um über 160 Prozent gestiegen. Dieser positive Trend setzt sich
fort. 2018 wurden knapp 10 Prozent mehr Wohnungen in neuen
Mehrfamilienhäusern fertiggestellt als im Vorjahr.

Zu den bereits umgesetzten Maßnahmen des Wohngipfels zählt zum Beispiel das
Baukindergeld. Dort wurden bisher Mittel in Höhe von 2,8 Milliarden Euro
für die Eigentumsbildung für Familien und Alleinerziehende gebunden. 135
000 Anträge sind bei der KfW bisher eingegangen.

Zu nennen ist die Städtebauförderung, die auf hohem Niveau verstetigt
worden ist. Zu nennen ist auch der soziale Wohnungsbau. Dieser wurde mit
einer Grundgesetzänderung gestärkt. Der Bund stellt den Ländern bis 2021 5
Milliarden Euro dafür bereit. Zu nennen ist außerdem der Gesetzentwurf zur
Stärkung des Wohngeldes, der im Mai 2019 von der Bundesregierung
beschlossen worden ist und der zum 1. Januar 2020 in Kraft treten soll.

Die Baulandkommission hat nach intensiven Beratungen zwischen Bund,
Ländern, Kommunen, Parlamentariern, Verbänden und Wissenschaftlern
fundierte Empfehlungen ausgesprochen, die nun konsequent umzusetzen sind.
Dazu gehört zum Beispiel eine Novelle des Baugesetzbuches.

Das kürzlich vereinbarte Wohn- und Mietenpaket zeigt, dass bezahlbares
Wohnen, die Schaffung zusätzlichen Wohnraums und das ökologische Wohnen
auch ein Jahr nach dem Wohngipfel ein wichtiger Handlungsschwerpunkt der
Koalition bleiben werden. Dieses Thema wird uns auch in der zweiten
Halbzeit dieser Legislaturperiode weiter begleiten. Die restlichen Punkte
des auf dem Wohngipfel vereinbarten Pakets werden noch umgesetzt werden.

Frage: Ich habe zwei Fragen. Erstens. Es ist ja das selbst gesteckte Ziel
der Bundesregierung, in dieser Legislaturperiode 1,5 Millionen Wohnungen zu
schaffen. Jetzt hört man von unterschiedlichen Verbänden, vom Deutschen
Mieterbund, aber auch von der Immobilienwirtschaft, dieses Ziel sei
utopisch. Wird die Bundesregierung dieses selbst gesteckte Ziel
korrigieren?

Die zweite Frage: Herr Grünewälder, Sie haben den sozialen Wohnungsbau
angesprochen. Experten rechnen vor, dass man eigentlich mindestens 80 000
bis über 100 000 Wohnungen im Jahr bauen müsste. Im aktuellen Haushaltsplan
gehen die Ausgaben für den sozialen Wohnungsbau zurück. Sie haben jetzt die
Gesamtkosten genannt. Müsste man da nicht wesentlich mehr drauflegen? Warum
tun Sie es nicht?

Grünewälder: Ich fange mit dem letzten Punkt an. Allein für den Zeitraum
von 2018 bis 2021 stellt der Bund den Ländern 5 Milliarden Euro für den
sozialen Wohnungsbau bereit. Mit der im April 2019 in Kraft getretenen
Grundgesetzänderung haben wir den Weg freigemacht, dass der Bund diese
Finanzhilfen nun gewähren kann. Die Anzahl neuer Sozialmietwohnungen muss
steigen; das ist klar. Der Bund leistet damit einen beachtlichen Beitrag
dazu. Nun müssen die Länder ihrer Verantwortung für den sozialen
Wohnungsbau gerecht werden und dem nachkommen.

Der Bund hält weiter an dem Ziel fest, 1,5 Millionen neue Wohnungen zu
schaffen. Dafür haben wir auf dem Wohngipfel zahlreiche Maßnahmen auf den
Weg gebracht. Das ist ein anspruchsvolles Ziel. Wir arbeiten weiter daran,
dass so viele Wohnungen wie möglich geschaffen werden.

Frage: Können Sie konkret sagen, wie viele Wohnungen in den letzten zwölf
Monaten gebaut wurden und wie viele davon Sozialwohnungen waren?

Grünewälder: Zu den konkreten Zahlen bis heute kann ich Ihnen nichts sagen,
weil die Zahlen immer in Jahresabschnitten errechnet werden. Was ich Ihnen
sagen kann und was ich Ihnen eben auch vorgetragen habe, ist, dass im
Bereich des Mietwohnungsbaus, im Geschosswohnungsbau, der sehr wichtig ist,
im Jahr 2018 10 Prozent mehr Wohnungen in neuen Mehrfamilienhäusern gebaut
worden sind.

Zusatzfrage: Das bringt ja nichts, wenn das nicht mit Ihren Zielen
kompatibel ist. 1,5 Millionen neue Wohnungen in dieser Legislaturperiode
bedeuten ca. 350 000 pro Jahr. Haben Sie diese Zahl in den letzten zwölf
Monaten erreicht, oder werden Sie dies im Jahr 2019 erreichen?

Grünewälder: Wir haben ein umfassendes Maßnahmenpaket auf den Weg gebracht.
Im Baubereich wirken die Maßnahmen nicht schon am nächsten Tag, sondern
Wohnungen müssen erst gebaut werden. Das dauert einige Zeit. Deswegen
können konkrete Auswirkungen dieser Maßnahmen auch nicht innerhalb von zwei
Monaten festgestellt werden, sondern das braucht eine gewisse Zeit. Das
bedingt die Natur der Sache.

Frage: Mich würde etwas zu dem heute gefassten Beschluss, den
Betrachtungszeitraum hinsichtlich der ortsüblichen Miete zu verlängern,
interessieren. Man hat ihn letztendlich von vier auf sechs Jahre
verlängert. Das ist ein Beschluss von vor einem Jahr auf dem Wohngipfel
gewesen. Warum hat es ein Jahr gedauert, eine so Kleine Änderung zu
vollziehen?

Kall: Wir haben ja nicht nur diese so Kleine Änderung, wie Sie sie nennen.
Ich würde sie nicht als so Kleine Änderung bezeichnen, weil die
Verlängerung des Betrachtungszeitraums um zwei Jahre einen erheblich
dämpfenden Effekt haben kann. Denn die massiv gestiegenen Neumieten werden,
wenn der Betrachtungszeitraum länger ist, natürlich deutlich weniger stark
in die Vergleichsmiete mit einbezogen. Das wirkt sich sowohl auf
Mieterhöhungen in bestehenden Mietverhältnissen aus, die dadurch gedämpft
werden, als auch auf Neuvermietungen in den Bereichen, in denen die
Mietpreisbremse gilt und somit auch die ortsübliche Vergleichsmiete der
Maßstab ist. Insofern ist das eine wesentliche Änderung.

Wenn Sie das ganze vergangene Jahr betrachten - Herr Grünewälder hat
einiges für den Baubereich gesagt - und wenn wir uns den Bereich Miete
ansehen - in Deutschland gibt es fast 20 Millionen Mietwohnungen -, dann
sehen Sie, dass wir im vergangenen Jahr unglaublich viel getan haben. Zum
1. Januar dieses Jahres ist das Mieterschutzgesetz in Kraft getreten, mit
dem die Modernisierungsumlage von 11 Prozent auf 8 Prozent gesenkt wurde
und mit dem erstmals fixe Grenzen von in der Regel nicht mehr als drei Euro
pro Quadratmeter, um die die Miete innerhalb von sechs Jahren erhöhte
werden darf, eingezogen wurden. Das hat es vorher nicht gegeben. Seit dem
1. Januar dieses Jahres gibt es für Vermieter auch die Pflicht, auf die
Vormiete hinzuweisen, also die Vormiete zu nennen, wodurch die
Mietpreisbremse wesentlich wirksamer und schlagkräftiger gemacht wird.

Mit dem Wohn- und Mietenpaket, das Mitte August beschlossen wurde, ist noch
ein ganzes Paket weiterer Gesetzesänderungen verbunden, die nach und nach
vom Kabinett beschlossen werden. Die erste dieser neuen Änderungen war
heute das Gesetz, mit dem der Betrachtungszeitraum der ortsüblichen
Vergleichsmiete verlängert werden wird. Aber dazu gehören auch die
Verlängerung der Mietpreisbremse um weitere fünf Jahre, das sogenannte
Bestellerprinzip beim Wohnungskauf und etliche weitere Änderungen, die noch
anstehen.

Frage: Meine Frage bezieht sich auf den kommenden Freitag. Angedacht war
einmal, dass sich die Bundesregierung zu einer Sitzung des gesamten
Kabinetts trifft. Jetzt ist das, wie wir hören, wieder auf eine Sitzung des
Klimakabinetts zurückgestuft worden.

Frau Demmer, können Sie das bestätigen? Wenn ja, warum ist es nur eine
Sitzung des Klimakabinetts und nicht eine der gesamten Bundesregierung?

SRSin Demmer: Ich möchte dazu nach wie vor ganz allgemein bleiben, weil die
Detailabstimmungen noch nicht abgeschlossen sind, und sagen: Die
Bundesregierung wird am Freitag in jedem Fall ihr Konzept zur Erreichung
der Klimaziele vorstellen. In welchem Rahmen, wann genau und wie wir Sie
informieren - selbstverständlich auch am Freitag -, dazu erhalten Sie
zeitnah mehr Information.

Zusatzfrage: Heißt das, dass Sie bisher nicht sagen können, in welcher
Konstellation man sich trifft? Nach meinen Informationen wurde am
Montagabend entschieden, dass man sich nur in Form des Klimakabinetts
trifft.

SRSin Demmer: Wie gesagt, muss ich Sie noch um etwas Geduld bitten. Die
Abstimmungsprozesse laufen noch. Wir werden Sie ganz bestimmt rechtzeitig
informieren. Es ist eben doch viel zu tun.

Frage: Ich hätte die gleiche Frage, weiß aber nicht, ob das jetzt noch Sinn
hat. Da das schon übermorgen ist, würde ich doch annehmen, dass die anderen
Ministerien schon wissen müssten, ob sie zu einer Kabinettssitzung
eingeladen worden sind oder nicht. Kann sonst jemand aus der Runde zur
Aufklärung beitragen?

SRSin Demmer: Sie können sich vorstellen, dass die gesamte Bundesregierung
sehr ernsthaft, wie wir das in den letzten Wochen und Monaten immer wieder
bekräftigt haben, zu diesem sehr komplexen Thema arbeitet, und zwar
fortdauernd. Das ist ein Kraftakt, und an diesem Kraftakt arbeiten alle
Beteiligten. Wir werden Sie ganz bestimmt rechtzeitig informieren,
versprochen! Aber wir können Ihnen dazu jetzt noch keine Details nennen.

Zusatzfrage: Gibt es also noch keinen ungefähren Zeitrahmen, ob es also
dabei bleibt, dass es bis zum frühen Nachmittag durch ist? Das wäre auch
für die eigene Planung ganz hilfreich.

SRSin Demmer: Ich bitte Sie, wie gesagt, ein weiteres Mal um Geduld.

Zusatzfrage: Wie lange brauchen wir denn noch Geduld?

SRSin Demmer: Am Freitag werden Ihnen Ergebnisse präsentiert werden.

Frage: Herr Fähnrich oder Frau Demmer, wird die Verteidigungsministerin
dabei sein? Sie war ja bisher nicht im Klimakabinett vertreten. Aber ich
habe gehört, sie sei auch CDU-Chefin. Da könnte es ja passen.

Herr Kübler, können Sie uns konkret sagen, was aus Sicht der
Bundesregierung in den letzten vier Jahren schlimmer geworden ist? Denn im
Umweltbericht fällt das, nach dem, was ich auf der Webseite gefunden und
von Frau Demmer gehört habe, ein bisschen hinten runter.

Kübler: Wenn Sie die Pressemitteilung, die wir verschickt haben, gelesen
haben, dann stellen Sie fest, dass wir sehr ehrlich sind. Die Überschrift
ist: "Viel erreicht und viel zu tun". Auf der einen Seite haben wir viel
erreicht. Dass auf der anderen Seite noch viel zu tun ist, steht auch im
Bericht. Das benennen wir auch. Es ist der hohe Stickstoffgehalt in der
Umwelt, in den Gewässern, der übermäßige Verbrauch natürlicher Ressourcen,
der Klimawandel, der Rückgang der biologischen Vielfalt, der Verlust an
natürlichen Lebensräumen, Luftschadstoffe an viel befahrenen Straßen,
Mikroplastik, Verlust an natürlichen Lebensräumen. Das sind nur einige der
Herausforderungen, die wir im Bericht nennen; es gibt noch eine ganze Latte
an Kleineren Dingen. Das alles sind Baustellen, derer wir uns annehmen.
Daran ist die ganze Bundesregierung beteiligt, nicht nur das
Umweltministerium. Im Rahmen des Klimakabinetts werden auch dazu sicherlich
Entscheidungen getroffen, die dann auch wieder auf die Umwelt wirken.

SRSin Demmer: Zur Zusammensetzung des Klimakabinetts: Sie wissen, dass die
Bundeskanzlerin Vorsitzende des Klimakabinetts ist. Beauftragte Vorsitzende
ist die Bundesumweltministerin. Ständige Mitglieder sind die Minister für
Finanzen, des Inneren, für Bau und Heimat, für Wirtschaft und Energie, für
Verkehr und digitale Infrastruktur, die Ministerin für Ernährung und
Landwirtschaft und der Bundesminister für besondere Aufgaben und Chef des
Bundeskanzleramtes.

Zusatzfrage (zum Umweltbericht): Frau Kramp-Karrenbauer wird also nicht
dabei sein.

Herr Kübler, ich habe gefragt, was schlimmer geworden ist. Das steht ja
nicht darin. Was nicht gut läuft, ist mir klar. Aber was ist schlimmer
geworden?

Kübler: Schlimmer geworden ist es zum Beispiel beim Nitratgehalt in den
Gewässern.

Frage (zum Klimakabinett): Ich habe eine Frage an das
Gesundheitsministerium. Gehen Sie davon aus, dass Ihr Minister am Freitag
an einer Kabinettssitzung teilnehmen wird?

Berve-Schucht: Es tut mir leid, aber zu den Planungen kann ich im Moment
nichts sagen.

Zusatzfrage: Warum nicht? Sie kennen doch vermutlich die Termine des
Ministers.

Berve-Schucht: Nein.

Zusatzfrage: Nein?

SRSin Demmer: Ich finde, ich habe wirklich versucht, das verständlich zu
machen. Wir wollen Sie hier ja nicht foppen, sondern wir werden Ihnen schon
noch sagen, in welcher Zusammensetzung welche Runden am Freitag tagen. Wir
werden Sie auch ausführlich darüber informieren.

Frage: Frau Demmer, können Sie uns sagen, was das Gespräch gestern mit
Blick auf den Brexit gebracht hat? Hat der britische Premierminister denn
irgendetwas darüber durchblicken lassen, wann er seinen Plan präsentieren
will, möglicherweise am Rande des UN-Gipfels? Es hieß ja, dass es dort noch
eine Unterredung zwischen den beiden geben werde. Können Sie uns darüber
etwas aufklären?

SRSin Demmer: Wir haben uns zu dem Telefonat ja schon geäußert. Themen des
Gesprächs waren die Lage am Persischen Golf, aber natürlich auch der
Austritt Großbritanniens aus der Europäischen Union. Über weitere Inhalte
des Gesprächs kann ich Ihnen nichts sagen. Aber die Kommission als
Verhandlungsführerin der EU wird ganz bestimmt jeden Vorschlag des
Vereinigten Königreichs prüfen. Das hat sie nach den Gesprächen am Montag
mit dem britischen Premier bekräftigt. Wir sollten jetzt einfach die
konkreten Vorschläge abwarten.

Zusatzfrage: Mit anderen Worten: Diesen Plan beziehungsweise diese
Vorschläge, die ja angekündigt waren, gibt es noch nicht.

Ist die Bundeskanzlerin denn nach wie vor optimistisch, dass das alles
innerhalb von 30 Tagen zu schaffen ist?

SRSin Demmer: Wie wir es hier immer sagen und auch so meinen: Es gibt kein
Interesse an einem ungeregelten Austritt. Wir arbeiten an einer geordneten
Lösung. Diese hat absoluten Vorrang. Wir sind aber auf alle Eventualitäten
vorbereitet. Jetzt warten wir auf konkrete Vorschläge des Vereinigten
Königreichs.

Frage: Frau Wogatzki, in dem Papier zur Blockchain-Strategie heißt es:

"Die Bundesregierung wird sich auf europäischer und internationaler Ebene
dafür einsetzen, dass Stablecoins keine Alternative zu staatlichen
Währungen werden"

Dabei geht es ja primär um die Facebook-Währung Libra. Warum wollen Sie das
nicht?

Wogatzki: Dazu hat sich der Minister umfangreich geäußert. Auch die 
G7-Finanzminister haben sich geäußert, zuletzt in Chantilly. Dem habe ich hier
nichts hinzuzufügen.

Zusatzfrage: Dann würde ich ja nicht fragen. Ich kenne die Äußerungen.

Was haben Sie konkret gegen Libra und die Stablecoins?

Wogatzki: Ich muss Sie dazu auf die Äußerungen des Ministers und seiner
Kollegen verweisen.

Zusatzfrage: Das war ungenügend. - Können Sie das nachreichen?

Wogatzki: Dazu ist alles gesagt, was zu sagen ist.

Zusatz: Das ist doch unglaublich! Ich stelle hier eine Frage. Sie können
doch nicht einfach sagen, dass der Minister darauf geantwortet habe, wenn
er das nicht getan hat. Er hat nur gesagt, dass er dagegen ist. Ich will
wissen, warum.

Vorsitzende Wefers: Wie wäre es denn mal mit der Lektüre der 
Blockchain-Strategie? Da steht ja -

Zusatz: Die habe ich doch gerade zitiert! Da steht es ja nicht drin!

Vorsitzende Wefers: - einiges dazu drin.

Zusatz: Das ist doch Quatsch!

Vorsitzende Wefers: Sie dürfen das finden, wie Sie wollen.

Zusatz: Sie verweigert gerade eine Antwort!

SRSin Demmer: Die Kollegin hat geantwortet.

Zusatz : Nein!

SRSin Demmer: Ich würde sagen, sie hat geantwortet.

Vorsitzende Wefers: Gibt es weitere Fragen zur Blockchain-Strategie? - Das
scheint mir nicht der Fall zu sein.

Frage: Herr Grünewälder, es geht um einen Komplex, der uns seit Jahren
beschäftigt, den ganzen Komplex um Anis Amri. Immer wieder gibt es
Spekulationen und Hinweise, dass Amri in ein Netzwerk eingebunden sein und
es möglicherweise Komplizen, Mitwisser oder Ähnliches gegeben haben soll.
Die Sicherheitsbehörden bleiben bei ihrer Auffassung, dass es ein
Einzeltäter war.

Wie ist die Haltung des Ministeriums? Bleiben Sie bei der These, dass Anis
Amri bei dem Anschlag auf den Breitscheidplatz als Einzeltäter gehandelt
hat?

Grünewälder: Aus unserer Sicht gibt es hierzu keinen neuen Stand. Wir
arbeiten sehr eng mit dem Untersuchungsausschuss des Deutschen Bundestages
zusammen. Am besten richten Sie Ihre Fragen dorthin.

Frage: Frau Adebahr, in den vergangenen Tagen wurden in Moskau mehrere
Teilnehmer der nicht sanktionierten Protestaktionen zu relativ harten
beziehungsweise langen Haftstrafen wegen einer Teilnahme an nicht
genehmigten Protestaktionen verurteilt. Es ging um die Kommunalwahl in
Moskau. Wie beobachtet die Bundesregierung diese Entwicklungen?

Adebahr: Ich möchte mich jetzt zu den konkreten Einzelfällen nicht äußern.
Ich will nur noch einmal sagen, was auch der Bundesaußenminister bei seinem
jüngsten Besuch in Moskau gesagt hat, dass es für uns wichtig ist, dass
jede Partei und jede Gruppe, auch in Russland, ihr Recht auf
Meinungsäußerung wahrnehmen kann, und dass es uns auch ein wichtiges
Anliegen war, dass die Kommunalwahl friedlich und geordnet und nach den
Gesetzen vonstattengehen kann. Diese Grundprinzipien sind auch im Rückblick
auf diese Kommunalwahl anzuwenden.

Zusatzfrage: Ist diese Wahl Ihrer Meinung nach friedlich und geordnet
abgelaufen?

Adebahr: Sie verknüpfen das mit den Einzelfällen. Wenn wir dazu etwas
nachzureichen haben, werde ich es Ihnen gern nachreichen.

Frage: Zur Libyen-Konferenz: Frau Demmer, Frau Adebahr, wie denken Sie sich
die Abläufe und die Teilnahme? Was sollen die Ziele sein? Wie
zuversichtlich sind Sie, einen Durchbruch zu erreichen?

SRSin Demmer: Herr Seibert und Frau Adebahr haben hier ja schon über dieses
Thema gesprochen.

Adebahr: Wir sind der Ansicht, dass der politische Prozess in Libyen einer
Neubelebung bedarf, weil er brachliegt, und dazu hat Deutschland - das
haben wir ausgeführt - einen Konsultationsmechanismus vorgeschlagen und ins
Leben gerufen. Wir haben gestern auch bestätigt, dass es dazu ein erstes
Treffen auf "Senior Officials Level" - so nennt man das im Diplomatensprech
-, also auf hoher Beamtenebene, mit relevanten Partnern gab. Nach diesem
Treffen sind wir der Ansicht, dass es gut ist, weiterzuarbeiten, und wir
wollen weiter auf dem Weg arbeiten, den Sondergesandten Salamé in seinem
Plan, den er vorgelegt hat, zu unterstützen. Wir sind der Meinung, dass es
wert ist, das auszubuchstabieren und weiter zu verfolgen, um ihn dabei zu
unterstützen.

Ich will hier heute, glaube ich, keine Zeitlinie und kein konkretes Datum
ankündigen; dafür ist es einfach zu früh. Sie sehen uns aber arbeitswillig
und -mutig, und wir werden weiter in das Thema investieren.

SRSin Demmer: Ich kann mich Frau Adebahr da nur anschließen. Auch ich kann
Ihnen jetzt keinen Zeitrahmen nennen, ich kann Ihnen zu dem gestrigen
Treffen aber sagen, dass da ein durchaus konstruktiver Gedankenaustausch
stattgefunden hat und ein Konsultationsprozess in Ganz gesetzt wurde, der
in den nächsten Wochen fortgesetzt werden wird. Ich möchte aber auch noch
einmal auf das verweisen, was Herr Seibert hier schon gesagt hat: Ja, das
Ziel für eine internationale Konferenz gibt es, aber es bedarf dazu
intensivster Vorbereitungen. Daran arbeiten wird.

Zusatzfrage: Könnten Sie noch etwas zu den angedachten Teilnehmerländern
sagen?

Adebahr: Nein.

Frage: Herr Fähnrich, in einem aktuellen "Spiegel"-Bericht heißt es, der
Militärische Abschirmdienst habe seit Mai 50 neue Verdachtsfälle möglicher
Rechtsextremisten in der Bundeswehr verzeichnet. Das ist wohl eine Antwort
auf eine Anfrage von Herrn von Notz. Früher waren es wohl noch 428
Verdachtsfälle, jetzt sind wir schon bei 478. Können Sie das so bestätigen?

Fähnrich: Sie zitieren gerade eine Ausgabe, die ich noch nicht einmal
gelesen habe. Ich würde mir vielleicht erst einmal die Zeit nehmen, das zu
lesen, und dann werde ich Ihnen auch eine Antwort zukommen lassen.

Frage: Zu einem Thema, das hier auch schon hin und wieder zur Sprache kam:
Es gibt eine neue Initiative des Landes Thüringen - unterstützt von Berlin -
, Schwarzfahren zu einer Ordnungswidrigkeit herabzustufen. Was ist dazu
nach dem Ministerinnenwechsel des BMJ die aktuelle Position?

Kall: Da gibt es keine neue Position unseres Hauses. Das war ja auch im
Deutschen Bundestag in den letzten Jahren beziehungsweise über wirklich
sämtliche letzten Legislaturperioden hinweg immer wieder Thema, das
Schwarzfahren zu entkriminalisieren, also aus einer Straftat der
sogenannten Beförderungserschleichung eine Ordnungswidrigkeit zu machen.
Das hat im Deutschen Bundestag bisher nie die nötigen Mehrheiten gefunden.
Aktuell kann ich von keiner rechtspolitischen Initiative auf Bundesebene
oder der Bundesregierung berichten, sondern nur auf die bisherige Historie
hinweisen.

Eines kann ich vielleicht noch sagen: Bei dieser Debatte geht es sehr oft
darum, sogenannte Ersatzfreiheitsstrafen, also ganz kurze Freiheitsstrafen,
zu denen es kommt, wenn Verurteilte in solchen Fällen von
Bagatellkriminalität Geldstrafen nicht zahlen können oder nicht zahlen
wollen, zu vermeiden. Wir arbeiten - auch gemeinsam mit den Ländern - sehr
intensiv daran, geeignete Instrumentarien zu finden, um zum Beispiel das
Leisten von sozialer Arbeit noch weiter auszubauen, damit es nicht zu
diesen auch aus unserer Sicht wirklich widersinnigen kurzen
Freiheitsstrafen kommt.

Frage: Erstens: Frau Adebahr, was ist Ihr aktueller Stand hinsichtlich des
mutmaßlichen Wahlergebnisses in Israel?

Zweitens: Was bedeutet die Ankündigung der Netanjahu-Regierung, sie wolle
zukünftig große Teile der besetzten Westbank annektieren, für die
Perspektiven einer möglichen Zweistaatenlösung? Wäre die endgültig
gescheitert, wenn das passiert?

Adebahr: Wir haben die vorläufigen Ergebnisse - wir sind, "as we speak",
bei ca. 96 Prozent der Stimmen - zur Kenntnis genommen. Ich hoffe, Sie
haben Verständnis, dass wir diese vorläufigen Ergebnisse hier nicht
kommentieren. Natürlich wird die Bundesregierung mit jedem gewählten
Ministerpräsidenten Israels zusammenarbeiten, aber wir werden uns zu diesem
Zeitpunkt auch nicht an einer möglichen Spekulation über
Regierungskonstellationen beteiligen.

Was die Haltung der Bundesregierung zum Thema Annexion, zum Siedlungsbau
und auch zum nachträglichen Legitimationsverfahren für sogenannte
Siedlungsauenposten betrifft, so ist diese unverändert. Die Kanzlerin hat
gestern Worte dafür gefunden. Wir sehen zum Beispiel die Legitimierung von
Siedlungsaußenposten und auch die Annexionsankündigungen mit großer
Besorgnis, weil wir alle einseitigen Schritte ablehnen, die eine
Zweistaatenlösung gefährden. Aus unserer Sicht - das haben Herr Seibert und
ich hier auch schon dargelegt - wäre diese Ankündigung, wenn sie denn
Realität würde, in diese Kategorie einzustufen. Auch der Ausbau
völkerrechtswidriger Siedlungen gehört dazu.

Insofern: Wir sind für die Zweistaatenlösung, das hat sich nicht geändert,
und wir haben die Ankündigungen, die im Wahlkampf getätigt wurden, mit
großer Sorge zur Kenntnis genommen, weil die angekündigten Handlungen aus
unserer Sicht die Möglichkeit, den "prospect" für eine friedlich
verhandelte Zweistaatenlösung gefährden würden.

Zusatzfrage: Was kann beziehungsweise was wird die Bundesregierung über den
Ausdruck von Besorgnis hinaus konkret tun, um eine solche Annexion, die die
Zweistaatenlösung möglicherweise endgültig beerdigt, zu verhindern?

Adebahr: Wir warten jetzt einfach einmal ab, wie es in Israel weitergeht
und wie die Regierungsbildung verläuft. Ich denke, unsere Haltung ist lange
bekannt; sie hat sich auch nicht geändert. Sie ist dieser israelischen
Regierung bekannt und wir würden sie natürlich auch einer neuen
israelischen Regierung zur Kenntnis bringen. Unsere Stimme hat, glaube ich,
Gewicht, wird gehört. Sie wird auch in Brüssel gehört und sie reiht sich
auch ein in eine europäische Position dazu, die auch zum Ausdruck gebracht
wurde und sicherlich auch weiterhin zum Ausdruck gebracht wird. Das ist es,
was Deutschland zum Beispiel tun kann.

Frage: Frau Adebahr, genau auf diese EU-Position wollte ich zu sprechen
kommen. Gestern Abend wurde Israel noch einmal aufgerufen, jedwede
Siedlungstätigkeit im besetzten Westjordanland zu stoppen und alle seit
März 2001 errichteten Siedlungsposten abzubauen. Warum nur die ab 2001? Sie
sagen ja gleichzeitig, die EU werde keine Veränderungen an den Grenzen von
vor 1967 anerkennen. Was ist mit den Siedlungen, die zwischen 1967 und 2001
errichtet wurden?

Adebahr: Ich kenne die Erklärung, ehrlich gesagt, nicht, und würde mir den
Text gerne erst einmal anschauen. Wenn wir dazu eine weitere Auslegung
unsererseits beitragen können, dann will ich das gern nachreichen. Diese
Frage müssten Sie aber eigentlich an die EU - wer auch immer das in dem
Fall war - richten, denn die haben das ja gesagt.

Frage: Zum Mord an einem Asylbewerber aus Georgien in Berlin-Moabit am 23.
August: Es gibt immer mehr Indizien dafür, dass staatliche Strukturen aus
dem Ausland hinter diesem Auftragsmord stecken könnten. An den Vertreter
des Bundesjustizministeriums: Können wir davon ausgehen, dass der Fall
früher oder später von der Bundesanwaltschaft übernommen wird?

Kall: Ich habe dazu keinen neuen Stand. Die Bundesanwaltschaft prüft weiter
in ganz engem Kontakt mit den Berliner Ermittlungsbehörden, also der
Berliner Staatsanwaltschaft, die Hintergründe dieses Falls. Noch ist es
eine Mordermittlung, die hier im Land Berlin geführt wird.

Vorsitzende Wefers: Jetzt gibt es noch eine Antwort aus dem
Bundesverteidigungsministerium zum Thema Rechtsextremismus in der
Bundeswehr.

Fähnrich: Ich kann die 478 Verdachtsfälle - und darauf lege ich Wert:
Verdachtsfälle - bestätigen, und zwar zum Stichtag 4. September dieses
Jahres. "Stichtag" sagt auch aus: Es gibt Veränderungen. Zu den
Verdachtsfällen ermittelt der Militärische Abschirmdienst. Da gibt es
Fälle, die sich bestätigen, und Fälle, die sich nicht bestätigen. Unsere
generelle Einschätzung, unsere generelle Meinung gegenüber Extremisten
kennen Sie, nämlich dass Extremisten jeglicher Couleur keinen Platz in der
Bundeswehr haben. Dafür arbeitet auch der Militärische Abschirmdienst.

Frage: Geht die Zahl denn auch runter? Sie sagen ja, manche Verdachtsfälle
würden sich dann auch erledigen. Können Sie sagen, wie viele Fälle sich
schon erledigt haben, oder ist das einfach der momentane Stand und es geht
nur hoch und nicht runter?

Fähnrich: Nein, das ist der aktuelle Stand, und ich würde einmal die
Formulierung wählen: Diese Zahlen schwanken.

Mittwoch, 18. September 2019

 * 
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PRESSEKONFERENZ/1919: Regierungspressekonferenz vom 16. September 2019 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz - Montag, 16. September 2019

Regierungspressekonferenz vom 16. September 2019

Themen: Klimakabinett, Drohnenangriffe auf Erdölanlagen in
Saudi-Arabien, Gastransit durch die Ukraine, Festhalteverfügung gegen das
Schiff Mare Liberum, Familienzusammenführung von Flüchtlingen aus
Griechenland, Todesfälle durch E-Zigaretten in den USA, Verurteilung von
drei Deutschen zu Haftstrafen im Zusammenhang mit dem G7-Gipfel in
Biarritz, mögliches Verbot der Vereinigung "Combat 18", Anti-IS-Mandat,
bundesweite Lkw-Kontrollen, Lkw-Maut, Abruf öffentlicher Fördergelder durch
die Kommunen, Lage in Venezuela, Lage in Libyen, geplantes Gesetz für eine
faire Kassenwahl in der GKV, kein Asyl für Edward Snowden in
Deutschland


Sprecher: StS Seibert, Wogatzki (BMF), Fichtner (BMU), Strater
(BMVI), Adebahr (AA), Baron (BMWi), Grünewälder (BMI), Gülde (BMG), Brandt
(BMEL)



Vorsitzende Wefers eröffnet die Pressekonferenz und begrüßt StS Seibert
sowie die Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.

Frage (zum Klimakabinett): Herr Seibert, erst einmal eine
Organisationsfrage: Wann werden wir am Freitag die Ergebnisse erfahren?

StS Seibert: Das kann ich Ihnen heute noch nicht sagen, aber Sie werden sie
am Freitag erfahren. Ich bitte Sie um größtmögliche Flexibilität. Wir
werden natürlich rechtzeitig Bescheid sagen, wie der organisatorische
Ablauf am Freitag sein wird. Heute kann ich das noch nicht tun.

Zusatzfrage: Warum können Sie es heute noch nicht sagen? Der Termin ist ja
schon sehr lange Zeit bekannt.

StS Seibert: Richtig, und es wird auch sehr intensiv auf diesen Termin
zugearbeitet. In der intensiven Zuarbeit auf diesen Termin liegt die
Antwort auf Ihre Frage.

Frage: Herr Seibert, können Sie, um es vielleicht etwas einzugrenzen,
ausschließen, dass es in die Nacht von Freitag auf Samstag geht, oder
glauben Sie, dass Sie im Laufe des Freitags zu Werkzeiten fertig werden?

StS Seibert: Werkzeiten sind ja auch im Journalismus häufig ein "moving
target". Ich möchte jetzt keine weiteren Ankündigungen organisatorischer
Art für den Freitag machen. Aber Sie können davon ausgehen, dass die
Vorbereitungen und Vorarbeiten für diesen Freitag intensiv sind. An dem Tag
soll es natürlich auch eine Information der Öffentlichkeit geben, also von
Ihnen.

Frage: Noch einmal zum Organisatorischen: Können Sie denn wenigstens sagen,
welche Sitzungen am Donnerstag und Freitag geplant sind, sodass man sich
vielleicht ein bisschen darauf einstellen könnte, wo das gegebenenfalls
entschieden werden kann?

Dann zum Thema selbst: Können Sie für die Bundesregierung sagen, unter
welchem zentralen Leitgedanke dieser Klimamaßnahmen zusammengestellt
werden? Geht es darum, was politisch vertretbar ist oder was innerhalb des
Haushalts wirtschaftlich machbar ist, oder ist der zentrale Gedanke die
Einhaltung des Pariser Klimaabkommens mit dem 1,5-Grad-Ziel?

StS Seibert: Erstens. Zur Organisation des Freitags kann ich heute noch
nicht mehr beitragen. Auch auf weitere Nachfragen wird es nicht sehr viel
mehr werden. Es ist ja nicht mehr sehr lange Zeit hin bis zum 20.
September. Ich bitte Sie also noch um die letzten paar Tage Geduld. Wir
werden die Öffentlichkeit über die Beschlüsse insgesamt am Freitag
informieren.

Was ist der Leitgedanke? Ich denke, das ist sehr oft gesagt worden. Das
Klimakabinett ist gebildet worden, um Maßnahmen zu beschließen, die es
Deutschland möglich machen, unser Klimaziel 2030, nämlich eine Reduktion
des CO2-Ausstoßes um 55 Prozent, zu erreichen. Das ist das klimapolitische
Ziel, auf das wir zuarbeiten und das mit einer Vielzahl von Maßnahmen
erreicht werden soll. Gleichzeitig - ich verweise Sie gern auch auf den
Podcast der Bundeskanzlerin am Samstag - wollen wir das mit den bewährten
Mitteln unserer sozialen Marktwirtschaft, unserer innovativen Wirtschaft
erreichen, und wir wollen es natürlich auch sozial verträglich gestalten.
In diesem Dreieck - absoluter Wille, die Klimaziele zu erreichen;
wirtschaftliche Innovation kann uns dahinführen; das Ganze muss
sozialverträglich sein - werden sich die Beschlüsse bewegen.

Frage: Es ist jetzt auch davon die Rede, dass dort ein nationaler Konsens
erreicht werden solle. Könnten Sie definieren, was darunter zu verstehen
ist? Bezieht sich das darauf, dass möglichst alle Parteien im Bundestag
dahinterstehen oder sich möglichst alle gesellschaftlichen Gruppen dahinter
versammeln sollen? Besteht nicht die Gefahr, dass die Maßnahmen umso
geringer ausfallen, je größer der Konsens sein soll? Man kennt das ja aus
der Bruchrechnung: Je mehr Teile es gibt, desto schwieriger wird es.

StS Seibert: Über den Vergleich mit der Bruchrechnung werde ich nach der
Regierungspressekonferenz noch nachdenken.

Zunächst einmal geht es darum, dass sich die Bundesregierung auf ein sehr
komplexes Maßnahmenpaket einigt. Das ist bis zum Freitag vorgesehen.
Klimapolitik kann ihre Ziele nie nur mit politischen Maßnahmen erreichen.
Natürlich bedarf es Konsumentenentscheidungen. Es bedarf einer Ausrichtung
der deutschen Wirtschaft usw. Dafür kann man politische Rahmenbedingungen
setzen. Aber es bedarf immer mehrerer Akteure als nur der Ministerinnen und
Minister. Die Politik allein kann das nicht erreichen.

Wenn man beispielsweise auf den Besuch der Bundeskanzlerin auf der IAA in
der vergangenen Woche zurückschaut, dann sieht man, wie sich eine ganze
Industrie in einer vorher nicht dagewesenen Intensität auf die
Transformation der Antriebssysteme einstellte, wie plötzlich in großer
Breite markttaugliche Modelle da waren. Das heißt, man sieht, wie auch die
Wirtschaft ihre Rolle spielt. Das hängt damit zusammen, dass Konsumenten
auch ihre Kaufentscheidungen treffen. All das kann dazu führen, dass es
sich in einem Land schrittweise zu einem klimafreundlicheren Verhalten
entwickelt.

Zusatzfrage: Erwägt Herr Scholz eine ähnliche Maßnahme zur Finanzierung der
Maßnahmen, wie sie Herr Altmaier vorgeschlagen hat, eine Art Bürgerfonds,
um sozusagen Kapital der Bürger für den Klimaschutz zu aktivieren?

Wogatzki: Ich kann mich dem Regierungssprecher nur anschließen: Alle Fragen
organisatorischer wie auch finanzieller Art werden am Freitag abschließend
besprochen. Ich werde dem hier nicht vorgreifen.

Frage: Gibt es denn Eckpunkte, auf die man sich grundsätzlich schon
verständigt hat, oder will man am Freitag alles abräumen, das gesamte - so
etwas wird es ja werden - Aktionsprogramm? Um Ihnen zu helfen: Gibt es denn
beim Thema des CO2-Preises eine Einigung, dass man sich auf einen CO2-Preis
verständigen will?

Wogatzki: Richtet sich die Frage an das Finanzministerium oder an den
Regierungssprecher?

Zusatz: Wer immer sich berufen fühlt, zu antworten.

Wogatzki: Ich kann auf die Äußerungen des Ministers gestern Abend in Berlin
verweisen. Da hat er zu genau den Fragen umfassend Stellung genommen. Wie
gesagt, es gilt die Maßgabe: Klimakabinett ist am Freitag. Mehr können wir
heute nicht sagen.

StS Seibert: Ich verweise noch einmal auf den Podcast der Bundeskanzlerin
am Samstag, in dem sie sich auch zur Frage der CO2-Bepreisung geäußert hat,
und zwar nicht zum ersten Mal. Davon abgesehen heißt "Vorarbeit in Richtung
auf Freitag, den 20. September", dass man sich natürlich gemeinsam als
Bundesregierung durch die sehr komplexen Entscheidungen voran arbeitet.
Über einige ist man sich einig, und bei anderen gibt es noch
Diskussionsbedarf. Ziel ist der 20. September.

Frage: Auf der Regierungspressekonferenz am Freitag, Herr Fichtner, hatten
Sie gesagt, Ihre Ministerin werde sich auf keinen Fall mit schöngerechneten
Zahlen zufriedengeben. Im Hintergrund stand die Berichterstattung, dass das
Verkehrsministerium sich geweigert hatte, Ihnen seine Berechnungen oder
Berechnungsgrundlagen mitzuteilen. Hat sich an der Situation etwas
geändert? Sind Ihnen inzwischen die Berechnungsgrundlagen dafür, wie das
Verkehrsministerium zu seiner Einsparung kommen will, bekannt, und sind sie
zufriedenstellend, oder warten Sie immer noch darauf?

Fichtner: An der Haltung der Ministerin, dass Schönrechnereien nicht die
Lösung sind und dass sie sich damit nicht zufriedengibt, hat sich nichts
geändert.

Das, was die regierungsinternen Angelegenheiten angeht, kann ich nicht
kommentieren.

Zusatz: Das heißt, Sie dementieren nicht, dass Sie nach wie vor keinen
Einblick haben, aus dem für Sie nachvollziehbar wird, wie das
Verkehrsministerium zu seinen Zahlen kommt. Das dementieren Sie nicht. Die
Berichterstattung darüber ist ja im Raum.

Fichtner: Nein, das, was Sie gesagt haben, ergibt sich so nicht aus meinen
Äußerungen. Aber den ganzen Sachverhalt kommentiere ich nicht.

Frage: Am Freitag gibt es ja auch den sogenannten Klimastreik, an dem sich
auch zahlreiche Arbeitgeber beteiligen, indem sie ihre Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter freistellen. Hat ein Ministerium Ähnliches vor, indem es also
die Mitarbeiter freistellen oder sich sonst irgendwie an dem Klimastreik
beteiligen will?

StS Seibert: Für das Bundespresseamt ist das ein sehr ungeeigneter
Streiktag, weil wir dann, denke ich, sehr intensiv mit der Kommunikation
beschäftigt sein werden.

Fichtner: Uns geht es ähnlich. Wir haben auch die 
Fridays-for-Future-Demonstranten so verstanden, dass wir an dem Tag arbeiten sollen.

Frage: Herr Strater, können Sie uns sagen, ob die Zahlen inzwischen im
kollegialen Austausch zwischen den Ministerien zur Verfügung gestellt
wurden?

Herr Seibert, auch das Bundeskanzleramt hat offenbar Zweifel an der
Validität dieser Berechnungen. Sind diese inzwischen ausgeräumt worden?

Strater: Sie spielen auf eine "Spiegel"-Meldung vom Freitag an, wonach dies
nicht geschehen sei. Dazu haben wir uns am Freitag schon geäußert. Ich
trage es Ihnen hier gern vor:

Wir - also das BMVI - haben dem Gutachter umfangreiche Unterlagen zur
Verfügung gestellt. Dabei geht es um das Kreuzgutachten; die Thematik
kennen Sie alle. Diese Unterlagen reichten dem Gutachter für ein
Kreuzgutachten jedoch nicht aus. Insofern hat er gesagt, dass ein
Kreuzgutachten nicht möglich ist.

Grundsätzlich zu der Frage der Daten: Ich weiß nicht, was Sie gestern Abend
getan haben. Es hätte sehr aufschlussreich für Sie sein können, wenn Sie
die Sendung "Anne Will" gesehen hätten. Dort hat sich der Minister noch
einmal sehr ausführlich dazu geäußert, wie diese Zahlen zustande kamen. Sie
basieren auf einer Arbeit der Experten der Nationalen Plattform Zukunft der
Mobilität und der AG 1, die sich um die Klimaschutzfragen gekümmert hat und
umfangreiches Datenmaterial erarbeitet und zur Verfügung gestellt hat.
Darauf basieren diese Daten.

Ich habe es hier am Freitag schon gesagt: Die Reduktionsziele, die wir in
diesen Daten ausdrücken, halten wir mit den Maßnahmen, die wir für das
Klimakabinett vorgeschlagen haben, ein.

StS Seibert: Ich weiß, ehrlich gesagt, nicht, woher Sie Ihre Einschätzung
beziehen. Das Klimakabinett, und zwar alle Ministerinnen und Minister,
arbeiten in dem Geiste zusammen, dass wir gemeinsam etwas Wichtiges und
vielleicht auch Großes erreichen wollen. Das eint alle, die bei dieser
wirklich sehr tiefgehenden und umfangreichen Arbeit beschäftigt sind.

Frage (zu Drohnenangriffen auf Erdölanlagen in Saudi-Arabien): Herr Maas
hat sich dazu ja schon geäußert, aber gibt es vielleicht schon Hinweise
darauf - vielleicht stehen Sie ja auch schon in Kontakt -, dass der Iran in
irgendeiner Art und Weise involviert ist?

Adebahr: Der Außenminister hat heute Morgen keine Zuordnung der
Verantwortlichkeit für den Angriff, für den die Huthis die Verantwortung
reklamieren, vorgenommen. Er hat noch einmal betont, dass es jetzt darauf
ankommt, sehr besonnen zu reagieren, und dass man abwarten muss, bis man
weiß, wer für diesen Angriff verantwortlich ist.

Ich kann Ihnen sagen, dass Staatsminister Annen heute in der Region
unterwegs ist und heute in Abu Dhabi Gespräche führt. Wir haben auch einen
deutsch-amerikanischen strategischen Dialog (akustisch unverständlich) mit
den amerikanischen Partnern. Man muss einfach abwarten, wie sich die
Faktenlage entwickelt.

Im Moment - das sehen Sie, wenn Sie auch auf die internationale Lage
schauen - können Sie in der Region selbst, also auch in Saudi-Arabien, im
Irak, in den VAE, eine im Moment noch - das ist der Stand von heute Morgen -
 recht ruhige Lage beobachten. In dieser Situation hat der Außenminister
ganz ausdrücklich heute Morgen - das ist der jetzige Stand - keine
Zuordnung der Verantwortlichkeit für diesen Anschlag vorgenommen, zu dem
sich, wie gesagt, die Huthis bekannt haben.

Frage: Eine Frage an das Wirtschaftsministerium im Zusammenhang mit der
Ölversorgung: Welche Konsequenzen zieht die Bundesregierung aus der Lage?
Die USA haben ja Reserven freigegeben. Gibt es Überlegungen, hier Ähnliches
zu tun, oder überhaupt die Ölversorgung in Deutschland und die strategische
Ölreserve zu überdenken?

Baron: Wir beobachten die Lage natürlich sehr genau. Die
Versorgungssicherheit in Deutschland ist aktuell nicht berührt. Nach den
Informationen, die uns vorliegen und die Saudi-Arabien inzwischen ja auch
bekanntgegeben hat, dürfte der Ausfall der Raffinerien einige Tage bis hin
zu vielleicht zwei Wochen dauern. Damit gehen wir aktuell nicht davon aus,
dass es nachhaltige Auswirkungen auf die weltweite Versorgung mit Erdöl
gibt.

Die Überlegungen in den USA haben wir zur Kenntnis genommen. Wir
kommentieren sie wie üblich nicht. Bei uns müsste eine Freigabe einer
strategischen Erdölreserve zur Behebung von weltweiten Versorgungsstörungen
gemeinschaftlich mit den IEA-Mitgliedsstaaten erfolgen. Hierzu gibt es
aktuell keine Überlegungen.

Frage: Frau Adebahr, Sie sprachen gerade den deutsch-amerikanischen
strategischen Dialog an. Können Sie uns etwas mehr über diese Veranstaltung
und darüber sagen, wo wer wann dabei zusammenkommt?

Adebahr: Ich kann Sie gern auf eine Presseerklärung des State Departments
von gestern verweisen. Das ist ein Gespräch heute Vormittag mit Vertretern
der US-Administration aus dem dortigen State Department. David Hale ist
dabei. Diese Gespräche laufen bei uns auf Staatssekretärsebene und auf
Ebene der politischen Direktoren und Abteilungsleiter und finden im Moment
hier in Berlin statt.

Zusatzfrage: Sind in dem Zusammenhang Pressestatements geplant?

Adebahr: Nein. Das ist ein Gespräch hoher Beamter untereinander, die dort
intensiv zusammensitzen. Vielleicht berichten wir hinterher darüber. Das
State Department hat, wie gesagt, eine Presseerklärung herausgegeben. Aber
Pressestatements sind nicht geplant.

Frage: Die USA haben Satellitenbilder veröffentlicht, die den Schaden in
Saudi-Arabien zeigen sollen, und behaupten, diese Bilder seien ein Nachweis
dafür, dass ballistische Raketen eingesetzt werden. Gibt es seitens der
Bundesregierung eine Einschätzung dazu, ob tatsächlich ballistische Raketen
eingesetzt wurden?

StS Seibert: Die Bundesregierung hat keine eigenen Einschätzungen. Aber,
wie Frau Adebahr gerade schon sagte, das Wichtige sind jetzt, auch um eine
präzise Zuschreibung der Verantwortlichkeit für diese Tat zu ermöglichen -
vorher sollte man das nicht machen -, Erkenntnisse, ein klares Lagebild,
klare Aufklärung darüber, was und wer dahintersteckt. Dazu kann ich Ihnen
heute noch keine eigene Einschätzung der Bundesregierung nennen. Aber es
ist wichtig, dass Fakten gesammelt werden, damit ein klares Lagebild
entsteht.

Frage: Herr Seibert, auch wenn der Bundesregierung im Moment noch keine
eigenen Erkenntnisse vorliegen, hat Deutschland aber, soweit ich weiß, die
Möglichkeit, Erkenntnisse in der Region zu sammeln, auch eigene
Satellitenbilder und Ähnliches. Würden sie dann der Öffentlichkeit oder
gegebenenfalls der Uno zur Verfügung gestellt werden?

StS Seibert: Die UN befassen sich heute übrigens turnusgemäß wieder mit dem
Thema des Jemens, wie jeden Monat. Das ist heute dran.

Für uns ist erst einmal das Wichtigste, dass wir mit den Verbündeten
darüber im Gespräch und im Austausch sind. Das steht jetzt an erster
Stelle.

Zusatz: Aber das beantwortet die Frage nicht.

StS Seibert: Das ist das, was ich Ihnen jetzt sagen kann.

Frage: Die Frage geht an das Wirtschaftsministerium. Es geht um den
Gastransit durch die Ukraine, für den sich ja Herr Altmaier eingesetzt hat.
Jetzt gibt es eine neue Entwicklung. Es berichteten mehrere Medien, dass
sich die Ukraine - ich muss ein bisschen weiter ausholen - als Mitglied der
Energieunion bis zum Ende des Jahres verpflichtet hat, alle Regeln der
Energieunion zu implementieren, u. a. die Regel, freie Kapazitäten für die
Durchleitung des Gases zur Verfügung zu stellen. Das würde dann bedeuten,
dass dieser Gastransit auch ohne einen Vertrag zwischen Russland und der
Ukraine über den Gastransit möglich sein soll. Wie schätzt denn Ihr Haus
oder die Bundesregierung insgesamt die Möglichkeit des weiteren Transits
von russischem Gas durch die Ukraine ein, ohne einen Vertrag abzuschließen?

Baron: Zu Ihrer konkreten Frage kann ich aktuell nicht Stellung nehmen. Das
müssten wir im Haus eventuell noch einmal prüfen.

Parallel dazu laufen aktuell die trilateralen Gespräche zwischen der EU,
Russland und der Ukraine, um zu einer Verständigung für den Gastransit nach
Auslaufen der aktuellen Verträge zu kommen. Das sind laufende Prozesse. Wir
unterstützen sie auch weiterhin. Herr Altmaier hat sie auch in der
Vergangenheit unterstützt.

Was jetzt Ihre Frage zur Verpflichtung nach der Energieunion betrifft, das
müsste ich prüfen. Das kann ich aktuell nicht beantworten.

Zusatzfrage: Können Sie das eventuell nachreichen?

Baron: Klar. Ich frage die Kollegen, und dann bekommen Sie das nachher.

Zusatzfrage: Herr Seibert, Sie haben ja sehr oft darüber gesprochen, dass
zum Beispiel die Pipeline Nord Stream 2 nur in Betrieb gehen kann, wenn der
Gastransit über die Ukraine gesichert ist. Ist jetzt eigentlich das Problem
dadurch gelöst, dass russisches Gas auch ohne einen Vertrag zwischen
Gazprom und Naftogaz durch die Ukraine fließen wird?

StS Seibert: Ich muss wie die Kollegen aus dem Wirtschaftsministerium darum
bitten, da mir dieser Zusammenhang jetzt persönlich noch nicht bekannt war,
dass wir das zunächst einmal prüfen, um zu schauen, welche Antwort wir
Ihnen darauf geben können.

Frage: Meine Frage richtet sich an das Bundesverkehrsministerium. Vor ein
paar Tagen hat das Oberverwaltungsgericht Hamburg eine Festhalteverfügung
der Berufsgenossenschaft Verkehr aufgehoben, die sich auf Weisung des
Bundesverkehrsministeriums gegen ein Schiff, eine Yacht, der
Seenotrettungsorganisation Mare Liberum in Griechenland richtete.

Meine Frage ist, warum sich das Bundesverkehrsministerium - wenn ich
richtig informiert bin, war das im Frühjahr - veranlasst sah, gegen diese
Organisation, gegen dieses Schiff, eine solche Festhalteverfügung zu
erlassen, ob das noch im Einklang mit der jetzigen Linie der
Bundesregierung im Bereich der Seenotrettung steht und ob auch aufgrund der
Rechtsprechung des Oberverwaltungsgerichts eine neue Weisung an die
Berufsgenossenschaft ergeht, die Klarheit für die
Seenotrettungsorganisationen schafft.

Strater: An der Länge Ihrer Frage sehen Sie schon, dass das ein relativ
komplexes Thema ist. Ich muss das nachreichen. Das kann ich Ihnen im Moment
nicht sagen.

Frage (zur Flüchtlingspolitik): Dann hätte ich noch zwei Fragen an das BMI.
Mich würde interessieren, nachdem sich Herr Seehofer und die französische
Seite jetzt auf Quoten festgelegt haben, was ist eigentlich genau das Ziel
für Malta? Was will man dort auf dem Treffen noch erreichen?

Könnten Sie zudem etwas dazu sagen, wie diese Sicherheitsüberprüfung
konkret aussehen soll, die Herrn Seehofer da vorschwebt, und vielleicht
auch noch, welche anderen Staaten sich an dieser ersten Runde außer
Deutschland und Frankreich - so, dass man es mitteilen kann - beteiligen
möchten.

Grünewälder: Vielen Danke für die Frage. Das gibt mir die Möglichkeit,
einmal etwas ausführlicher auf das Thema einzugehen.

Seit etwa einem Jahr, seit Juli 2018, hat sich schrittweise eine
Verfahrensweise etabliert zur Verteilung von aus Seenot geretteten
Flüchtlingen, die über die zentrale Mittelmeerroute kommen. Hier wurde
unter Vermittlung der Kommission tagelang telefoniert, bevor Schiffe mit
Geretteten einen Hafen in Italien oder Malta anlaufen und die Migranten auf
europäische Mitgliedstaaten verteilt werden konnten. Es waren seit Juli
2018 565 Flüchtlinge, für die Deutschland die Zuständigkeit übernommen hat,
die dann nach dem Königsteiner Schlüssel auf die Länder verteilt wurden und
in Deutschland ein geregeltes Asylverfahren durchlaufen haben.

Nun strebt der Bundesinnenminister beim Ministertreffen auf Malta an, einen
temporären humanitären Notfallverteilmechanismus zu vereinbaren. Neben
Frankreich, Italien und Malta sollen sich dem möglichst viele
Mitgliedstaaten anschließen. Die Alternative wäre, dass Europa seinen
humanitären Verpflichtungen nicht gerecht wird. Das wollen wir nicht. Denn
die Flüchtlingspolitik der Bundesregierung beruht auf den Säulen Ordnung
und Humanität.

Sehr wichtig ist dem Bundesinnenminister dabei aber, dass der sogenannte
Pull-Effekt vermieden wird. Dazu soll erstens vereinbart werden, dass
Änderungen an diesem humanitären Notfallverteilmechanismus möglich sein
müssen oder möglich sind, wenn die Anzahl der Migranten, die im Mittelmeer
aus Lebensgefahr gerettet werden, erheblich ansteigt. Zweitens sollen
Maßnahmen vereinbart werden, um diesen Pull-Effekt auszuschließen. Dazu
sind wir in Abstimmung mit den übrigen Bundesressorts und den europäischen
Partnern.

Von diesem temporären Seenotrettungsmechanismus zu unterscheiden ist die
Reform der gemeinsamen europäischen Asylpolitik, des gemeinsamen
europäischen Asylrechts GEAS. Hierzu konnte bisher keine gemeinsame Lösung
gefunden werden. Diesem Thema muss sich nun die neue EU-Kommission mit
Nachdruck widmen. Das ist auf jeden Fall das langfristige Ziel.

Zusatzfrage: Ich möchte noch einmal nachfragen. Sie nannten ja jetzt
zusätzlich Italien und Malta. Ist denn von anderen Staaten schon die
Bereitschaft signalisiert worden, dass sie sich auch beteiligen wollen?

Könnten Sie noch auf die Frage nach der Sicherheitsüberprüfung eingehen?

Grünewälder: Der Bundesinnenminister hat darauf hingewiesen, dass die
Gespräche noch laufen. Wir gehen davon aus und hoffen, dass sich noch
weitere Länder neben den genannten an dem Mechanismus beteiligen werden.

Bei der Sicherheitsüberprüfung ist es so, dass sich die bisherige Praxis
nicht ändert, dass Flüchtlinge, für die Deutschland die Zuständigkeit
übernimmt, vorher sicherheitsüberprüft werden und genau geguckt wird, ob
sie einer Sicherheitsüberprüfung genügen. Das ist nichts Neues.

Frage: Eine Frage an Herrn Seibert. Vertritt die Bundesregierung mit Blick
auf den Malta-Gipfel die Position einer Verteilung der Flüchtlinge von Fall
zu Fall oder die Position einer automatischen Verteilung?

StS Seibert: Diese Verteilung von Fall zu Fall oder von Schiffsankunft zu
Schiffsankunft ist ja der unbefriedigende Zustand, den wir jetzt haben.
Wenn jetzt ein Schiff mit Migranten in einen Hafen einläuft, dann setzen
jedes Mal Diskussionen und Verhandlungen mit Brüssel als
Koordinierungszentrum ein, wer diese Menschen in sein Land weiterreisen
lässt. Deutschland hat sich an der Aufnahme, an diesen Ad-hoc-Verteilungen,
stets beteiligt. Trotzdem finden wir das keine geeignete Vorgehensweise.
Das hat Herr Grünewälder, glaube ich, gerade sehr gut zum Ausdruck
gebracht. Europa braucht eine verlässliche Vereinbarung, wie im Geiste der
europäischen Solidarität mit solchen Anlandungen umgegangen werden muss und
kann. Das fordern wir seit langem.

Jetzt machen Deutschland und Frankreich im Vorfeld der Beratungen nächste
Woche einen Vorstoß für ein zeitlich begrenztes Arrangement, einen zeitlich
begrenzten Vorstoß, der - auch im Zahlenverhältnis - dem entspricht, was
wir bei diesen Ad-hoc-Anlandungen ohnehin immer eingehalten haben. Also es
ist ein Angebot, um in den notwendigen europäischen Verhandlungen für einen
Interimsmechanismus endlich voranzukommen. Dennoch ist es zeitlich
begrenzt. Wir geben nicht auf, davon überzeugt zu sein, dass es eine
europäische solidarische Lösung geben muss, die auf ganz vielen
europäischen Schultern beruht, und halten es für richtig, dass auch Frau
von der Leyen für ihre neue Kommission angekündigt hat, da einen neuen
Anlauf zu nehmen. Aber dieses ist ein zeitlich begrenztes Angebot, um aus
der Situation zu kommen, die alle Seiten belastet - am allermeisten
natürlich die Menschen auf den Schiffen -, dass jedes Mal erst mit Ankunft
eines solchen Schiffes die Diskussion beginnt, wer diese Menschen zur
Abwicklung des Asylverfahrens in sein Land übernimmt.

Zusatzfrage: Soweit ich weiß, ist Frankreich gegen einen Automatismus in
der Verteilung, auch kurzzeitig. Stimmt das?

Grünewälder: Ich habe darauf hingewiesen, dass die Gespräche und die
Vorbereitungen des Treffens in Malta noch laufen.

Frage: Herr Seibert, Sie haben jetzt mehrmals gesagt, dass es sich um eine
zeitlich begrenzte Aktion handelt. Können Sie vielleicht sagen, wie lang
dieser Zeitraum dann tatsächlich sein soll, wenn er zeitlich begrenzt ist?

StS Seibert: Nein, das kann ich nicht. Ich sage Ihnen das nur, um zum
Ausdruck zu bringen, dass wir weiterhin der Überzeugung sind, dass Europa
eine verlässliche Gesamtlösung finden muss, und es trotzdem richtig ist,
jetzt einen Zwischenschritt vorzuschlagen, weil er besser als das wäre, was
wir zurzeit als Ad-hoc-Verfahren haben.

Frage: Ich wollte zur Familienzusammenführung von Flüchtlingen aus
Griechenland fragen. Die Frage geht an das BMI und an das Auswärtige Amt.
Es gibt einen Brief von Pro Asyl, wonach Deutschland die
Familienzusammenführung von Flüchtlingen aus Griechenland verschleppt. Nun
weiß ich nicht - der Bericht ist ja neu -, ob Sie den schon kennen und
bewerten können. Wenn ja, wäre das gut. Wenn nicht, dann können Sie
vielleicht Grundsätzliches sagen, wie der Stand bei der
Familienzusammenführung mit Griechenland ist. Das Thema läuft ja schon
einige Jahre.

Frau Adebahr, der griechische Außenminister war ja heute bei Ihnen im Amt.
Ich konnte leider nicht zur Pressekonferenz. War das vielleicht sogar Thema
bei dem Treffen mit Herrn Maas?

Adebahr: Ich kenne den Bericht noch nicht.

Beim Thema Familienzusammenführung sind wir ja als Auswärtiges Amt vor Ort
im Visumverfahren beteiligt. Der Rest liegt sehr stark bei den
Innenbehörden.

In der Pressekonferenz war das heute kein Thema. Da ich nicht in dem
Gespräch war, kann ich Ihnen nicht sagen, ob es dort Thema gewesen ist.

Grünewälder: Für das Bundesinnenministerium kann ich sagen, dass nach
unserem Eindruck der Mechanismus der Familienzusammenführung sehr gut
funktioniert. Wir verschleppen hier auch nichts. Insofern ist das
zurückzuweisen. Einzelheiten würde ich Ihnen gegebenenfalls nachreichen.

Frage: Ich hätte eine Frage an das Gesundheitsministerium. In einzelnen 
US-Bundesstaaten werden ja jetzt dutzendweise Liquids verboten, die diverse
Aromen usw. haben. Mittlerweile wird wegen der Vorfälle, die es da gab,
sogar überlegt, ob man diese Verbote bundesweit durchsetzt und nur noch
ganz wenige Sorten zulässt, die unmittelbar mit Tabak zu tun haben. Gibt es
vielleicht ähnliche Überlegungen in Deutschland? Denn angeblich werden ja
besonders Jugendliche schnell davon abhängig und mischen noch Hanf
darunter. Oder sieht man sich das erst einmal an, bis klar ist, woran es
wirklich liegt?

Gülde: Wir beobachten diese Diskussion rund um die E-Zigaretten sehr
aufmerksam. Von entsprechenden Plänen kann ich Ihnen derzeit nicht
berichten. Gegebenenfalls könnte das Ernährungsministerium etwas
nachtragen.

Brandt: Dazu kann ich Ihnen sagen, dass es in der EU im Gegensatz zu den
USA bereits eine strikte Regulierung von E-Zigaretten gibt. Entsprechend
dürfen auch in Deutschland nikotinhaltige E-Zigaretten nur auf den Markt
gebracht werden, wenn sie die Vorschriften des Tabakerzeugnisgesetzes und
der Tabakerzeugnisverordnung einhalten. Also da gibt es schon Vorschriften,
die dem Kinderschutz und der Manipulationssicherheit dienen.

Ansonsten kann ich mich nur meiner Vorrednerin anschließen, dass wir die
Situation natürlich weiter beobachten.

Zusatzfrage: Wir hatten am Freitag die Auskunft erhalten, dass in der EU
diese bestimmten Aromen verboten sind. Ist das richtig? Sind das also
diejenigen, die in den USA zu diesen Problemen und zu den Verboten geführt
haben?

Brandt: Genau das meinte ich, dass es auf EU-Ebene bereits eine strikte
Regulierung gibt.

Frage: Im Zusammenhang mit dem G7-Gipfel in Biarritz sollen drei Deutsche
festgenommen und im Expressverfahren abgeurteilt worden sein. Ich wollte
gern wissen: Was ist dem Auswärtigen Amt über die konkreten Umstände von
Festnahme und Verurteilung bekannt, und wo sitzen sie ein?

Adebahr: Diese Fälle sind uns bekannt. Wir betreuen sie konsularisch. Falls
ich etwas nachreichen kann, will ich das gern tun. Allerdings ist es so,
dass wir aus Persönlichkeitsschutzgründen zu Einzelfällen grundsätzlich
nicht Stellung nehmen. Falls es etwas gibt, hören Sie von uns.

Zusatzfrage: Wir wären Ihnen zum Beispiel sehr dankbar für den Hinweis, ob
die Betroffenen rechtzeitig über eventuelle Demonstrationsverbote
informiert worden sind. Angeblich sind sie es nicht - so wird gesagt.

Adebahr: Ich denke, es obläge dann dem/der Betroffenen, über ihren eigenen
Informationsstand, der ihm/ihr mitgeteilt wurde, zu kommunizieren. Das ist
nichts, was das Auswärtige Amt tun kann.

Frage: In einem Zeitungsinterview haben die Innenminister von Thüringen,
Niedersachsen und Hessen gefordert, das "Combat 18"-Verbot jetzt
voranzutreiben; Bundesinnenminister Seehofer hatte im Zusammenhang mit dem
Mordfall Lübcke in Kassel ja angekündigt, das zu prüfen. Wie weit sind da
jetzt die Vorbereitungen gediehen?

Grünewälder: Ich kann dazu sagen, dass nach unseren Erkenntnissen und auch
den Erkenntnissen der Bundes- und Landes-Verfassungsschutzämter "Combat 18"
eine neonazistische, rassistische, fremdenfeindliche, demokratiefeindliche
und gewaltbereite Gruppierung ist. Ansonsten kann ich Ihnen wie üblich zu
angeblichen oder etwaigen Verbotserwägungen hier keine Auskünfte geben.

Frage: Frau Adebahr, ich würde mich gerne nach dem Stand der Gespräche zum
Thema Anti-IS-Mandat erkundigen. Sind diese so weit gediehen, dass das am
Mittwoch im Kabinett ist?

Adebahr: Ich glaube, Herr Seibert gibt nach dem Kabinett über die Themen,
die im Kabinett besprochen, Auskunft, und das ist wahrscheinlich
beziehungsweise hoffentlich auch am Mittwoch der Fall.

Vorsitzende Wefers: Aber es gibt ja auch immer eine Vorschau.

StS Seibert: Aber noch nie montags vormittags.

Vorsitzende Wefers: Nein, nein, ich wollte das jetzt nur einmal ein
bisschen erweitern.

StS Seibert: Wir bleiben beim üblichen Prozedere.

Frage: Eine Frage an das Verkehrsressort und vielleicht auch das
Innenressort im Zusammenhang mit den bundesweiten Lkw-Kontrollen:
Vergangenen Donnerstag tauchte das Phänomen auf, dass überproportional
viele Kleintransporter registriert wurden, die angeblich auch völlig
überladen wurden. Es gab dafür mehrere Begründungen. Eine ist, dass das
polnische oder rumänische Subunternehmen seien und man damit die Maut spare
beziehungsweise bestimmte Regularien umgehe, die bei Schwertransporten
eingehalten werden müssten. Ist dieses Phänomen bekannt?

In diesem Zusammenhang hat beispielsweise Sachsens Innenminister gefordert,
die Bußgelder zu erhöhen. Ist so ein Gedanke auch - ich weiß nicht, in
welchem Ministerium - schon thematisiert worden?

Strater: Ich kann dazu gern grundsätzlich ein paar Worte sagen. Sie reden
wahrscheinlich von den Fahrzeugen unterhalb von 3,5 Tonnen, den sogenannten
Kleineren Transportfahrzeugen. Hier handelt es sich im Wesentlichen um eine
Angelegenheit der EU, denn die europäischen Regeln zum Berufszugang für
Straßengüterverkehr gelten erst für Fahrzeuge ab 3,5 Tonnen - in Ihrer
Frage klang ja auch an, ob hier ganz spezifisch Fahrzeuge benutzt werden,
die darunter liegen. Die Europäische Kommission hat im Rahmen des
sogenannten "Mobility Package 1" bereits Vorschläge gemacht,
grenzüberschreitend eingesetzte Fahrzeuge unter 3,5 Tonnen in den
Anwendungsbereich dieser Regelungen über den Berufszugang für den
Straßengüterverkehr einzubeziehen. Diese Diskussion läuft und die
unterstützen wir auch - wie auch viele andere Staaten. Das heißt, man muss
auf dieser Ebene Regelungen schaffen, dass diese Fahrzeuge auch in die
entsprechenden Vorschriften einbezogen werden.

Zur Kontrolle: Diese Fahrzeuge werden von Polizei und auch vom Bundesamt
für Güterverkehr kontrolliert. Was das Bundesamt für Güterverkehr - nur für
das kann ich hier sprechen, nicht für die Polizei - angeht, so hat dieses
bisher keine besonderen Auffälligkeiten bei der Kontrolle dieser Kleineren
Fahrzeuge festgestellt. Ansonsten liegt die Ahndung von Verstößen in der
Zuständigkeit der Länder und der Polizei; Sie müssten also dort
entsprechend nachfragen. Zu Bußgeldern kann ich hier nichts sagen.

Wie gesagt, die Regelungen, diese Fahrzeuge in die entsprechenden
Vorschriften mit einzubeziehen, werden auf europäischer Ebene diskutiert.
Es gibt auch noch andere Aspekte, die uns im Zusammenhang mit diesen
Fahrzeugen bekannt sind, nämlich die Thematik der Lenk- und Ruhezeiten.
Auch hier gelten bestimmte Dinge, die einzuhalten sind. Es muss natürlich
auch immer die StVO eingehalten werden - nicht nur bei den Lenk- und
Ruhezeiten, sondern auch beim Thema Ladung und Ladungssicherung. Auch hier
kontrollieren natürlich Polizei und Bundesamt für Güterverkehr auf den
Straßen selbst.

Zusammengefasst: Diese Einzelfälle beziehungsweise die Fälle in den
Ländern, von denen Sie sprechen, kann ich im Einzelnen nicht
nachvollziehen. Grundsätzlich ist unsere Erkenntnis, dass keine besondere
Gefährdung von solchen Fahrzeuge bis 3,5 Tonnen ausgeht. Aber natürlich
sorgen wir dafür - nicht nur die Polizei, sondern auch das Bundesamt für
Güterverkehr -, dass alle entsprechenden Dinge auf den Straßen sicher
abgehen.

Frage: Was hält das Verkehrsministerium denn von einer Ausweitung der 
Lkw-Maut auf Landstraßen? Wäre das anhand der Datenkapazitäten überhaupt
technisch möglich?

Strater: Was meinen Sie mit Landstraßen? Landesstraßen?

Zusatz: Landesstraßen, genau.

Strater: Ich kann Ihnen hier von keinen neuen Plänen berichten. Wir haben
die Lkw-Maut ja auf alle Bundesstraßen - umgangssprachlich sagen manche
auch dazu Landstraße; aber sei es drum, Sie meinen Landesstraßen - und auf
Fahrzeuge ab 7,5 Tonnen ausgeweitet. Von weiteren Plänen kann ich hier im
Moment nicht berichten.

Zusatzfrage: Und zur Frage, ob das technisch möglich ist? Man müsste dann
natürlich zusätzliche Kontrollbrücken haben, aber wäre das System dazu von
der Datenerfassung her in der Lage?

Strater: Vieles ist immer technisch möglich, aber ich kann hier jetzt nicht
berichten, dass so etwas geplant ist. Sie müssen ja auch immer schauen,
dass die Maut auf Grundlage des Wegekostengutachtens erhoben wird. Da gibt
es bestimmte Vorgaben zu beachten. Insofern gilt die Maut für Bundesstraßen
und für Fahrzeuge ab 7,5 Tonnen. Weiteres ist im Moment nicht in Planung.

Frage: An das Finanzministerium: Heute gab es Zahlen über den Abruf
öffentlicher Fördergelder durch die Kommunen. Die Abrufe sind manchmal
erstaunliche gering - Rheinland-Pfalz liegt gerade bei 28 Prozent,
Mecklenburg noch weit darunter. Kennen Sie Gründe dafür?

Wogatzki: Wir rechnen nicht mit den abgerufenen Geldern, sondern mit denen,
die verplant sind; da sind die Summen weitaus größer. Es dauert ja auch
immer eine Zeit lang, bis die Gelder zur Auszahlung kommt, insofern rechnen
wir damit, wie sie verplant sind. Es gibt natürlich Gründe, die wir alle
kennen. Als maßgeblichen Schwerpunkt würde ich die Auslastung der
Bauindustrie sehen. Dazu sollten Sie aber bei den Ländern selber
nachfragen.

Frage: An Frau Adebahr zum Thema Venezuela: Die Opposition hat die
Gespräche mit Maduro für gescheitert erklärt. Wie bewertet das Auswärtige
Amt das?

Adebahr: Wir haben die gestrige Ankündigung von Juan Guaidó, die Gespräche
zwischen der venezolanischen Opposition und dem Maduro-Regime zunächst zu
beenden, gesehen und zur Kenntnis genommen. Wir denken, dass es nun an
Maduro ist, mit einer klaren Geste zu zeigen, dass er weiter an einer
Verhandlungslösung interessiert ist. Wir sehen nach wie vor, dass unter der
jetzigen Lage in erster Linie die Bevölkerung Venezuelas leidet, und auch
das müsste Ansporn sein - für alle Seiten natürlich, aber auch für die
Seite Maduro -, konstruktiv an solchen Gesprächen mitzuwirken und dort eine
echte Verhandlungsbereitschaft zu zeigen. Weil wir das denken, unterstützen
wir weiter ganz intensiv die Bemühungen Norwegens, diese Verhandlungen
voranzubringen, und hoffen, dass es eine Wiederaufnahme der sogenannten
Oslo-Gespräche geben kann. Das setzt aber natürlich eine echte und
konstruktive Verhandlungsbereitschaft voraus.

Reiche: Ist Juan Guaidó für die deutsche Außenpolitik immer noch der
einzige rechtmäßige Präsident Venezuelas?

Adebahr: An unserer Haltung zu Juan Guaidó hat sich nichts geändert, ja.

Frage: Zum Thema Libyen an Frau Adebahr: Wie weit ist die Vorbereitung
einer Libyen-Konferenz?

Adebahr: Das ist eine Frage, die wir vielleicht beide beantworten. - Wie
der Bundesaußenminister sich auch letzte Woche geäußert hatte, unterstützen
wir den Drei-Punkte-Plan des VN-Sondergesandten für Libyen, denn wir sind
der Ansicht, dass dieser Drei-Punkte-Plan eine Basis für einen guten Weg
nach vorne bringen kann, um diesen Konflikt, der verschiedene Seiten,
Unterstützer und Parteien hat, die darin involviert sind, endlich zu einer
politischen Lösung zu bringen. Weil das so ist, würde Deutschland einen
Dialog, ein Konsultationsangebot machen, um den Sondergesandten zu
unterstützen und weiter auf diesem Weg zu arbeiten. Ja, am Ende einer
solchen Sache könnte auch eine Konferenz stehen, aber wir müssen erst
einmal anfangen und müssen mit den entscheidenden Spielern in diesem Spiel
sprechen, um diesen Weg dorthin zu gehen.

StS Seibert: Ich kann Frau Adebahr nur absolut beipflichten: Die gesamte
Bundesregierung sieht die Situation, wie sie derzeit in Libyen ist, mit
großer Sorge. Es gibt immer noch militärische Auseinandersetzungen, aber
militärisch ist dieser Konflikt nicht zu lösen. Der politische Prozess
liegt derzeit brach, aber genau das, eine politische Lösung, braucht es.
Vor diesem Hintergrund ist nach unserer Auffassung die gesamte
internationale Gemeinschaft gefordert, ihre Anstrengungen zu verstärken.

Wir wollen unterstützen, was der UN-Sonderbeauftragte Salamé in seinem 
Drei-Punkte-Plan für die Zukunft Libyens vorschlägt - deswegen der
Konsultationsprozess, den Frau Adebahr gerade erwähnte. Die Bundeskanzlerin
hat dazu auch schon bei den G7 Gespräche geführt, und das muss jetzt
natürlich auch auf der Ebene des Außenministeriums und des Kanzleramtes
weitergeführt werden. Es ist so, dass das Ziel wäre - aber dafür braucht es
intensivste Vorbereitungen -, im Herbst eine internationale Konferenz
abzuhalten - aber, wie gesagt, wenn die intensiven Vorbereitungen dann auch
soweit sind.

Frage: Wie bewerten Sie denn die Rolle der Türkei und der Vereinigten
Arabischen Emirate im Libyen-Prozess?

Adebahr: Ich glaube, wir haben beide ausgeführt, dass es verschiedene
Parteien gibt, die in diesem Konflikt in Libyen eine Rolle spielen. Ich
werde hier jetzt keine herauspicken - es gibt auch andere als die, die Sie
genannt haben - und eine Bewertung abgeben. Weil aber diese Situation so
ist, so komplex ist, und weil der politische Prozess neuen Impetus braucht,
weil er brachliegt, hat sich die Bundesregierung entschieden, zu versuchen,
dort einen Konsultationsprozess zu initiieren. Das ist ein dickes Brett,
das es da zu bohren gilt, und in diesem Zusammenhang werden wir versuchen,
den UN-Sondergesandten, der ja alle Interessen und alle Parteien anspricht,
um für diese komplexe Lage in Libyen eine Lösung zu finden, zu
unterstützen.

Frage: Noch einmal an das Gesundheitsministerium: Was macht denn das 
Faire-Kassenwahl-Gesetz? Kommt das noch im September ins Kabinett? Die Länder
haben sich ja allesamt schützend vor ihre Ortskrankenkassen geworfen und
wollen nicht das, was der Minister möchte, also eine bundesweite Öffnung.
Alle anderen Kassenarten - Ersatzkrankenkassen, Betriebskrankenkassen usw. -
 haben gesagt: Das Gesetz muss jetzt endlich einmal kommen, und zwar so,
wie der Minister es ursprünglich vorhatte. Was dürfen wir denn erwarten?

Gülde: Wir hoffen, dass wir das Faire-Kassenwahl-Gesetz in Kürze ins
Kabinett bringen werden.

Frage: Herr Seibert, der Whistleblower Edward Snowden, der sich sozusagen
seit vielen Jahren in Russland im Asyl befindet, hat in einem aktuellen
Interview betont, dass er nach wie vor sehr gerne in Deutschland Asyl
bekommen würde, fügte dann aber hinzu, er gehe davon aus, dass das während
der Kanzlerschaft Merkel wohl nicht mehr der Fall sein werde. Ist das eine
realistische Einschätzung von Herrn Snowden?

StS Seibert: Die Frage, ob die Voraussetzungen für eine Asylgewährung in
Deutschland vorliegen oder nicht, hat ja nichts mit der personellen
Besetzung der Bundesregierung zu tun. Das ist eine Prüfung, ob die
Voraussetzungen vorliegen. Dazu haben wir uns in den vergangenen Jahren
mehrfach geäußert, und die Voraussetzungen für Asyl liegen nicht vor.

Zusatzfrage: Insofern ist das eine realistische Einschätzung?

StS Seibert: Ich kommentiere jetzt nicht das Zitat, das Sie mir
entgegengehalten haben. Ich habe dazu für die Bundeskanzlerin und für die
Bundesregierung das gesagt, was wir seit Jahren zu diesem Thema sagen, weil
es keinen neuen Sachstand gibt.

Montag, 16. September 2019
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GESUNDHEIT/947: Kostenübernahme von Bluttests bei Risikoschwangerschaften ist richtig


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 19. September 2019

ASCHENBERG-DUGNUS: Kostenübernahme
von Bluttests bei Risikoschwangerschaften ist richtig



Zur Kostenübernahme von Bluttests bei Risikoschwangerschaften erklärt
die gesundheitspolitische Sprecherin der FDP-Fraktion Christine
Aschenberg-Dugnus:

"Es ist richtig, dass Bluttests bei Risikoschwangerschaften künftig
von den gesetzlichen Krankenkassen bezahlt werden. Denn die viel
riskantere Fruchtwasseruntersuchung wird bereits bei entsprechender
Indikation gezahlt, der risikolosere Bluttest hingegen nicht. Das ist
widersinnig. Ein solcher Test darf nicht vom Geldbeutel abhängen. Er
muss allen Frauen zur Verfügung stehen, bei denen ein Risiko besteht
und die ihn durchführen lassen möchten. Allerdings darf es nicht um
ein generelles Screening gehen, sondern es muss eine entsprechende
Indikation vorliegen. Jede Frau sollte dann frei entscheiden können,
ob und welche Untersuchung sie durchführen lässt und wie sie mit dem
Ergebnis umgeht. Wichtig ist, dass eine begleitende ärztliche
Beratung gibt. Gegenstand dieser muss sein, dass ein Leben mit einem
Kind mit Down-Syndrom sehr erfüllend sein kann. Das bestätigen viele
Eltern."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030-227 51990

E-Mail: presse@fdpbt.de

Internet: www.fdpbt.de
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UMWELT/915: Klimaschutzprogramm verbindet das Nutzlose mit dem Teuren


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 19. September 2019

SITTA: Klimaschutzprogramm verbindet das Nutzlose mit dem
Teuren



Zum Entwurf des Klimaschutzprogramms 2030 erklärt der

stellvertretende FDP-Fraktionsvorsitzende Frank Sitta:

"Der Entwurf der Bundesregierung verbindet das Nutzlose mit dem
Teuren. Einerseits droht eine CO2-Steuer oder ein versteuerter
Emissionshandel, der durch die geplante Preisregulierung weniger
wirksam und zielgenau würde. Andererseits soll ein milliardenschweres
Subventionsprogramm ohne klare Ziele, Prioritäten und echte
Marktanreize aufgesetzt werden. Der Gipfel ist die geplante
planwirtschaftliche Quote für Elektroautos, die komplett an den
Mobilitätsbedürfnissen der Menschen vorbeigeht. Die FDP-Fraktion
fordert stattdessen einen ausgeweiteten Emissionshandel mit
CO2-Limit. Der ist nicht nur wirksam, sondern senkt auch die Kosten
des Klimaschutzes für Bürger und Wirtschaft. Zudem müssen Anreize
geschaffen werden, CO2 aus der Atmosphäre zu ziehen. Ein sicheres und
effizientes Konzept dazu wäre ein blockchainbasiertes
CO2-Kreislaufsystem, wie es die FDP-Fraktion vorgeschlagen hat. Denn
nur durch Innovation und Technologieoffenheit kann Deutschland die
Klimaziele erfüllen und Vorbild für andere Länder sein."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030-227 51990

E-Mail: presse@fdpbt.de

Internet: www.fdpbt.de
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HAMBURG/4874: Lärmregeln am Flughafen sind nur noch eine Witznummer (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 19. September 2019

Lärmregeln am Flughafen sind nur noch eine Witznummer



Das Oberverwaltungsgericht Hamburg hat die Klage gegen die
Nichteinhaltung der Bahnbenutzungsregeln für den Flughafen abgewiesen.
Die Regeln sollen eigentlich sicherstellen, dass der Fluglärm in den
Start- und Landekorridoren besser verteilt wird, um wenigstens einen
kleinen Lärmausgleich zu schaffen. "Wenn sie fast täglich missachtet
wird, ist diese Regelung Makulatur, höchstens ein Alibiversuch. Daher
wundert mich diese Entscheidung des OVG", erklärt Stephan Jersch,
umweltpolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen
Bürgerschaft. "Dass bei Regeln auch ein 'quantitativ bestimmbares
Regel-Ausnahme-Verhältnis' definiert werden muss, ist mir neu.
Besonders unverständlich ist, dass eine Missachtungs-Quote von weit
über 50 Prozent das Gericht nicht zu Konsequenzen veranlasst." Jersch
schließt aus der Entscheidung, dass nun alle Regelungen der Stadt auch
eine entsprechende Definition der Ausnahmehäufigkeit brauchen - hier
müsse die Stadt also kräftig nacharbeiten.

Mit dem Urteil hat das OVG eine zumindest auf dem Papier zentrale
Regel zum Schutz der Anwohner_innen vor dem überbordenden Lärm
faktisch außer Kraft gesetzt. "Für mich ist klar, dass der Flughafen
sich nun einer Umweltverträglichkeitsprüfung zu stellen hat, bei der
auch die Ausnahmeregelungen als Bestandsflughafen, wie z.B. die
Lärmobergrenze, auf den Prüfstand gehören", so Jersch. "Als Flughafen
in einer Millionenmetropole gibt es eine besondere Verantwortung
gegenüber den Menschen der Stadt und des Umlands. Und die wird bisher
nicht wahrgenommen."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Pressemitteilung vom 19. September 2019

Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg

Telefon: 040/42831-2445, Telefax: 040/42831-2255

E-Mail: pressestelle@linksfraktion.hamburg.de

Internet: www.linksfraktion-hamburg.de
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3385: Marineschiffbau als Schlüsseltechnologie einstufen - ohne Wenn und Aber (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 19. September 2019

Marineschiffbau als Schlüsseltechnologie einstufen - ohne Wenn und Aber!

Vergabeverfahren für Marineschiffe darf nicht Einzelfallprüfung des Bundeswirtschaftsministeriums unterliegen



Der Sprecher für maritime Wirtschaft der SPD-Landtagsfraktion Jochen
Schulte hat sich verwundert und enttäuscht über die Aussagen des
Koordinators der Bundesregierung für maritimen Schiffbau, Nobert
Brackmann, gezeigt. Dieser hatte entgegen der Vereinbarungen im
Koalitionsvertrag auf Bundesebene, den Überwasserschiffbau für die
Deutsche Marine zur Schlüsseltechnologie zu erklären und damit auf
eine europaweite Ausschreibung von Marineaufträgen verzichten zu
können, gesagt: "Was es nicht geben werde, sei eine Vorgabe, dass
Vergaben immer in ein und derselben Art und Weise erfolgen."

Schulte: "Damit stellt sich Brackmann einseitig auf die Seite des
Bundeswirtschaftsministeriums, das entgegen der Auffassung des
Verteidigungsministeriums eine grundsätzliche Pflicht zur europaweiten
Ausschreibung von Aufträgen im Marineschiffbau sieht und nur im
Einzelfall davon abweichen möchte. Man kann sich schon fragen, in
wessen Interesse Brackmann aktuell agiert, zumal er im April 2019 noch
davon sprach, dass die Umsetzung des Koalitionsvertrages in dieser
Sache nur noch eines Kabinettsbeschlusses im Herbst bedürfe."

Schulte erinnert in diesem Zusammenhang noch einmal an die Probleme
der Peene-Werft in Wolgast durch den Stopp des Baus von
Patrouillenbooten für Saudi Arabien. Bereits damals hatte
Mecklenburg-Vorpommern gefordert, als Ausgleich öffentliche Aufträge
für spezielle Marine- und Behördenschiffe bzw. Reparaturaufträge der
deutschen Marine nach Wolgast zu leiten. Mit den jetzigen Aussagen
verunsichert der maritime Koordinator die maritime Wirtschaft des
Landes massiv, statt sie zu unterstützen.

Schulte abschließend: "Unsere europäischen Konkurrenten lachen sich
derweil ins Fäustchen. Laut Verband für Schiffbau und Meerestechnik
haben die großen europäischen Schiffbaunationen Holland, Frankreich
und Italien kein Interesse, ihre maritimen Märkte für deutsche Werften
zu öffnen. Es bleibt also eine Illusion, dass man mit dem eigenen
Agieren deutschen maritimen Anbietern Chancen innerhalb Europas
eröffnet."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion Mecklenburg-Vorpommern

Pressestelle, Lennéstr. 1, 19053 Schwerin

Telefon: 0385-525-2359 o. 0385-525-2360

E-Mail: info@spd-fraktion-mv.de

Internet: www.spd-fraktion-mv.de
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RHEINLAND-PFALZ/5241: Studie zur Polizeigewalt (CDU)


Pressemitteilung der CDU-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
19.09.2018

Studie zur Polizeigewalt

Dirk Herber: Probleme bei Polizeigewalt sind absurd



Die Rheinpfalz berichtet in ihrer heutigen Ausgabe über eine Studie
der Ruhr-Universität Bochum zum Thema Polizeigewalt. Im Rahmen einer
Online-Befragung wurden 3.400 Fälle von Personen ausgewertet, die nach
eigenen Angaben Opfer von Polizeigewalt geworden seien. Nur jeder
sechste Fall sei angezeigt worden, vor allem, weil sich die
Betroffenen nichts davon erhofften. Das Dunkelfeld sei angeblich
größer.

Der innenpolitische Sprecher der CDU-Landtagsfraktion, Dirk Herber,
erklärt hierzu:

"Bei den Ergebnissen der Studien ist Achtung geboten. Die Zahlen
suggerieren, dass es ein Problem mit Polizeigewalt gibt. Ich halte
dies für absurd. Unsere Polizeibeamtinnen und -beamten leisten jeden
Tag eine hervorragende Arbeit. Gerade vor dem Hintergrund, dass selbst
die Autoren der Studie darauf hinweisen, dass ihre eigene Erhebung mit
Vorsicht zu genießen sei, stellt sich die Frage nach dem Nutzen. Bei
den in der Studie festgestellten Zahlen mutmaßlicher Vergehen drängt
sich die Frage auf, ob die von den Betroffenen kritisierten
polizeilichen Maßnahmen nicht sogar rechtmäßig waren. Selbst wenn es
einzelne Verfehlungen gibt, werden diese richtigerweise immer verfolgt
und geahndet.

Wir als CDU-Fraktion stehen hinter unserer Polizei und sind jederzeit
bereit uns schützend vor diejenigen zu stellen, die uns schützen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 19. September 2019

CDU Landtagsfraktion Rheinland-Pfalz

Kaiser-Friedrich-Straße 3, 55116 Mainz

Tel: 0 61 31 - 208 - 3309, Fax: 0 61 31 - 208 - 4309

Internet: www.cdu-fraktion-rlp.de
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RHEINLAND-PFALZ/5240: Koalition sorgt für bessere medizinische Versorgung (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
18.09.2019

Koalition sorgt für bessere medizinische Versorgung

CDU-Opposition mauert und schaltet in Vor-Wahlkampfmodus



Mit den Stimmen der Ampel-Koalition hat der Landtag heute die
Einführung einer Landarztquote für Medizinstudierende beschlossen.
Hierzu erklärt Dr. Tanja Machalet, Mitglied im Gesundheitsausschuss
des Landtags:

"Ab dem Wintersemester 2020/2021 können Studienplätze damit bevorzugt
an Bewerberinnen und Bewerber vergeben werden, die sich verpflichten,
anschließend zehn Jahre als Allgemeinmediziner in einer ländlichen
Region zu praktizieren. Die Landarztquote ist ein wichtiger Baustein
unserer Landarztoffensive, mit der wir die medizinische Versorgung im
Land für die Zukunft sichern wollen. Rheinland-Pfalz ist nach
Nordrhein-Westfalen erst das zweite Bundesland, das eine Landarztquote
einführt. In dem heute verabschiedeten Gesetz ist überdies eine
Amtsarztquote vorgesehen; auch diese ist im Sinne der Sicherstellung
einer funktionierenden und flächendeckenden Gesundheitsversorgung."

Machalet betont: "Nach den vorangegangenen Debatten im
Landtagsausschuss war eigentlich zu erwarten, dass die CDU-Fraktion
den vorgeschlagenen Weg mitgeht. Überraschend hat sie aber heute das
Gesetz aus nicht nachvollziehbaren Gründen abgelehnt. All das zeigt:
Die CDU-Fraktion mauert, anstatt konstruktiv an der weiteren
Verbesserung der Versorgung mitzuwirken. Sie schaltet offenbar schon
in einen Vor-Wahlkampfmodus. Der CDU-Fraktion ist offensichtlich nicht
daran gelegen, Herausforderungen konstruktiv anzugehen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 18. September 2019

SPD Landtagsfraktion Rheinland-Pfalz

Kaiser-Friedrich-Straße 3, 55116 Mainz
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RHEINLAND-PFALZ/5239: Gemeinsam stark für eine vielfältige Gesellschaft (Bündnis 90/Die Grünen)


Pressemitteilung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag
Rheinland-Pfalz vom 19.09.2019

Gemeinsam stark für eine vielfältige Gesellschaft



Die Mündliche Anfrage der GRÜNEN Landtagsfraktion zu den zunehmenden
Fallzahlen bei der Antidiskriminierungsstelle in der heutigen
Plenarsitzung kommentiert die Parlamentarische Geschäftsführerin, Pia
Schellhammer:

"Rheinland-Pfalz ist ein weltoffenes und buntes Land. Niemand sollte
wegen seiner Hautfarbe keine Wohnung bekommen, wegen seines Alters
keine Arbeitsstelle finden oder wegen des Geschlechts weniger Lohn
erhalten. Wer hier bei uns lebt, soll keine Angst haben müssen,
aufgrund von Herkunft, Alter, Religion oder Weltanschauung,
Behinderung, Geschlecht oder sexueller Identität schlechter behandelt
zu werden.

Doch auch wenn vor dem Gesetz alle Menschen gleich an Recht und Würde
sind, sieht die Realität leider viel zu oft anders aus. Aus diesem
Grund wurde vor sieben Jahren die Landesantidiskriminierungsstelle
(LADS) eingerichtet. Hier erhalten Menschen, die wegen ihrer Identität
benachteiligt oder ausgegrenzt werden, schnelle Unterstützung und seit
mehr als einem Jahr sogar eine kostenlose rechtliche Erstberatung. Wie
notwendig dieses Angebot ist, belegen die Zahlen: In den vergangenen
15 Monaten haben 111 Menschen das Angebot der LADS in Anspruch
genommen - fast doppelt so viele wie im gleichen Zeitraum davor. Die
meisten davon haben sich wegen Diskriminierung aufgrund ihrer
ethnischen Herkunft an die Landesstelle gewandt.

Wir danken der LADS für ihre wichtige Arbeit. Es ist gut, dass
Menschen, die aufgrund ihrer Identität diskriminiert werden, dort eine
kompetente Anlaufstelle haben. Doch trotz solch wertvoller Angebote
bleibt es eine wichtige Aufgabe für uns alle, uns dafür stark zu
machen, dass Diskriminierung in unserer Gesellschaft gar nicht erst
stattfindet. Denn eine vielfältige Gesellschaft bereichert unseren
Alltag und unser soziales Miteinander."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 19. September 2019

Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag Rheinland-Pfalz

Kaiser-Friedrich-Straße 3, 55116 Mainz

Telefon: 06131 / 208 31-30, Fax: 06131 / 208 41-31

Internet: http://www.gruene-fraktion-rlp.de
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SOZIALES/2781: Keine Angst vor starken Kinderrechten


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 19. September 2019

Arbeitsgruppen: Familie, Senioren, Frauen und Jugend, Kinderbeauftragte/r (Kinderkommission)

Keine Angst vor starken Kinderrechten



Sönke Rix, familienpolitischer Sprecher:

Susann Rüthrich, Kinderbeauftragte:

Am 20. September ist Weltkindertag. Er steht dieses Jahr unter dem
Motto "Wir Kinder haben Rechte". Die SPD-Bundestagsfraktion will
Kinderrechte endlich klar und deutlich im Grundgesetz festschreiben.

"Wenn als Folge von 'Kinderrechten im Grundgesetz' neue
Kinderspielplätze, Jugendclubs, Kitas, Schulen, Radwege,
Kinderkrankenhäuser, Parks und Jugendparlamente entstehen, ist das
gut. Auch, wenn als Folge daraus unsere Initiativen für eine Absenkung
des Wahlalters und die Ausweitung des Jugendchecks Rückenwind
bekommen, begrüßen wir das ausdrücklich.

Mit der Aufnahme von Kinderrechten ins Grundgesetz wollen wir
Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten Kinder und Jugendliche
stärken. Es geht im Kern darum, dass in Verwaltungen, Gerichten und
Parlamenten die Bedürfnisse, Interessen und Wünsche junger Menschen
besser berücksichtigt werden. Wir wollen die Rechte von Kindern und
Jugendlichen in einer maßgeblich von Erwachsenen geprägten Welt an
prominenter Stelle, nämlich im Grundgesetz, festschreiben.

Eindeutig im Grundgesetz formulierte Kinderrechte unterstützen Eltern
und andere Erwachsene dabei, die Rechte von Kindern und Jugendlichen
im Alltag auch tatsächlich durchzusetzen.

Wir Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten haben dafür gesorgt, dass
die Einführung eines Kindergrundrechts im Koalitionsvertrag steht. Der
Weltkindertag ist ein guter Anlass, unseren Koalitionspartner an
dieses Vorhaben zu erinnern. Keine Angst vor starken Kinderrechten."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 19. September 2019

SPD-Bundestagsfraktion, Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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BERUF/1937: Trotz steigender Ausbildungszahlen - Betriebe und Jugendliche finden häufig nicht zusammen (idw)


Bertelsmann Stiftung - 18.09.2019

Trotz steigender Ausbildungszahlen: Betriebe und Jugendliche finden
häufig nicht zusammen

Potenzielle Auszubildende und Betriebe finden immer schwieriger zusammen.
Seit einigen Jahren gibt es einen Anstieg offener Stellen bei nahezu
gleichbleibend hoher Zahl unversorgter Bewerber. Der Ländermonitor
berufliche Bildung nennt Ursachen und beleuchtet die Situation der
beruflichen Bildung in den 16 Bundesländern.



Gütersloh 18.09.2019. In den letzten Jahren ist die Zahl der
Ausbildungsanfänger im dualen System der Berufsausbildung wieder
gestiegen. Trotz dieser positiven Entwicklung finden Betriebe und
Jugendliche immer häufiger nicht zueinander: Im Jahr 2009 konnten 17.000
Ausbildungsplätze nicht besetzt werden und 93.000 Bewerber gingen leer
aus. Auch 2018 suchten noch 79.000 Jugendliche erfolglos eine Lehrstelle,
obwohl sich die Zahl der unbesetzten Ausbildungsplätze auf 58.000 mehr als
verdreifacht hat. Zu diesen Ergebnissen kommt der diesjährige
Ländermonitor berufliche Bildung der Abteilung Wirtschaftspädagogik der
Universität Göttingen und des Soziologischen Forschungsinstituts in
Göttingen, der durch die Bertelsmann Stiftung gefördert wurde.

Die Gründe für diese Passungsprobleme sind vielfältig: Für knapp die
Hälfte (44 Prozent) der unbesetzten Stellen gibt es zwar interessierte
Jugendliche, es kommt aber trotzdem nicht zum Abschluss von
Ausbildungsverträgen, weil der Betrieb die Bewerber nicht für geeignet
hält oder die Jugendlichen den Betrieb nicht für attraktiv genug halten.
So kann in Berlin jeder achte Ausbildungsplatz in den Verkaufsberufen
trotz ausreichender Bewerberzahlen nicht besetzt werden. Bei einem Drittel
der unbesetzten Stellen liegt das Problem darin, dass es keine Bewerber
für den angebotenen Ausbildungsberuf gibt. Dies betrifft besonders
Branchen wie das Lebensmittelhandwerk oder das Hotel- und
Gastronomiegewerbe. Bei knapp einem Viertel (23 Prozent) der unbesetzten
Stellen liegt das Problem in fehlender Mobilität, weil sich
Ausbildungsbetriebe und Bewerber in unterschiedlichen Regionen des
jeweiligen Bundeslandes befinden. Dies betrifft in besonderem Maße Bayern
und Sachsen.

Jörg Dräger, Vorstand der Bertelsmann Stiftung, sieht mit Blick auf das
deutsche Ausbildungssystem Licht und Schatten: "Das deutsche
Ausbildungssystem ist ein Zugpferd für die wirtschaftliche Entwicklung.
Erfreulicherweise werden wieder mehr Ausbildungsplätze angeboten, doch zu
viele davon bleiben unbesetzt." Es sei deshalb wichtig, dafür zu sorgen,
dass Betriebe und Jugendliche besser zusammenfinden. Dafür fordert er
Lösungen, die den unterschiedlichen regionalen Problemlagen gerecht
würden: "Gerade kleine Betriebe brauchen Unterstützung dabei, ihre Stellen
zu besetzen." Zudem gelte es, in aus Sicht der Jugendlichen unbeliebteren
Branchen die Rahmenbedingungen zu verbessern. Hilfreich wäre auch, die
Kontakte zwischen Schulen und Betrieben zu intensivieren und so den
Übergang zu erleichtern. Mit diesen Maßnahmen könne gleichzeitig die hohe
Zahl an Ausbildungsabbrüchen verringert werden.

Ausbildungschancen regional sehr unterschiedlich

Insgesamt hat sich die Situation auf dem Ausbildungsmarkt für junge
Menschen verbessert. Kamen 2009 im bundesweiten Durchschnitt auf 100
Ausbildungssuchende knapp 89 Stellen, so sind es heute annähernd 97. Die
bundesweite Betrachtung verdeckt allerdings große regionale Unterschiede:
Regionen mit einem Überhang an Ausbildungsstellen finden sich überwiegend
im Süden und - vor allem aufgrund des Geburtenrückgangs in den 90er Jahren
- im Osten Deutschlands. So kommen beispielsweise im bayrischen Passau auf
100 Bewerber rein rechnerisch 129 offene Stellen, im thüringischen
Altenburg-Gera 112. Dort besteht zwischen den Unternehmen eine hohe
Konkurrenz um potenzielle Auszubildende. Mehr Ausbildungsnachfrager als
offene Stellen gibt es hingegen im Westen und Nordwesten der Republik. So
stehen in Hagen in Nordrhein-Westfalen 100 Bewerbern gerade einmal 80
Ausbildungsplätze zur Verfügung.

Schwierige Startbedingungen für Hauptschüler und ausländische
Jugendliche

In Regionen mit einem Mangel an Ausbildungsplätzen sinken vor allem die
Chancen der Jugendlichen mit Hauptschulabschluss, einen Ausbildungsplatz
zu finden. Insgesamt begannen 2017 lediglich 37 Prozent von ihnen direkt
nach Verlassen der Schule eine duale und weitere 10 Prozent eine
schulische Ausbildung. Mehr als die Hälfte (53 Prozent) begannen
stattdessen lediglich eine Maßnahme des Übergangssektors. Schlechte
Chancen bei der Ausbildungsplatzsuche haben auch Bewerber mit
ausländischer Staatsbürgerschaft. Nur 44 Prozent von ihnen konnten direkt
eine Ausbildung aufnehmen, gegenüber 77 Prozent der deutschen
Jugendlichen.

Fachkräftebedarf decken

Gerade vor dem Hintergrund des drohenden Fachkräftemangels sei dies
alarmierend, so Dräger: "Wir müssen die Integrationskraft des
Ausbildungssystems stärken. Jeder junge ausbildungsinteressierte Mensch
muss unabhängig von Herkunft und Schulabschluss die Chance auf einen
Ausbildungsplatz bekommen." Dräger schlägt vor, Maßnahmen des
Übergangssystems in Richtung öffentlich finanzierter, an den
Fachkräftebedarfen in der Region orientierten Ausbildungsalternativen
weiterzuentwickeln. Im Sinne einer Ausbildungsgarantie sollen diese
Ausbildungsplätze dann vorgehalten werden, wenn Bewerber leer ausgehen.
Dabei helfe ein Übergang in reguläre betriebliche Ausbildung nach dem
ersten Jahr sowohl den Jugendlichen als auch den Betrieben, die auf diese
Weise bereits vorqualifizierte Jugendliche in die Ausbildung integrieren
können.


Zusatzinformationen

Das Forschungsprojekt "Ländermonitor berufliche Bildung 2019" der
Abteilung für Wirtschaftspädagogik und Personalentwicklung der Universität
Göttingen (Lehrstuhl Prof. Dr. Susan Seeber) und des Soziologischen
Forschungsinstituts in Göttingen (SOFI, Dr. Volker Baethge-Kinsky) wird
von der Bertelsmann Stiftung gefördert. Es untersucht die Situation der
beruflichen Bildung in den 16 Bundesländern vergleichend und im
Zeitverlauf. Als Schwerpunktthema werden in dieser Ausgabe erstmals auf
Ebene der Bundesländer die sogenannten Passungsprobleme analysiert, also
das gleichzeitige Auftreten von unbesetzten Stellen und unversorgten
Bewerbern. Für das Projekt wurden Daten des Bundesinstituts für
Berufsbildung, der Bundesagentur für Arbeit, der statistischen Ämter des
Bundes und der Länder sowie Dokumente zur Berufsbildungspolitik aus den
Bundesländern ausgewertet.


Originalpublikation:

https://www.bertelsmann-stiftung.de/de/publikationen/publikation/did/laendermonitor-berufliche-bildung-2019-1/

Weitere Informationen unter:

http://www.laendermonitor-berufsbildung.de 

http://www.uni-goettingen.de/de/603850.html 

http://www.sofi-goettingen.de/projekte/laendermonitor-berufliche-bildung-2019/projektinhalt/ 

www.bertelsmann-stiftung.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution605

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Bertelsmann Stiftung, 18.09.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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BERUF/1936: Niedersachsen - Keine Entwarnung am Ausbildungsmarkt (idw)


Soziologisches Forschungsinstitut Göttingen (SOFI) - 18.09.2019

Niedersachsen: Keine Entwarnung am Ausbildungsmarkt

Ergebnisse des aktuellen Ländermonitors berufliche Bildung 2019



Das Berufsbildungssystem steht vor zwei großen Herausforderungen. Die
eine: Das Schulberufssystem entwickelt sich zu einem auf Berufe im Bereich
Gesundheit, Erziehung und Soziales spezialisierten Ausbildungssektor, ohne
dass seine Ausbildungsleistung nur annähernd den Fachkräftebedarf abdeckt.
Die andere: Ausbildungsangebot und -nachfrage in der dualen Ausbildung
passen immer weniger zusammen. Insbesondere von zunehmenden
berufsfachlichen Passungsproblemen" spricht der "Ländermonitor berufliche
Bildung 2019", der vom SOFI (V. Baethge-Kinsky, M. Wieck) und der
Abteilung Wirtschaftspädagogik der Universität Göttingen (Prof. S. Seeber)
mit Förderung der Bertelsmann-Stiftung erarbeitet wurde.

Der heute erschienene "Ländermonitor berufliche Bildung 2019" untersucht
die Leistungsfähigkeit und Chancengerechtigkeit des beruflichen
Ausbildungssystems in den Bundesländern. Der Bericht legt den Schwerpunkt
auf Passungsprobleme zwischen Angebot und Nachfrage am Ausbildungsmarkt,
deren Zahl erstmalig genauer bestimmt und drei Arten von Ursachen
zugeordnet wird: berufsfachliche, regionale und eigenschaftsbezogene.

In Niedersachsen blieben 2018 nach Daten der Bundesagentur für Arbeit mehr
als 3.700 Ausbildungsplätze unbesetzt, obwohl gut 9.700 Bewerberinnen und
Bewerber noch eine Ausbildungsstelle suchten. Der Ländermonitor sieht
darin ein nicht ausgeschöpftes Ausbildungsvertragspotenzial, das sich seit
2009 (1.400 Fälle) mehr als verdoppelt hat. Dabei spielt das regionale
Auseinanderliegen von Angebot und Nachfrage mit 18 % der Fälle eine eher
nachgeordnete Rolle. Mehr als die Hälfte der Fälle geht auf
eigenschaftsbezogene Passungsprobleme wie etwa schlechte betriebliche
Ausbildungsbedingungen oder Schulabschlüsse der Bewerbenden zurück. Auch
Niedersachsen kann sich dem bundesweiten Trend nicht entziehen, dass die
Berufswünsche unversorgter Bewerberinnen und Bewerber immer häufiger nicht
zu dem Angebot unbesetzter Stellen passen. Über ein Viertel aller
Passungsprobleme geht darauf zurück, wobei sich ihre Zahl in den letzten
zehn Jahren von 50 auf 1.000 Fälle erhöht hat.

Die starke Zunahme von Passungsproblemen ist umso misslicher, weil
Niedersachsen nach wie vor zu den Ländern gehört, in denen die Chancen
Jugendlicher auf eine vollqualifizierende Ausbildung im dualen oder dem
Schulberufssystem deutlich geringer sind als in den meisten anderen
Bundesländern: Trotz leichter Verbesserung gehört Niedersachsen weiterhin
zu den Ländern mit der ungünstigsten Angebots-Nachfrage-Relation (ANR) im
dualen System - auf 100 Nachfragende kommen nur 91 angebotene
Ausbildungsstellen ) - und rangiert mit einem Anteil von 46 % an den
Neuzugängen zur dualen Berufsausbildung im hinteren Drittel aller Länder.
Bei den Neuzugängen zum Schulberufssystem (Anteil 19%) liegt Niedersachsen
zusammen mit Baden-Württemberg an letzter Stelle der Bundesländer. Das
realisierte Ausbildungsangebot liegt 2017 zwar um etwa 10% höher als 10
Jahre zuvor, bleibt aber mit Blick auf den aktuellen und zukünftigen
Fachkräftebedarf insbesondere in Erziehungs- und Pflegeberufen immer noch
zu gering.

Im Ausbildungszugang benachteiligt bleiben Jugendliche mit niedrigen
Schulabschlüssen und/oder ausländischer Staatsangehörigkeit. Die
geringeren Chancen ausländischer Personen auf eine direkte Einmündung
haben sich jüngst weiter vermindert, was sicherlich auch mit dem Zuzug von
Schutz und Asylsuchenden und deren sprachlichen Voraussetzungen
zusammenhängt.

Bei beiden vollqualifizierenden Ausbildungssystemen ist das Land
gefordert, weitere Ausbauimpulse zu setzen, wenn es den Fachkräftebedarf
sichern und soziale Schieflagen weiter korrigieren will.


Weitere Informationen unter:

http://www.sofi.uni-goettingen.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1656

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Soziologisches Forschungsinstitut Göttingen (SOFI), 18.09.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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GEWERKSCHAFT/323: Bildungsgewerkschaft unterstützt Klima-Bewegung "Fridays for Future" (GEW)


Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft - 19. September 2019

GEW: "Für unsere Zukunft!"

Bildungsgewerkschaft unterstützt Klima-Bewegung "Fridays for Future"



Frankfurt a.M. - Die Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft (GEW)
unterstützt die Klima-Bewegung "Fridays for Future". Ihr ist es
gelungen, das Thema Klimawandel auf die Tagesordnung zu setzen.
GEW-Gliederungen und -Mitglieder gestalten die Aktivitäten am 20.
September vor Ort mit. "Die GEW engagiert sich vielfältig für die
Umsetzung der Nachhaltigkeitsziele der Vereinten Nationen (UN). Sie
macht sich für die umfassenden UN-Entwicklungsziele stark, die
soziale und ökologische Ziele in systemischer Weise miteinander
verbinden. Es geht um unsere Gegenwart und unsere Zukunft: Die
Klimakrise ist eine reale Bedrohung für die menschliche Zivilisation,
sie betrifft uns alle", betonte GEW-Vorsitzende Marlis Tepe am
Donnerstag in Frankfurt a.M. "Bildung für nachhaltige Entwicklung
(BNE) ist ein zentraler Bildungsauftrag, den die Schulen noch stärker
als bisher in den Fokus nehmen müssen. Die Pädagoginnen und Pädagogen
haben dabei eine sehr wichtige Funktion: Sie sollen das Thema im
Unterricht, aber auch auf Exkursionen und in Projekten bearbeiten und
ein positives Klima für ökologische Fragestellungen schaffen." Dafür
brauchten sie die Unterstützung der Schulleitungen und die
Rückendeckung der Schulbehörden und Kultusministerien.

Tepe mahnte die Bundesregierung, endlich wirksame Maßnahmen und
konkrete Schritte zu ergreifen, um den Klimawandel zu stoppen. Die
Kosten müssten von den ökonomisch starken Schultern getragen werden.
Die Industriestaaten, die durch ihre Wirtschaftsweise dafür
verantwortlich sind, dass der Klimawandel immer schneller
voranschreitet, müssen jetzt am stärksten und schnellsten ihre
Emissionen reduzieren. "Wir müssen endlich umsteuern, die Zeit läuft
uns allen weg", unterstrich die GEW-Vorsitzende.

An die Kultusministerinnen und - minister sowie Schulbehörden
appellierte Tepe, den Klima-Streiktag konstruktiv zu unterstützen und
von Strafmaßnahmen gegenüber Schülerinnen und Schülern sowie
Pädagoginnen und Pädagogen, die sich an den Aktionen beteiligen,
abzusehen: "Die Aktivitäten sind ein Stück gelebte, praktische
Demokratie - Schule soll Kinder und Jugendliche zu mündigen
Bürgerinnen und Bürgern erziehen, die sich für die Demokratie
einsetzen und diese gegen Angriffe wehrhaft verteidigen. Sehen Sie
den Tag als ein von den jungen Menschen selbst inszeniertes Lehrstück
in Sachen Demokratie und freuen sich über deren Engagement!"


Info:

Aus rechtlichen Gründen verzichtet die GEW auf einen Aufruf zur
Arbeitsniederlegung. Weitere Informationen zum Thema finden Sie auf
der GEW-Website beispielsweise unter:

https://www.gew.de/schule/oekonomische-bildung/nachhaltigkeit/

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 19. September 2019

Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft

Hauptvorstand, Reifenberger Str. 21, 60489 Frankfurt a.M.

Telefon: 069/78973-0, Fax: 069/78973-201

E-Mail: info@gew.de

Internet: www.gew.de
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HOCHSCHULE/2304: Stifterverband - Hochschulen öffnen sich für Innovationsprozesse (idw)


Stifterverband - 18.09.2019

Hochschulen öffnen sich für Innovationsprozesse



Zwei aktuelle Analysen des Stifterverbandes zeigen, wie Hochschulen sich
für Wirtschaft und Gesellschaft öffnen und wie diese Öffnungsprozesse in
der Wissenschaft gemessen werden könnten. Dabei stellt sich heraus: Die
meisten Hochschulen beteiligen sich schon heute an Forschungsverbünden mit
Partnern aus Wirtschaft und Zivilgesellschaft und entwickeln gleichzeitig
neue Kooperationsformen wie Innovationsplattformen und Reallabore.

Berlin, 18.09.2019 Der intensive und wechselseitige Austausch von
Hochschulen mit Akteuren nicht nur aus der Wirtschaft, sondern auch mit
Verwaltung, Politik, Kultur und Gesellschaft ist ein Motor für
Innovationen. 71 Prozent der Hochschulen arbeitet bereits in
Forschungsverbünden mit nicht-akademischen Partnern. Die Art und Weise der
Kooperationen hat sich in den letzten Jahren jedoch verändert und wird
sich im Zuge der Digitalisierung auch in Zukunft weiterentwickeln.

Das aktuelle Hochschul-Barometer zeigt: Bereits zwei von drei staatlichen
und jede dritte nicht-staatliche Hochschule setzt neue Kooperationsformen
für die Zusammenarbeit mit Unternehmen und mit der Zivilgesellschaft um.
Beispiele sind Innovationsplattformen, Crowdsourcing-Projekte, Reallabore
oder Co-Creation-Labs. Ein Kennzeichen dieser Modelle ist die strategische
Öffnung von Forschungs- und Innovationsprozessen (Open Innovation).
Hierfür werden Partner aktiv in Forschungsprozesse einbezogen:
Forschungsideen werden gemeinsam entwickelt, die Wissens- und Ideenbasis
erweitert, die Ergebnisse anschließend partnerschaftlich verwertet.

Um diese innovativen Kooperations- bzw. Transferaktivitäten abbilden und
hinsichtlich ihres Erfolges beurteilen zu können, bedarf es valider
Indikatoren. Im Hochschul-Barometer wurden die Hochschulleitungen deshalb
gefragt, wie sie ihren Transfererfolg messen wollen.

Die große Mehrheit der Hochschulleitungen bewertet den Dialog mit der
Gesellschaft (93 Prozent) und gesellschaftliches Engagement (84 Prozent)
als wichtige Indikatoren für einen Transfererfolg. Nur gut ein Drittel der
Hochschulleitungen sieht dagegen eigene Schutzrechte als wichtigen
Indikator an.

Für eine umfassende Bewertung des Transfererfolgs von Hochschulen fehlen
jedoch häufig noch adäquate und anerkannte Indikatoren. Das gilt
beispielsweise für Wissenschaftskommunikation über soziale Medien, die
Öffnung des Zugangs zu Forschungsdaten und die gemeinsame Arbeit in
Reallaboren.

Einen Ansatz für die Erfolgsmessung bietet die Studie "Open Innovation und
Open Science: Neue Indikatoren für die Analyse des Wissenschafts- und
Innovationssystems im digitalen Zeitalter", die das Deutsche Zentrum für
Hochschul- und Wissenschaftsforschung (DZHW) für den Stifterverband
erstellt hat. Die Studie untersucht aktuelle Anforderungen an ein
Transfermonitoring und definiert Vorschläge für Indikatoren zur Messung
vielfältiger Aktivitäten der Kooperation und des Dialoges mit Wirtschaft
und Gesellschaft.


Das Hochschul-Barometer ist ein Stimmungsbarometer deutscher
Hochschulleitungen. In einer jährlichen, repräsentativen Umfrage wollen
der Stifterverband und die Heinz Nixdorf Stiftung von allen Rektoren und
Präsidenten staatlicher und staatlich anerkannter Hochschulen in
Deutschland wissen, wie sie ihre momentane Lage und ihre Perspektiven
einschätzen. Ein Schwerpunkthema der diesjährigen Ausgabe ist der
Wissenstransfer und Kooperationen zwischen Hochschulen, Wirtschaft und
Gesellschaft. Die Ergebnisse des gesamten Hochschul-Barometers werden im
Herbst veröffentlicht.

www.hochschul-barometer.de

Die Studie "Open Science und Open Innovation: Neue Indikatoren für die
Analyse des Wissenschafts- und Innovationssystems im digitalen Zeitalter"

https://www.stifterverband.org/medien/open-science-und-open-innovation

ist entstanden im Rahmen der Stifterverbands-Initiative Offene
Wissenschaft und Innovation

https://www.stifterverband.org/initiative-offene-wissenschaft-innovation

Zum Stifterverband

Im Stifterverband haben sich rund 3.000 Unternehmen, Unternehmensverbände,
Stiftungen und Privatpersonen zusammengeschlossen, um Bildung,
Wissenschaft und Innovation gemeinsam voranzubringen. Mit
Förderprogrammen, Analysen und Handlungsempfehlungen sichert der
Stifterverband die Infrastruktur der Innovation: leistungsfähige
Hochschulen, starke Forschungseinrichtungen und einen fruchtbaren
Austausch zwischen Wirtschaft, Wissenschaft und Zivilgesellschaft.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution424

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Stifterverband, 18.09.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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GENTECHNIK/576: Gefährliche Scheinlösungen der Agrar-Gentechnik (FUE Rundbrief)


Forum Umwelt & Entwicklung - Rundbrief 2/2019

Gefährliche Scheinlösungen der Agrar-Gentechnik

Mit neuer Gentechnik den Hunger bekämpfen und die Welternährung
sichern?

von Stig Tanzmann



Ähnlich wie bei der Debatte um die klassische Gentechnik wird heute
wieder von nicht wenigen BefürworterInnen der neuen Gentechniken wie
CRISPR und Co. argumentiert, dass diese unbedingt gebraucht würden, um
die Welternährung zu sichern.(1) Häufig wird in diese Argumentation
dann noch eingeflochten, dass gerade der Klimawandel die Nutzung der
neuen Gentechniken unabdingbar mache, da man nur so schnell genug
dürreresistente Sorten oder an Überschwemmung und Versalzung
angepasste Sorten erzeugen könne. Unter anderem vor diesem Hintergrund
dürfe man die neuen Gentechniken nicht genauso regulieren wie die
alten Gentechniken.


Diese Argumentation ist gefährlich und verfehlt, denn sie
reduziert die Lösung der Welternährungsproblematik auf die Frage der
Anwendungen von Technologien und lässt dabei die multidimensionale
Komplexität von Hunger und Welternährung außer Acht. Hunger ist
zurzeit kein Produktionsproblem, sondern unter anderem ein massives
Verteilungsproblem. Wenn die Welternährung gesichert werden soll,
müssen diese verschiedenen Probleme, also die Verteilungsfrage, die
Frage nach Anbausystemen, politischer Beteiligung,
Geschlechtergerechtigkeit usw. angegangen werden. Gleichzeitig ist
auch der Klimawandel von einer multidimensionalen Komplexität
gekennzeichnet und es ist stark zu hinterfragen, ob man ihm mit
gentechnisch veränderten Pflanzensorten begegnen kann.

Zum Beispiel Zyklon Idai

Gerade der Zyklon Idai in Mosambik und dem Südöstlichen Afrika hat
wieder gezeigt, wie groß und vielschichtig die Herausforderungen mit
Blick auf dem Klimawandel sind. Bevor der Zyklon die Region erreichte,
herrschte vielerorts bereits eine latente Dürre. Gut beraten war also,
wer trockenheitsresistentes Saatgut ausgesät hatte. Doch dann brachte
der Zyklon massive Regenfälle und Überschwemmungen und zerstörte einen
Großteil der Felder und Ernten. In der Folge war die
Ernährungssicherung massiv gefährdet. Nun wären auf einmal Pflanzen
von Vorteil gewesen, die mit extremem Starkregen und Überschwemmung
zurechtkommen. Der Zyklon Idai machte deutlich, dass der
voranschreitende Klimawandel auch bedeuten kann, dass in einer
Anbausaison 2 oder auch mehr völlig unterschiedliche Wetterextreme
auftreten. Das heißt, man kann nicht mehr davon ausgehen, mit einer
Aussaat auch eine Ernte zu bekommen, sondern muss sich darauf
einstellen, mehrmals und dann auch völlig unterschiedliche Pflanzen in
einer Saison auszusäen, um überhaupt eine Ernte einzufahren. Dies
erfordert neues Denken, neue Anbausysteme und den Aufbau einer
entsprechenden Infrastruktur.

Nach dem Zyklon wäre es sicher gut gewesen, Saatgut von Pflanzen parat
zu haben, die innerhalb weniger Wochen oder Monate zumindestens eine
kleine Ernte ermöglichen. So hätte das kurzfristig übermäßig
vorhandene Wasser zumindest für eine Notaussaat neben den
Aufräumarbeiten genutzt werden können und es müsste nicht eine ganze
Anbausaison auf eine neue Ernte gewartet werden. Aber an solche
Optionen oder Notwendigkeiten wird noch viel zu wenig gedacht und die
Debatte dazu wird auch stark von der Technologie-Debatte um die neuen
Gentechniken überlagert oder verhindert. Dabei wäre es dringend
notwendig, angesichts der komplexen Herausforderungen des Klimawandels
neue komplexe Lösungsansätze zu entwickeln und zu erproben.

Die Technologie soll es wieder richten

Aber auf einmal, so scheint es, soll es ihn geben, den einen
technologischen Ansatz, der alle satt macht und gleichzeitig auch noch
die Antwort mitliefert, wie auf den voranschreitenden Klimawandel
reagiert werden kann. Da braucht man sich dann um ein Um- und
Neudenken von Anbau- und Verteilungssystemen nur noch wenig oder keine
Gedanken mehr zu machen. In der Argumentation schwingt dann meistens
mit, dass es unverantwortlich wäre, das EUGH-Urteil umzusetzen und
CRISPR und Co. im Sinne des EU-Gentechnikrechts zu regulieren. Noch
schlimmer wäre es aus dieser Perspektive natürlich, im Rahmen der
UN-Biodiversitätskonvention (CBD) oder des Cartagena-Protokolls, dem
Folgeabkommen der CBD, zu einer globalen Regulierung dieser
Technologien als Gentechnik zu kommen.

Aber genau dies ist notwendig - will man sich nicht von den
Behauptungen derer abhängig machen, die ein großes ökonomisches
Interesse an der unregulierten Nutzung von CRISPR und Co. haben.
Angesichts der von Konzernen angeführten Behauptung, dass CRISPR und
Co. einen zentralen Beitrag zur Lösung der Welternährungsproblematik
liefern sollen, wäre aus entwicklungspolitischer Sicht keine
Regulierung schlicht unverantwortlich. Das zeigt sich eindrücklich
auch an der Debatte um den Beitrag der neuen Gentechniken zur
Erzeugung trockenheitsresistenter Sorten. Von verschiedensten Stellen
wird immer wieder angeführt, dass diese dringend benötigten
trockenheitsresistenten Sorten hauptsächlich und vor allem besonders
schnell mit den neuen Gentechniken erzeugt und auf den Markt gebracht
werden können.

Die alte Gentechnik und Trockenheitsresistenz

Schon die erste Generation der Gentechnik sollte Pflanzen mit diesen
Eigenschaften auf den Markt bringen. Insbesondere Monsanto, aber auch
die Gates-Stiftung haben Millionen von Dollar an Forschungsgeldern
gerade in gentechnisch veränderten trockenresistenten Mais der ersten
Generation investiert. Über Monsantos Projekt 'Wassereffizienter Mais
für Afrika' (WEMA) wird dieser Ansatz immer wieder prominent gegenüber
Regierungen und in den Medien als große Versprechung mit wunderbaren
Ergebnissen präsentiert.

Ein prominentes Beispiel ist der sog. MON 87460 x MON 89034 x NK
603-Mais, den Monsanto dort für den kommerziellen Anbau zulassen
wollte. Die gentechnisch veränderte Trockenheitsresistenz stammte aus
dem WEMA-Projekt. Die südafrikanischen Behörden haben diesem Mais aber
nach umfangreichen Feldversuchen auf Basis der existierenden
Biosicherheitsgesetzgebung, die Südafrika als Vertragsstaat des
Cartagena-Protokolls erlassen musste, im Oktober 2018 die Zulassung
verweigert. Die Feldversuche legten für die südafrikanischen Behörden
eindeutig dar, dass die von Monsanto, heute Bayer, gemachten
Behauptungen betreffend der per Gentechnik erzeugten
Trockenheitsresistenz nicht haltbar waren. Ohne eine Regulierung, die
zu umfangreichen Anbauversuchen verpflichtet, wäre diese Tatsache
nicht ans Licht gekommen und der Mais in den Anbau gelangt. Ein
Nachweis des Scheiterns des technologischen Ansatzes wäre dann nur
noch schwer möglich und würde vor allem erst erfolgen, wenn massiver
ökonomischer Schaden entstanden wäre.

Welche Konsequenzen sind zu ziehen?

Dieses Beispiel sollte eine Lehre dafür sein, dass man sich nicht auf
Versprechungen von Konzernen verlassen darf, sondern eine klare
Regulierung braucht, die zumindest möglich macht, zu erfassen, ob
technologische Versprechungen eingehalten werden oder nicht. Dies gilt
umso mehr für die neuen Gentechniken. Denn um die Nichtregulierung von
CRISPR und Co. zurechtfertigen, wird häufig das Blaue vom Himmel
versprochen. Gleichzeitig wird selbst von ZüchterInnen und
WissenschaftlerInnen, die CRISPR nicht reguliert sehen wollen,
bezweifelt, ob es überhaupt möglich ist, mit alter oder neuer
Gentechnik trockenheitsresistente Sorten zu erzeugen. Die genetischen
Eigenschaften für Trockenheitsresistenz liegen wahrscheinlich auf mehr
als 20 verschiedenen Gensequenzen und sind auch noch nicht alle
bekannt. Somit ist sehr zweifelhaft, ob die neue Gentechnik hier
überhaupt einen Beitrag leisten kann oder alles auf der
Behauptungsebene bleibt.

Was kann passieren, wenn man nicht reguliert?

Werden die neuen Gentechniken aber nicht reguliert, wird es diese
speziellen Anbauversuche für gentechnisch veränderte Pflanzen nicht
geben und es wird weiter die Behauptung angeführt werden können, mit
CRISPR und Co. könnten schnell trockenheitsresistente Sorten erzeugt
werden. Liefern dann neue CRISPR-Sorten nicht die gewünschten
Eigenschaften, sind es ganz "normale Sorten", die nicht funktioniert
haben. Selbst wenn die Sorte "funktioniert" hat, wird es nicht möglich
sein zu identifizieren, ob es doch die klassischen Züchtungsmethoden
waren, die letztendlich die gewollten Eigenschaften hervorgebracht
haben. Und die klassische Züchtung ist sehr erfolgreich bei der
Erzeugung neuer trockenheitsresistenter Sorten. Aber sie ist
langwieriger und wirft somit nicht so schnell hohe Gewinne ab.

Will man die Möglichkeit haben, zumindest im Ansatz einen
wissenschaftlich fundierten Diskurs zu neuen Gentechniken zu führen,
dann ist das absolute Mindestmaß, dass diese genauso reguliert werden,
wie die alten Gentechniken und das Vorsorgeprinzip angewendet werden.
Tut man dies nicht, setzt man sich schutzlos den Behauptungen derer
aus, die ein massives ökonomisches Eigeninteresse an der nicht
regulierten Verbreitung und Anwendung der neuen Gentechnik haben. Und
das wäre fürwahr eine Gefahr für die Welternährung.


Der Autor ist Referent für Landwirtschaft bei Brot für die
Welt.


1) Bei der "klassischen" Gentechnik wird meist Erbgut aus
Lebewesen einer Art in die Zellen einer anderen Art eingebaut (z. B.
ein Gen aus einem Bakterium in eine Rapspflanze). Dafür werden
DNA-Abschnitte in Pflanzenzellen eingeführt. Dies geschah bisher per
Zufallsprinzip an unbestimmten Orten im Erbgut der Zellen. Durch neue
gentechnische Verfahren, vor allem durch sogenannte Genscheren wie
CRISPR-Cas, soll das Erbgut nun gezielt an bestimmten Stellen
verändert werden.


Bildunterschrift der im Schattenblick nicht veröffentlichten
Abbildung der Originalpublikation:

Gentechnik dient als Heilsversprechen, um in Zeiten der Klimakrise bis
2050 noch 10 Millarden Menschen ernähren zu können. Ignoriert wird,
dass Hunger kein Produktions-, sondern ein Verteilungsproblem ist.

 * 

Quelle:

Rundbrief 2/2019, Seite 18 - 19

Herausgeber:

Forum Umwelt & Entwicklung

Marienstr. 19-20, 10117 Berlin

Telefon: 030/678 1775 93, Fax: 030/678 1775 80

E-Mail: info@forumue.de

Internet: www.forumue.de
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ASYL/1410: Landesflüchtlingsräte und PRO ASYL fordern Politikwechsel nach den Landtagswahlen (Pro Asyl)


Pro Asyl - Pressemitteilung vom 19. September 2019

»Nicht warten, bis aus dem Schneeball eine Lawine geworden ist...«

Landesflüchtlingsräte und PRO ASYL fordern Politikwechsel nach den
Landtagswahlen



Vor dem Hintergrund der Landtagswahlen in drei ostdeutschen
Bundesländern treffen sich die Landesflüchtlingsräte am 19. und 20.
September in Dresden. Themen der heute und morgen stattfindenden
Konferenz sind unter anderem die Folgen der Landtagswahlen und
Berichte zu den Lagersituationen aus den Bundesländern.

Die Wahlergebnisse aus Brandenburg und Sachsen vom 1. September
zeigen: Mit Hetze und Ausgrenzung lässt sich weiterhin Politik
machen. Der gesetzgeberische Aktionismus der Innenministerien hat den
Rechten das Wort geredet und nun nicht mehr vollbracht, als eine weit
fortgeschrittene Entrechtung von Schutzsuchenden. Gemeinsam fordern
die Flüchtlingsräte und PRO ASYL einen grundlegenden Wandel zu einer
menschenrechtsbasierten Politik, die nicht weiter auf Isolation und
Ausgrenzung setzt.

»Demokratische Parteien müssen sich klar nach Rechts abgrenzen statt
deren Inhalte zu übernehmen, demokratische Positionen dürfen nicht
aufgeweicht werden,« mahnt Ellen Könneker vom Flüchtlingsrat
Thüringen auch mit Blick auf die bevorstehenden Landtagswahlen in
Thüringen am 27.Oktober 2019. Die Flüchtlingsräte und PRO ASYL
fordern daher konkrete Schritte, um den Weg nach Rechts zu stoppen.

»AnkER-Zentren« wie alle anderen Lager sind Ausdruck der aktuellen
Ausgrenzungspolitik. Die Aufenthaltsdauer dort wurde erst diesen
Sommer mit dem Hau-Ab-Gesetz verlängert. Schutzsuchende werden in
Massenlagern untergebracht, wo sie kaum Zugang zu
Integrationsangeboten oder unabhängiger Beratung haben, Vulnerable
werden selten als solche erkannt - physische und psychische
Krankheiten, sowie Re-Traumatisierungen sind die Folge.

In Dresden baute man gleich Erstaufnahmeeinrichtung und
Abschiebungshaft nebeneinander - »sodass ja niemand auf die Idee
kommt, hier anzukommen«, kritisiert Mark Gärtner vom Sächsischen
Flüchtlingsrat. Auch in Brandenburg und Thüringen ist die Lage nicht
viel besser: Dort existieren zahlreiche Lager, die zum Teil weitab
von Beratungs- und Unterstützungsangeboten liegen und teils in einem
sehr schlechten Zustand sind. Das beengte Wohnen in den Unterkünften,
in denen oft Privatsphäre nicht oder nur sehr eingeschränkt möglich
ist, führt zu vielen sozialen Spannungen, ist psychisch oft sehr
belastend und erschwert oder verhindert gar soziale Teilhabe.
Sammelunterkünfte sind Zwangswohnformen. Menschen, die dort
untergebracht sind, dürfen weder über ihren Wohnort noch über die
Unterbringungsform entscheiden. Notwendig ist vor allem eine sichere,
selbstbestimmte und menschenwürdige Unterbringung. Nur das dezentrale
Wohnen kann gesellschaftliche Teilhabe ermöglichen und auch effektiv
Rassismus und Vorurteilen entgegenwirken. »Wir appellieren deshalb an
die zukünftigen Landesregierungen, sich für eine den Grund- und
Menschenrechten verpflichtete Flüchtlingspolitik einzusetzen. Wir
erwarten, dass sie sich entschieden gegen Rechtspopulismus und für
eine flüchtlingsfreundliche und solidarische Gesellschaft stark
machen.«, sagt Kirstin Neumann vom Flüchtlingsrat Brandenburg.

»Die Entscheidung der Landesflüchtlingsräte, sich in diesem Herbst in
Dresden zu treffen, fiel aus Solidarität mit jenen in Brandenburg,
Sachsen und Thüringen, die unter schwierigen Bedingungen wichtige
Arbeit leisten. Sich aktiv für Menschenrechte, für die Rechte von
Geflüchteten einzustehen, bedeutet aber nicht nur dort, sich
angreifbar für Rassist*innen zu machen«, betonte Jana Weidhaase vom
Bayerischen Flüchtlingsrat. »Die bundesweiten Verschärfungen in der
Asylgesetzgebung liefern hierfür den Nährboden.«

Dass eine Partei, die das Grundrecht auf Asyl abschaffen will, nicht
stärkste Kraft geworden ist, ist aus Sicht der Landesflüchtlingsräte
kein Grund, durchzuatmen. Für die Landesflüchtlingsräte liegt nun auf
der Hand: Es bedarf einer grundlegenden Umkehr in der Asylpolitik, um
glaubhaft ein deutliches Zeichen gegen Rechts zu setzen. Viel mehr
noch, eine solche Umkehr muss den Menschen, die nach Deutschland
kamen um Schutz zu suchen, Sicherheit und Freiheit zurückgeben.

»Immer mehr Geflüchtete in Lagern unterzubringen, in Kriegs- und
Krisengebiete wie Afghanistan abzuschieben, ein neues
Geflüchtetenprekariat durch Instrumente wie die 'Duldung light' zu
schaffen - diese und weitere Praktiken müssen beendet und in ihr
Gegenteil verkehrt werden!«, forderte Günter Burkhardt von PRO ASYL
und erinnerte an Erich-Kästners Mahnung: »Man darf nicht warten, bis
aus dem Schneeball eine Lawine geworden ist.«

 * 

Quelle:

Pro Asyl - Pressemitteilung vom 19. September 2019

Postfach 160 624, 60069 Frankfurt/M.

Telefon: +49 069 - 23 06 88, Fax: +49 069 - 23 06 50

E-Mail: proasyl@proasyl.de

Internet: www.proasyl.de
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FRAUEN/800: Indigene Frauen sprechen über das nächste nationale Frauentreffen (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin / Redaktion Mar
del Plata, Argentinien

Indigene Frauen sprechen über das nächste nationale
Frauentreffen

Sie fordern eine multinationale Umgebung ohne Unterdrückung,
Rassismus, Chefs und Chefinnen

Mitteilung von Movimientio de Mujeres Indígenas por el Buen Vivir vom
14. September 2019



Mitteilung der Frauenbewegung "Movimientio de Mujeres Indígenas por el
Buen Vivir" zum 34ten nationalen Frauentreffen. Der Name der
Frauenbewegung lautet ins Deutsche übersetzt "Bewegung indigener
Frauen für das gute Leben".

"El Movimiento de Mujeres Indígenas por el Buen Vivir" bietet uns, den
Frauen der 36 indigenen Nationen, Raum unser über tausende von Jahren
überliefertes Wissen zu organisieren. Dabei sehen wir uns als aktive
Vertreterinnen der emanzipatorischen sowie anarchistischen Prozesse im
indigenen Amerika. Unser antipatriarchalischer Kampf ist nicht neu,
sondern begann, als unsere Territorien vom Eroberer besetzt wurden.
Wir wollen die Kunde verbreiten, dass die Multinationalität der
Territorien trotz der durch die Staatsnation hochgezogenen Grenzen
nicht verschwunden ist. Mit dieser Botschaft im Kopf starteten wir im
Mai 2018 erstmals mit der Kampagne "Wir wollen uns multinational",
eine Kampagne, die es indigenen Frauen ermöglicht, gegen die
kulturelle Vereinheitlichung und Anpassung des nationalen
Frauentreffens an die argentinische Kultur anzukämpfen. Über mehr als
drei Jahrzehnte waren unsere Themen auf nur eine Diskussionsrunde
beschränkt. Nun wollen wir erreichen, dass unsere Stimmen und unser
Denken in allen Diskussionsrunden zur Sprache kommen.


Warum konnte dieses Ziel nicht erreicht werden?

Die organisierende Kommission aus Chubut verwehrte uns die
Möglichkeit, allen Diskussionsrunden unser Anliegen zu unterbreiten.
Außerdem verhinderte sie, dass unser Anliegen vor dem Publikum
präsentiert wird und ignorierte damit den Willen einer großen Mehrheit
von Frauen, die "multinational" in den Straßen von Trelew riefen.

Für das kommende 34te nationale Frauentreffen haben wir unser Anliegen
nun sehr vorsichtig und mit viel Bedacht voranbringen können. Es freut
uns, dass auch andere Gebiete, die nicht indigen sind, unsere
Initiative angenommen haben und andere Kampagnen mit dem gleichen Ziel
starteten. Jedoch betrachten wir die Aussage "Wir sind multinational"
mit Sorge, schließlich setzt sie voraus, dass das Ziel der
Multinationalität erreicht wurde. Leider sind wir von der
Zielerreichung aber noch weit entfernt. Diese fehlende
Multinationalität wird erkenntlich anhand der vorläufigen Dokumente,
die innerhalb der Kommission verbreitet werden und den Rassismus,
Autoritarismus, die Agressivität und Verachtung gegen indigene Frauen,
Farbige und Afroamerikanerinnen verdeutlichen. Damit verwehrt die
Kommission ein weiteres Mal das Recht auf Multinationalität des
nationalen Frauentreffens.

Aus diesem Grund sind keine Bedingungen gegeben, die unserer Teilnahme
den Respekt und die Wertschätzung entgegenbringen, die wir verdienen.
Wir werden beschuldigt, ein Treffen spalten zu wollen, das noch keine
Versuche unternommen hat, uns in Bezug auf Reziprozität und Respekt
ohne Bevormundung oder die Auferlegung von Normen, die unseren
Kulturen fremd sind, einzubeziehen.

Wenn sich diese Bedingungen nicht verändern, werden wir am 34ten
nationalen Frauentreffen nicht teilnehmen in der Hoffnung, dass die
Kommission ihre Position überdenkt und publik macht. Wir glauben fest
an die Verbundenheit der Dörfer und daran, dass der Wunsch nach
Reziprozität mit der Natur gegeben ist. Wir sind offen für die
Bedürfnisse von Lesben, Transsexuellen, Transvestiten, Bisexuellen und
A-Sexuellen und glauben daran, dass der kollektive Traum in Trelew die
Gemeinheiten und die Spekulationen überwinden und immer mehr der
Emanzipation weichen wird.

Früher oder später werden wir die Geschichte verändern. Wir entwickeln
uns kontinuierlich weiter, um bestehen zu bleiben und bestehen noch
immer, weil wir uns weiterentwickeln."


Die Übersetzung aus dem Spanischen wurde vom ehrenamtlichen
Pressenza-Übersetzungsteam erstellt


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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DISKUSSION/469: Braunschweig - Autonome Autos auf der Anklagebank, 26.09.2019


Wissenschaft im Dialog gGmbH

Autonome Autos auf der Anklagebank

Wissenschaftsjahr 2019 - Künstliche Intelligenz: Wissenschaft
kontrovers-Veranstaltung im Haus der Wissenschaft Braunschweig



Wer ist Schuld, wenn selbstfahrende Autos einen Unfall verursachen? Darum
geht es in einer fiktiven Gerichtsverhandlung, zu der Wissenschaft im
Dialog alle Interessierten am Donnerstag, 26. September 2019, um 19 Uhr
ins Haus der Wissenschaft Braunschweig einlädt. Der Eintritt ist frei,
eine Anmeldung ist nicht erforderlich.

Die Vorstellung, dass Autos von einer künstlichen Intelligenz (KI) durch
den Verkehr gesteuert werden, während Menschen auf der Rückbank arbeiten
oder Serien anschauen können, klingt verlockend. Zumindest so lange, bis
etwas schiefgeht. Denn dann kommt die Frage auf, wer verantwortlich ist.
Um darüber zu diskutieren, stellt Wissenschaft kontrovers autonome
Fahrzeuge vor Gericht.

Die Staatsanwältin - so viel ist schon jetzt bekannt - wird eine scharfe
Anklage formulieren: Selbstfahrende Autos gefährden den Straßenverkehr,
indem sie zum Beispiel in Konfliktsituationen intransparent agieren, die
Insassen in trügerischer Sicherheit wiegen und anfällig für Hacker-Angriffe
sind. Die Verteidigung wird dagegenhalten und auf menschliches
Versagen als primäre Unfallursache, den besseren Verkehrsfluss durch
vernetzte Fahrzeuge und eine deutlich energieeffizientere Fahrweise
hinweisen. Dann rufen beide Parteien Expertinnen und Experten in den
Zeugenstand. Diese werden über den aktuellen Forschungsstand, die Reife
der Technologie, schwierige Hürden und Beispiele aus der Praxis berichten.
Der Ausgang des Prozesses ist keineswegs gewiss - denn am Ende diskutiert
das Publikum als Jury über die Vor- und Nachteile autonomer Fahrzeuge und
entscheidet, welche Empfehlung es für die Richterin ausspricht.

Beteiligt an der Verhandlung sind Fachleute aus verschiedenen Bereichen:
der KI-Unternehmer Alfred Ermer von der arago da Vinci GmbH; die Juristin
Michelle Fiekens von der Leibniz Universität Hannover; der Psychologe Dr.
Henrik Habenicht von der Universität Jena; Marion Jungbluth vom
Verbraucherzentrale Bundesverband; der Jurist Prof. Dr. Ralf Imhof von der
Ostfalia Hochschule für angewandte Wissenschaften; der Ingenieur Prof. Dr.
Markus Maurer von der TU Braunschweig und die Juristin Daniela Sprengel
von der Leibniz Universität Hannover.

Wissenschaft kontrovers ist eine Veranstaltungsreihe von Wissenschaft im
Dialog (WiD) im Wissenschaftsjahr 2019 - Künstliche Intelligenz. Das
Projekt wird vom Bundesministerium für Bildung und Forschung gefördert.


Weitere Informationen unter:

http://www.wissenschaft-im-dialog.de/projekte/wissenschaft-kontrovers

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution544

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Wissenschaft im Dialog gGmbH, 18.09.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ARBEIT/2976: Nachtschicht verringert die Aufmerksamkeit (idw)


Ruhr-Universität Bochum - 18.09.2019

Nachtschicht verringert die Aufmerksamkeit



Nachtarbeit verlängert deutlich die Reaktionszeiten. Zu diesem Ergebnis
kommt eine Studie über die gesundheitlichen Auswirkungen von Schichtarbeit
bei Beschäftigten im Pflegedienst. Durchgeführt hat die Studie das
Institut für Prävention und Arbeitsmedizin der Deutschen Gesetzlichen
Unfallversicherung (IPA), Institut der Ruhr-Universität Bochum (RUB). Die
Forscherinnen und Forscher untersuchten insbesondere die Auswirkungen von
Nachtarbeit auf die Aufmerksamkeit mittels des "Psychomotorischen
Vigilanz-Tests". Die Ergebnisse können Grundlage für Präventionsmaßnahmen
zur Vermeidung negativer Effekte von Schichtarbeit sein.
Das Forschungsteam von Prof. Dr. Thomas Behrens berichtet in der
Zeitschrift Plos One vom 5. Juli 2019.


Risiken durch Nachtarbeit

Beschäftigte in Nachtarbeit, die ihren Schlafzyklus an die Arbeitszeiten
anpassen müssen, leiden während der Arbeit häufig unter Schläfrigkeit. Sie
haben deshalb ein erhöhtes Risiko für Arbeits- und Wegeunfälle auf dem Weg
nach Hause. Auch die Versorgung von Patienten könnte unter der
verminderten Aufmerksamkeit leiden.

Die Studie des IPA ist eine der wenigen epidemiologischen
Felduntersuchungen, die die psychomotorische Vigilanz in Tag- und
Nachtschichten an denselben Personen und zu verschiedenen Zeitpunkten
untersucht hat. In der Studie verglichen die Forscher über mehrere
aufeinanderfolgende Tag- beziehungsweise Nachtschichten die Wachheit -
Experten sprechen von psychomotorischer Vigilanz - bei 74 weiblichen
Beschäftigten im Pflegedienst eines Klinikums.

Eulen leiden besonders

"Wir konnten nach einer Nachtschicht eine deutlich verlängerte mittlere
Reaktionszeit, aber auch eine höhere Zahl von Fehlern, im Test
beobachten", erklärt Thomas Behrens. "Eine schlechtere Testleistung
beobachteten wir vor allem bei älteren Probandinnen, Frauen mit einer spät
getakteten inneren Uhr - sogenannten Eulen -, und Frauen mit häufigen
Atemaussetzern während des Schlafs", erläutert die Studienleiterin Dr.
Sylvia Rabstein. "Für uns überraschend war, dass sich die Fehlerwerte und
Reaktionszeiten schon ab der zweiten Nachtschicht verbesserten und sich
der Testleistung nach einer Tagschicht annäherten". "Obwohl wir einen
Trainingseffekt nicht ausschließen können, scheint es so zu sein, dass
unregelmäßige oder schnell wechselnde Schichtpläne vermieden werden
sollten", so Thomas Behrens.

Beleuchtung könnte helfen

"Für uns sind diese Ergebnisse insbesondere wichtig im Hinblick auf die
Planung zukünftiger Studien", so Prof. Dr. Thomas Brüning, Direktor des
IPA. "Möglicherweise kann eine individuell verbesserte Beleuchtung am
Arbeitsplatz die Aufmerksamkeit steigern." In der Feldstudie wurde auch
eine Reihe weiterer biologischer Parameter untersucht. Dazu gehörten
verschiedene Hormone, deren Veränderung im Tagesverlauf jetzt in
Abhängigkeit von den Lichtverhältnissen am Arbeitsplatz untersucht werden
soll.

"Einfache Präventionsmaßnahmen zur Verbesserung der Aufmerksamkeit während
einer Nachtschicht könnten erlaubte Kurzschlafperioden, eine ausreichende
Erholungszeit zwischen einzelnen Nachtschichten, kürzere Nachtschichten
oder ein Wechsel der Beleuchtung am Arbeitsplatz umfassen", sagt Thomas
Behrens. Die Wirksamkeit solcher Maßnahmen müsse jedoch noch
wissenschaftlich untersucht werden.


Originalveröffentlichung

Thomas Behrens, Katarzyna Burek, Dirk Pallapies, Leoni Kösters, Martin
Lehnert, Alexandra Beine, Katharina Wichert, Thomas Kantermann, Celine
Vetter, Thomas Brüning, Sylvia Rabstein:

Decreased psychomotor vigilance of female shift workers after working
night shifts.

Plos One 2019,

DOI: 10.1371/journal.pone.0219087

Über das Institut

Das IPA - Institut für Prävention und Arbeitsmedizin der Deutschen
Gesetzlichen Unfallversicherung ist als Institut der Ruhr-Universität
Bochum (RUB) an der Schnittstelle zwischen arbeitsmedizinischer Forschung
und der Praxis für den Gesundheitsschutz am Arbeitsplatz und in
Bildungseinrichtungen positioniert.

Zum einen ist es daher für die medizinisch-akademische Forschung und Lehre
im Fach Arbeitsmedizin der Ruhr-Universität Bochum verantwortlich, zum
anderen unterstützt das IPA die gewerblichen Berufsgenossenschaften, die
Unfallkassen und die Deutsche Gesetzliche Unfallversicherung (DGUV) bei
der Erfüllung ihrer Aufgaben.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution2

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Ruhr-Universität Bochum, 18.09.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MEINUNG/093: CO2 an der Quelle besteuern (idw)


FernUniversität in Hagen - 18.09.2019

CO2 an der Quelle besteuern



Der Volkswirt Prof. Robert Schmidt (FernUniversität in Hagen) spricht
sich entschieden für eine CO2-Steuer aus: Sie schafft ideale Bedingungen für
Investitionen in emissionsarme Technologien. Die umfassende Festlegung von
einheitlichen Preisen für alle Emissionen, insbesondere von Kohlendioxid
("CO2-Steuer") ist ein einfaches und seit Langem bekanntes ökonomisches
Instrument, um den Klimawandel wirksam zu bekämpfen. Ein solcher
Markteingriff ist nach seiner Ansicht berechtigt und unter Umständen sogar
zwingend erforderlich. Darüber hinaus hält er eine gezielte Förderung
grüner Technologien für sinnvoll. Robert Schmidt ist Inhaber des
Lehrstuhls für Mikroökonomie an der FernUniversität.

"Erstaunlich einfach und seit Langem bekannt" ist nach den Worten von
Prof. Dr. Robert Schmidt ein ökonomisches Instrument, das wirksam den
Klimawandel bekämpfen kann. Damit meint der Inhaber des Lehrstuhls für
Volkswirtschaftslehre, insbesondere Mikroökonomie an der FernUniversität
in Hagen die umfassende Festlegung von einheitlichen Preisen für alle
Emissionen, insbesondere von Kohlendioxid ("CO2-Steuer"). Ein solcher
Markteingriff ist seiner Ansicht nach berechtigt und unter Umständen sogar
zwingend erforderlich. Darüber hinaus hält er eine gezielte Förderung
grüner Technologien (z.B. erneuerbare Energien, Speichertechnologien) für
sinnvoll. "Die Bereitstellung emissionsarmer Technologien hat - ähnlich
wie die Senkung der Emissionen - z.T. Eigenschaften eines globalen
öffentlichen Gutes!" Wenn Deutschland eine umfassende CO2-Bepreisung
einführe, könne es zudem andere Länder mit an Bord holen und so einen
wichtigen Impuls in Richtung einer globalen Bepreisung geben.

Hinsichtlich der Bepreisung von CO2-Emissionen setzt Prof. Schmidt sich
vehement für eine Quellenbesteuerung ein, also eine Kohlenstoffsteuer.
Dabei würden die fossilen Brennstoffe direkt bei ihrer Förderung bzw. bei
ihrem Import entsprechend ihrem Kohlenstoffgehalt besteuert. Schmidt: "Das
ist einfacher und unbürokratischer, als riesige Zahlen von CO2-Emittenten
einzeln zu erfassen. Ökonomisch ist es eigentlich egal, wo man die Steuer
ansetzt. Pragmatisch ist es, wenn man wirklich an der Quelle, also bei
oder möglichst direkt nach der Extraktion der fossilen Brennstoffe aus dem
Erdreich sowie beim Import ansetzt. Damit kann man theoretisch eine
hundertprozentige Abdeckung der CO2-Emissionen erreichen."

Denn nicht nur Auto fahren, heizen oder Güter und Dienstleistungen
verursachen durch Betrieb und Erzeugung CO2, sondern z.B. auch der
energieaufwändige Bau eines Hauses ("Graue Emissionen"). Hier müssten z.B.
Zementgewinnung und Betonherstellung berücksichtigt werden.

Bisher nur 45 Prozent der CO2-Emissionen in der EU erfasst

Im Gegensatz zu einer solchen umfassenden CO2-Steuer sind im EU ETS, dem
EU-Emissionshandel (European Union Emissions Trading System), nur die
großen Emittenten wie Industrieunternehmen und Energieerzeuger erfasst und
damit lediglich ca. 45 Prozent der Emissionen in der EU. Schmidt: "Wenn
man nur den Energieverbrauch der Heizung besteuern würde, bliebe außer
Acht, wie energieaufwändig das Gebäude hergestellt wurde. Bei einer
umfassenden Kohlenstoffbesteuerung würde das alles berücksichtigt. Und
wenn ein Produzent sieht, dass seine Produkte durch die Besteuerung teurer
werden, wird er versuchen, kohlenstoffarm zu produzieren."

Industrieunternehmen und Energieerzeuger könnten - und würden - die
höheren Belastungen an ihre Kunden weitergeben. Schmidt: "Es ist egal, wo
man die Steuer ansetzt; direkt beim Verbraucher oder in der
Produktionskette. Es ist ja auch gewollt, dass das Preissignal sich
entlang der Wertschöpfungskette fortpflanzt. Die Verbraucherin, der
Verbraucher soll sehen: Dieses Produkt oder diese Dienstleistung ist jetzt
teurer, weil da mehr CO2 'drinsteckt'. Also weiche ich auf eine andere
Dienstleistung oder ein anderes Produkt aus. Auf den Apfel, der nicht aus
Argentinien eingeflogen wurde, sondern hier gewachsen ist." Und
Produzenten emissionsärmerer Produkte können diese vergleichsweise
billiger anbieten, und dadurch ihre Marktanteile steigern. Somit entstehen
entsprechende Investitionsanreize in emissionsärmere Produktionsprozesse
und Technologien. Um Wettbewerbsnachteile für die heimische Wirtschaft
auszuschließen, sollte eine CO2-Bepreisung mit steuerlichem Grenzausgleich
(sog. Border Carbon Adjustment - BCA) gekoppelt werden: Exporte würden vom
heimischen CO2-Preis befreit und Importe damit belastet.

Da das EU ETS bereits existiert, plädiert Schmidt dafür, die CO2-Steuer
zusätzlich einzuführen und die Kosten der Zertifikate an die beteiligten
Firmen zurückzuerstatten, um eine Doppelbesteuerung zu vermeiden: "Die
Steuer wirkt dann wie ein Mindestpreis für Emissionen und ergänzt das EU
ETS." Prof. Schmidt spricht sich entschieden für die Steuer aus und gegen
eine Ausweitung des Zertifikatehandels auf bisher nicht erfasste Sektoren.
"Die Steuer setzt ein stabiles Preissignal und schafft somit ideale
Bedingungen für Investitionen in emissionsarme Technologien, während der
Preis im EU ETS schwankt. Dabei sind sowohl unerwartet geringe als auch
sehr hohe Zertifikatepreise nicht wünschenswert. Bei geringen Preisen
fehlen Anreize, die Emissionen weiter zu reduzieren, sehr hohe Preise
bergen konjunkturelle Risiken." Prof. Schmidt schlägt einen Einstiegspreis
von 80 Euro pro Tonne CO2 vor, was vergleichbar ist mit der Schweizer
CO2-Steuer. Die CO2-Steuer sollte im Anschluss kontinuierlich über die
Zeit ansteigen.

Ein Teil der Erlöse aus der CO2-Bepreisung sollte seiner Ansicht nach für
Regenwald-Schutzprogramme verwendet werden. Das hält Schmidt für noch
dringender als das Abschalten von Kohlekraftwerken oder die Entschädigung
von Stromkonzernen, weil so neben der Emissionsminderung auch noch ein
unermesslicher Beitrag für den Erhalt der globalen Artenvielfalt geleistet
würde.


Weitere Informationen unter:

https://www.scientists4future.org/wp-content/uploads/2019/08/S4F_CO2_Preis_final.pdf

"Antworten auf zentrale Fragen zur Einführung von CO2-Preisen" gibt
Prof. Robert Schmidt zusammen mit zahlreichen Kolleginnen und Kollegen in
"Diskussionsbeiträge der Scientists for Future 2, 2019, Version 1.1,
doi:10.5281/zenodo.3371150". In der Veröffentlichung geht es um
"Gestaltungsoptionen und ihre Auswirkungen für den schnellen Übergang in
die klimafreundliche Gesellschaft".

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution151
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

FernUniversität in Hagen, 18.09.2019
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MELDUNG/627: Oberverwaltungsgericht Münster - Demo-Fotos der Polizei in sozialen Netzwerken rechtswidrig (Rote Hilfe)


Bundesvorstand Rote Hilfe e.V. - Pressemitteilung vom 18.09.2019

OVG Münster: Demo-Fotos der Polizei in sozialen Netzwerken
rechtswidrig



Nachdem die Essener Polizei am 06. Mai 2018 Fotos von antifaschistischen
Demonstrant*innen auf Facebook und Twitter veröffentlicht hatte,
entschieden sich zwei Betroffene zur Klage.

Das Oberverwaltungsgericht Münster gab ihnen am 17. September 2019 in der
zweiten Instanz recht.

Sowohl das Anfertigen als auch das Veröffentlichen der Fotos war laut
Urteilsspruch rechtswidrig, weil dadurch die im Grundgesetz garantierte
Versammlungsfreiheit beeinträchtigt würde. Schließlich könnten Bürger*innen
von der Teilnahme an einer Demo abgehalten werden, wenn sie damit rechnen
müssten, von der Polizei aufgenommen zu werden, so das Gericht.

"Antifaschist*innen wissen, dass auf Demonstrationen gegen Rechts in vielen
Fällen Fotos durch die Repressionsbehörden angefertigt werden, ohne dass
klar erkennbar ist, zu welchem Zweck oder in welchen Datenbanken diese
gespeichert werden. Wir begrüßen die Klage der Demonstrant*innen, die im
vergangenen Jahr öffentlich Position gegen die rechtsgerichtete Gruppierung
"Eltern gegen Gewalt" bezogen haben. Das Urteil hat eine Signalwirkung und
kann zumindest etwas dazu beitragen, die Datensammelwut der Polizeibehörden
einzuschränken. Im vorliegenden Fall ging die Essener Polizei sogar noch
weiter, denn im Internet veröffentlichte Fotos von antifaschistischen
Demonstrant*innen können für die Betroffenen eine Gefahr für Leib und Leben
bedeuten, wenn sie von militanten Neonazis identifiziert werden. Es ist
wichtig, politisch und juristisch gegen die Verletzung politischer
Grundrechte vorzugehen. Natürlich machen wir uns keine Illusionen darüber,
dass die systematische Überwachung linker Aktivist*innen auf
Protestaktionen durch Gerichtsurteile beendet wird. Ob diese offensichtlich
rechtswidrige Veröffentlichung von Demonstrationsbildern für die Essener
Polizei letztendlich Konsequenzen haben wird, darf bezweifelt werden",
erklärt Anja Sommerfeld, Mitglied im Bundesvorstand der Roten Hilfe e.V.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 18.09.2019

Bundesvorstand Rote Hilfe e.V.

Bundesgeschäftsstelle, Postfach 32 55, 37022 Göttingen

Telefon: 0551/770 80 08; Fax: 0551/770 80 09

E-Mail: bundesvorstand@rote-hilfe.de

Internet: www.rote-hilfe.de
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MELDUNG/626: Literaturhinweis - Seenotrettung im Mittelmeer, Juristen analysieren aktuelle Rechtslage (idw)


Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg - 18.09.2019

Seenotrettung im Mittelmeer: Hallesche Juristen analysieren die aktuelle
Rechtslage



Wer ist für Geflüchtete zuständig, die auf dem Meeresweg nach Europa
kommen und dabei in Seenot geraten? Welche Aufgaben und Pflichten haben in
diesen Fällen die Europäische Union und ihre Mitgliedstaaten? Und welche
Rolle spielt dabei die Europäische Menschenrechtskonvention? Einen
umfangreichen Überblick zu diesem komplexen Thema geben
Rechtswissenschaftlerinnen und -wissenschaftler der
Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg (MLU) in einem neuen Buch. Darin
zeigen sie auch, warum die aktuelle Rechtslage zu vielen Problemen führt und
welche Alternativen es gibt.

Immer wieder gibt es Medienberichte über Geflüchtete, die mit einem Schiff
über das Mittelmeer nach Europa kommen. Diese Menschen sind häufig krank
oder ausgehungert, mitunter ist ihr Schiff nur begrenzt seetüchtig und es
fehlt an ausreichend Treibstoff, um das eigentliche Ziel zu erreichen.
Dass sich die Menschen auf dem Schiff in Seenot befinden und dass ihnen
geholfen werden muss, steht außer Frage. "In der Europäischen
Menschenrechtskonvention ist der Schutz von Menschenleben und
Menschenwürde festgeschrieben", sagt der Rechtswissenschaftler Prof. Dr.
Winfried Kluth von der MLU, der seit vielen Jahren zum Migrationsrecht
forscht und in diesem Feld als Sachverständiger den Bundestag berät. Wer
aber für die Rettung zuständig ist und seinen Hafen für die Schiffe der
privaten Hilfsorganisationen öffnen muss, ist dem Juristen zufolge
innerhalb der Europäischen Union nicht geregelt.

Gemeinsam mit seinen Mitarbeitern Nicole Jack und Philipp Schäper hat
Kluth deshalb ein neues Buch zur Seenotrettung und dem Europäischen Recht
veröffentlicht. "Das Buch zeigt, wie der geltende Rechtsrahmen aussieht,
wo er Lücken hat und welche Handlungsoptionen es für die Europäische Union
und die Mitgliedstaaten gibt, um die Gefahren einer Flucht zu mindern",
fasst Kluth zusammen. Eine zentrale Erkenntnis: Nicht die EU, sondern vor
allem ihre Mitgliedstaaten sind nach derzeitiger Rechtslage für die
Seenotrettung zuständig. Die aktuelle Gesetzeslage lasse aber viele Fragen
offen, so Kluth. Dazu gehören zum Beispiel der Zugang zu Häfen, die
Aufnahme und Zuweisung von Geflüchteten sowie die anschließende
Bearbeitung von Asylanträgen.

Schleuser würden diese Lage ausnutzen und absichtlich stark beschädigte
Schiffe mit geringen Treibstoffmengen auf dem Mittelmeer einsetzen, um
eine Seenot zu provozieren und Anrainerstaaten wie Italien unter Druck zu
setzen. "Allerdings zwingt das Seerecht keinen Staat dazu, diese Schiffe
in einem Hafen anlegen zu lassen. Selbst humanitäre Notstände
rechtfertigen das nicht. Die Staaten müssen lediglich Hilfe anbieten",
erklärt Kluth. Das könne im Zweifelsfall bedeuten, dass ein Schiff ohne
Treibstoff einfach eine Lieferung bekommt und weiter umherirren muss.
Deshalb erfülle auch Italien aktuell die Vorgaben des Seerechts, so der
Jurist weiter.

"Für die Probleme gibt es weder eine vollständige noch eine einfache
juristische Lösung. Hier ist politisches Handeln der Europäischen Union
und ihrer Mitgliedstaaten nötig, um die schlimmsten Fälle zu lösen. Es
hängt vom Willen der Regierungen ab, eine solidarische Lösung zu finden",
sagt Kluth. Kriminelle Aktivitäten, wie die der Schleuser, könne man aber
selbst mit den besten Gesetzen nicht komplett verhindern.

Das Thema ist inzwischen auch in der Kommunalpolitik angekommen. Seit Ende
2018 gibt es zahlreiche Städte in Deutschland, die sich selbst als
"sicheren Hafen" bezeichnen. Im Dezember hatte sich der Stadtrat dafür
ausgesprochen, zusätzlich zum regulären Aufnahmeverfahren geflüchtete
Menschen aus dem Mittelmeer aufzunehmen. "Allerdings sind die Kommunen für
diese Entscheidungen gar nicht zuständig, sondern der Bund", sagt Kluth.
Bislang fehle es noch an einer bundesweiten Regelung, um diese
Absichtserklärungen in die Tat umsetzen zu können, etwa durch die
Zuweisung der Flüchtlinge an einzelne aufnahmebereite Kommunen nach
Abschluss eines Anerkennungsverfahrens.


Originalpublikation:

Über das Buch: Winfried Kluth, Nicole Jack, Philipp Schäper:

Seenotrettung von Flüchtlingen und Europäische Werte. Halle (Saale) 2019,
91 S., ISBN: 978-3-86977-200-4

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution167

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg, 18.09.2019
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POLIZEI/002: Hamburger Polizeigesetz - Datensammlung ohne konkrete Gefahr und Lücken beim Anwaltsgeheimnis (DAV)


Deutscher Anwaltverein (DAV) - Berlin, 19. September 2019

Hamburger Polizeigesetz: Datensammlung ohne konkrete Gefahr und Lücken beim Anwaltsgeheimnis

Statement von Rechtsanwalt Dr. David Albrecht, Mitglied des Ausschusses Gefahrenabwehrrecht des Deutschen Anwaltvereins (DAV) zu geplanten Änderungen des Hamburger Polizeigesetzes



Zum Entwurf des Hamburger Senats zum Dritten Gesetz zur Änderung
polizeirechtlicher Vorschriften findet am 19. September 2019 eine
Anhörung im Hamburger Innenausschuss statt.

Der Deutsche Anwaltverein (DAV) sieht die geplanten Änderungen im
Polizeirecht kritisch. Der Gesetzentwurf will eine Rechtsgrundlage für
die Verarbeitung personenbezogener Daten in einem automatisierten
Analysesystem schaffen (§ 49) - vergleichbar mit dem seit 2017 in
Hessen eingesetzten, ebenfalls höchst problematischen Programm
"hessenDATA". Damit soll es künftig in Hamburg möglich sein,
verschiedene Datenbanken zu verknüpfen, auch mit Informationen aus
sozialen Netzwerken. Die Polizei kann damit umfassende Verhaltens- und
Persönlichkeitsprofile erstellen. Das Bundesverfassungsgericht hat
dies in anderen Fällen stets für unzulässig erklärt.

Unter dem Begriff der "vorbeugenden Bekämpfung" können unbescholtene
Bürgerinnen und Bürger in den Fokus geraten: Der Einsatz der
Datenanalyse, lange bevor überhaupt eine konkrete Gefahr vorliegt,
betrifft nämlich naturgemäß auch vollkommen legale Aktivitäten eines
jeden. Betroffene haben nicht einmal ein Auskunftsrecht.

Eine ausreichende interne oder externe Überprüfung der Maßnahmen ist
nicht vorgesehen - die verfassungsrechtlichen Anforderungen an
hinreichende Transparenz und Kontrolle staatlicher Eingriffsmaßnahmen
dürften somit deutlich verfehlt werden. Auch in Sachen Schutz des
Anwaltsgeheimnisses ist der Entwurf zu kritisieren: Als Wesensmerkmal
der Anwaltschaft muss die Vertraulichkeit zwischen Mandant und Anwalt
absolut und nicht nur in bestimmten Fällen geschützt sein - § 62
des BKA-Gesetzes hätte hier als Vorbild dienen können und müssen.

 * 

Quelle:

Statement vom 19. September 2019

Deutscher Anwaltverein (DAV)

Littenstraße 11, 10179 Berlin

Tel.: 0 30/72 61 52 - 0

Fax: 0 30/72 61 52 - 190

E-mail: service@anwaltverein.de
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STRAFRECHT/476: Pflichtverteidigung nur auf Antrag ist ein rechtsstaatlicher Rückschritt (DAV)


Deutscher Anwaltverein (DAV) - Berlin, 19. September 2019

Pflichtverteidigung nur auf Antrag ist ein rechtsstaatlicher Rückschritt

Statement von Rechtsanwalt Stefan Conen, Mitglied des Ausschusses Strafrecht des Deutschen Anwaltvereins (DAV)



Die notwendige Verteidigung wird aufgrund einer EU-Richtlinie
reformiert. Am Freitag, 20. September 2019, steht der Gesetzentwurf
auf der Tagesordnung im Bundesrat.

Der Deutsche Anwaltverein (DAV) sieht den Gesetzentwurf zur
notwendigen Verteidigung aus einem anderen Grund als der Deutsche
Richterbund (DRB) kritisch. Die geplanten Änderungen sind ein
rechtsstaatlicher Rückschritt. Jeder Beschuldigte hat das Recht auf
einen Verteidiger. Dass dieser ihm dem Entwurf nach schon in der
ersten polizeilichen Vernehmung zur Seite gestellt werden soll, ist
grundsätzlich zu begrüßen. Einen sogenannte Verteidiger der ersten
Stunde soll der Beschuldigte nach dem Entwurf allerdings explizit
beantragen müssen (Opt-in). Er wird also nicht automatisch zur
Verfügung gestellt. Das ist höchst problematisch: Pflichtverteidigung
ist nach geltendem Recht unabhängig vom Wunsch des Beschuldigten wie
auch von seinem Einkommen. Dieser Automatismus schützt Beschuldigte
vor unzulässigem Druck der Ermittler, auf eine Verteidigung zu
verzichten. Dieser Schutz würde verloren gehen.

Der DRB kritisiert den Entwurf ebenfalls. Nach seiner Meinung seien
"Ermittlungsverfahren von Staatsanwaltschaften und Polizei schwerer
zu führen". Warum die Beiziehung eines Pflichtverteidigers das
Ermittlungsverfahren erschweren soll, ist schlicht nicht
nachvollziehbar. Die Anwaltschaft und in Ermittlungsverfahren die
Strafverteidigung garantiert das rechtsstaatliche Verfahren. Das wird
offenbar verkannt.

 * 

Quelle:

Statement vom 19. September 2019
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ZIVILRECHT/741: Revision beim BGH - Wertgrenze für Nichtzulassungsbeschwerde darf nur vorübergehende Lösung sein (DAV)


Deutscher Anwaltverein (DAV) - Berlin, 19. September 2019

Revision beim BGH: Wertgrenze für Nichtzulassungsbeschwerde darf nur vorübergehende Lösung sein

Statement von Rechtsanwältin und Notarin Edith Kindermann, Präsidentin des Deutschen Anwaltvereins (DAV)



Am Freitag, 20. September 2019, steht ein Gesetzentwurf zur Regelung
der Wertgrenze für die Nichtzulassungsbeschwerde auf der Tagesordnung
des Bundesrats.

Zugang zum Recht bedeutet auch, in Zivilverfahren vor dem
Bundesgerichtshof (BGH) Beschwerde gegen die Nichtzulassung einer
Revision einlegen zu können. Das muss auch bei Verfahren möglich sein,
in denen es um geringe Streitwerte geht. Allenfalls um eine
Überlastung des Gerichts zu vermeiden, kann eine Wertgrenze für die
Nichtzulassungsbeschwerde vorübergehend notwendig sein. Dauerhaft
sollte sie nicht bestehen, schon gar nicht in Höhe von 20.000 Euro.
Durch die Wertgrenze besteht die Gefahr, dass die Rechtsprechung der
Instanzgerichte immer weiter auseinanderdriftet. Ist der BGH
überlastet, müssen hierfür andere Lösungen gefunden werden. Sollte der
Gesetzgeber dennoch eine dauerhafte Streitwertgrenze einführen,
erwartet der DAV, dass regelmäßig überprüft wird, ob sie noch
notwendig ist.

Nach § 26 Nr. 8 EGZPO ist eine Beschwerde gegen die
Nichtzulassung der Revision zum BGH nur zulässig, wenn der Wert der
mit der Revision geltend zu machenden Beschwer 20.000 Euro übersteigt.
2002 als Übergangsregelung geplant, gilt diese Regelung derzeit immer
noch. Am 20. September 2019 berät der Bundesrat darüber, ob die
Wertgrenze dauerhaft in der Zivilprozessordnung festgeschrieben werden
soll.

 * 

Quelle:

Statement vom 19. September 2019
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STANDPUNKT/062: Rechten Terror jetzt aufklären! Das Berliner Abgeordnetenhaus muss handeln (RAV)


Vereinigung Demokratischer Juristinnen und Juristen e. V. (VDJ)

Republikanischer Anwältinnen- und Anwälteverein e. V. (RAV)

Internationale Liga für Menschenrechte e. V. (ILMR)

Gemeinsame Pressemitteilung vom 18. September 2019

Rechten Terror jetzt aufklären! Das Berliner Abgeordnetenhaus muss
handeln 



In Berlin-Neukölln kam es in den letzten Jahren zu ungewöhnlich vielen
rechten Gewalttaten. Die rechten Brandanschläge gegen diverse
Bezirkspolitiker, einen Buchhändler und der Mord an Burak Bektaş sowie
Morddrohungen gegen weitere Personen, die sich gegen Rechtsextremismus
engagieren, konnten jedoch bis heute nicht aufgeklärt werden. Während
bisherige Ermittlungen ins Leere liefen, kam es zu rechten Umtrieben im
Berliner Landeskriminalamt (LKA).

So verfassten Polizeibeamte Drohbriefe gegen Linke, und von der Polizei
erstellte Namenslisten fanden sich plötzlich auf rechtsradikalen Blogs.
Obwohl der Berliner Verfassungsschutz konkrete Kenntnisse über die Gefahren
eines Brandanschlages auf den Bezirkspolitiker Ferat Kocak hatte, wurde er
vom Verfassungsschutz nicht gewarnt. Schließlich kam es zum
lebensgefährlichen Anschlag auf ihn und seine Familie.

Rechte Motive des Mordes an Burak Bektaş wurden nicht weiterverfolgt,
und aus den Akten lassen sich zahlreiche Ermittlungsfehler entnehmen.
Fehler, die auf dem sog. 'Confirmation Bias' basieren, d.h.
vorurteilsbelastete Ermittlungen, die von einer bestimmten Hypothese
ausgehen und daher nur so ermitteln, dass diese Erwartungen erfüllt werden,
springen hier ins Auge.

Das Magazin Kontraste recherchierte derweil, dass ein LKA-Beamter privaten
Kontakt in die Neonazi-Szene hielt. Diese Vorgänge erinnern stark an die
Vertuschungen, unterdrückten Ermittlungen und engen Kontakte zwischen
Sicherheitsbehörden und Neonazis, die bezüglich der NSU-Morde bekannt
wurden. Deshalb forderten die Opfer der Brandanschläge im Mai 2019, dass
der Generalbundesanwalt die Ermittlungen aufnehmen soll, was dieser
ablehnte.

Die Vertuschungen und oberflächlichen Ermittlungen zu den NSU-Morden dürfen
sich nicht wiederholen!

Wir fordern deshalb, dass den Hinweisen auf rechte Strukturen im Berliner
LKA nachgegangen wird und in allen Berliner Sicherheitsbehörden die
notwendigen personellen und strukturellen Konsequenzen gezogen werden!

Wir fordern, dass ein Parlamentarischer Untersuchungsausschuss im
Abgeordnetenhaus von Berlin zur Aufklärung der rechtsradikalen Neuköllner
Anschlagsserien und dem Mord an Burak Bektaş eingerichtet wird!

Vereinigung Demokratischer Juristinnen und Juristen e. V. (VDJ)

Republikanischer Anwältinnen- und Anwälteverein e. V. (RAV)

Internationale Liga für Menschenrechte e. V. (ILMR)

 * 

Quelle:

Gemeinsame Pressemitteilung vom 18. September 2019
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SCHACH-SPHINX/07033: Tugend oder das Herabsinken zum Tier? (SB)


Der Schachmoralist Jacobus von Cessoles hatte eine etwas eigenwillige
Vorstellung vom Zweck des Daseins, was sicherlich daran lag, daß alle
Moralisten im tiefsten Seelenkämmerchen Anhänger eines entfremdeten
Lebensausdrucks sind, wenn es darum geht, das Handeln der Mitmenschen
zu beurteilen: "Ohne Tugend seine Tage hinzubringen, ist nicht die
Aufgabe eines Menschen, sondern eines Tieres." Daher schrieb der
Geistliche vom Orden der Predigermönche ein Buch über das Schachspiel
"zum Vergnügen der Edlen und namentlich derer, welche das Spiel
verstehen". Und er ließ keine Zeile verstreichen, ohne mit erhobenem
Finger auf die "Hilfe dessen, von welchem uns alles Gute und
Vollkommene zugeht", hinzuweisen. "Ehre und Preis sei deshalb Gott in
Ewigkeit." Immerhin stellte sich Cessoles damit zur seinerzeit
herrschenden kirchlichen Verurteilung des Schachspiels als einer vom
Teufel gegen den göttlichen Schöpfungsplan inszenierten Ränke quer.
Das Schachspiel war eben in seinen Augen ein zu wertvolles Instrument,
um die Sittenlosigkeit seiner Zeitgenossen anzuprangern und ihnen
gleichzeitig den Weg zurückzuweisen in den Schoß der
alleinseligmachenden Kirche. Wenn Menschen schon faulenzen und sich
schlechte Gedanken machen, dann sollen sie wenigstens Schach spielen -
was für eine bizarre Missionarslogik! Im atheistischen Sowjetreich
hätten seine Worte wohl niemanden erreicht trotz der dortigen
Schachleidenschaft. Moralisch einwandfrei im heutigen Rätsel der
Sphinx war dennoch der schwarze Angriff, Wanderer.






[image: SCHACH-SPHINX/07033: Tugend oder das Herabsinken zum Tier? (SB)]



Nikitin - Izvozchikov

UdSSR 1968


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Sünden werden in der christlichen Religion vergeben. Doch vielleicht
war der russische Großmeister Michail Tschigorin zu sehr Atheist, um
sich davon beirren zu lassen: 1...Th8-e8? 2.Tg3xg7+! Kh7xg7 3.Tb1-b7+
Kg7-g6 4.De6-f7+ Kg6-f5 5.Tb7-b5+ Kf5-e4 6.f2-f3+ Ke4-e3 7.Df7-b3+ Ke3-
e2 8.Db3-b2+ Ke2-d3 9.Db2-b1+ Kd3-e2 10.Tb5-b2+ Ke2-e3 11.Db1-e1+ Ke3-
d4 12.De1-d2+ Kd4-c4 13.Tb2-b4#
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LEHRMITTEL/225: "Intelligenter" Stift soll Erlernen der Rechtschreibung unterstützen (idw)


Universität des Saarlandes - 18.09.2019

BMBF-Förderung: "Intelligenter" Stift soll Erlernen der Rechtschreibung
unterstützen



Der Erwerb der Handschrift ist die erste große Hürde in der schulischen
Ausbildung: Kinder sollten einen automatisierten Bewegungsablauf erlernen
und leserlich und fehlerfrei schreiben können. Unterstützt werden könnte
dies durch ein neues intelligentes Hilfsmittel, an dem die Didaktikerin
Julia Knopf von der Saar-Uni in einem Verbundprojekt forscht: Im Zentrum
steht ein mit Sensoren ausgestatteter Stift, der sowohl Schrift als auch
Rechtschreibfehler erkennt. Das Verbundprojekt "Schreibtrainer -
Handschrift-Training und Schrift-Digitalisierung mittels kontextsensitiver
Stifte" wird vom Bundesforschungsministerium mit rund 1,3 Millionen Euro
gefördert.

Ein Stift, der beim Schreiben auf Rechtschreibfehler aufmerksam macht? Was
wie ein tausendfaches Stoßgebet aus Deutschlands Klassenzimmern klingt,
will die Saarbrücker Professorin Julia Knopf in einem Verbundprojekt mit
dem Fraunhofer-Institut für Integrierte Schaltungen IIS in Nürnberg, der
Firma Stabilo International GmbH sowie der Kinemic GmbH Wirklichkeit
werden lassen. Im Projekt "Schreibtrainer - Handschrift-Training und
Schrift-Digitalisierung mittels kontextsensitiver Stifte" geht es
allerdings um mehr als das bloße Korrigieren von Rechtschreibfehlern: "Wir
wollen die technologische Basis für ein neues Rechtschreib-Übungskonzept
entwickeln und prototypisch erproben", erklärt die Professorin für
Fachdidaktik Deutsch Primarstufe. Ausgestattet mit einer Sensorik, erkennt
und analysiert dieser Stift die Handschrift und hilft dabei, eine
gesündere Schreibmotorik sowie eine bessere Schreibökonomie zu entwickeln.

Thema des aktuellen Forschungsvorhabens ist es, die Rechtschreibung zu
erfassen, zu kommentieren und in ein Übungskonzept einzubetten. "Der Stift
ist als intelligentes Hilfsmittel gedacht - es soll Kinder dabei
unterstützen, den Automationsgrad ihrer Handschrift, ihr Schriftbild und
ihre Rechtschreibung selbständig zu verbessern", erläutert Julia Knopf.
Das Prinzip klingt einfach: Während man mit dem Stift auf Papier schreibt,
wird die Schrift in Echtzeit auf ein Tablet übertragen und von der
Sensorik ausgewertet. Doch die Aufgabenstellung ist wesentlich komplexer:
"Ein wichtiger Teil der Studie behandelt die Frage, wann und über welche
Methoden die Rückmeldung zur Rechtschreibung erfolgen soll, und wie das
didaktische Übungsszenario aussehen soll", erläutert Julia Knopf. Sobald
diese Übungskonzepte für die Rechtschreibung konzipiert sind, werden sie
an verschiedenen Schulen erprobt. Aufgabe der Projektpartner ist es, die
technologischen Herausforderungen zu lösen.


Das Verbundprojekt "Schreibtrainer" wird koordiniert vom
Fraunhofer-Institut für Integrierte Schaltungen IIS in Nürnberg. Weitere
Projektpartner sind die Firma Stabilo International GmbH sowie die Firma
Kinemic GmbH in Karlsruhe. Neben dem Lehrstuhl Fachdidaktik Deutsch der
Saar-Uni arbeitet auch das Forschungsinstitut Bildung Digital (FoBiD) im
Projekt. Das Fördervolumen beläuft sich auf rund 1,3 Millionen Euro über
drei Jahre.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution8

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität des Saarlandes, 18.09.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 20. September 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / PSYCHOLOGIE





FORSCHUNG/246: Viele Gründe für den Tracker-Verzicht (idw)


Technische Universität Chemnitz - 18.09.2019

Viele Gründe für den Tracker-Verzicht

Forscher aus Chemnitz und Lübeck haben untersucht, warum Personen die
Nutzung von Fitness-Trackern beenden



Fitness-Tracker (mytuc.org/zblr) sind beliebt und tragen dazu bei, eigene
sportliche Leistungen zu kontrollieren, zur Bewegung zu motivieren und
Erfolge mit anderen Menschen zu teilen. Trotzdem legt etwa ein Drittel der
Nutzerinnen und Nutzer den Tracker schon nach kurzer Zeit wieder zur
Seite. Warum das so ist, haben Christiane Attig, wissenschaftliche
Mitarbeiterin an der Professur für Angewandte Gerontopsychologie und
Kognition des Instituts für Psychologie der Technischen Universität
Chemnitz, und Prof. Dr. Thomas Franke, Inhaber der Professur für
Ingenieurpsychologie und Kognitive Ergonomie am Institut für Multimediale
und Interaktive Systeme der Universität zu Lübeck, untersucht. Es handelt
sich um die erste Studie aus dem deutschsprachigen Raum, die systematisch
Gründe des Nutzungsverzichts herausarbeitet. Darüber hinaus untersuchte
das Forschungsduo, durch welche Nutzungscharakteristika sich ehemalige
Nutzerinnen und Nutzer auszeichnen. Zum Beispiel, ob sie das Gerät am
Handgelenk ohnehin häufig abgelegt und nur sporadisch genutzt haben. Die
Ergebnisse ihrer Untersuchung sind nun im Fachmagazin "Computers in Human
Behavior" erschienen.


Online-basiertes Studiendesign

"Die Gruppe der Personen, die mit der Nutzung aufgehört haben, wurde
bisher selten eingehend in der psychologischen Forschung untersucht.
Einige Studien gaben zwar Aufschluss darüber, welche Beendigungsgründe
eine Rolle spielen, aber welche von diesen Gründen besonders
ausschlaggebend sind oder wie sich diese Gruppe beispielsweise
hinsichtlich der Nutzungsintensität auszeichnet, war bisher nicht
bekannt", so Attig. Außerdem haben die Chemnitzer Forscherin und ihr
Lübecker Kollege herausfinden wollen, welche Gründe besonders sicher zur
Beendigung des Trackens führen. Das heißt, dass diese Gründe für die
Nutzerinnen und Nutzer subjektiv besonders schwerwiegend seien. Um diese
Fragen zu beantworten, konzipierten Attig und Franke eine Online-Studie
auf Basis einer umfangreichen Literaturrecherche.

Motivationsverlust und neue Lebensumstände sind wichtige Gründe

Laut Studie, an der 159 ehemalige Tracker-Nutzerinnen und -Nutzer
teilnahmen, war ein Motivationsverlust einer der ausschlaggebendsten
Gründe für den Tracker-Verzicht. Darauf folgte die Unterbrechung der
Nutzungsroutine, beispielsweise durch Urlaub, Krankheit oder sonstige
Änderungen der Lebensumstände, die das Tracken unmöglich oder unwichtig
machen. Dazu zählen auch Schwangerschaft oder der Beginn einer neuen
beruflichen Tätigkeit. "Jeweils über ein Drittel der Personen gaben
außerdem an, dass wahrgenommene Messungenauigkeiten, geringer Tragekomfort
sowie ein unattraktives Design dazu beigetragen haben, dass sie ihren
Tracker nicht mehr nutzen", so Attig.

Dabei sei aber nicht jede Nutzungsbeendigung aus negativen Gründen
erfolgt: "Auch der Umstand, dass die Alltagsbewegung oder der Sport zur
Gewohnheit geworden und der Tracker insofern nicht mehr als nötig erachtet
wird, trug laut rund einem Drittel der Teilnehmenden zur Beendigung bei."
Schaut man sich die ehemaligen Nutzungsgewohnheiten der Teilnehmenden an,
fällt weiterhin auf, dass diese ihren Tracker im Schnitt intensiv genutzt
haben: 97 Prozent nutzten den Tracker zur Erfassung ihrer gesamten
Alltagsaktivität, 77 Prozent trugen ihn an sieben Tag der Woche und 56
Prozent an über 23 Stunden am Tag. Über 70 Prozent gaben außerdem an, dass
sie sich vorstellen können, in Zukunft die Nutzung erneut zu beginnen.

Nachhaltige Tracker-Nutzung

"Dass so viele Personen angaben, eines Tages wieder mit dem Tracken
weiterzumachen, zeigt, dass auch die ehemaligen Nutzenden den Wert eines
Fitness-Trackers durchaus weiterhin zu schätzen wissen. Aber es gibt
einige Barrieren, die die Ausschöpfung des vollen Potenzials erschweren,
und die wir durch diese Studie sichtbar machen konnten", sagt Franke. "Wir
schlagen vor, dass das Tracker-Feedback bedeutsam gestaltet sein sollte.
Statt bloßer Zahlen, von denen man sich möglicherweise sogar abhängig
macht, sollte der Tracker zurückmelden, welche positiven Auswirkungen die
Schritte ganz konkret auf das körperliche und psychische Wohlbefinden
haben." Mit anderen Worten: Die Rückmeldung des Trackers soll die
Motivation zum Tracken aus eigenem Antrieb heraus stärken. "Nicht nur: Was
habe ich geschafft, sondern auch: Warum ist es super, dass ich es
geschafft habe", ergänzt Attig. Aber auch eine größere Transparenz
hinsichtlich der Messung und der Weitergabe persönlicher Daten,
beispielsweise an Krankenkassen oder Anbieter weiterer Apps, sind
Ansatzpunkte, um das Tracken attraktiver zu machen.

Im nächsten Schritt wollen die Beiden herausfinden, ob auch die
Persönlichkeit der ehemaligen Nutzenden eine Rolle bei der Entscheidung
spielt, mit dem Tracken aufzuhören.


Originalpublikation:

Attig, C., & Franke, T. (2020).

Abandonment of personal quantification: A review and empirical study
investigating reasons for wearable activity tracking attrition.

Computers in Human Behavior, 102, 223-237.

doi:10.1016/j.chb.2019.08.025

(http://bit.ly/2kSsHDo)

Weitere Informationen unter:

Im "TUCscicast" spricht TU-Psychologin Christiane Attig (mytuc.org/qjrc)
über helfende Maschinen und die Psychologie von Fitness-Trackern. Im
Podcast "TUCpersönlich" (mytuc.org/kmzn) spricht Attig unter anderem
darüber, warum sie den Buchhändlerberuf gegen die Wissenschaft getauscht
hat und was ihre Tattoos für sie bedeuten.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution85

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Technische Universität Chemnitz, 18.09.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MELDUNG/549: Studie - Die Hälfte aller Geflüchteten ist psychisch belastet (idw)


Universität Leipzig - 18.09.2019

Leipziger Uni-Studie: Die Hälfte aller Geflüchteten ist psychisch
belastet



Rund 68,5 Millionen Menschen waren 2017 weltweit auf der Flucht vor
Gefahren, Armut und Krieg in ihren Herkunftsregionen, 970.400 kamen nach
Deutschland. Unmittelbar nach ihrer Ankunft befragten Wissenschaftler der
Universität Leipzig einen Teil der Geflüchteten in einer
Erstaufnahmeeinrichtung. Die Studienergebnisse unterstreichen die hohe
psychische Belastung Geflüchteter und liefern wichtige Informationen für
die weitere Versorgung.

Die Studie wurde in einer Leipziger Erstaufnahmeeinrichtung für
Asylsuchende von Mai 2017 bis Juni 2018 durchgeführt. Insgesamt nahmen 569
erwachsene Geflüchtete aus über dreißig verschiedenen Ländern teil. Etwa
die Hälfte wurde innerhalb der ersten Woche nach der Ankunft befragt. Die
Studie von Wissenschaftlern um Prof. Dr. Heide Glaesmer und Dr. Yuriy
Nesterko von der Abteilung für Medizinische Psychologie und Medizinische
Soziologie ergab, dass um die 50 Prozent der befragten Geflüchteten
deutliche Zeichen einer psychischen Störung zeigen. Ein Drittel der
Befragten hat eine posttraumatische Belastungsstörung, ein Drittel
berichtet von psychosomatischen Symptomen wie Herzrasen und
Angstzuständen. Viele Betroffene wiesen außerdem Symptome einer Depression
auf und leiden unter mehr als einer psychischen Störung.

"Die Ergebnisse sind für uns grundsätzlich nicht überraschend. Die
Geflüchteten hatten zum Zeitpunkt der Befragung fast immer eine lange
Flucht hinter sich, viele hatten Krieg und Gewalt erfahren und waren von
ihren Familien und Angehörigen getrennt", fasst Prof. Glaesmer die
Studienergebnisse zusammen. Durch die traumatischen Erfahrungen und die
psychischen Störungen ist die Leistungsfähigkeit der Betroffenen oft in
wichtigen Lebensbereichen eingeschränkt und das Risiko für die Entwicklung
weiterer psychischer Erkrankungen beziehungsweise deren Chronifizierung
steigt stark an. "Die Studienergebnisse weisen zum einen auf die
Dringlichkeit einer professionellen Behandlung der Betroffenen hin. Zum
anderen sind psychosoziale Entlastungs- und Beratungsangebote vor Ort von
Nöten, insbesondere für kürzlich angekommene Geflüchtete, um
Symptomverschlechterungen und der Entwicklung von psychischen Störungen
vorzubeugen", resümiert Co-Autor Dr. Yuriy Nesterko. Die Studie ist eine
Momentaufnahme kurz nach der Ankunft in der Erstaufnahmeeinrichtung. Es
ist zu erwarten, dass bei einigen Personen psychische Belastungen erst
noch zum Tragen kommen, während andere möglicherweise in einer sicheren
und ruhigen Umgebung diese überwinden können. Entscheidend ist, dass ohne
eine zeitnahe und bedarfsorientierte Versorgung die Gefahr einer stetigen
Verschlechterung der psychischen Gesundheit als sehr hoch einzustufen ist.

Die Studie liefert wichtige Informationen für die Gesundheitsplanung und
weitere Versorgung. Sie macht deutlich, wie wichtig es ist, eine
frühzeitige psychosoziale Unterstützung für Geflüchtete bereitzustellen.
Die Roland Ernst Stiftung für Gesundheitswesen förderte die Studie mit
61.800 Euro.


Originalpublikation:

https://doi.org/10.1017/S2045796019000325

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution232

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Leipzig, 18.09.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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KLEINKUNST/926: Hanau - Kleine Kunst ganz groß - Reihe "Kultour" startet am 13.10.2019


Stadt Hanau

Kleine Kunst ganz groß

Reihe Kultour startet am 13. Oktober im Café Central



Ob es sich um die typischen Begleiterscheinungen der Pubertät dreht
oder die "deutsch-türkischen Problemzonen", ob keltische Harfenmusik
erklingt oder Charles Dickens' Weihnachtsmärchen auf der Fest
einstimmt - die Hanauer Reihe "Kultour" bietet regelmäßig ein
Programm, das ganz bewusst abseits des Mainstream und der TV-Comedians
angesiedelt ist. Die Saison der Kleinkunst-Reihe beginnt im Oktober,
dabei führt der Begriff in die Irre, denn nicht die Kunst ist klein,
sondern der begrenzte personelle, räumliche und materielle Aufwand ist
hier der Namensgeber. Wie groß die Kleinkunst sein kann, das kann das
Hanauer Publikum in diesem Jahr noch zehn Mal erleben.

Seit 1987 belebt die Veranstaltungsreihe die kulturelle Szene in der
Brüder-Grimm-Stadt und hat inzwischen einen ebenso großen wie treuen
Freundeskreis gefunden. Die bunte Mischung aus hochklassiger
Kleinkunst setzt einfach Maßstäbe und muss den Vergleich mit den
Angeboten der gesamten Rhein-Main-Region nicht scheuen. Dies belegen
nach den Worten von Hanaus Oberbürgermeister Claus Kaminsky auch die
Zahlen der abgelaufenen Saison: Mit knapp 3.535 Zuschauerinnen und
Zuschauern hat die Reihe eine Kapazitätsauslastung in Höhe von 89
Prozent erreicht. "Das sind Ergebnisse, von denen anderen
Theaterreihen vielfach nur träumen können", freut sich Kaminsky über
den kontinuierlichen Erfolg.

Der Startschuss für die neue Saison fällt am Sonntag, 13. Oktober,
wenn im Café Central Matthias Jung mit seinem Programm "Chill mal - Am
Ende der Geduld ist noch viel Pubertät übrig" gebeutelten Eltern aus
der Seele spricht. Der Diplom-Pädagoge und Deutschlands lustigster
Jugendexperte geht mit der lang erwarteten Fortsetzung seines
Erfolgsprogramms "Generation Teenietus" in die nächste Runde.

Ein "Zuckerfest für Diabetiker" mit Moritz Netenjakob, Hülya
Dogan-Netenjakob, Serhat Dogan und Markus Barth liefert am Mittwoch,
30. Oktober, im Stein's Tivoli eine Einführung in deutsch-türkische
Problemzonen. Dabei verzichtet das deutsch-türkische Ensemble darauf,
zwei Stunden die politischen Verhältnisse zu ziselieren, sondern
beweist mit einer gelungenen Mischung aus Standups, Sketchen und
Musik, dass Satire auch verbindend wirken kann.

Einen Abend voller Überraschungen verspricht der "Hanauer Comedy
Slam", der am Samstag, 2. November, In Kooperation mit dem KUZ -
Trägerverein Kulturzentrum Pumpstation e. V. im Brückenkopf
veranstaltet wird. Die Moderation übernimmt der großartige Comedian
Thomas Nicolai. Im freundlichen Wettstreit treten Nelly Amiri, Jason
Lee, Nizar, Tobi Freudenthal, Peter Kunz und Mario Wendler an. Jeder
hat 10 Minuten Zeit, das Publikum für sich zu gewinnen.

Es ist bereits die sechste Mixed-Show, die Stephan Bauer am Mittwoch,
6. November, im Stein's Tivoli präsentiert. Gemeinsam mit seinen
Gästen Uli Masuth, Benni Stark und Thomas Fröschle liefert er einen
Comedy- und Kabarett-Abend der Extraklasse. Die vier ergänzen sich mit
ihren Programmen "Vor der Ehe wollte ich ewig leben", "Mein Leben als
Ich", "The Fashionist Tour" und "Ende Legende" perfekt. Das Publikum
darf sich auf einen pointenprallen Mega-Spaß freuen.

Das Leben schreibt lustige Geschichten. Die lustigsten schreibt das
Arbeitsleben und die alleralleroberlustigsten präsentiert Hans
Gerzlich unter dem Motto "Bürogeflüster ! Jetzt geht die Party richtig
los" am Sonntag, 10. November, im Café Central. Dabei begegnet er
nochmal den lieben Kollegen, die jeder aus jeder Firma kennt, und
zeigt, dass alle Klischees stimmen.

Kraftvolle und ausdrucksstarke Musik voller Leuchtkraft, mit
poetischen und augenzwinkernden Texten und einem ganz
unverwechselbaren persönlichen Stil - so lässt sich das Programm
"Celtic Harp & Song" von Nadia Birkenstock zusammenfassen. In Hanau
ist die Interpretin von irischen, schottischen und englischen
Folksongs am Donnerstag, 14. November, im Café Amadeo zu hören. Dabei
bildet ihre klare Stimme eine magische Einheit mit den farbenreichen
Klängen ihrer Harfe. Für Freunde keltischer Harfenmusik und solche,
die es werden wollen, ein Konzert, das sie sich nicht entgehen lassen
sollten.

Er ist neben Max Uthoff Gastgeber der Kabarettsendung "Die Anstalt"
und Ensemblemitglied der "heute-show" - und am Samstag, 23. November,
ist er zu Gast im Congress Park Hanau: Claus von Wagner präsentiert
sein Programm "Theorie der feinen Menschen" und damit eine Erzählung
aus dem tiefen Inneren unserer feinen Gesellschaft. Sie handelt vom
Kampf ums Prestige, Wirtschaftsverbrechen und Business Punks. Theorie
der feinen Menschen ist auch eine epische Geschichte von Verrat,
Familie und Geld. Als hätte Shakespeare ein Praktikum bei der
Deutschen Bank absolviert und aus Verzweiflung darüber eine Komödie
geschrieben.

Der Dezember beginnt mit einem ersten Jahresrückblick. "Schlachtplatte
light - die Endabrechnung 2019" ist der Titel des Programms, mit dem
Robert Griess und Fred Ape am Mittwoch, 4. Dezember, im Stein's Tivoli
ihr Publikum begeistern werden. Jeder für sich ist bereits ein Stern
am Comedyhimmel - gemeinsam garantieren sie ein Feuerwerk, wenn sie
mit all dem Wahn- und Schwachsinn des Jahres abrechnen.

Musikalisch geht es am Donnerstag, 12. Dezember, im Café Amadeo unter
dem Titel "Dümmer geht ümmer - jedem Unfug wohnt ein Zauber inne".
weiter. HörBand - das ist ein Synonym für A Capella vom Feinsten, aber
auch für Kreativität, Eigenkompositionen und Arrangements sowie
Lach- und Ohrwurmgaranten. Aufgrund des außergewöhnlichen
Unterhaltungswerts in Kombination mit ihrer erstaunlichen Musikalität
haben sie sich 2017 als einziger reiner Musikact für die
Kabarettbundesliga qualifiziert. Außerdem sind sie Sieger des
Deutschen Chorwettbewerbs 2018 in ihrer Kategorie.

Zum Abschluss der ersten Hälfte der Veranstaltungsreihe und passend
zur Jahreszeit wird am Mittwoch, 18. Dezember, "Charles Dickens'
Weihnachtsmärchen" gezeigt. Markus Grimm präsentiert dieses Mal im
Comoedienhaus Wilhelmsbad seine eigene Interpretation der Geschichte
von dem kaltherzigen Geschäftsmannes Ebenezer Scrooge, der just am
Weihnachtsfest unter gespenstischen Einfluss gerät und dabei mit
seiner eigenen Vergangenheit und Vergänglichkeit konfrontiert wird.
Grimm begeistert und verzaubert bereits seit 2005 das Publikum im Café
Amadeo mit diesem Stück, das auch im fünfzehnten Jahr absolut
sehenswert ist. Hier gilt es, sich rechtzeitig Karten zu sichern, denn
diese Vorstellung ist grundsätzlich schnell ausverkauft.

Alle Veranstaltungen im Café Amadeo und im Café Central beginnen
jeweils um 20.30 Uhr. Im Stein's Tivoli, im Comoedeinhaus und im
Congress Park Hanau hebt sich der Vorhang bereits um 20 Uhr. Einlass
ist immer ab 19 Uhr. Karten zu allen Veranstaltungen der Reihe Kultour
gibt es im Hanau Laden, Am Freiheitsplatz 3, bei der Volksbühne Hanau,
Nürnberger Straße 2, sowie bei allen anderen bekannten
Vorverkaufsstellen.

Das "Kleinkunst-Abo", das allerdings nur direkt beim
Veranstaltungsbüro gebucht werden kann, bietet die Möglichkeit, einen
Preisnachlass von 20 Prozent zu bekommen, wenn man Tickets für
mindestens sieben Veranstaltungen kauft. Als Zugabe gibt es pro Abo
ein Feierabendticket, mit dem man nach Aktivierung in den Tiefgaragen
und Parkhäusern der Hanauer Parkhaus GmbH zwischen 18 und 8 Uhr an 30
aufeinanderfolgenden Tagen kostenfrei parken kann. Informationen und
Buchung sind unter der Telefonnummer 06181/ 6686092 oder per Email
unter veranstaltungsbuero@hanau.de möglich.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 18. September 2019

Stadt Hanau

Pressestelle

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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SCHAUSPIEL/1297: Cuxhaven - "1984" von Georg Orwell am 30. September 2019


Stadt Cuxhaven

"1984" - von Georg Orwell im Stadttheater Cuxhaven



70 Jahre alt und doch aktueller denn je: In Zeiten von "fake news" und
einem "smarten" Leben, in dem wir freiwillig ständig persönliche Daten
von uns preisgeben, erleben Sie am Montag, 30. September 2019, 20.00
Uhr, im Stadttheater Cuxhaven, Rathausstr. 21, 27472 Cuxhaven, das
Schauspiel "1984" nach dem dystopischen Roman von Georg Orwell

Im Staat Ozeanien: Die allmächtige Einheitspartei überwacht alles und
jeden rund um die Uhr. Überall hat der große Bruder seine Augen und
Ohren - zum Wohle und zur Sicherheit aller Bürger -, wie die Regierung
versichert. Winston Smith arbeitet im "Ministerium für Wahrheit". Er
verfälscht die Geschichtsschreibung im Sinne des Regimes, schafft
alternative Fakten und sorgt dafür, dass die Bewohner Ozeaniens selbst
widersprüchlichste Informationen als wahr empfinden. In Winston aber
gärt es. Er kann sich der totalitären Herrschaft nicht länger
kritiklos beugen und begeht ein für ozeanische Maßstäbe schlimmes
Verbrechen: Er denkt selbständig und führt heimlich Tagebuch. Mit
seiner Kollegin Julia, in die sich Winston verliebt, beschließt er,
Kontakt zum Widerstand im Untergrund aufzunehmen. Doch die
Gedankenpolizei hat sie bereits im Visier...

George Orwell schrieb den Roman 1984 anno 1948. Die gedrehte
Jahreszahl gab dem rasch weltberühmt gewordenen Buch den Titel. 1948
schien es ein Blick in eine sehr weit entfernte Zukunft. Auch im
realen Jahr 1984 bestand noch nicht viel Grund zur Sorge, Orwell
könnte Recht gehabt haben. 35 Jahre später haben wir nun allerdings
umso mehr Anlass zur Sorge: Orwells Vision von der totalen Überwachung
hat an erschreckender Aktualität gewonnen. Man stelle sich nur vor,
eine Diktatur übernähme die Kontrolle über unsere im Internet
gesammelten Daten und würde nach Belieben Persönlichkeitsprofile
erstellen...

Zu dem Stück findet um 19:00 Uhr eine Einführung im Foyer des
Stadttheaters statt.

Für diesen besonderen Abend sind nur noch Restkarten in der
Kulturinformation im Schlossgarten 4, 27472 Cuxhaven, Tel. 0 47 21/6
22 13 (geöffnet Mo-Fr 9-13 Uhr, Di-Fr 15-18 Uhr, Sa 10-13 Uhr), online
unter www.cuxhaven.de/tickets oder am Veranstaltungsabend ab 19:00 Uhr
an der Abendkasse im Stadttheater (Tel. 0 47 21/3 56 56) erhältlich.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 19. September 2019

Stadt Cuxhaven

Büro des Oberbürgermeisters

Rathausplatz 1, 27472 Cuxhaven

Tel.:04721/700607

Fax: 04721/700909

E-Mail: presse@cuxhaven.de
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TANZ - PERFORMANCE/235: Hamburg - "Ohne Zwei", 18.-20.10.2019


LICHTHOF Theater

Ohne Zwei

Ein Wort aus dem Buddhismus beschreibt einen unbegrenzten Zustand.
Leere, ein Ohne, ein Vakuum und auch das Nirwana.

PREMIERE

Fr, 18.10. 20:15

Sa, 19.10. 20:15

So, 20.10. 19:00



Jasmine Fan inszeniert die Vorstellung, dass die Welt oder das Sein
nicht aus getrennten festen Dingen besteht, sondern aus Kräften oder
Schwingungen, die sich wie beim Tanz ineinander wandeln.

Um dieses Gefühl des Zusammenhangs aller Dinge und die Auflösung der
Gegensätze erlebbar zu machen, teilt sie den Raum mit einer
lichtdurchlässigen Leinwand, auf die Bewegungen aus dem Alltag
projiziert werden. Rechts und links davon sitzt das Publikum. Die
Zuschauer*innen werden zu einem undeutlichen Spiegelbild ihrer selbst
und des Bühnengeschehens. Drei Tänzer*innen bewegen sich über die
geteilte Bühne und weichen die Grenzen zwischen Traum, Wirklichkeit,
Alltag und Theater auf.

Konzept und Künstlerische Leitung: Jasmine Fan

Choreographie: Jasmine Fan, Marion Sparber und Alan Fuentes-Guerra

Tanz: Jasmine Fan, Marion Sparber und Alan Fuentes-Guerra

Musik: Shen Sum-Sum

Eingeladen von IDEA - Tanz Theater Performance

Eingeladen von Haus Vier und Einzig Innsbruck

Karten 18 € / 12 € / 8 €

VVK (rund um die Uhr) über www.lichthof-theater.de,
Reservix: 01806 700 733 und an allen gängigen VVK-Stellen

Gefördert durch die Hamburgische Kultur Stiftung, das Amt für Kultur
Südtirol, das Alpsmove Festival Italien, den Claashof, die Convenient
Air GmbH Hamburg, die Pflanzmich GmbH, die Taipei Hamburg Vertretung,
K3-Probenraum

 * 

Quelle:

LICHTHOF Theater

Mendelssohnstraße 15 B, 22761 Hamburg

Tel. 040 / 300 33 74 80

Karten unter: www.lichthof-theater.reservix.de/events

Internet: www.lichthof-theater.de
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TANZ - PERFORMANCE/234: Hamburg - "Carrion" von Justin Shoulder, Kampnagel, 3.-5.10.2019


Kampnagel - Presseinformation vom 6. September 2019

Spielzeiteröffnung 2019/20

Justin Shoulder: Carrion

Theater & Performance / Rollstuhlgerecht

Dauer: 60 Min.

Tickets: 18 Euro (erm. 9 Euro, [k]-Karte 9 Euro)

Ohne Sprache. Enthält Stroboskop- und Nebeleffekte. 

Do, 03.10.2019 20:00 [Deutschlandpremiere], Kampnagel - K1

Fr, 04.10.2019 20:00, Kampnagel - K1

Sa, 05.10.2019 20:00, Kampnagel - K1



Was bedeutet es, ein Mensch zu sein, in einer Zeit, in der die
destruktiven Einflüsse des Homo Sapiens auf den Planeten die
Naturgesetze umschreiben? Mit seiner einnehmenden und magnetisierenden
Performance stellt Justin Shoulder die Figur Carrion (dt.: Aas) vor:
ein posthumanes Gespenst mit der Fähigkeit, ständig neue Formen und
Gestalten anzunehmen und mehrere Sprachen zu sprechen. Aus
aufgelesenen Knochen entsteht eine Figur, die widersprüchliche und
sich ständig verändernde Pluralitäten in sich vereint. Verflucht von
den Geistern der Romantik und Nostalgie befindet sich Carrion mitten
im Strudel und in den Geburtswehen der erzwungenen evolutionären
Beschleunigung. Kann er*sie die Geheimnisse seines*ihres Überlebens
aufdecken? Gespickt mit Hinweisen auf diese spekulative Zukunft wird
der Bühnenraum zu einer archäologischen Stätte für einen
kybernetischen Halbgott, der mit der Symbiose seines unverwechselbaren
Charakters zu kämpfen hat. Niemals wirklich menschlich, immer nur
Frankenstein: ein Geist des Westens, ein Virus, ein Betrüger oder ein
prähistorischer Vogel. CARRION entführt uns an einen Ort, an dem die
ferne Vergangenheit mit der fernen Zukunft kollidiert und uns auf jene
Veränderungen aufmerksam macht, die schon jetzt in uns schlummern. Mit
der deutschen Erstaufführung seiner multimedialen, bildgewaltigen
Bühnenarbeit CARRION ist der australische Ausnahmekünstler Justin
Shoulder erstmals auf Kampnagel zu Gast.

Regie, Choreografie, Performance: Justin Shoulder

Komposition: Corin Ileto

Mentorin + Co-Choreographie: Victoria Hunt 

Kostüm & Bühne: Matthew Stegh & Justin Shoulder

Design Assistenz: Anthony Aitch, Marty Jay, Nick Wishart 

Lichtdesign: Benjamin Cisterne

Sound Mastering: Bob Scott 

Bühnen- & Produktionsmanagement: Niccolo Gallio

Produktion: Jason Cross for Insite Arts

Gefördert im Rahmen des Bündnisses internationaler Produktionshäuser
von der Beauftragten der Bundesregierung für Kultur und Medien.

 * 


Kartentelefon:

Mo. bis Sa. 10:00-19:00 Uhr

Telefon: +49 (0)40 270 949 49

E-Mail: tickets@kampnagel.de

 * 

Quelle:

Kampnagel Hamburg

Jarrestr. 20, 22303 Hamburg

Telefon: +49 (0)40 270 949 0, Fax: +49 (0)40 270 949 11

E-Mail: mail@kampnagel.de

Internet: www.kampnagel.de
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MASSNAHMEN/145: Möglicher Wendepunkt für das fast ausgestorbene Nördliche Breitmaulnashorn (idw)


Forschungsverbund Berlin e.V. - 11.09.2019

Erste in-vitro-Embryonen könnten Wendepunkt für das fast
ausgestorbene Nördliche Breitmaulnashorn markieren



Seit Jahrzehnten ist die Geschichte des Nördlichen Breitmaulnashorns
eine Geschichte des Niedergangs. Die Zahl der Individuen sank 2018 auf
nur noch zwei, so dass das komplette Aussterben scheinbar nur noch
eine Frage der Zeit ist. Ein internationales Konsortium von
WissenschaftlerInnen und NaturschützerInnen hat nun einen Meilenstein
in der assistierten Reproduktion erreicht, der ein Wendepunkt im
Schicksal dieser großartigen Tiere sein könnte. Mit Hilfe von
Eizellen, die kürzlich in Kenia von den beiden verbliebenen Weibchen
entnommen wurden und gefrorenem Sperma von verstorbenen Bullen gelang
es ihnen, im Labor zwei Nördliche Breitmaulnashorn-Embryonen
herzustellen.

Die Embryonen werden nun in flüssigem Stickstoff gelagert, um in der
Zukunft in eine Leihmutter überführt zu werden.

Die in-vitro-Herstellung von Embryonen des Nördlichen
Breitmaulnashorns gelang im Labor von Avantea in Cremona (Italien).
Prof. Cesare Galli und sein Team reiften und befruchteten die
Eizellen, die am 22. August bei Najin und Fatu, den beiden Weibchen in
der Ol Pejeta Conservancy in Kenia, gesammelt wurden, mit Sperma von
den Bullen Suni und Saut. "Wir haben zehn Eizellen aus Kenia
zurückgebracht, fünf von jedem Weibchen. Nach der Inkubation reiften
sieben und waren für die Befruchtung geeignet (vier von Fatu und drei
von Najin)", sagt Galli. "Fatus Eizellen wurden mit Sunis Sperma
befruchtet, während wir für Najins Eizellen Sperma von Saut verwendet
haben. Das eingesetzte Verfahren nennt sich ICSI (Intra Cytoplasm
Sperma Injection). Saut's Sperma war von schlechter Qualität und wir
mussten zusätzliche Proben auftauen, um brauchbare Spermien für ICSI
zu finden. Nach zehn Tagen Inkubationszeit entwickelten sich zwei von
Fatus Eizellen zu lebensfähigen Embryonen, die für den späteren
Transfer kryokonserviert wurden. Najins Eizellen haben es nicht zu
einem lebensfähigen Embryo geschafft, obwohl eine Eizelle die
Segmentierung eingeleitet hat."

Ermöglicht wurde diese Prozedur durch einen Meilenstein, der vor drei
Wochen in der Ol Pejeta Conservancy in Kenia erreicht wurde.
WissenschaftlerInnen konnten zum ersten Mal überhaupt Oozyten (unreife
Eizellen) von Najin und Fatu sammeln. Die erfolgreiche
Eizellenentnahme wurde vom Leibniz-Institut für Zoo- und
Wildtierforschung (Leibniz-IZW), Avantea, dem Zoo Dvur Králové, Ol
Pejeta Conservancy und dem Kenya Wildlife Service (KWS) gemeinsam
durchgeführt. Unmittelbar nach der Entnahme wurden die Eizellen per
Helikopter und Flugzeug zum Avantea-Labor in Cremona gebracht. "Das
gesamte Team entwickelt und plant diese Verfahren seit Jahren", sagt
Prof. Thomas Hildebrandt vom Leibniz-IZW. "Heute haben wir einen
wichtigen Meilenstein auf einer steinigen Straße erreicht, der es uns
erlaubt, die zukünftigen Schritte im Rettungsprogramm des Nördlichen
Breitmaulnashorns zu planen."

Der gesamte Prozess ist Teil des Forschungsprojekts "BioRescue".
Dessen Ziel ist es, die Techniken der assistierten Reproduktion (ART)
sowie der Stammzelltechnologie (SCAT) signifikant zu verbessern,
ergänzt durch eine umfassende ethische Evaluation, die das Wohl der
Nördlichen Breitmaulnashörner in den Mittelpunkt stellt. Das
Konsortium wird teilweise vom Bundesministerium für Bildung und
Forschung (BMBF) gefördert und besteht aus international renommierten
Institutionen aus Deutschland, Italien, Tschechien, Kenia, Japan und
den USA. BioRescue zielt darauf ab, das Aussterben des Nördlichen
Breitmaulnashorns zu verhindern, um so einen wesentlichen Beitrag zum
Erhalt von Schlüsselarten und der biologischen Vielfalt zu leisten.

Die ethische Bewertung des gesamten Projekts und jeder einzelnen
Prozedur durch die WissenschaftlerInnen von BioRescue ist ein
wesentlicher Bestandteil des Programms. "Neuland zu betreten bedeutet
automatisch, dass sich neue Fragen stellen, die sich aus dem neuen
Handlungsspielraum ergeben, den wir uns durch wissenschaftlichen
Fortschritt erschlossen haben", erklärt BioRescue-Projektleiter
Hildebrandt. "Für die Eizellenentnahme bei Najin und Fatu haben wir
eine spezielle ethische Risikoanalyse entwickelt, um das Team auf alle
möglichen Szenarien solch ehrgeiziger Verfahren vorzubereiten und
sicherzustellen, dass das Wohlergehen der beteiligten Tiere voll und
ganz respektiert wird", sagt Barbara de Mori, die Expertin für
Naturschutz und Tierschutz an der Universität Padua. "Auch für die
Laborarbeiten bei Avantea haben wir eine solche ethische Risikoanalyse
entwickelt und durchgeführt, die sich auf die Qualität und Sicherheit
aller Prozeduren im Labor konzentriert hat."

"Vor fünf Jahren schien es, als wäre die Produktion eines Nördlichen
Breitmaulnashorn-Embryos ein fast unerreichbares Ziel - und heute
haben wir dieses Ziel erreicht. Diese fantastische Leistung des
gesamten Teams gibt uns Optimismus für unsere nächsten Schritte: In
den kommenden Monaten müssen wir den Prozess des Transfers und der
anschließenden Entwicklung eines Embryos im Körper einer Leihmutter
optimieren. Die Technik zur Gewinnung von Eizellen wurde in
Zusammenarbeit mit vielen europäischen Zoos entwickelt und wir freuen
uns, dass diese einzigartige Zusammenarbeit auch bei Versuchen zum
erfolgreichen Embryotransfer fortgesetzt werden kann", sagt Jan
Stejskal, Direktor für Kommunikation und internationale Projekte vom
Dvur Králové Zoo, wo Najin und Fatu geboren wurden.

Es war die Partnerschaft zwischen Dvur Králové Zoo, Ol Pejeta
Conservancy und Kenya Wildlife Service, die im Dezember 2009 zum Umzug
von Najin, Fatu und zwei männlichen nördlichen Breitmaulnashörnern aus
der Tschechischen Republik nach Kenia führte - und letztendlich zu der
internationalen Zusammenarbeit, die nun die Trendwende im Schicksal
des Nördlichen Breitmaulnashorns einleitete. "Dies ist ein großer
Fortschritt in unseren Bemühungen, die Nördlichen Breitmaulnashörner
zu retten. Alle Beteiligten sind herzlich zu beglückwünschen. Wir
haben einen sehr langen Weg vor uns und müssen uns zugleich vor Augen
führen, dass für die meisten Arten, die vom Aussterben bedroht sind,
Ressourcen wie für die Rettung der Nördlichen Breitmaulnashörner nicht
existieren. Das Verhalten der Menschheit als Ganzes muss sich noch
radikal ändern, wenn Lehren aus dem Schicksal der Nördlichen
Breitmaulnashörner gezogen werden sollen", sagt Richard Vigne,
Geschäftsführer der Ol Pejeta Conservancy.

"Die kenianische Regierung fühlt sich durch den Durchbruch in der
assistierten Reproduktion ermutigt und bestätigt. Sie hat ihre volle
Unterstützung und Förderung für das Projekt der Rettung der Nördlichen
Breitmaulnashörner zugesichert. Wir haben ein Jahrzehnt des Kampfes
gegen die Uhr hinter uns und sind erleichtert, dass wir nun offenbar
eine Umkehr der Vorzeichen in diesem Kampf zugunsten der Nördlichen
Breitmaulnashörner erleben", sagt Hon. Najib Balala, Minister für
Tourismus und Umweltschutz in Kenia. "Die Erschaffung von
in-vitro-Embryonen des Nördlichen Breitmaulnashorns legt Zeugnis davon
ab, was eine engagierte Partnerschaft und Zusammenarbeit erreichen
kann", sagt Brid. (Rtd) John Waweru, Direktor des Kenia Wildlife
Service. "Sie vermag es sogar, die Grenzen des Möglichen im
Artenschutz zu verschieben."

Etablierte, inspirierende Partnerschaften sind ein Schlüssel zum
Erfolg des BioRescue-Projekts. Das Konsortium freut sich und ist stolz
darauf, eine langfristige Partnerschaft mit Merck bekannt zu geben.
"Die Zeugung zweier lebensfähiger Embryonen ist ein bedeutender
Schritt, um das Nördliche Breitmaulnashorn vor dem Aussterben zu
bewahren. Wir bei Merck sind stolz darauf, Teil dieses ehrgeizigen
Projekts zu sein, und sind zuversichtlich unsere enge und langjährige
Partnerschaft zur Sicherung der Artenvielfalt mit dem Konsortium noch
weit in die Zukunft fortzusetzen. Wenn wir zusammen arbeiten, können
wir dem Projekt die besten Erfolgschancen bieten", sagte Jan Kirsten,
Global Head of Fertility bei Merck. "Als Experten im Bereich
Fertilitätstechnologien freuen wir uns, diesem kollaborativen Vorhaben
mit unserem Fachwissen beistehen zu dürfen."

Die Unterstützung durch zusätzliche Mittel von Unternehmen und
privaten Geldgebern wird dazu beitragen, den Wettlauf mit der Zeit zu
gewinnen und ist ein grundlegender Beitrag zum Erhalt der biologischen
Vielfalt und zur Übernahme von Umweltverantwortung.

Konsortialpartner

Avantea ist ein Labor für Biotechnologieforschung und Tierreproduktion
mit Sitz in Cremona, Italien. Avantea verfügt über mehr als zwanzig
Jahre Erfahrung und Know-how in der assistierten Reproduktion von
Nutztieren, welche durch jahrelange Forschung auf dem Gebiet der
Biomedizin und der Tierzucht entwickelt wurden. 

www.avantea.it/en/

Zoo Dvur Králové ist ein Safaripark in der Tschechischen Republik. Der
Zoo ist einer der erfolgreichsten Nashornzüchter außerhalb Afrikas und
der einzige Ort, an dem das Nördliche Breitmaulnashorn in menschlicher
Obhut gezüchtet wurde. Der Zoo Dvur Králové koordiniert die Bemühungen
zur Rettung der nördlichen Breitmaulnashörner. 

safaripark.cz/en/

Ol Pejeta Conservancy ist das größte Spitzmaulnashorn-Schutzgebiet in
Ostafrika und der einzige Ort in Kenia, an dem Schimpansen leben. Es
ist zudem die Heimat der letzten verbliebenen Nördlichen
Breitmaulnashörner. Ol Pejetas hochmoderne Wildtiersicherheit umfasst
eine spezielle K-9-Einheit, Bewegungssensorkameras entlang des
solarbetriebenen Elektrozauns und eine spezielle
Nashorn-Schutzeinheit. 

www.olpejetaconservancy.org

Kenya Wildlife Service ist die staatliche Institution, die Wildtiere
für die Einwohner Kenias und für die ganze Welt erhält und verwaltet.
Sie setzt auch die damit verbundenen Gesetze und Vorschriften durch.

 www.kws.go.ke

Die Universität von Padua in Italien ist eine der ältesten
Universitäten der Welt. Die Abteilung für "Comparative Biomedicine and
Food Science" entwickelt führende Forschung und Lehre auf dem Gebiet
des Naturschutzes und der artgerechten Tierhaltung, mit besonderem
Schwerpunkt auf der ethischen Bewertung und Bewertung von
Forschungsprojekten und Bildungsprogrammen. 

http://bca.unipd.it/ethics-laboratory-veterinary-medicine-conservation-and-animal-welfare

Das Leibniz-Institut für Zoo- und Wildtierforschung (IZW) ist ein
international renommiertes deutsches Forschungsinstitut der
Leibniz-Gemeinschaft. Seine Mission ist es, evolutionäre Anpassungen
von Wildtieren an den globalen Wandel zu untersuchen und neue Konzepte
und Maßnahmen zum Schutz zu entwickeln. Dazu nutzt das Leibniz-IZW
seine breite interdisziplinäre Expertise in der Forschung für den
Artenschutz im engen Dialog mit der Öffentlichkeit und
Interessengruppen. 

www.leibniz-izw.de

Kyushu University, Japan

Max Delbrück Center for Molecular Medicine, Germany

Helmholtz Center Munich, German

University of Treamo

Northwestern University, USA

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news723229

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution245

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Forschungsverbund Berlin e.V. - 11.09.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AKTION/684: Vor dem Klimastreik - Kühlturm vom Kraftwerk Moorburg in Hamburg besetzt (ROBIN WOOD)


ROBIN WOOD - Pressemitteilung - Hamburg, den 19. September 2019

Vor dem Klimastreik: Kühlturm vom Kraftwerk Moorburg in Hamburg
besetzt

Klimaaktivist*innen fordern: 
Kohleausstieg jetzt statt Milliardengeschenke an die Industrie



"Kohle frisst Zukunft" - dieser Slogan prangt heute weithin sichtbar
am Kühlturm des Vattenfall-Kohlekraftwerks in Hamburg-Moorburg. In den
frühen Morgenstunden haben mehrere Kletteraktivist*innen den rund 60
Meter hohen Turm erklommen und das Banner während einer spektakulären
Abseilaktion entrollt. Einen Tag vor Beginn des internationalen
Klimastreiks und vor der entscheidenden Sitzung des "Klimakabinetts"
kritisieren die Aktivist*innen die verantwortungslose Klimapolitik der
Bundesregierung scharf und fordern den konsequenten Kohleausstieg
sofort zu beginnen.

"Die Klimapolitik der Bundesregierung geht meilenweit an der
Dringlichkeit der Klimakrise vorbei. Sie zeigt keinen Weg auf, wie
sich die Wirtschaft von Wachstumszwängen befreien kann. Milliarden
Euro Prämien und Fördergelder sollen verteilt werden, ohne daran
verbindliche Vorgaben für die Reduktion von CO2 zu knüpfen", sagt
ROBIN WOOD-Aktivistin Rebecca Weber. "Wir wollen nicht weiter zusehen,
wie für private Profite das Klima verheizt wird. Um die Klimakrise zu
bekämpfen, brauchen wir jetzt einen radikalen Wandel in unserer Art zu
wirtschaften und zu leben!"

Schon jetzt hat sich die globale Temperatur im Schnitt um über ein
Grad im Vergleich zur vorindustriellen Zeit erhöht. Um eine Chance zu
haben, die Erwärmung auf 1,5 Grad zu begrenzen, müssen gerade
Industrieländer wie Deutschland ihren Treibhausgasausstoß innerhalb
der nächsten Jahre drastisch reduzieren.

Der Energiesektor ist der größte Verursacher von Treibhausgasen,
insbesondere die Verbrennung von Kohle trägt massiv zur Klimakrise
bei. Trotzdem wollen Kohle-Industrie und Bundesregierung für weitere
19 Jahre Kohlekraftwerke am Netz lassen. Vattenfall hat das
Kohlekraftwerk Moorburg erst 2015 in Betrieb genommen. Im vergangenen
Jahr stieß die Anlage rund 6,2 Millionen Tonnen CO2 in die Luft, bei
Volllast sind es sogar rund 8,5 Millionen Tonnen. Damit zählt sie zu
den dreckigsten Steinkohlekraftwerken in Deutschland. Vattenfall prüft
inzwischen den Verkauf des unrentablen Klimamonsters an der Elbe, doch
nicht der Verkauf, sondern die Abschaltung des Kraftwerks gehören in
Zeiten der Klimakrise auf die Agenda.

"Jeden Tag, an dem Vattenfall weiter Tausende Tonnen Kohle verfeuert,
setzt der Konzern die Lebensgrundlagen von Millionen Menschen aufs
Spiel. Unser Protest ist auch ein Zeichen der Solidarität mit den
Menschen auf der anderen Seite der Erdkugel, die am stärksten von den
Folgen der Klimakrise betroffen sind. Gemeinsam kämpfen wir gegen den
Klimakiller Kohle und für globale Klimagerechtigkeit!", sagt ROBIN
WOOD-Aktivist Jakob zur Heide.

Steinkohle, die hierzulande verfeuert wird, hat einen langen Weg
hinter sich. Sie stammt aus Ländern wie Russland, USA und Kolumbien.
Der Abbau der Kohle ist ein massiver Eingriff in die Natur, der oft
verbunden ist mit unwürdigen Arbeitsbedingungen und der Verletzung von
Menschenrechten.

Die 19- bis 30-jährigen Kletteraktivist*innen solidarisieren sich mit
dem internationalen Klimastreik und der Aktionswoche vom 20.-27.
September. In über 150 Ländern organisiert die Schülerstreikbewegung
Fridays for Future zusammen mit Klima-Initiativen und Gewerkschaften
in der kommenden Woche Demonstrationen und Proteste.

Aktuelles auch auf Twitter: @robin_wood

Interessante Links:

Mehr von ROBIN WOOD zum Thema Kohle:

https://www.robinwood.de/schwerpunkte/kohle

Mehr zum Klimastreik:

https://fridaysforfuture.de/allefuersklima/

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 19.09.2019

Herausgeber:

Robin Wood, Pressestelle

Bremer Straße 3, 21073 Hamburg (Harburg)

Tel.: 040/380 892-0, Fax: 040/380 892-14

E-Mail: presse@robinwood.de

Internet: http://www.robinwood.de
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SCHÄDLING/060: Globaler Samenhandel verbreitet Schadorganismen (idw)


Eidgenössische Forschungsanstalt für Wald, Schnee und Landschaft WSL -
10.09.2019

Globaler Samenhandel verbreitet Schadorganismen



Der weltweite Handel mit Baumsamen ist nicht so sicher wie bisher
angenommen. Forschende des CABI, der Eidgenössischen Forschungsanstalt
WSL und weiterer Institutionen zeigen, dass mit dem Saatgut auch
zahlreiche schädliche Insekten und Pilze verbreitet werden. Diese
stellen ein grosses Risiko für Bäume und Waldökosysteme dar.

Nicht einheimische Insektenschädlinge und krankheitserregende Pilze
stellen weltweit eine der grössten Bedrohungen für Bäume und
Waldökosysteme dar. Solche Schadorganismen können die Ökologie der
Wälder erheblich stören und wirtschaftliche Verluste verursachen. So
tötete zum Beispiel der Asiatische Eschenprachtkäfer (Agrilus
planipennis) in Nordamerika grossflächig die dort vorkommenden Eschen.
Das Insekt hat unterdessen bereits Eschen in Westrussland befallen und
gilt damit als Bedrohung für europäische Eschenarten. In ähnlicher
Weise hat der Pilzerreger Cryphonectria parasitica Anfang des 20.
Jahrhunderts in Nordamerika die dort einheimische amerikanische
Kastanie fast ausgerottet, was die Baumartenzusammensetzung
ursprünglich kastanienreicher Wälder deutlich veränderte.

Iva Franic, René Eschen und Marc Kenis vom CABI sowie Forschende der
Eidgenössischen Forschungsanstalt WSL und weiterer Institutionen haben
in den vergangenen Jahren erstmals die Insekten und Pilze an Samen von
Waldbaumarten untersucht. In der Zeitschrift Ecological Applications
weisen die Forschenden darauf hin, dass die Befallsraten bei den Samen
einiger Baumarten "alarmierend" hoch sind. Sie betonen, dass überprüft
werden müsse, ob die Schutzmassnahmen im internationalen Samenhandel
genügend wirksam sind.

Mittels Röntgen- und DNA-Analyse untersuchten die Forschenden den
Insekten- und Pilzbefall an 58 im Handel erhältlichen Saatgutpartien
von 11 Nadel- und Laubbaumarten aus Nordamerika, Europa und Asien.
Aufgrund der Ergebnisse geben sie Empfehlungen ab, wie sich die
Risiken durch mit Saatgut übertragene Schadorganismen verringern
liessen. Als wichtige Massnahme müssen die Nachweismethoden der
Pflanzenschutzinspektoren an den Landesgrenzen verbessert werden.

Iva Franic, Hauptautorin der Studie "Are traded forest seeds a
potential source of non-native pests?" sagt: "Die Anzahl der aus China
importierten und für den Anbau in Europa vorgesehenen Pflanzen hat
sich zwischen 2000 und 2018 versechsfacht; die Importe aus China sind
nun gleich hoch wie die Importe aus Nordamerika". Diese Zunahme führt
an den Aussengrenzen der EU zu einer grossen Herausforderung für die
Kontrollorgane. Diese sollen verhindern, dass neue Schadorganismen
eingeführt werden. Denn nicht bekannte Krankheitserreger können sich
erheblich auf den Gesundheitszustand einheimischer Bäume und ganzer
Waldökosysteme auswirken.

Hohe Befallsraten durch Pilze und Insekten

Die DNA-Analysen zeigten, dass in allen Saatgutpartien Pilze vorkamen.
Auf nicht-selektivem Agar liessen sich in 96 Prozent der
Saatgutpartien Pilzenachweisen. Rund 30 Prozent der Samenpartien
enthielten Insektenlarven. Die Forschenden fanden weiterhin heraus,
dass die Pilzhäufigkeit und -vielfalt viel grösser ist als die
Insektenvielfalt, insbesondere bei Saatgut von Laubbaumarten.

René Eschen vom CABI sagt: "Der Handel mit Saatgut der meisten Arten
ist nicht geregelt, da Saatgut als weniger gefährlich eingestuft wird
als anderes Pflanzenmaterial. Fest steht auf jeden Fall, dass Samen
viele Insekten und Pilze enthalten."

Simone Prospero von der WSL ergänzt: "Der hohe Befall kommerziell
angebotener Saatgutpartien ist ein deutlicher Hinweis darauf, wie oft
potenzielle Schadorganismen über gehandeltes Saatgut verbreitet werden
können. Die Tatsache, dass in den Samen Organismen mitreisen, die
bereits als Schädlinge bekannt sind, ist ein starkes Indiz dafür, dass
unbedingt Massnahmen ergriffen werden sollten, um das
Verschleppungsrisiko zu verringern".

Da Pilze bei Grenzkontrollen nur sehr schwer zu erkennen sind, braucht
es dringend wirksame Behandlungsmethoden, um ihre Lebensdauer im
Saatgut zu verkürzen oder um den Handel mit besonders anfälligen
Samenarten oder -herkünften zu regeln. Um die Risikobeurteilung zu
verbessern, sind insbesondere detailliertere Kenntnisse nötig über
diejenigen Baumarten, die von den Pilzen befallen werden können, aber
auch darüber, wie Pilze auf Keimlinge übertragen werden und wie sich
der Pilzbefall auf die Samen und jungen Bäumchen auswirken kann.



Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.wsl.ch/de/newsseiten/2019/09/globaler-samenhandel-verbreitet-schadorganismen.html 

Medienmitteilung Eidg. Forschungsanstalt WSL

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news723168

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution799

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Eidgenössische Forschungsanstalt für Wald, Schnee und Landschaft WSL - 10.09.2019
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STADT/511: Europäische Mobilitätswoche will Fußverkehr fördern (UBA)


Umweltbundesamt - Presse-Information vom 15. September 2019

Europäische Mobilitätswoche will Fußverkehr fördern

73 Kommunen in Deutschland zeigen vom 16.-22. September nachhaltige
Mobilität in der Praxis



Zu Fuß gehen ist die natürlichste, günstigste und umweltfreundlichste
Art der Fortbewegung. Doch Fußverkehr fristet in Mobilitätsplanungen
oft ein Schattendasein. Darum stellt die Europäische Mobilitätswoche
(EMW) vom 16. bis 22. September Zufußgehende dieses Jahr in den
Mittelpunkt. Kommunen aus ganz Europa zeigen in dieser Zeit, wie
Fußverkehr und nachhaltige Mobilität in der Praxis funktionieren.
Maria Krautzberger, Präsidentin des Umweltbundesamtes (UBA):
"Lebenswerte Städte brauchen saubere, lärmarme und platzsparende
Mobilitätformen - wie das Zufußgehen. Und sie brauchen weniger
Autoverkehr. Die Europäische Mobilitätswoche zeigt, wie Kommunen dies
gemeinsam mit Ihren Bürgerinnen und Bürger umsetzen können."

2019 beteiligen sich über 60 Städte und Gemeinden aus allen 16
Bundesländern an der EMW. Sie haben Aktionsprogramme für mehr
nachhaltige Mobilität vor Ort entwickelt: In Essen kann beispielsweise
beim Instawalk entlang der Kulturlinie die Stadt neu entdeckt werden
oder in Lilienthal gibt es einen 'Lauf-Workshop' für ältere
Bürgerinnen und Bürger. In Baesweiler, Kassel, Herne und Weimar wird
die Wartezeit an Fußgängerampeln durch spannende Quizfragen verkürzt.

Zur EMW findet in vielen Städten eine 'Zebrastreifen-Aktion' statt,
bei der sich Bürgerinnen und Bürger in Anlehnung an das 50-Jahre alte
Beatles-Cover 'Abbey Road' fotografieren. Die Aktion soll zum
Zufußgehen motivieren.

Alle teilnehmenden Städte und Gemeinden und die einzelnen Programme
können unter 

https://www.umweltbundesamt.de/europaeische-mobilitaetswoche-aktionen-2019 

eingesehen werden. An dieser Stelle
werden auch die Zebrastreifen-Bilder aus verschiedenen Städten zu
sehen sein.

Weitere Informationen:

Die Europäische Mobilitätswoche (EMW) ist eine EU-Kampagne und bietet
Kommunen aus ganz Europa die Möglichkeit, ihren Bürgerinnen und
Bürgern das Thema 'Nachhaltige Mobilität' stärker ins Bewusstsein zu
rufen. In der Woche vom 16. bis 22. September und darüber hinaus
werden Maßnahmen etabliert, die den Verkehr vor Ort dauerhaft klima-
und umweltverträglicher machen. Zeitgleich finden europaweit in mehr
als 2.500 Städten und Gemeinden Aktionen statt. In Deutschland wird
die EMW seit 2016 vom Umweltbundesamt koordiniert.



Links

Europäische Mobilitätswoche

http://www.mobilitaetswoche.eu/

Teilnehmende Städte

https://www.umweltbundesamt.de/europaeische-mobilitaetswoche-aktionen-2019

Grundzüge einer Fußverkehrsstrategie

https://www.umweltbundesamt.de/presse/pressemitteilungen/fussverkehr-staerken-umwelt-schonen-staedte

Publikationen

Geht doch!

https://www.umweltbundesamt.de/publikationen/geht-doch

 * 
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WALD/183: Anpassung unserer Wälder an den Klimawandel intensivieren (idw)


Johann Heinrich von Thünen-Institut, Bundesforschungsinstitut für
Ländliche Räume, Wald und Fischerei - 10.09.2019

Neues Positionspapier: Anpassung unserer Wälder an den Klimawandel
intensivieren



Der Deutsche Verband Forstlicher Forschungsanstalten (DVFFA) hat ein
Positionspapier veröffentlicht, mit dem er die Diskussion um die
Anpassung der Wälder an den Klimawandel versachlichen will.

Nach zwei heißen und trockenen Sommern ist die Situation unserer
Wälder in Deutschland besorgniserregend. Die darüber geführten
Diskussionen werden leider derzeit von Extrempositionen bestimmt, die
einen Konsens der verschiedenen Akteure im Wald erschweren.




[image: Foto: © Franz Kroiher]

Trockenschäden an Buchen in Thüringen

Foto: © Franz Kroiher



Mit dem jetzt veröffentlichten Positionspapier Anpassung der Wälder an
den Klimawandel strebt der Deutsche Verband Forstlicher
Forschungsanstalten (DVFFA) eine Versachlichung der Diskussion an.

Die Wissenschaftler*innen plädieren in ihrem Papier für eine rasche
und aktive Anpassung der Wälder an den Klimawandel. Dadurch sollen
auch zukünftig die vielfältigen Anforderungen der Gesellschaft an den
Wald erfüllt werden, vom Rohstoff Holz über den Klimaschutz und die
Erhaltung der Biodiversität bis zur Erholung. Im Rahmen der
Waldanpassung müssen alle waldbaulichen Möglichkeiten genutzt werden,
um Mischbestände mit Baumarten und Herkünften zu begründen, die sowohl
an das herrschende als auch zukünftige Klima angepasst sind.

Dabei sollten neben Pflanzung und Saat auch natürliche Prozesse der
Wiederbewaldung und Naturverjüngung genutzt werden. Die Klimaanpassung
der Wälder ist unverzichtbar. Sie erfordert langfristig große
Anstrengungen, um die vielfältigen Ökosystemleistungen der Wälder für
die Gesellschaft zu erhalten. Die Waldbesitzenden sind sowohl auf
abgesicherte Forschungsergebnisse als auch auf eine finanzielle
Unterstützung mit öffentlichen Geldern angewiesen.



Das Positionspapier des DVFFA kann unter dem folgenden Link
nachgelesen werden: 

http://www.dvffa.de/system/files/files_site/Waldanpassung_Positionspapier des DVFFA_09_2019.pdf

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news723141

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1208

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Johann Heinrich von Thünen-Institut, Bundesforschungsinstitut für

Ländliche Räume, Wald und Fischerei - 10.09.2019
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CHEMIE/436: REACH - Fehlende Sicherheitsdaten verlangsamen weitere Verbesserungsmaßnahmen (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 12.09.2019 / Chemie & Nanotechnologie

REACH: Fehlende Sicherheitsdaten verlangsamen weitere
Verbesserungsmaßnahmen



Über ein Jahr ist es nun her, dass die EU ihre Chemikalienverordnung
REACH überprüft und Maßnahmen zur besseren Umsetzung der Verordnung
angekündigt hat. In dieser Woche berichtete die zuständige
Chemikalienagentur ECHA, was seitdem passiert ist.

Laut ihrem Bericht hat sich die ECHA im letzten Jahr hauptsächlich
darauf konzentriert, Autorisierungsprozesse zu vereinfachen und
Unternehmen dazu zu bringen, ihre Informationspflichten einzuhalten.
Nachdem das Bundesamt für Risikoforschung (BfR) vergangenes Jahr
festgestellt hatte, dass viele der im Rahmen von REACH eingereichten
Registrierungsdossiers wichtige sicherheitsrelevante Informationen
nicht enthalten, wurde das Thema Priorität der ECHA (siehe
EU-Umweltnews vom 04.10.2018 [1] und 22.05.2019 [2]). Die Ressourcen,
die die Behörde für eine ausgeweitete Überprüfung und die
Zusammenarbeit mit Unternehmen benötigt, fehlen jedoch an anderen
Stellen. So erklärt die ECHA, weitere wichtige Maßnahmen für eine
sichere Umsetzung von REACH hintanstellen zu müssen.

Während ein verbessertes Risikomanagement und die Verbindung zwischen
REACH und anderen EU-Gesetzen dieses Jahr noch auf der To-do-Liste der
Agentur steht, werden weitere Aktivitäten wie die Verfolgung von
Stoffen entlang der Lieferkette, die Entwicklung von
Sicherheitsdatenblättern, die Förderung von Substitution, ein
verbessertes Beschränkungsverfahren und bessere Unterstützung für
kleinere Unternehmen ins Arbeitsprogramm für 2020 verschoben.

Die EU-Chemikalienverordnung REACH reguliert den Umgang mit
Chemikalien in der EU und soll dafür sorgen, dass keine gefährlichen
Stoffe in die Umwelt gelangen. Die Verordnung sieht grundsätzlich vor,
dass ein besonders besorgniserregender Stoff nur zugelassen werden
darf, wenn die Vorteile der Chemikalie die Risiken übersteigen. Dafür
ist eine gründliche Analyse der Risiken notwendig. [km]



Mitteilung der ECHA

https://newsletter.echa.europa.eu/home/-/newsletter/entry/reach-review-actions-status-of-our-work?utm_source=newsletter-email&utm_medium=email&utm_campaign=revamp&utm_content=issue3-2019&_cldee=anBhZ2VAY2FuY2VycHJldmVudGlvbnNvY2lldHkub3Jn&recipientid=lead-ab7925937b24e9118109005056952b31-31d62b695fbe42638ccb88d9ae78e9bb&esid=03d32793-24d5-e911-8112-005056b9310e

Steckbrief der EU-Koordination zur Überprüfung der REACH-Verordnung
(Juli 2018)

https://www.dnr.de/publikationen/steckbriefe-factsheets/steckbrief-aktualisiert-zur-ueberpruefung-der-reach-verordnung/

[1] https://www.dnr.de/eu-koordination/eu-umweltnews/2018-chemie-nanotechnologie/reach-infos-ueber-umweltrisiken-fehlen/

[2] https://www.dnr.de/eu-koordination/eu-umweltnews/2019-chemie-nanotechnologie/grossunternehmen-contra-gesundheitsschutz/

 * 

Quelle:

EU-News, 12.09.2019

Deutscher Naturschutzring e.V. (DNR)

EU-Koordination

Marienstraße 19-20, 10117 Berlin

E-Mail: eu-info@dnr.de

Internet: www.eu-koordination.de
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CHEMIE/435: Chemikalienagentur legt Datenbankpläne für saubere Stoffströme vor (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 10.09.2019 / Chemie & Nanotechnologie

Chemikalienagentur legt Datenbankpläne für saubere Stoffströme
vor



Hersteller müssen ab 2021 Informationen über gefährliche Stoffe in
ihren Produkten veröffentlichen. Anfang der Woche erklärte die
Europäische Chemikalienagentur (ECHA), welche Daten zur Verfügung
gestellt werden müssen.

Folgende Informationen müssen Hersteller von Artikeln und
zusammengesetzten Produkten, die besorgniserregende Stoffe enthalten
(substances of concern in articles, as such or in complex objects,
SCIP) ab dem 5. Januar 2021 in einer Datenbank angeben:


	Informationen zur Identifizierung des Artikels

	Name, Konzentrationsbereich und Vorkommen des Stoffes im Artikel Mögliche weitere Informationen über die sichere Handhabung des Artikels

	Anhand der Informationen sollen Abfallbetriebe gefährliche Stoffe besser erkennen und aussortieren können. Außerdem sollen sie es Verbraucher*innen erleichtern, Kaufentscheidungen zu treffen und Produkte ordnungsgemäß zu entsorgen.



Die Informationspflicht ist in der überarbeiteten
Abfallrahmenrichtlinie der EU vorgesehen und soll das Wissen über
gefährliche Stoffe in Abfallströmen verbessern und langfristig zu
sauberen Stoffkreisläufen führen. Bisher sind fehlende Informationen
über Giftstoffe in Produkten und Stoffkreisläufen eine große Hürde für
die sichere Wiederverwendung von Rohstoffen.

Anfang 2020 will die ECHA einen Prototyp der neuen SCIP-Datenbank
vorlegen. Bis Mitte 2020 müssen die Mitgliedstaaten die neuen
Anforderungen in nationales Recht umsetzen. [km]



Ankündigung der ECHA

https://echa.europa.eu/-/scip-database-will-improve-transparency-on-hazardous-substances-in-articles

Zukünftige Informationspflichten für Hersteller

https://echa.europa.eu/documents/10162/28213971/scip_information_requirements_en.pdf/9715c4b1-d5fb-b2de-bfb0-c216ee6a785d

 * 

Quelle:

EU-News, 10.09.2019

Deutscher Naturschutzring e.V. (DNR)

EU-Koordination
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GENTECHNIK/246: Umstrittene Gensoja weiter in der EU erlaubt (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 12.09.2019 / Landwirtschaft & Gentechnik

Umstrittene Gensoja weiter in der EU erlaubt



Der Europäische Gerichtshof (EuGH) in Luxemburg hat am Donnerstag
entschieden, dass Produkte mit einer genmanipulierten Sojabohne von
Bayer-Monsanto weiterhin in der Europäischen Union verkauft werden
dürfen.

Die RichterInnen wiesen damit eine gemeiname Klage (Rechtssache
C-82/17 P) von Testbiotech, dem Europäischen Netzwerk kritischer
WissenschaftlerInnen und dem Verein Sambucus zurück. Die
Nichtregierungsorganisationen (NGO) hatten im Frühjahr gegen die
Zulassung der Gensoja MON 87701 x MON 89788 geklagt. 2012 hatte die
EU-Komission den Vertrieb von Lebens- und Futtermitteln, die diese
Soja enthalten, genehmigt. Die Bohne wurde genetisch so verändert,
dass sie sowohl gegen für sie schädliche Insekten als auch gegen
Unkrautvernichtungsmittel resistent ist.

Die NGOs monierten, dass gesundheitliche Risiken für VerbraucherInnen
durch die Gensoja vor der Zulassung nicht ausreichend geprüft worden
seien. Deshalb hätte die EU-Kommission sie nicht für den Import
zulassen dürfen. [mbu]




Klage Textbiotech u.a.

https://www.testbiotech.org/eugericht

EuGH-Entscheid zur Rechtssache C-82/17 P (in Kürze)

https://www.dnr.de/typo3/www.curia.europa.eu

 * 

Quelle:

EU-News, 12.09.2019

Deutscher Naturschutzring e.V. (DNR)

EU-Koordination

Marienstraße 19-20, 10117 Berlin
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MEER/340: Papiertigerpolitik - Kaum Schutz für Meeresschutzgebiete (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 12.09.2019 / Wasser & Meere

Papiertigerpolitik: Kaum Schutz für Meeresschutzgebiete



Hält man sich das internationale Ziel von 10 Prozent zu schützender
Meeresfläche bis 2020 vor Augen, steht die EU im Prinzip gut da: 12,4
Prozent der europäischen Meeresfläche sind als Schutzgebiet
ausgewiesen. Doch ein tatsächlicher Schutz - so kritisieren der WWF
und Sky Ocean Rescue in einer neuen Studie - findet faktisch gar nicht
statt. Denn entsprechende konkrete Schutzmaßnahmen wie Managementpläne
mit Ver- und Geboten für besonders schützenswerte Arten oder
Lebensräume gibt es nur auf 1,8 Prozent dieser Gebiete (Marine
Protected Areas - MPA).

"Der Großteil der europäischen marinen Schutzgebiete sind sogenannte
'Paper Parks', deren Schutzwirkung nur auf dem Papier existiert",
warnt WWF-Expertin Carla Kuhmann. "Ohne sofortige Implementierung und
Einhaltung von Managementplänen mit wirksamen Maßnahmen wird die EU
ihre Ziele zum Schutz der Ozeane verfehlen." Darüber hinaus zeigt die
Studie, dass die Gesamtkonzeption des Meeresschutzes in den regionalen
Meeren Europas kein Netzwerk von MPAs liefert, die zusammen einen
besseren Schutz gewährleisten. Die MPA-Netze der Ostsee, des
Nordostatlantiks und des Mittelmeers repräsentierten weder die lokalen
Lebensräume ausreichend noch seien die MPAs so nah beieinander, dass
sich Arten erfolgreich zwischen ihnen bewegen können. Und als
längerfristiges Ziel sollten bis 2030 mindestens 30 Prozent der
Meeresfläche effektiv geschützt werden, empfehle die
Weltnaturschutzunion IUCN. Elf EU-Mitgliedstaaten haben aber bis dato
überhaupt noch keine Managementpläne für ihre marinen Schutzgebiete
geliefert.

Auch im deutschen Meeresschutz klafften Anspruch und Wirklichkeit
auseinander, analysiert der WWF Deutschland. Etwa 45 Prozent der
deutschen Meeresgewässer seien formal als Schutzgebiete ausgewiesen,
dennoch habe gerade einmal die Hälfte davon Managementpläne. Und
selbst, wenn Pläne vorlägen, könne nicht automatisch von
wirkungsvollem Management gesprochen werden. Über die tatsächliche
Qualität der Pläne seien kaum Aussagen möglich, außerdem würden
hauptsächlich küstennahe Bereiche geschützt. "Wirtschaftliche Nutzung,
insbesondere Fischerei, findet weiterhin großflächig in den Gebieten
statt und richtet dort enorme Schäden an", so Kuhmann. Der
Nationalpark Wattenmeer stelle beispielsweise eine große Meeresfläche
unter Schutz, die allerdings von Krabbenfischern derzeit fast
uneingeschränkt befischt werden darf. Der WWF fordert, dass im
Durchschnitt 50 Prozent der Fläche der Schutzgebiete frei von
jeglicher Nutzung sind, dort also auch nicht gefischt werden darf.
[jg]



Hintergrund: Bis 2020 sollten zehn Prozent der Ozeane und Meere
weltweit effektiv geschützt werden, dies ist sowohl im
UN-Nachhaltigkeitsziel 14 (Bewahrung und nachhaltige Nutzung der
Ozeane, Meere und maritimen Ressourcen zur nachhaltigen Entwicklung)

 https://www.un.org/sustainabledevelopment/oceans/
als auch in der Biodiversitätskonvention (Aichi-Ziel 11) 

https://www.cbd.int/sp/targets/
festgeschrieben.




Pressemitteilung WWF/EU-Büro

http://www.wwf.eu/?uNewsID=352796

Pressemitteilung WWF Deutschland

https://www.wwf.de/2019/september/verwaesserter-meeresschutz/

WWF-Report Protecting Our Ocean

https://www.wwf.de/fileadmin/fm-wwf/Publikationen-PDF/WWF-Protecting-Our-Ocean.pdf

 * 
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EU-News, 12.09.2019

Deutscher Naturschutzring e.V. (DNR)
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WALD/236: Brände im Süden Ecuadors vernichten über 1300 Hektar Wald (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Brände im Süden Ecuadors vernichten über 1300 Hektar Wald



(Mexiko-Stadt, 11. September 2019, desinformémonos/poonal) - Im Bezirk
Quilanga in der Provinz Loja im Süden Ecuadors wütet seit Ende August
ein Waldbrand, der bis zum 10. September bereits 1.386 Hektar Wald
vernichtet hat. Aus diesem Grund entschied die dortige
Zivilschutzbehörde Anfang September, den Notstand auszurufen. Im
hochgelegenen Santa Rosa im Bezirk San Antonio de Las Aradas sowie in
Quebrada Collingora im Bezirk Fundochamba gebe es weiterhin aktive
Brandherde, teilte die Zivilschutzbehörde (Secretaría de Gestión de
Riesgos) am 10. September mit. Nach Angaben der Behörden konnten die
Brände noch nicht vollständig gelöscht werden, sind nun aber unter
Kontrolle.

An den Löscharbeiten beteiligen sich Feuerwehrleute aus Loja, Cuenca,
Macará und Quilanga. Unterstützung erhalten sie vom ecuadorianischen
Militär. Zwischen dem 8. und dem 10. September wurden 13
Hubschrauberladungen mit Löschwasser über den Brandherden verteilt.
Nach Angaben der Sicherheitsbehörden wurden etwa 60 Personen aus dem
Bezirk San Antonio de las Aradas im Kanton Quilanga evakuiert. Auf
Anordnung des Bildungsministeriums blieben die Schulen des Kantons am
9. September geschlossen.


Brände vorsätzlich gelegt

Die Brände seien gelegt worden, um mehr Weideland und neue Flächen für
die Landwirtschaft zu gewinnen, so Patricio Zhapa, Leiter der
Feuerwehr in Loja, bei der am selben Tag abgehaltenen Pressekonferenz.
Der starke Wind in der Gegend behindere zusätzlich die Löscharbeiten,
ergänzte der Sprecher der Zivilschutzbehörde Raúl Ponce.

Die Brandherde weiteten sich so weit aus, dass mehrere Anwohner*innen
aufgefordert wurden, ihr Vieh in Sicherheit zu bringen. Erst Ende
August waren innerhalb von einer Woche 80 Hektar Wald im
geobotanischen Naturreservat der Vulkanlandschaft Pululahua in der
Provinz Pichincha durch Brände vernichtet worden. Die für Ecuador
typische sommerliche Dürreperiode begünstigt die Ausbreitung der
Brände, die zum größten Teil vorsätzlich von Menschen gelegt wurden.

Insgesamt sind in Ecuador seit Juli 13.627 Hektar Wald und Grasland
bei 1.279 Bränden vernichtet worden. Das teilte die Vorsitzende der
Zivilschutzbehörde, Alexandra Ocles, am 13. September [1] mit.


Anmerkungen:

[1] https://www.primicias.ec/noticias/lo-ultimo/pais-perdidas-13627-hectareas-vegetal-incendios/


URL des Artikels:

https://www.npla.de/poonal/braende-im-sueden-ecuadors-vernichten-ueber-1300-hektar-wald/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/
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EUROPA/235: Ohne Klimaneutralität 2050 nach New York (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 11.09.2019 / Klima & Energie

Ohne Klimaneutralität 2050 nach New York



Die EU-Kommission hat in einer Mitteilung angedeutet, wohl ohne das
konkrete Ziel einer klimaneutralen EU 2050 in die Verhandlungen des
UN-Sondergipfels zu gehen.

Der für die Energieunion zuständige Vizepräsident der EU-Kommission
Maros Sefcovic erklärte dazu: "Die Europäische Union wird das Ergebnis
unserer Arbeit an der Energieunion mit nach New York nehmen: die
realistische Aussicht auf ein klimaneutrales Europa 2050, der eine in
verbindliche Rechtsvorschriften gefasste, ehrgeizige Politik zugrunde
liegt."

In der Mitteilung an EU-Parlament und Ministerrat spricht die
Kommission lediglich davon, dass eine 'große Mehrheit' der
EU-Mitgliedstaaten, das Ziel einer treibhausgasneutralen EU bis 2050
unterstützen. Dennoch müssten die Gespräche in den kommenden Monaten
fortgesetzt werden, um eine Einigung zwischen allen EU-Ländern zu
erzielen.

Ebenfalls am Mittwoch erschien eine Sonderumfrage von Eurobarometer
zum Klimaschutz. Daraus geht hervor, dass die Mehrheit der
EU-Bürger*innen 'höchst besorgt über den Klimawandel' ist. Für 93
Prozent der EU-Bürger*innen ist der Klimawandel ein 'ernstes' Problem,
für 79 Prozent ein 'sehr ernstes'.

92 Prozent der Befragten halten es darüber hinaus für wichtig, dass
ihre Regierung ehrgeizige Ziele für den Ausbau von erneuerbaren
Energien festlegt. 89 Prozent der Befragten sind der Auffassung, dass
ihre Regierung Maßnahmen zur Verbesserung der Energieeffizienz bis
2030 unterstützen sollte.

92 Prozent der Befragten - und mehr als acht von zehn Befragten in
jedem EU-Land - sind sich einig, dass die Treibhausgasemissionen auf
ein Minimum gesenkt und die verbleibenden Emissionen kompensiert
werden sollten, um die EU-Wirtschaft bis 2050 klimaneutral zu machen.
Der UN-Sondergipfel zum Klimaschutz findet am 23. September in New
York statt. Die nächste Weltklimakonferenz findet vom 2. bis 13.
Dezember in Chile statt. [aw]




Eurobarometerumfrage

https://ec.europa.eu/clima/citizens/support_de

Mitteilung der EU-Kommission zum UN-Sondergipfel für Klimaschutz

https://ec.europa.eu/clima/sites/clima/files/news/20190910_communication_en.pdf

 * 
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EU-News, 11.09.2019

Deutscher Naturschutzring e.V. (DNR)
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INITIATIVE/191: Workers for Future - Für den politischen Klimastreik am 20. September (BAGA)


Berliner Aktion Gegen Arbeitgeberunrecht - 18.09.2019

Workers for Future: Für den politischen Klimastreik am 20.
September!



450 Gewerkschafter*innen beteiligen sich bereits an der
Unterschriftensammlung: Für einen offiziellen Streikaufruf für den 20.9.!
Eine Reaktion der Landes- und Bundesvorstände der Gewerkschaften blieb bis
heute aus, jedoch halten wir unsere Forderung nach einem offiziellen
Streikaufruf aufrecht und laden dazu ein, den Aufruf noch weiter zu
verbreiten [1].

Nur wenn Schüler*innen, Studierende und Beschäftigte gemeinsam streiken ist
der von den Jugendlichen eingeforderte Schulterschluss erreicht. Nur so
kann wirklich energisch gehandelt werden! Wir nehmen ernst, dass der
Klimawandel die Menschheit bedroht. Wir wollen uns als Arbeiter*innen am
Kampf dagegen beteiligen!

Lasst uns deshalb den politischen Streik realisieren!

Die Haltung der Gewerkschaftsführungen bringt Arbeiter*innen, die am
Klimastreik teilnehmen wollen, in eine schwierige Lage, weil es keinen
offiziellen Streikaufruf gibt. Trotzdem suchen viele Belegschaften und
Gewerkschaftsmitglieder nach Wegen, sich am Klimastreik zu beteiligen. Sie
wollen also politisch streiken.

Um möglichst großen Druck auf die Führungen unserer Gewerkschaften
auszuüben, rufen wir dazu auf, Betriebsgruppen und gewerkschaftliche
Strukturen für einen politischen Streik zu gewinnen. In diesen Strukturen
sollten demokratische Beschlüsse gefasst werden, die einen offiziellen
Streikaufruf für den 20.09. oder für kommende Klimastreiks fordern.

Wir rufen alle Kolleg*innen und Belegschaften auf, alle Wege und
Möglichkeiten zu nutzen, eine Beteiligung an den Demonstrationen zu
ermöglichen, sei es durch Urlaub, Gleitzeit, Betriebs- und
Personalversammlungen oder kollektive Arbeitsniederlegung.

Wir wissen, dass einige Kolleg*innen und Belegschaften an diesem Freitag
eine kollektive Arbeitsniederlegung organisieren werden und begrüßen diesen
großen Schritt. Es wird also am 20.09. politische Streiks geben!

Alle Belegschaften und Kolleg*innen, die sich, egal in welcher Form, an den
Demonstrationen beteiligen wollen, sollten dies gemeinsam tun und dort
sichtbare Blöcke bilden.

In Berlin und München wird es Treffpunkte unter dem Label "Workers for
Future" geben:

Berlin: 11:30 Uhr, Pariser Platz vor der französischen Botschaft (Wir
schließen uns später dem Care-Block an)

München: 11:30 Uhr, Max-Mannheimer-Platz 1

Für die Kolleg*innen und Belegschaften, die sich dazu entscheiden, sich am
20.09. in Form einer Arbeitsniederlegung zu beteiligen, verweisen wir auf
das Flugblatt:

"Rechtliche und praktische Hinweise zur Teilnahme an Versammlungen am 20.
September 2019" (siehe Weiteres auf http://www.baga-berlin.de).

Darin wird beschrieben, welche Möglichkeiten es gibt, arbeitsrechtliche
Konsequenzen bei einer Arbeitsniederlegung zu minimieren, falls es am 20.09
immer noch keinen offiziellen Streikaufruf der Gewerkschaften geben sollte.

Wir rufen die Gewerkschaftsführungen und alle gewerkschaftlichen Gremien
dazu auf, sämtliche Kolleg*innen zu schützen, die wegen ihrer Beteiligung
am Klimastreik mit arbeitsrechtlichen Maßnahmen konfrontiert werden!


Eure Fragen:

Ein Rechtsanwalt wird im Zeitraum bis 2 Stunden vor dem Beginn der
Klimastreik-Demonstrationen und in der Woche danach weiterführende Fragen
via Mail beantworten. Weitere Informationen:

http://www.baga-berlin.de

Wir sehen uns am 20. September beim Klimastreik!

Berliner Aktion Gegen Arbeitgeberunrecht


http://www.baga-berlin.de

https://www.facebook.com/berlineraktiongegenarbeitgeberunrecht/

Unser Flyer zum Download:

https://berlineraktiongegenarbeitgeberunrecht.files.wordpress.com/2016/04/baga_flyer.pdf

[1] Forderung nach einem offiziellen Streikaufruf:

https://verdi-aktiv.de/2019/08/gewerkschafterinnen-fordern-fuer-einen-offiziellen-streikaufruf-fuer-den-20-9/

 * 

Quelle:

Berliner Aktion Gegen Arbeitgeberunrecht (BAGA)

E-Mail: baga_berlin[at]web.de

Internet: http://www.baga-berlin.de
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MASSNAHMEN/072: Klimaschutz und Luftqualität zusammendenken (idw)


Institute for Advanced Sustainability Studies e.V. - 18.09.2019

Klimaschutz und Luftqualität zusammendenken



Vom 23. bis 25. September treffen sich Regierungschefs aus aller
Welt, um zum einen den Klimaschutz und zum anderen die globalen
Nachhaltigkeitsziele in der UN-Generalversammlung zu diskutieren. Ziel
der Beratungen ist die Erhöhung der nationalen Klimaversprechen, um
doch noch die Ziele von Paris zu erreichen, und die Überprüfung der
Umsetzung der Nachhaltigkeitsziele. Eine wichtige Rolle spielt hierfür
der Zusammenhang von Luftverschmutzung und Klimawandel, zu dem das
IASS Potsdam einen Policy Brief mit dem Titel: "A practical approach
to integrating climate and air quality policy" veröffentlicht hat.

Luftverschmutzung und Klimawandel sind eng verknüpft. Die
Hauptursachen von CO2-Emissionen - der Abbau und das Verbrennen von
fossilen Energieträgern - sind nicht nur am Klimawandel wesentlich
beteiligt, sondern produzieren auch große Mengen an Luftschadstoffen.
Ein integrierter Ansatz der beiden Themen kann dazu beitragen,
Synergien zu maximieren, Zielkonflikte zu minimieren und die Effizienz
zu steigern. Politische Entscheidungen zum Klimawandel und zur
Luftqualität finden jedoch größtenteils immer noch auf parallelen
Wegen mit begrenzter Koordinierung statt. In dem vorliegenden Policy
Brief zeigen IASS-Wissenschaftlerinnen, wie ein integrativer Ansatz
der beiden Themen in der Praxis aussehen kann. Letztendlich könnte er
einen wichtigen Beitrag in der Diskussion um die Umsetzung der
UN-Klima- und Nachhaltigkeitsziele leisten.

Die Autorinnen geben die folgenden drei konkreten Empfehlungen, die
anhand von Fallstudien veranschaulicht werden:

Empfehlung Nr. 1: Wichtige Stakeholder sollten frühzeitig und während
des gesamten Prozesses einbezogen werden. Das Zusammendenken von
Klimaschutz, Luftqualität und weiteren gesellschaftlichen
Anforderungen erfordert die Berücksichtigung einer großen Spannbreite
an Stakeholdern. Ihre Beteiligung an und Verbundenheit mit den
entwickelten Maßnahmen ist essentiell für die Unterstützung bei der
Umsetzung.

Empfehlung Nr. 2: Die Emissionen von Treibhausgasen und
Luftschadstoffen sollten zusammen bewertet und die verschiedenen
Auswirkungen gleichzeitig berücksichtigen werden.
Modellierungsinstrumente, die Emissionen von Treibhausgasen und
Luftschadstoffen zusammen bewerten können, erleichtern die gemeinsame
Politikgestaltung von Klimaschutz und Luftqualität. Auf diese Weise
können ihre verschiedenen Auswirkungen, beispielsweise auf das Klima,
die Gesundheit und Nutzpflanzen, eingeschätzt werden.

Empfehlung Nr. 3: Bestehende rechtlichen Rahmenbedingungen und
laufende politische Prozesse sollten genutzt werden. Bestehende
politische Strukturen können so angepasst werden, dass sie auch
Bemühungen für mehr Klimaschutz und eine bessere Luftqualität
integrieren. Ein gutes Beispiel dafür ist das Göteborg-Protokoll, ein
internationales Luftreinhaltungsabkommen, zu dem kürzlich in einer
Novelle der Klimaschadstoff Ruß hinzugefügt wurde.

Originalpublikation:

Mar, K. A., Unger, C. (2019): A Practical Approach to Integrating
Climate and Air Quality Policy. - IASS Policy Brief, 2019, 5.

DOI: http://doi.org/10.2312/iass.2019.025

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news723760

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1699

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Institute for Advanced Sustainability Studies e.V. - 18.09.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MELDUNG/177: Große Mehrheit der Wähler will Klimaschutzgesetz (Klima-Allianz)


Klima-Allianz Deutschland - 19. September 2019

Forsa-Umfrage: Große Mehrheit der Wähler will Klimaschutzgesetz



Eine große Mehrheit der Deutschen will verbindliche Vorgaben im
Klimaschutz, auch die Anhänger von Union und SPD. Viele sind bereit,
sich selbst klimafreundlicher zu verhalten. Dass die Bundesregierung
ihre Klimaziele erreicht, glauben jedoch äußerst wenige. Die
Klima-Allianz Deutschland fordert vom Klimakabinett ein ambitioniertes
Maßnahmenpaket, mit dem Deutschland die Klimaziele zuverlässig
erreicht.

"Die Bundesregierung hat Klimaschutz zu lange verschleppt. Ein
Ergebnis dieser zögerlichen Politik ist ein deutlicher
Vertrauensverlust der Menschen in die deutsche Klimapolitik", sagt Dr.
Christiane Averbeck, Geschäftsführerin der Klima-Allianz Deutschland.
Lediglich 13 Prozent der Wähler trauen der Bundesregierung zu, das
Klimaziel 2030 zu erreichen. Das zeigt eine heute veröffentlichte
repräsentative forsa-Umfrage im Auftrag der Klima-Allianz Deutschland.
Selbst die Anhänger der CDU/CSU (13 Prozent) und der SPD (19 Prozent)
trauen dieser Bundesregierung nicht zu, die nötigen Weichen zu
stellen, um den CO2-Ausstoß bis 2030 um 55 Prozent zu reduzieren. "Am
20. September hat die Bundesregierung die Möglichkeit, das Ruder
herumzureißen und das Vertrauen der Bürgerinnen und Bürger
zurückzugewinnen. Kein Ministerium darf sich mehr aus der
Verantwortung ziehen", so Averbeck.

Dafür braucht es nach Ansicht von 62 Prozent der Befragten ein
verbindliches Klimaschutzgesetz. Das sehen drei Viertel der
SPD-Anhänger so (74 Prozent) und mehr als die Hälfte der Unionswähler
(55 Prozent). Averbeck dazu: "Nach einem verlorenen Jahrzehnt haben
Kanzlerin und die Vorsitzenden beider Regierungsparteien angekündigt,
beim Klimaschutz 'Schluss mit Pillepalle' zu machen und Klimaschutz
zum Prüfstein der Koalition zu machen. Am 20. September muss die
Bundesregierung liefern: Es gilt ein ganzes Paket von
Klimaschutzmaßnahmen zu beschließen, damit zumindest die
Klimaschutzziele der Bundesregierung sicher erreicht werden können.
Wir brauchen ein Gesetz, damit die notwendigen Maßnahmen, mit denen
Deutschland seinen fairen Beitrag zur Begrenzung der globalen
Erwärmung auf höchstens 1,5°C leistet, einen verbindlichen Rahmen
haben. Für die Inhalte des Klimaschutzpakets müssen Union und SPD
nicht das Rad neu erfinden Die Zivilgesellschaft hat bereits
zahlreiche Vorschläge erarbeitet. Bisher hören wir jedoch, dass mit
den besprochenen Maßnahmen der Regierung nicht einmal das Klimaziel
2030 annähernd erreicht wird und insbesondere die Union an vielen
Stellen mauert."

Dabei ist die Ausgangslage gut: Die Deutschen wollen Klimaschutz und
sind auch bereit, persönlich etwas zu tun. Drei Viertel der Befragten
(73 Prozent) sind bereit, künftig in ihrem Haushalt mehr Energie zu
sparen als heute. Jeder Zweite kann sich vorstellen, den Fleischkonsum
zu reduzieren und künftig weniger zu fliegen. 40 Prozent der
Autofahrer halten es für (sehr) wahrscheinlich, dass sie künftig
seltener als derzeit mit dem eigenen Auto fahren. Averbeck dazu: "Die
Bürgerinnen und Bürger wollen sich in Zukunft klimafreundlicher
verhalten. Nun muss die Bundesregierung die Rahmenbedingungen dafür
setzen, damit dies auch möglich ist. Dabei reicht nicht ein
Sammelsurium an Einzelmaßnahmen, es braucht auch Ordnungsrecht und
Anreize, die mehr Klimaschutz ermöglichen, sowie strukturelle
Veränderungen, durch die unsere bisher sehr klimaschädliche Lebens-
und Wirtschaftsweise in eine treibhausgasarme Zukunft umgebaut werden
kann. Wir brauchen zudem eine umfassende und sozial gerechte
CO2-Bepreisung, damit die Preise endlich die ökologische Wahrheit
sprechen."



Die Klima-Allianz Deutschland ist das breite gesellschaftliche
Bündnis für den Klimaschutz. Mit ihren über 120
Mitgliedsorganisationen aus den Bereichen Umwelt, Kirche, Entwicklung,
Bildung, Kultur, Gesundheit, Verbraucherschutz, Jugend und
Gewerkschaften setzt sie sich für eine ambitionierte Klimapolitik und
eine erfolgreiche Energiewende auf lokaler, nationaler, europäischer
und internationaler Ebene ein. Ihre Mitgliedsorganisationen
repräsentieren zusammen rund 25 Millionen Menschen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 19.09.2019

Klima-Allianz Deutschland

Invalidenstr. 35, 10115 Berlin

E-Mail: presse@klima-allianz.de

Internet: www.klima-allianz.de
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POLITIK/662: Klimakabinett morgen - Klimaschutzmaßnahmen des Bundesagrarministeriums (BMEL)


Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft - 19. September
2019

Klimakabinett morgen - Klimaschutzmaßnahmen des Bundesagrarministeriums



Morgen kommt das Klimakabinett zusammen, dem auch unsere
Bundesministerin Julia Klöckner angehört. Um den Beitrag der Forst-,
Ernährungs- und Landwirtschaft zum Klimaschutz weiter zu verbessern,
hat die Ministerin eine klare Agenda mit zehn konkreten Punkten
vorgelegt.

Diese Maßnahmen haben im Klimakabinett Zustimmung erfahren.

Die Besonderheit der Land- und Forstwirtschaft ist, dass die Branchen
selbst Lösungsbringer beim Klimawandel sind. Denn im Gegensatz zu
allen anderen Sektoren können sie CO2 binden - in den Böden den
Hölzern der Wälder. Sie sind effektive Treibhausgassenken. Hierzulande
führt etwa die nachhaltige Bewirtschaftung der Wälder zu einer
Verringerung der Emission um 14 Prozent. Und auch den Boden als
Kohlenstoffspeicher müssen wir schützen und sein Speicherpotential
ausbauen. Diese Punkte sind zentrale Bausteine unserer
Klimaschutzmaßnahmen.

Der Schwerpunkt der Klimaschutzanstrengungen in der Landwirtschaft bis
2050 liegt auf Maßnahmen zur Minderung von Emissionen und dem
effizienteren Einsatz von Ressourcen für eine nachhaltigere
Produktion. Erste Vorhaben sind bereits angelaufen.


Unser 10-Punkte-Plan:

Senkung der Stickstoffüberschüsse

Viel erreichen wir bereits durch die erfolgten rechtlichen Änderungen
in der Düngegesetzgebung. Dadurch rechnen wir mit einer weiteren
Senkung der Stickstoffüberschüsse - einschließlich der Minderung von
Ammoniak- und Lachgasemissionen. Das Düngepaket soll zudem mit der
Förderung gasdichter emissionsarmer Güllelager und emissionsmindernder
Ausbringtechnik unterstützt werden. Hier sind auch die Länder in der
Pflicht. Zur gezielten Verminderung von Stickstoffemissionen aus
landwirtschaftlichen Böden wollen wir zudem die Forschung
intensivieren. Das umfasst etwa Langzeituntersuchungen an
verschiedenen Standorten zur Wirksamkeit von Nitrifikationshemmstoffen
und zur Verhinderung von Lachgasemissionen, die Weiterentwicklung von
Düngungstechnologien und pflanzenbaulichen Maßnahmen im Hinblick auf
Messung und Reduzierung von Treibhausgas-Emissionen und die Förderung
der züchterischen Verbesserung von Kulturpflanzen im Hinblick auf die
Stickstoffeffizienz.

Minderungspotential: 1,9 bis 7,5 Mio. t CO2-Äquivalente

Energetische Nutzung von Wirtschaftsdüngern

Die zweite wichtige Maßnahme betrifft die energetische Nutzung von
Wirtschaftsdüngern tierischer Herkunft und landwirtschaftlicher
Reststoffe in Biogasanlagen. Der stärkere Einsatz von
Wirtschaftsdüngern in Biogasanlagen und die gasdichte Lagerung von
Gärresten - vor allem zur Minderung von Methanemissionen - sollen mit
neuen Instrumenten gefördert werden. Hier ist es besonders wichtig,
dass wir sinnvolle Anschlussmöglichkeiten für die Anlagen finden, die
derzeit im Rahmen des Erneuerbaren Energien Gesetzes (EEG) gefördert
werden.

Minderungspotenzial: 2 bis 2,4 Mio. t CO2-Äquivalente

Ausbau des Ökolandbaus

Die Ausweitung der ökologisch bewirtschafteten Flächen ist auch eine
Klimamaßnahme. Dies liegt in erster Linie an der Einsparung von
Mineraldüngern, bei deren Herstellung Treibhausgase entstehen. Wir
wollen Rechtsvorschriften zugunsten besonders umweltfreundlicher
Verfahren wie dem ökologischen Landbau oder anderer besonders
nachhaltiger Verfahren der Landbewirtschaftung weiterentwickeln und
die rechtliche und finanzielle Förderung weiterentwickeln.

Minderungspotenzial: 0,4 bis 1,2 Mio. t CO2-Äquivalente

Emissionsminderungen in der Tierhaltung

In der Tierhaltung und Tierernährung wollen wir weiteres
Einsparpotenzial realisieren. Neben Forschung und Züchtung wird es auf
die künftige Entwicklung der Tierbestände ankommen. Fördermaßnahmen
sollen mehr im Hinblick auf das Tierwohl ausgerichtet werden, unter
Berücksichtigung der Umweltwirkungen und der Einsparungen von
Emissionen. Außerdem soll emissionsmindernde Stalltechnik
weiterentwickelt werden. Zu erforschen und in die praktische Anwendung
(Wissenstransfer) zu bringen sind Verbreitung, Weiterentwicklung und
Etablierung der Präzisionsfütterung in der praktischen
Nutztierfütterung, der Methoden zur Vermeidung und Minderung von
Futterverlusten und der Minderung von Ernteverlusten bei der
Futterwerbung.

Minderungspotenzial: 0,3 bis 1 Mio. t CO2-Äquivalente jährlich

Erhöhung der Energieeffizienz

Die in der Landwirtschaft und im Gartenbau eingesetzte Technik kann
hinsichtlich ihres Energiebedarfs weiter verbessert werden. Das
Bundesprogramm für Energieeffizienz in Landwirtschaft und Gartenbau
wird dafür fortgeführt und weiterentwickelt und der Einsatz
erneuerbarer Energien gefördert.

Minderungspotenzial: 0,9 bis 1,5 Mio. t CO2-Äquivalente jährlich

Humusaufbau im Ackerland

Wir müssen das Kohlenstoffspeicherpotenzial der Böden verstärkt
aktivieren. Auf der Grundlage der Bodenzustandserhebung 2018 und einer
zweiten Erhebung nach etwa zehn Jahren wird der Kohlenstoffvorrat in
landwirtschaftlich genutzten Böden und seine Veränderungen erfasst.
Maßnahmen zur Kohlenstoffanreicherung sollen unter anderem in der
Ackerbaustrategie berücksichtigt werden, die aktuell erarbeitet wird.
Der Ausbau des ökologischen Landbaus trägt ebenfalls zur
Kohlenstoffanreicherung bei. Wichtig wird zudem sein, Instrumente in
die Gemeinsame Agrarpolitik aufzunehmen, die eine Förderung des
Humusaufbaus unterstützen - dafür setzen wir uns ein. Dies sind zum
Beispiel: Fruchtfolgen mit Ackerfrüchten, die nicht humuszehrend sind;
Zwischenfrüchte und eine nichtwendende Bodenbearbeitung;
Grünlanderhalt.

Minderungspotenzial: 1 bis 3 Mio. t CO2-Äquivalente jährlich

Erhalt von Dauergrünland

Auch in Grünland sind hohe Kohlenstoffvorräte gespeichert. Der Erhalt
von Dauergrünland ist daher ebenfalls eine wichtige
Klimaschutzmaßnahme, die auch schon im Rahmen der Gemeinsamen
Agrarpolitik (GAP) gefördert wird. Wir wollen Regelungen zum
Grünlanderhalt fortführen und eine Grünlandstrategie zur Sicherung und
Stärkung einer dauerhaften Grünlandnutzung entwickeln.

Schutz von Moorböden/Reduktion von Torfeinsatz in Kultursubstraten


Wichtig ist auch, die Treibhausgasemissionen in den Blick zu nehmen,
die aus entwässerten Moorböden resultieren, auf denen Landwirtschaft
betrieben wird. Gemeinsam mit dem Bundesumweltministerium und mit den
Ländern wird an einer Bund-Länder-Zielvereinbarung gearbeitet. Da mit
der Vernässung von Moorböden erhebliche Nutzungseinschränkungen und
somit Eingriffe in Eigentumsrechte verbunden sind, geht dies nur auf
freiwilliger Basis. Entsprechend sind finanzielle Anreize in
erheblichem Umfang vorgesehen. Diese Maßnahme schließt auch die
Reduzierung der Torfverwendung in Kultursubstraten mit ein; auch dazu
entwickelt unser Bundesministerium aktuell eine Strategie.

Minderungspotenzial: 3 bis 8,5 Mio. t CO2-Äquivalente jährlich


Erhalt und nachhaltige Bewirtschaftung der Wälder und Holzverwendung


Im Erhalt und der nachhaltigen Bewirtschaftung der Wälder und der
Holzverwendung liegt ein enormes Klimaschutzpotenzial. Dieses
unterliegt allerdings periodischen Schwankungen. Enorm wichtig ist,
dass wir die Wälder und deren nachhaltige Bewirtschaftung langfristig
erhalten und sichern. Dazu sind geeignete Maßnahmen der Anpassung an
den Klimawandel notwendig. Gerade die Extremwetter des vergangenen
Jahres haben gezeigt, dass der Wald Hilfe braucht, um seine
Klimaschutzfunktion auch weiter so exzellent erfüllen zu können.
Gleichzeitig werden wir die nachhaltige und ressourceneffiziente
Holzverwendung fördern. Bei der Realisierung der Nutzungspotenziale
von Holz, z.B. im Gebäudebereich, setzt unser Bundesministerium dabei
auch auf die Unterstützung aus den anderen Ministerien.

Minderungspotenzial: Laut Wissenschaftlichen Beirat für Waldpolitik
haben Wald, nachhaltige Forstwirtschaft und die damit verbundene
Holznutzung im Jahr 2014 rund 127 Millionen Tonnen Kohlendioxid
gebunden bzw. durch Substitutionseffekte reduziert.


Stärkung nachhaltiger Ernährungsweisen

Vermeidung von Lebensmittelabfällen

Wenn wir Lebensmittelabfälle vermeiden, hat dies mittelbar auch
Auswirkungen auf die mit der Produktion von Lebensmitteln verbundenen
Treibhausgase. Dazu muss die beschlossene Nationale Strategie zur
Reduzierung der Lebensmittelverschwendung konsequent umgesetzt werden.
Ein Indikator über die Lebensmittelabfälle und -verluste in
Deutschland wird in die Deutsche Nachhaltigkeitsstrategie aufgenommen.
Damit werden die Ergebnisse der Anstrengungen transparent und
dokumentierbar. Für eine kontinuierliche Berichterstattung werden die
entsprechenden finanziellen und personellen Ressourcen bereitgestellt.

Programm
zur Stärkung der Nachhaltigkeit in der Gemeinschaftsverpflegung

Stärkung der Nachhaltigkeitskriterien (Mindeststandards) für das
Speisenangebot von Kantinen der Bundesverwaltung auf Basis der bereits
verpflichtend eingeführten DGE-Qualitätsstandards, sowie Entwicklung
eines Förderprogramms zur Stärkung eines klimafreundlichen und
gesunden Speisenangebotes in der Gemeinschaftsverpflegung.

Minderungspotenzial: 3 bis 7,9 Mio. t CO2-Aquivalente jährlich

 * 
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STIMMEN/130: Forum Ziviler Friedensdienst beteiligt sich am globalen Klimastreik (forumZFD)


Forum Ziviler Friedensdienst e. V. (forumZFD) - 18.09.2019

forumZFD beteiligt sich am globalen Klimastreik



Köln, 18.09.2019. Das forumZFD beteiligt sich am globalen Klimastreik.
Am Freitag, 20. September 2019, legen die Beschäftigten in Köln die
Arbeit nieder und demonstrieren am Hans-Böckler-Platz für eine
Trendwende in der Klimapolitik. Das forumZFD unterstützt damit den
Aufruf eines breiten Bündnisses zivilgesellschaftlicher
Organisationen, darunter Umwelt-, Wohlfahrts-, Kultur- und
Entwicklungsverbände, Kirchen, Gewerkschaften und Unternehmen. Unter
dem Hashtag #AlleFürsKlima fordert das Bündnis Menschen jeglichen
Alters dazu auf, sich den Aktivistinnen und Aktivisten von Fridays for
Future anzuschließen und für Klimaschutz auf die Straße zu gehen.

"Der Klimawandel ist eine existenzielle Bedrohung für unseren
Planeten", betont Oliver Knabe, Vorstandsvorsitzender des forumZFD.
"Wir müssen jetzt entschieden handeln, um unseren Kindern und
Enkelkindern eine lebenswerte Welt zu hinterlassen. Klimaschutz ist
ein Thema, das auch uns im forumZFD wichtig ist und für das wir uns
auf ganz unterschiedlichen Ebenen einsetzen: Durch nachhaltige
Beschaffung, mit CO2-Kompensationen bei Dienstreisen und als Thema in
unserer politischen Bildungsarbeit. Darum ist es nur konsequent, dass
wir uns am globalen Klimastreik beteiligen."

Den Veranstaltern zufolge sind allein in Deutschland fast 500
Kundgebungen geplant. Zeitgleich zu den geplanten Demonstrationen legt
die Bundesregierung ihre Pläne in der Klimapolitik vor. Wenige Tage
später kommt die Weltgemeinschaft in New York zum Klimagipfel der
Vereinten Nationen zusammen und berät über die Umsetzung der globalen
Nachhaltigkeitsziele. Oliver Knabe hofft, dass die weltweite Aktion am
20. September ein starkes Zeichen an die politischen
Entscheidungsträgerinnen und -träger senden wird.

"Für uns Friedensaktivistinnen und -aktivisten hat das Thema noch eine
zusätzliche Dimension", erklärt Knabe. "Guter Klimaschutz beugt
Konflikten vor. Denn die Erderwärmung bedroht schon heute die
Lebensgrundlagen vieler Menschen, verschärft Verteilungskämpfe zum
Beispiel um Wasser und Ressourcen und treibt Menschen in die Flucht.
Dadurch entstehen neue Herausforderungen für den gesellschaftlichen
Zusammenhalt. Friedensarbeit kann dabei helfen, die Konflikte zu
bewältigen, die durch den Klimawandel entstehen."

forumZFD: Entschieden für Frieden

Das forumZFD unterstützt Menschen in gewaltsamen Konflikten auf dem
Weg zum Frieden und tritt für die Überwindung von Krieg und Gewalt
ein.

Derzeit arbeitet das forumZFD mit Friedensberaterinnen und -beratern
in Deutschland sowie zehn weiteren Ländern in Europa, dem Nahen Osten
und Südostasien. Seine Akademie für Konflikttransformation bietet
einen Lernort für professionelle, internationale Friedensarbeit. Mit
Dialogveranstaltungen, Bildungsarbeit und Kampagnen setzt sich das
forumZFD aktiv für eine zivile Friedenspolitik ein.

Das forumZFD ist von der Bundesregierung als Trägerorganisation des
Zivilen Friedensdienstes anerkannt und finanziert seine Arbeit über
öffentliche und private Zuschüsse, Spenden und Mitgliedsbeiträge.

www.forumZFD.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 18.09.2019

Forum Ziviler Friedensdienst e. V. (forumZFD)
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STIMMEN/129: Wir brauchen Veränderungen, so umfassend wie die Industrielle Revolution (idw)


Universität Hamburg - 18.09.2019

UN-Klimagipfel in New York: 

"Wir brauchen Veränderungen, so umfassend wie die Industrielle
Revolution"



Vom 21. bis 23. September 2019 hat UN-Generalsekretär António Guterres
Politikerinnen und Politiker, aber auch Forschende nach New York
eingeladen. "Es wird darum gehen, wie man den weltweiten Ausstoß von
Treibhausgasen in den nächsten zehn Jahren um die Hälfte reduzieren
kann, denn das ist notwendig, um die Erderwärmung auf maximal zwei
Grad zu beschränken", erklärt Prof. Dr. Detlef Stammer, der Sprecher
des Exzellenzclusters "Climate, Climatic Change, and Society (CliCCS)"
und Direktor des Centrums für Erdsystemforschung und Nachhaltigkeit
(CEN) an der Universität Hamburg ist.

Als Leiter des World Climate Research Programme wird er beim
Klimagipfel in New York als Experte für die Klimawissenschaften gehört
werden. Die Organisation wurde vor 40 Jahren von der World
Meteorological Organization und dem International Council for Science
gegründet und koordiniert die internationale Zusammenarbeit in der
Klimaforschung.

"Darüber hinaus müssen wir in dreißig Jahren zu einer CO2-neutralen
Gesellschaft kommen. Das ist eine Revolution, ebenso umfassend wie die
Industrielle Revolution", erklärt der Ozeanograph. Eine CO2-neutrale
Gesellschaft emittiert möglicherweise weiterhin Treibhausgase,
entfernt diese aber kontinuierlich wieder aus der Atmosphäre. "Ich
glaube, dass wir den Kampf gegen den Klimawandel nicht ohne sogenannte
negative Emissionen führen können. Das bedeutet, dass wir das CO2, das
wir erzeugt haben, wieder aus der Atmosphäre rausziehen. Man kann es
beispielsweise verflüssigen und in den Boden zurückpumpen. Oder man
kann sogar in den Energiehaushalt der Erde eingreifen. Dazu müssen wir
forschen, und zwar sehr, sehr schnell. Denn ich fürchte, dass wir
nicht allein aus einer gesellschaftlichen Transformation heraus in
naher Zukunft zu einer kohlenstoffneutralen Gesellschaft werden", so
Stammer.

Dass das Thema Klimaschutz nun endlich in den Fokus der Politik gerät,
sieht Stammer auch als Verdienst der Bewegung "Fridays for Future".
"Die Generation der Schülerinnen und Schüler, die jetzt auf die Straße
gehen, wird stark vom Klimawandel betroffen sein. Deswegen ist es
genau richtig, dass sie protestiert." Stammer selbst hat die Erklärung
der "Scientists for Future" unterschrieben - wie weltweit 26.000
Kolleginnen und Kollegen. Darin unterstützen Forschende die
Forderungen der Demonstrierenden mit wissenschaftlichen Argumenten.



Ein Interview mit Prof. Dr. Detlef Stammer gibt es im Newsroom der
Universität Hamburg unter:

https://www.uni-hamburg.de/newsroom/im-fokus/2019/0918-interview-stammer

"Klartext zur Klimakrise": Ein Interview mit Prof. Detlef Stammer zum
Klimagipfel, zu "Fridays for Future" und zu Wegen aus der Klimakrise
finden Sie unter:

https://www.youtube.com/watch?v=TxUFYn8VD5A

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news723742

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution109

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Hamburg - 18.09.2019
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STIMMEN/128: Weizenbaum-Institut unterstützt globalen Klimastreik (idw)


Weizenbaum-Institut für die vernetzte Gesellschaft - Das Deutsche
Internet-Institut - 18.09.2019

Weizenbaum-Institut unterstützt globalen Klimastreik



Am 20. September 2019 schließen sich Wissenschaftler*innen des
Weizenbaum-Instituts für die vernetzte Gesellschaft dem globalen
Klimastreik und der Demonstration der Fridays-for-Future-Bewegung am
Brandenburger Tor in Berlin an.




[image: Foto: © Weizenbaum-Institut]

Protestbanner am Sitz des Weizenbaum-Instituts

Foto: © Weizenbaum-Institut



Ob tauende Permafrostböden, brennende Arktis-Wälder oder schmelzende
Polarkappen: Der Klimawandel ist bereits heute Realität und vollzieht
sich schneller als es das Intergovernmental Panel on Climate Change
(IPCC) vorausberechnet hat. Wir bewegen uns aktuell ungebremst auf
eine globale Klimakatastrophe zu, die Hungersnöte, Massenmigration und
Ressourcenkriege zur Folge haben wird. Der Schutz des Klimas und
unserer Lebensgrundlagen ist eine gemeinschaftliche Aufgabe, in der
die Politik, Wirtschaft und Gesellschaft ebenso gefordert sind wie die
Wissenschaft. Für einen wirksamen Klimaschutz bleibt nur noch wenig
Zeit, aber noch ist ein Umlenken möglich.

Das Weizenbaum-Institut unterstützt daher den Aufruf von Fridays for
Future für globale Aktionen gegen den Klimawandel am 20. September
2019. Als Zeichen seines Protests wird das Institut am Aktionstag an
öffentlichen Veranstaltungen teilnehmen und seine Webseite für 24
Stunden vom Netz nehmen.

Die kritische Stimme der Wissenschaft ist unverzichtbar

Weizenbaum-Direktorin Prof. Dr.-Ing. Ina Schieferdecker, die zugleich
auch Mitglied von Scientists for Future ist, fordert: "Die kritische
Stimme der Wissenschaft ist im politischen Diskurs zu den
gesellschaftlichen Herausforderungen wie der Transformation zur
Nachhaltigkeit unverzichtbar. So ist beispielsweise Digitalisierung in
den Dienst der Nachhaltigkeit zu stellen und am Gemeinwohl
auszurichten. Auch das Weizenbaum-Institut ist hierzu mit seiner
Forschung zu digitalisierten Gesellschaften und dem dazu nötigen
Technikwandel gefordert und stellt sich der Aufgabe mit einem
dedizierten Querschnittsthema zu Digitalisierung und Nachhaltigkeit."


Nachhaltigkeit ist fester Bestandteil der Weizenbaum-Forschungsagenda


Das Weizenbaum-Institut hat Nachhaltigkeit und Klimagerechtigkeit
dauerhaft in seiner Forschungsagenda verankert. Grundlage hierfür
bildet das aktuelle Hauptgutachten "Unsere gemeinsame digitale
Zukunft" des wissenschaftlichen Beirats der Bundesregierung für
globale Umweltveränderungen (WBGU), dem Schieferdecker angehört.
Insbesondere der im Gutachten beschriebene "normative Kompass" mit den
Elementen Menschenwürde, Erhaltung der natürlichen Lebensgrundlagen,
Teilhabe und Eigenart findet sich in der Forschungsarbeit des
Instituts wieder.

Die Verantwortung der Wissenschaft

Das Weizenbaum-Institut sieht Nachhaltigkeit als unabdinglichen
Bestandteil der vernetzten Gesellschaft und beruft sich damit auf
seinen Namensgeber, den deutsch-amerikanischen Informatikpionier
Joseph Weizenbaum. Dieser setzte sich für nachhaltiges Handeln ein und
sah vor allem die Wissenschaft in der Verantwortung, den
weltpolitischen Zustand in eine lebensfördernde Richtung zu wenden:
"Sicherlich, die am weitesten verbreitete Geisteskrankheit unserer
Zeit ist die Überzeugung der Einzelnen, daß sie machtlos seien. Diese
(selbsterfüllende) Delusion kommt bestimmt, als Einwand gegen meine
These, an dieser Stelle in Spiel. Ich verlange ja, daß eine ganze
Berufsgruppe sich weigert, an dem selbstmörderischen Wahnsinn unseres
Zeitalters weiter mitzumachen."

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news723788

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution2333

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Weizenbaum-Institut für die vernetzte Gesellschaft - Das Deutsche

Internet-Institut - 18.09.2019
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CHEMIE/357: Bundesregierung verschiebt Glyphosatausstieg auf Ende 2023 (Informationsdienst Gentechnik)


Informationsdienst Gentechnik

Nachrichten - 06.09.2019

Bundesregierung verschiebt Glyphosatausstieg auf Ende 2023



Die Bundesregierung hat ein Aktionsprogramm Insektenschutz
beschlossen. Es sieht vor, die Anwendung glyphosathaltiger Pestizide
bis 31. Dezember 2023 verbindlich zu beenden. Umweltverbände
kritisieren den späten Ausstiegstermin, Grüne warnen vor einem
möglichen 'Kuhhandel'.

Ende 2023 sei der 'europarechtlich frühestmögliche Zeitpunkt',
begründete Bundesumweltministerin Svenja Schulze den Termin. Sie wies
darauf hin, dass der Einsatz von Glyphosat schon vorher deutlich
eingeschränkt werde. Das Aktionsprogramm nennt dazu 'Anwendungsverbote
im Haus- und Kleingartenbereich und für Flächen, die für die
Allgemeinheit bestimmt sind, sowie ein Verbot der Anwendung vor der
Ernte und deutliche Beschränkungen der Anwendung vor der Aussaat und
nach der Ernte'. Allerdings ist für die dafür notwendige Verordnung im
Aktionsprogramm kein fester Termine vorgesehen. Verbieten will die
Bundesregierung ab 2021 die Anwendung von Glyphosat und anderen
Pestiziden 'mit besonderer Relevanz für Insekten in ökologisch
besonders schutzbedürftigen Bereichen'. Vom Tisch ist die zwischen
Umwelt- und Landwirtschaftsministerium umstrittene Auflage, dass
Landwirte Ausgleichsflächen bereitstellen müssen, wenn sie Pestizide
einsetzen, die die Artenvielfalt gefährden. Im Aktionsprogramm ist nur
noch unverbindlich von einem 'Refugialflächenansatz' die Rede, der
negative Auswirkungen bestimmter Pestizide auf die Biodiversität
kompensieren soll.

Als 'unkonkret, unambitioniert und unzureichend' kritisierte Olaf
Bandt, Geschäftsführer für Politik und Kommunikation beim Bund für
Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND), das Aktionsprogramm. Der
späte Glyphosat-Ausstieg sei 'ein Rückschlag für den Insektenschutz'.
Die Bundesregierung sei vor der Agrar-Lobby eingeknickt, kritisierte
die Coordination gegen Bayer-Gefahren (CBG). Der Ausstieg sei eine
Mogelpackung, da die Bundesregierung einfach abwarte, bis die
EU-Zulassung auslaufe. CBG-Vorstand Axel Köhler-Schnura verwies auf
die EU-Bestimmung, wonach das Verbot einer Agro-Chemikalie möglich
sei, wenn es neue Erkenntnisse über deren Gefährlichkeit gebe.
Österreich sei diesen Weg gegangen und habe als erster EU-Staat
Glyphosat verboten.

Der Industrieverband Agrar, der Bauernverband und Bayer als Hersteller
kritisierten, dass die Bundesregierung mit ihrem Ausstiegstermin einer
möglichen neuen Glyphosat-Zulassung auf EU-Ebene eine Absage erteile.
Gleichzeitig erklärte Bayer, ein Verbot akzeptieren zu wollen. "Man
respektiere, dass es in einigen europäischen Ländern den Wunsch der
Politik gebe, den Einsatz von Glyphosat zu reduzieren", zitierte der
Tagesspiegel Bayer Agrarvorstand Liam Condon. Gleichzeitig will der
Konzern die Wiederzulassung von Glyphosat nach 2022 vorantreiben. Der
Tagesspiegel interpretierte Condons Äußerungen so: "Wenn sich nach dem
Jahr 2022 einzelne EU-Länder für ein Glyphosat-Aus entscheiden, wird
Bayer das akzeptieren und nicht dagegen vorgehen." Harald Ebner,
Gentechnik-Sprecher der Bundestagsgrünen, warnte vor einem 'Kuhhandel
wie bei der Gentechnik.' Um den EU-Staaten 2022 eine weitere Zulassung
abzuhandeln, wolle Bayer es einzelnen Staaten "gönnerhaft freistellen,
dafür national die Verwendung aus sogenannten 'politischen Gründen'
einschränken zu dürfen". Das sei "ganz und gar widersinnig", Glyphosat
müsse aus Gründen des Gesundheits- und Umweltschutzes vom Markt. [lf]



Bundesumweltministerium: Bundeskabinett beschließt umfangreiches
Aktionsprogramm für den Insektenschutz (04.09.2019)

https://www.bmu.de/pressemitteilung/schulze-wir-koennen-das-insektensterben-stoppen/

Bundesumweltministerium: Aktionsprogramm Insektenschutz
(04.09.2019)

https://www.bmu.de/fileadmin/Daten_BMU/Pools/Broschueren/aktionsprogramm_insektenschutz_kabinettversion_bf.pdf

BUND kritisiert: Unkonkret, unambitioniert und unzureichend.
Aktionsprogramm Insektenschutz wird Herausforderung nicht gerecht
(04.09.2019)

https://www.bund.net/service/presse/pressemitteilungen/detail/news/bund-kritisiert-unkonkret-unambitioniert-und-unzureichend-aktionsprogramm-insektenschutz-wird-her/

Coordination gegen Bayer-Gefahren: Bundesregierung entscheidet zu
Gunsten Bayers - Gnadenfrist für Glyphosat (05.09.2019)

http://www.scharf-links.de/42.0.html?&tx_ttnews[tt_news]=70774&tx_ttnews[backPid]=8&cHash=e0cb4a9b26

Topagrar: Reaktionen zu Glyphosatverbot und Tierschutzlabel
(04.09.2019)

https://www.topagrar.com/management-und-politik/news/reaktionen-zu-glyphosatverbot-und-tierschutzlabel-11808524.html

Tagesspiegel: Bayer geht auf Glyphosat-Kritiker zu (03.09.2019)

https://www.tagesspiegel.de/wirtschaft/neue-strategie-fuer-europa-bayer-geht-auf-glyphosat-kritiker-zu/24971994.html

Bündnis 90 / Die Grünen Bundestagsfraktion: Harald Ebner zu
Bayer/Glyphosat (03.09.2019)

https://www.gruene-bundestag.de/presse/pressestatements/harald-ebner-zu-bayer/glyphosat

Infodienst: Agrarministerium: Artenschutzauflage für Pestizide
rechtswidrig (09.04.2019)

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33652/

Link zu diesem Beitrag beim Informationsdienst Gentechnik

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33786/


weitere Nachrichten des Informationsdienstes Gentechnik: 

Europäischer Gerichtshof: Mehr Risikoprüfung braucht es nicht,
16.09.2019

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33793/

Studie bestätigt EFSA-Gentechnik-Gutachten mangelnde Qualität,
12.09.2019

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33792/

Bayers Anwälte sagen: Monsanto-Listen waren nicht illegal,
09.09.2019

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33789/

Neue Studie: Glyphosat geht an die Nieren, 05.09.2019

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33785/

Der weltweite Anbau von Gentech-Pflanzen wächst kaum noch,
03.09.2019

https://www.keine-gentechnik.de/1/nachricht/33783/

Studie: Gentechnik-Pflanzen eher Zeitbombe als Chance, 30.08.2019


https://www.keine-gentechnik.de/1/nachricht/33781/

 * 

Quelle:

Nachricht, 06.09.2019

Informationsdienst Gentechnik

c/o Zs-L Zukunftsstiftung Landwirtschaft

Marienstraße 19-20, 10117 Berlin

Telefon: 030 / 28482304, Fax: 030 / 28482309

E-Mail: info(at)keine-gentechnik(dot)de

Internet: www.keine-gentechnik.de
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MELDUNG/392: Wie der Klimawandel die europäische Landwirtschaft verändert (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 05.09.2019 / Landwirtschaft & Gentechnik

Wie der Klimawandel die europäische Landwirtschaft verändert



Laut einem aktuellen Bericht der Europäischen Umweltagentur (EEA)
wirkt sich der Klimawandel auf die Produktivität landwirtschaftlicher
Anbauflächen aus. Während der Norden profitiert, muss der
Mittelmeerraum mit drastischen Einbußen rechnen.

Der am Mittwoch veröffentlichte Bericht geht davon aus, dass der Anbau
von Nutzpflanzen und die Tierhaltung in Teilen Südeuropas erheblich
zurückgehen oder sogar aufgegeben werden. In Griechenland, Italien,
Portugal, Spanien und Südfrankreich droht bis 2100 ein Rückgang von
Ernteerträgen zwischen 60 und 80 Prozent. Das könne nach Auffassung
der EEA dazu führen, dass landwirtschaftliche Flächen nicht mehr
bewirtschaftet werden können und Landwirt*innen ihren Betrieb aufgeben
müssen.

Auf der anderen Seite können Regionen in West- und Nordeuropa von den
Folgen der Erderhitzung profitieren. Aufgrund längerer
Vegetationszeiten können sehr wahrscheinlich mehr Nutzpflanzen in den
skandinavischen Ländern angebaut werden, etwa Mais und Winterweizen.
Für Osteuropa prognostiziert der Bericht eine Ausweitung und
Intensivierung des Weinanbaus bis 2050.

Die EEA empfiehlt infolgedessen, dass sich die europäische
Landwirtschaft an die klimawandelbedingten Veränderungen anpassen
müsse. Der gesamte Sektor benötige eine größere Widerstandsfähigkeit
gegenüber Extremwetterereignissen wie Hitzewellen, Dürren und
Überschwemmungen. Dazu genügten Vorschriften auf EU-Ebene alleine
jedoch nicht - Klimaschutzmaßnahmen müssten vor allem auf nationaler
und regionaler Ebene umgesetzt werden.

Auch schlagen die Autor*innen des Berichts vor, dass EU-Finanzmittel
unter den angedachten Eco-Schemes der reformierten Gemeinsamen
Agrarpolitik ab 2021 auch für Anpassungsmaßnahmen an Klimawandelfolgen
an Bäuer*innen ausgeschüttet werden.

Der EEA-Bericht stimmt nach eigener Aussage mit dem Anfang August
erschienenen Sonderbericht des Weltklimarats IPCC zu Klimawandel und
Landsystemen überein (EU-News vom 08.08.2019 [1]). [aw]



EEA-Bericht: Climate Change Adaptation in the agricultural sector in
Europe 

https://www.eea.europa.eu/publications/cc-adaptation-agriculture

[1] https://www.dnr.de/eu-koordination/eu-umweltnews/2019-landwirtschaft-gentechnik/unsere-landnutzung-zerstoert-die-erde-was-die-eu-tun-muss/

 * 

Quelle:

EU-News, 05.09.2019

Deutscher Naturschutzring e.V. (DNR)

EU-Koordination

Marienstraße 19-20, 10117 Berlin

E-Mail: eu-info@dnr.de

Internet: www.eu-koordination.de
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VERBAND/402: Klimaschutz nur mit Bioenergie. Drei Maßnahmen für das Klimakabinett (DBV)


Deutscher Bauernverband - Pressemitteilung vom 19. September 2019

Klimaschutz nur mit Bioenergie: Drei Maßnahmen für das Klimakabinett



Bei seiner Sitzung am morgigen Freitag muss das Klimakabinett aus
Sicht der Bioenergieverbände dringend die Chance nutzen, um die
Klimaschutzleistungen der Bioenergie zu stabilisieren und auszubauen.
Im Vorfeld haben die Bioenergieverbände diese Forderung unterstrichen
und ihre wichtigsten drei Maßnahmenvorschläge für die Bioenergie an
das Klimakabinett übermittelt.

"Das Erreichen der Klimaschutzziele funktioniert nur mit Bioenergie",
betont Sandra Rostek, Leiterin des Hauptstadtbüros Bioenergie. "Über
alle Sektoren hinweg sorgt die Bioenergie aktuell für CO2-Einsparungen
von knapp 65 Millionen Tonnen. Diese Leistungen gilt es unbedingt mit
den Regelungen des Klimapakets, das morgen vom Klimakabinett geschnürt
wird, zu sichern, zu optimieren und auszubauen. Wir haben dazu eine
Reihe von Maßnahmenvorschlägen gemacht und die drei wichtigsten dem
Klimakabinett nochmals schriftlich dezidiert vorgestellt", erklärt
Rostek.

Für die Bioenergieverbände zählt zu allererst die Festlegung eines
Stabilisierungspfades für die Strom- und Wärmeerzeugung aus Biomasse
im Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) zu den notwendigen Maßnahmen.
Konkret bedeutet das für die Politik, dass die Ausschreibungsvolumina
für Biomasse nach 2022 im EEG definiert werden müssen. Zweitens geht
es den Bioenergieverbänden um die Einführung einer CO2-Bepreisung im
Wärmemarkt, um endlich die erneuerbare Wärmewende in Gang zu bekommen.
Als dritte essenzielle Maßnahme erachten die Verbände die Anhebung der
Treibhausgasminderungsquote im Verkehrssektor, da mit diesem bereits
etablierten und bewährten Instrument kurzfristig mehr Klimaschutz auf
die Straße gebracht werden kann. "Diese drei Maßnahmen sind für die
Bioenergiebranche entscheidend, um eine wirtschaftliche und
verlässliche Perspektive zu haben", resümiert Rostek. "Nur so kann die
klimafreundliche Wirkung der Bioenergie als Ersatz für fossile
Energieträger gestärkt und ein Abbau vermieden werden."

Für die morgige Sitzung setzt das Hauptstadtbüro Bioenergie
entsprechend auf eindeutige Signale zur Intensivierung der
Klimaschutzbestrebungen der Bundesregierung - inklusive einer
zentralen Rolle der Bioenergie beim Erreichen der Klimaschutzziele für
das Jahr 2030. Mit einer Reihe von weiteren Vorschlägen in einem
gemeinsamen Positionspapier zeigen die Bioenergieverbände, dass die
Branche bereit ist, Verantwortung zu übernehmen und noch mehr zu
leisten.


Über die Bioenergieverbände

Im "Hauptstadtbüro Bioenergie" bündeln vier Verbände ihre Kompetenzen
und Ressourcen im Bereich Energiepolitik: der Bundesverband Bioenergie
e.V. (BBE), der Deutsche Bauernverband e.V. (DBV), der Fachverband
Biogas e.V. (FvB) und der Fachverband Holzenergie (FVH). Gemeinsam
bilden sie die gesamte Bioenergiebranche ab von Land- und Forstwirten,
Anlagen- und Maschinenbauern, Energieversorgern bis hin zu Betreibern
und Planern. Das Hauptstadtbüro Bioenergie verleiht den vielen
unterschiedlichen Akteuren und verschiedenen Technologien der
Bioenergiewirtschaft eine gemeinsame starke Stimme gegenüber der
Politik. Insbesondere in den Sektoren Strom und Wärme setzt es sich
technologieübergreifend für die energiepolitischen Belange seiner
Trägerverbände ein. Im Kontakt mit politischen Entscheidungsträgern
kann das Hauptstadtbüro Bioenergie auf ein breites
Unterstützernetzwerk zurückgreifen und kooperiert insbesondere mit dem
Bundesverband Erneuerbare Energie e.V. (BEE).

www.hauptstadtbuero-bioenergie.de



gemeinsames Positionspapier 

https://www.bauernverband.de/mediaarchiv/grab_pic_chris.php?id=720822

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 19. September 2019

Deutscher Bauernverband, Pressestelle

Claire-Waldoff-Straße 7, 10117 Berlin

Tel.: 030 / 31 904 0, Fax: 030 / 31 904 431

E-Mail: presse@bauernverband.net

Internet: www.bauernverband.de
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EUROPA/138: Rumäniens Urwälder in Gefahr - Offizielle EU-Beschwerde (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 10.09.2019 / Naturschutz & Biodiversität

Rumäniens Urwälder in Gefahr: Offizielle EU-Beschwerde



Zwei Drittel der unberührten Wälder in der EU (außerhalb
Skandinaviens) liegen in Rumänien. Doch ungeachtet der Proteste von
Nichtregierungsorganisationen führt das rumänische Forstmanagement
Romsilva Kahlschläge in geschützten Natura-2000-Gebieten durch,
kritisieren EuroNatur, Agent Green und ClienEarth. Sie haben deshalb
Bescherde bei der EU-Kommission eingelegt.

Romsilva verwaltet 22 von Rumäniens 29 National- und Naturparks. Die
rumänische Regierung untersuche die Auswirkungen auf diese
einzigartigen Gebiete nicht angemessen. In manchen Fällen fänden
Umweltverträglichkeitsprüfungen erst Jahre nach Beginn der
Rodungsarbeiten statt, kritisieren die Naturschutzorganisationen. Wenn
weiterhin ohne Konsequenzen zugelassen werde, dass in Rumänien
EU-Recht gebrochen wird, schwäche das das gesamte System von Natura
2000, warnte EuroNatur-Geschäftsführer Gabriel Schwaderer.

Die Juristin Ewelina Tylec-Bakalarz von ClientEarth sagte:
"Systematische Abholzungen in Natura 2000-Gebieten ohne entsprechende
Prüfung der Auswirkungen sind eine klare Verletzung von EU-Recht.
Dieses Problem ist in Rumänien weit verbreitet und daher bringen wir
den Fall jetzt vor die Europäische Kommission." [jg]



Gemeinsame Pressemitteilung

https://www.euronatur.org/ueber-euronatur/presse/pressemitteilungen/detail/news/eu-beschwerde-gegen-rumaenien-wegen-anhaltender-abholzungen/

Informationen zur EU-Beschwerde

https://www.euronatur.org/en/what-we-do/campaigns-and-initiatives/save-paradise-forests/eu-complaint-romanian-forests/

 * 

Quelle:

EU-News, 10.09.2019

Deutscher Naturschutzring e.V. (DNR)

EU-Koordination

Marienstraße 19-20, 10117 Berlin

E-Mail: eu-info@dnr.de

Internet: www.eu-koordination.de
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MELDUNG/416: Bitte nicht schießen! Wisente an der deutsch-polnischen Grenze (WWF)


WWF Pressemitteilung - 13. September 2019

Bitte nicht schießen! 

Wisente an der deutsch-polnischen Grenze gesichtet / WWF: Ein zweites
'Lebus' darf es nicht geben.



350 Meter vor der deutschen Grenze wurden im polnischen Cedynia zwei
Wisentbullen gesichtet, die auch nach Deutschland kommen könnten.
Vor zwei Jahren hatte schon einmal ein freilaufender Wisent die Grenze
überquert und wurde dann bei Lebus in Brandenburg auf Anordnung des
Ordnungsamt-Leiters von einem Jäger erschossen. Ein zweites 'Lebus'
dürfe es nun nicht geben, so die Umweltschutzorganisation WWF
Deutschland. "Wenn Wisente von sich aus in ihre ehemalige Heimat
zurückkehren, sollten wir sie willkommen heißen und nicht abschießen.
Abgesehen davon ist die Abschussfreigabe eines streng geschützten
Tieres ohne ein ersichtliches Gefährdungspotential eine Straftat",
sagt WWF-Wisent-Expertin Nina Gandl. Gegen den Leiter des
Ordnungsamtes hatte der WWF damals Strafanzeige gestellt, das
Verfahren wurde allerdings wieder eingestellt.

Den Abschuss des Wisents im Jahr 2017 bezeichnet Gandl als "Ausdruck
einer Hilflosigkeit der Behörden". Ihre Kritik: "Wenn der Leiter eines
Ordnungsamts nicht weiß, wie er mit Wildtieren umgehen soll, ist das
für Deutschland ein Armutszeugnis in Punkto Artenschutz. Der Vorfall
war für die Politik aber scheinbar kein Warnschuss, denn seitdem ist
nicht viel passiert. Wenn überhaupt lastet das Wildtiermanagement
häufig auf den Schultern von engagierten Ehrenamtlichen,
professionelle Strukturen fehlen überwiegend. Deutschland muss
dringend sein Wildtiermanagement professionalisieren."

Ein enger Erfahrungsaustausch sowie eine grenzübergreifende
Zusammenarbeit mit den polnischen Nachbarn kann laut WWF betroffenen
Bundesländern wie Brandenburg und Mecklenburg-Vorpommern helfen, sich
auf die Rückkehr der Großsäuger vorzubereiten. Durch Schutzmaßnahmen
und Auswilderungsprojekte in Polen konnten sich die Bestände beider
Arten dort über die letzten Jahre erholen und finden jetzt zunehmend
ihren Weg nach Deutschland.

Gefahren für die öffentliche Sicherheit gehen von wildlebenden
Wisenten in der Regel nicht aus, so die Einschätzung des WWF. Dass das
artspezifische Verhalten der Tiere für den Menschen keine Bedrohung
ist, haben sowohl in Polen als auch in Deutschland erfolgreich
durchgeführte Projekte mit ausgewilderten Wisenten gezeigt. Wie bei
jedem Wildtier, gilt auch bei einem Wisent Ruhe zu bewahren, einen
ausreichenden Sicherheitsabstand einzuhalten und das Tier nicht
unnötig zu erschrecken.

Der WWF Deutschland wird alle Landkreise in der Nähe der gesichteten
Wisente über die Tiere und deren mögliches Auftauchen in Deutschland
informieren. Darüber hinaus startender WWF-Deutschland, das
Leibniz-Zentrum für Agrarlandschaftsforschung (ZALF) e. V., die
Humboldt-Universität zu Berlin, die West Pomeranian Nature Society
(ZTP) und das Kulturzentrum im polnischen Miroslawiec dazu Mitte
September ein länderübergreifendes Projekt.

Dr. Hannes König vom ZALF, welches die Projektkoordination übernimmt,
merkt hierzu an, "dass eine Sensibilisierung betroffener Landnutzer,
insbesondere aus den Bereichen Land-/Forstwirtschaft, aber auch Jagd,
Naturschutz, Tourismus und Verkehr notwendig ist, um neben einer
höheren Akzeptanz für den Artenschutz auch nachhaltige
Managementstrategien umzusetzen."

Wandernde Wildtiere wie Elch, Wisent und Wolf kennen keine
Ländergrenzen, wie der aktuelle Fall zeigt. Ziel des gemeinsamen
Projektes ist es, ein grenzüberschreitendes Management der beiden
Arten zu initiieren und gemeinsam Lösungsansätze für ein friedliches
Zusammenleben von Mensch und Tier zu erarbeiten.

 * 

Quelle:

WWF Pressemitteilung, 13.09.2019

Herausgeber: WWF Deutschland

Reinhardtstraße 14, 10117 Berlin

Tel.: 030 311 777 - 0, Fax: 030 311 777 - 603

E-Mail: info@wwf.de

Internet: www.wwf.de
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LAIRE/308: USA - wachsender Schutzbedarf ... (SB)




Mehr als 16 US-Bundesstaaten haben bereits Gesetze erlassen, nach
denen ziviler Ungehorsam gegen die Erdölindustrie aufs schärfste
bestraft werden kann. Andere Bundesstaaten wollen dem Beispiel
folgen. In Texas müssen diejenigen, die Ölpipelines überqueren oder
andere "kritische Infrastruktur" betreten, inzwischen mit einem
Bußgeld in Höhe von bis zu einer Million Dollar rechnen. Auslöser der
Welle an repressiven Gesetzen und Gesetzesvorschlägen in vielen
Bundesstaaten waren die weitreichenden Proteste vor drei Jahren gegen
den Bau der Dakota Access Pipeline (DAPL) entlang der Standing Rock
Sioux Reservation.

Am 12. September hatte sich in Harris County, Texas, eine Gruppe
Greenpeace-Aktivistinnen und -Aktivisten von einer Brücke über dem
Houston Ship Channel abgeseilt, so daß ein ansonsten reger
Schiffsverkehr mit Erdöl- und Erdgastransporten vorübergehend zum
Erliegen kam. 26 Personen sind deswegen angeklagt und müssen mit
einer Gefängnisstrafe von bis zu zwei Jahren und einem Bußgeld von
10.000 Dollar rechnen. Der Gesetzesverschärfung in Texas liegt ein
Entwurf zugrunde, der von der Industrielobbyorganisation American
Legislative Exchange Council erarbeitet worden war. Dieser Entwurf
sei in mindestens 16 Bundesstaaten zur Vorlage genommen worden,
berichtete die US-Website Climate Inside News. [1]

Demnach ist das industriefreundliche Gesetz schon in sieben
Bundesstaaten rechtskräftig, andere Bundesstaaten haben sehr ähnliche
Gesetze verabschiedet oder in Vorbereitung. Das
US-Transportministerium möchte den Kongreß dazu bewegen, ein solches
Gesetz auch auf Bundesebene zu verabschieden. Mit 20 Jahren Gefängnis
müßten dann diejenigen rechnen, die versuchen, die Ölproduktion zu
behindern, schreibt der US Protest Law Tracker, der seit November
2016 den jeweiligen Stand des gesetzgeberischen Prozesses gegen
friedliche Versammlungen auf Bundes- und Staatsebene beobachtet und 
öffentlich macht. [2]

Die Trump-Administration räumt der heimischen Erdölindustrie bereits
eine rechtliche Hürde nach der anderen aus dem Weg, so daß sie von
Umwelt- und Arbeitsschutzauflagen befreit wird. Das löst verstärkt
Proteste in jenen Teilen der noch nicht propagandistisch sedierten
Bevölkerung aus, die naturwissenschaftliche Erkenntnisse zum
Klimawandel und unmittelbare Beobachtungen der klimatischen
Veränderungen ernst nehmen und fordern, daß fossile Energieträger wie
Kohle, Erdöl und Erdgas nicht mehr gefördert werden, da die
Emissionen aus deren Verbrennung die globale Erwärmung forcieren.

Auf Bundesebene zeigen sich die oppositionellen Demokraten zwar offen
für die Forderung, daß die Klimakrise abgewendet werden muß, und
einige haben einen Green New Deal vorgeschlagen, der Klimaschutz zu
einem zentralen Anliegen macht, aber auf Staatsebene ziehen nicht
alle Demokraten an einem Strang. Beispielsweise hat auch das von
einem demokratischen Gouverneur regierte Virginia ein scharfes
Gesetz gegen Behinderungen der fossilen Energieinfrastruktur
verabschiedet. Deshalb ist es noch keine ausgemachte Sache, daß sich
im kommenden Jahr sehr viel ändert, sollte Donald Trump für keine
zweite Amtszeit gewählt werden. Trotz der Warnungen aus der
Klimaforschung und trotz der spürbar sich wandelnden
Klimaverhältnisse auch in Nordamerika hält die US-Regierung die
fossile Energiewirtschaft aufrecht. Mehr noch, sie steigert deren
Produktivität, indem sie die umstrittene, da besonders zerstörerische
Methode des Frackings fördert.

Die extreme Verschärfung der Gesetze zum Schutz dieser Energieform
wird mit dem wachsenden Schutzbedarf der Infrastrukturen der fossilen
Energiewirtschaft begründet. Solch ein Legitimationskonstrukt ist uralt
und wird von herrschenden Interessen schon immer bemüht, um ihren
Gewaltapparat gegen die Bevölkerung in Stellung zu bringen.

Einst stand "Atomstaat" als Chiffre für einen Staat, der unter dem
Vorwand, die atomare Infrastruktur vor der Bevölkerung schützen zu
müssen, seine Verfügungsgewalt in immer mehr gesellschaftliche
Bereiche hinein ausdehnt. Das aktuelle Beispiel zu
Erdölinstallationen in den USA zeigt, daß nicht allein die Sicherung
der atomaren Infrastruktur als Vorwand dient, sondern daß der Staat
die totale Bevölkerungskontrolle anstrebt, indem er in immer mehr
öffentlichen Räumen Formen des Ausnahmezustands verhängt.

Da die Leute an der Spitze der Nahrungskette, also die Ölbarone und
andere Milliardäre, nicht auf gleiche Weise von den Klimawandelfolgen
betroffen sein werden wie die breite Masse der Bevölkerung und sich
schon längst die sichersten Plätze auf der Erde angeeignet haben,
wenn andernorts Wirbelstürme, Überschwemmungen, Dürren, Bergrutsche
und der Meeresspiegelanstieg die Lebensräume zunichte machen, stellt
sich aus ihrer Sicht die Verteidigung der fossilen Energiewirtschaft
mit allen Mitteln staatlicher Verfügungsgewalt nicht als pures
Selbstmordprogramm dar. Denn sie hegen die Hoffnung, sie könnten den
sich verschärfenden Kampf um die verbliebenen Überlebensressourcen
gegen die Heere an Hungerleidern durch die Gewaltmittel, die Recht
und Gesetz (und ein Hightech-Zaun an der Südgrenze ...) bereithalten,
erfolgreich verteidigen.


Fußnoten:

[1] https://insideclimatenews.org/news/16092019/oil-port-protesters-charged-texas-fossil-fuel-infrastructure-law-pipelines-greenpeace-houston

[2] http://www.icnl.org/usprotestlawtracker/?location=&status=&issue=6&date=&type=
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BERICHT/157: Klima und Klassenkampf - ökosozialistische Konsequenzen ... (SB)


Die große Leistung des Konzepts der imperialen Lebensweise ist
es, darauf aufmerksam zu machen, dass Ausbeutungsverhältnisse zwischen
Nord und Süd und innerhalb unserer Gesellschaften in der Lebensweise
zusammenfließen und dort auch gemeinsam politisiert werden können. Es
würde darum gehen, entlang der Kette von der Rohstoffgewinnung über
die Produktion von Vorprodukten, Transport und Logistik bis hin zur
Produktion und den Arbeitsverhältnissen sowie der Lebensweise und dem
Konsum in den Zentren gemeinsame Interessen sichtbar zu machen und
Kämpfe miteinander zu verbinden.

Samuel Decker [1]



Wären apokalyptische Szenarien jemals geeignet gewesen, den Lauf der
Geschichte von Grund auf zu ändern, stünde die Menschheit heute nicht
am Abgrund drohender Zerstörung ihrer Zivilisation, wenn nicht gar
ihrer Zukunft als Spezies auf diesem Planeten. Ganz im Gegenteil lebt
der biblische Endzeitmythos von der Errettung der Gerechten, die sich
im Angesicht ihrer Feinde als Auserwählte an der Tafel des Herrn an
dem sie umgebenden Untergang einer in Sünde gefallenen Schöpfung
ergötzen. Dieses Leitmotiv des Überlebens zu Lasten der eigenen Art
prägt die menschheitsgeschichtliche Entwicklung, hat doch die
räuberischteste aller Arten im Zuge ihres Aufstiegs zur dominanten
stoffwechselnden Erscheinungsform ihre eigenen Lebensvoraussetzungen
bis an den Rand der Vernichtung untergraben. Mit Feuer und Schwert,
nämlich Ausplünderung der Natur und Entfachen des Weltenbrands wie
auch Unterwerfung und Auslöschung der als Freßfeinde definierten
Artgenossen hat der Mensch alle anderen Entwicklungsmöglichkeiten aus
dem Feld geschlagen und sich einer Entfaltung der Herrschaft über
seinesgleichen als einzig gültiger Ordnung verschrieben.

Dieser Wesensmerkmale menschlicher Vergesellschaftung eingedenk,
bedarf es angesichts der hereinbrechenden Klimakrise einer
grundsätzlichen Kehrtwende, sollen die sich immer bedrohlicher
auftürmenden Schadensfolgen zumindest noch gebremst und begrenzt
werden. So verständlich die Hoffnung anmuten mag, der Klimawandel
lasse sich mit einigen randläufigen Korrekturen unter Beibehaltung der
vorherrschenden Produktionsweise und Lebensführung bewältigen,
zeichnet sich doch immer deutlicher ab, daß das keinesfalls ausreichen
würde. Die exponentiell anwachsende Verdüsterung jüngerer Prognosen zu
mutmaßlichem Ausmaß und Verlauf des Temperaturanstiegs und dessen
verheerenden Folgen schrumpft die vermeintlich verbliebenen Fristen
und verschärft die Dringlichkeit umfassender Eingriffe.

Da die ökologischen Verwerfungen kein Kollateralschaden, sondern
zwangsläufige Folge jener gesellschaftlichen Verhältnisse sind, die in
Gestalt der für alternativlos und universell erklärten
kapitalistischen Verwertung jeglicher existentiellen Prozesse auf die
Spitze zerstörerischer Verläufe getrieben werden, kommen potentiell
wirksame Gegenstrategien nicht umhin, auch eine Veränderung der
Besitzstände auf die Agenda zu setzen. Da dies zwangsläufig an den
Kern herrschaftsrelevanter Struktur und Ideologie rührt, rufen
derartige Ansätze über den Versuch ihrer Einbindung und Befriedung
hinaus weit repressivere Formen des Machterhalts auf den Plan. Die
Reichweite einer Bewegung zur Abwendung der Klimakrise muß sich
folglich daran messen lassen, in welchem Maße sie des mit zunehmender
Radikalität ihrer Forderungen anwachsenden Gegendrucks gewärtig ist
und die Kampfformen zur Durchsetzung ihrer Interessen auf den
Prüfstand stellt und weiterentwickelt.

Daß es sich über bloße Meinungsbekundungen und Appelle hinaus um einen
Kampf an diversen Fronten handelt, dürfte Konsens sein. Doch an der
Frage nach dem Charakter dieses Kampfs scheiden sich bekanntlich die
Geister. So ist von Umsteuern, Reformen, Alternativen oder gar einer
Transformation die Rede, womit Interessengegensätze eingeräumt werden,
jedoch fundamentale, miteinander unvereinbare gesellschaftliche
Widersprüche ausgeblendet bleiben. Marx und Engels haben es im
Kommunistischen Manifest so formuliert: "Die Geschichte aller
bisherigen Gesellschaft ist die Geschichte von Klassenkämpfen." [2]
Dabei macht der Übergang vom Singular zum Plural klar, daß jener
zwischen Proletariat und Bourgeoisie lediglich einer unter mehreren
Klassenkämpfen ist. Dies wird wenig später noch einmal bekräftigt und
erweitert: "Die Geschichte der ganzen bisherigen Gesellschaft bewegte
sich in Klassengegensätzen, die in den verschiedenen Epochen
verschieden gestaltet waren."

Dieses Verständnis von Klassenkämpfen ist also wesentlich umfassender
als die Reduzierung auf das freilich zentrale Verhältnis von Kapital
und Arbeit. Es schließt auch das Naturverhältnis des Menschen ein,
wird doch im Marxschen Sinne die Ausbeutung natürlicher Ressourcen als
zweite Quelle der Wertschöpfung neben der Verwertung der Arbeitskraft
genannt. Auch findet sich bei den Klassikern die dezidierte
Auffassung, daß das Ringen der Frauen um ihre Befreiung von
patriarchalem Zwang als Element des Klassenkampfs zu verstehen ist.
Und natürlich wird auch die Unterdrückung einer Nation durch die
andere ausdrücklich unter diese grundlegenden Auseinandersetzungen
subsumiert. Wenn erhebliche Fraktionen der Linken die ökologische
Frage, die Befreiung der Frau und eine Reihe weiterer Kämpfe zu
Nebenwidersprüchen erklärt oder gar als kleinbürgerlich diskreditiert
haben, entspringt das einer gravierenden Fehleinschätzung, die man
nicht der marxistischen Theorie als solcher anlasten kann.

Die kurzschlüssige Behauptung, es gebe doch längst keine Klassen mehr
wie auch der Sozialismus gescheitert und entsorgt sei, verdrängt ein
Verständnis von Klassenkämpfen weitgehend aus dem Horizont optionaler
Denkweisen. Um den Fortbestand und Ausbau der Klassengesellschaft in
Abrede zu stellen, also die Existenz grundsätzlicher Widerspruchslagen
zu verschleiern, wurde der Begriff "Klassenkampf" in einem Maße für
anachronistisch erklärt und tabuisiert, daß er heute auch aus Kreisen
emanzipatorischer Bewegungen, Diskussionen und Ansätze weitgehend
verschwunden ist. Das hat zwangsläufig zur Folge, daß auch die
Diskurse der Klimabewegung mehr oder minder weit hinter den Stand
früher erreichter Gesellschaftsanalysen und Handlungskonsequenzen
zurückfallen. Im Sinne einer dringend gebotenen Theoriebildung könnte
es daher von Nutzen sein, dem unablässigen innerstaatlichen wie
weltweiten Klassenkampf von oben einen im vorgenannten Sinn
umfassenderen Begriff der Klassenkämpfe von unten an verschiedenen
Fronten und insbesondere auch deren Verknüpfung entgegenzusetzen.

Kommt man zu dem zwingenden Schluß, daß die ökologische Frage nicht
ohne die soziale Frage in Angriff zu nehmen ist, setzt dies die
Wiedergewinnung eines umfassenden und radikalen Gegenentwurfs zu den
herrschenden Verhältnissen auf die Tagesordnung. Und dies um so mehr,
als sich das verbliebene Zeitfenster noch schneller als befürchtet
schließt, innerhalb dessen weitreichende Schritte zur Eindämmung der
Klimakrise greifen könnten. Wenn von Zielen die Rede ist, die 2030 und
2050 erreicht werden sollen, läßt das keinen Spielraum mehr, mit einer
unzureichenden Ausrichtung zu ergreifender Maßnahmen zu beginnen, die
später wesentlich korrigiert werden könnte. Was heute als zentrale
Stoßrichtung auf den Weg gebracht wird, dürfte die Kontroversen und
Handlungsoptionen in den kommenden Jahren in so hohem Maße bestimmen,
daß dem widersprechende Positionen schon im Ansatz ausgeschlossen
werden.

Wer auf die angeblichen Kräfte des Marktes setzt, erteilt politisch
verfügter Regulierung eine Absage. Wird Wirtschaftswachstum als
unangefochtenes Heilsversprechen fortgeschrieben, bleibt der Übergang
zu einer Postwachstumsgesellschaft auf der Strecke. Werden
technologische Lösungen als vorgeblicher Rettungsanker angestrebt,
winkt ein grüner Kapitalismus. Angesichts dieser unverzichtbaren
Weichenstellung wäre es verhängnisvoll, die Handlungskompetenz einer
Regierungspolitik zu überantworten, die jahrzehntelang jegliche
Warnsignale und Vorhersagen ignoriert hat. Gefragt ist ein
weitreichender Entwurf, der den noch verbliebenen Manövrierraum
dahingehend nutzt, einen entschiedenen Kurs anzulegen, wie er als
Ökosozialismus ausgewiesen werden könnte.

Bewegung in der Klimafrage

Wurde noch vor wenigen Jahren eine unpolitische Generation beklagt, so
hat die Klimagerechtigkeitsbewegung mit ihren Aktionen gegen die
Braunkohletagebaue in der Lausitz und im Rheinischen Revier deutliche
Zeichen gesetzt, wie auch die Baumbesetzungen im Hambacher Wald
endlich doch Beachtung fanden. Heute sind Phänomene wir Fridays For
Future oder Extinction Rebellion in der öffentlichen Wahrnehmung so
präsent, daß erstmals auf breiter Front Bewegung in die Klimafrage
gekommen ist. Hatte man in der Vergangenheit ökologische Themen eher
zu einem Ressort der Grünen erklärt und ansonsten tunlichst
ausgeblendet, kommt heute keine politische Partei mehr darum herum,
mit Blick auf die Gunst der Wählerschaft Flagge zu zeigen.

Wissenschaft, Umweltverbände und Klimabewegung haben seit langem eine
Fülle von Expertisen, Entwürfen und Handlungsvorschlägen erarbeitet
und vorgelegt, so daß von einem Mangel an belastbaren Informationen,
diskussionswürdigen Anregungen und praktizierten Lebensstilen wie auch
umgesetzten lokalen Alternativen keine Rede sein konnte. Neu
hinzugekommen ist ein Impuls der Dringlichkeit, den ausbleibenden
Kurswechsel nicht länger hinzunehmen und sich die Zukunft nicht rauben
zu lassen. Dies trug dazu bei, rationale Einsicht mit persönlicher
Betroffenheit zu befruchten und einen Aufbruch zu beflügeln, der, wie
konkret oder diffus auch immer, Widerhall in weiten Teilen der
Bevölkerung findet. Hinzu kommt indessen ein wachsendes Unbehagen, da
die Klimakrise mit Rekordtemperaturen, Dürren und Unwettern auch in
unseren Breiten deutlich zu spüren ist.

In dieser Gemengelage aus Ängsten und Unmut, Kalkül und Aufbegehren
ist zwangsläufig ein breites Spektrum divergierender Interessen
präsent, die zwischen Anschub und Bremsen unterschiedlichste
Vorstellungen einbringen, auf welche Weise die Klimaziele zu erreichen
seien. Wenngleich also enormer Schwung in die Auseinandersetzung mit
dieser Problematik gekommen ist, bleibt vorerst völlig offen, welcher
Kurs sich letztendlich durchsetzen wird.

Plädoyer für eine sozial-ökologische Transformation

Dies thematisierte der Ökonom Samuel Decker, der auf Einladung der
Rosa-Luxemburg-Stiftung Hamburg, an diesem Abend vertreten durch Dr.
Hanno Plass, am 13. September in der Fabrique im Gängeviertel zu Gast
war. Decker arbeitet als wissenschaftlicher Mitarbeiter für das
Netzwerk Plurale Ökonomik und ist zudem in sozialen Bewegungen aktiv.
Als Mitherausgeber der Bücher "Auf Kosten Anderer? Wie die imperiale
Lebensweise ein gutes Leben für alle verhindert" (2017) und "Advancing
Pluralism in Economics" (2019) wie auch jüngst in dem Beitrag "Bitte
keine Verzichtsdebatte" in Analyse & Kritik plädiert er für eine
sozial-ökologische Transformation.

Wie er moniert, werde der Klimadiskurs häufig als Verzichtsdebatte
wahrgenommen, die zwangsläufig Ablehnung auf den Plan rufe. Ein
rechts-konservativer Kolumnist wie Jan Fleischhauer spricht von der
"dunklen Seite der Klimadebatte" und warnt vor einer Ökodiktatur.
Wenngleich diese Polemik dem Zweck geschuldet sei, ernsthafte Ansätze
gegen die Klimakrise zu diskreditieren, weise sie doch auf eine
Problematik der Debatte hin. Es bleibt nur noch ein Fenster von
wenigen Jahren, innerhalb dessen eine tiefgreifende Wende erreicht
werden muß, da immer mehr Kippunkte erreicht werden. Erforderlich sei
eine umfassende und globale Transformation der gesamten Produktions-
und Lebensweise. Es gebe jedoch keine demokratischen Mehrheiten für
einen derart tiefgreifenden Umbau, sondern allenfalls für
Elektromobilität. In der multiplen Krise setzten sich keine
progressiven Antworten durch, sondern im Gegenteil autoritäre und
rechte.

Decker identifiziert als Hindernis, eine demokratische Mehrheit für
eine radikale Klimapolitik zu mobilisieren, das Fehlen eines
attraktiven Modells für eine alternative Lebens- und Produktionsweise.
Anstelle eines Verständnisses von Klimapolitik, das auf Umverteilung
oder demokratische Aneignung des globalen Reichtums oder die
Produktionsmöglichkeiten der digitalen Ökonomie setze, werde über
Verzicht debattiert. Weniger zu fliegen, mit dem Auto zu fahren und
Fleisch zu essen sei zwar Teil einer sozial-ökologischen
Transformation, aber für sich genommen einseitig. Für die
Klimabewegung stelle sich die zentrale Frage: Wie können wir von der
eher moralischen Verzichtsdebatte zu einer politischen
Umverteilungs- und Aneignungsdebatte kommen und wie könnte ein
attraktives Modell einer alternativen Produktions- und Lebensweise
aussehen?

Wer profitiert vom globalen Kapitalismus? Weltweit arbeiten 50
Millionen Menschen vor allem im globalen Süden unter Bedingungen
moderner Sklaverei. Im Kontext transnationaler Wertschöpfungsketten
werden Arbeits- und Umweltkosten systematisch ausgelagert. Der
CO2-Ausstoß pro Person beträgt in USA/Kanada 16 Tonnen, in Subsahara
Afrika 0,75 Tonnen jährlich. Der ökologischer Fußabdruck ist im
Globalen Norden weit höher, die deutsche Autoflotte im Verhältnis zur
Bevölkerung weit größer als jene Afrikas, der Fleischkonsum beträgt 80
Tonnen pro Person in der EU gegenüber 10 kg in den 48 ärmsten Ländern,
um nur einige markante Parameter zu nennen.

Wenngleich die Globalisierung also zu Lasten des Südens geht, ist doch
eine weitere Schere zwischen Armut und Reichtum relevant. Untersucht
man den nationalen Energieverbrauch pro Kopf nach Einkommen, ist er
bei 3000 Euro im Monat fast doppelt so hoch wie bei 1000 Euro. Beim
CO2-Ausstoß ist folglich auch der Klassenstatus ein signifikanter
Parameter. Auf internationaler Ebene ist zwischen 1980 und 2016 ein
deutlicher Anstieg der Einkünfte in den unteren Einkommensgruppen,
aber Stagnation oder Verlust in den mittleren zu beobachten, was vor
allem auf die Ausbildung neuer Mittelschichten wie etwa in China
zurückzuführen ist. Den deutlichsten Anstieg weisen die oberen 10
Prozent auf, was um so mehr für das oberste 1 Prozent gilt, das sich
27 Prozent des globalen Wachstums aneignete, während auf die unteren
50 Prozent nur 12 Prozent des Wachstums entfielen.

Daraus läßt sich nicht ableiten, daß der Globale Norden insgesamt
verloren hätte. Deutlich wird jedoch eine wachsende Spreizung zwischen
Arm und Reich in Nord und Süd. Je nach Gewichtung dieser beiden
Aspekte resultieren daraus unterschiedliche Lesarten des Konzepts der
imperialen Lebensweise. Während beispielsweise Stefan Lessenich das
Nord-Süd-Verhältnis hervorhebt, argumentieren Markus Wissen und Ulrich
Brand klassenpolitisch fundiert und erfassen beide Entwicklungen, so
der Referent.

Das Konzept der imperialen Lebensweise

Das hier angesprochene Konzept der imperialen Lebensweise, wie es auf
Antonio Gramsci zurückgeht, zielt auf einen historischen Zugang zu den
beiden wichtigsten Entwicklungsstufen des Kapitalismus im letzten
Jahrhundert ab. In der kapitalistischen Frühphase erfolgte eine
extensive Akkumulation, Profit und Wachstum wurden durch niedrige
Löhne und Einbeziehung von immer mehr Menschen, auch der Frauen und
Kinder, erzielt. Mehr Produktionsstätten, Ausweitung der Arbeitszeit
und Stabilität durch politischen Zwang, es wurden vor allem
Produktionsmittel wie Stahl für die Eisenbahn und Rüstung wie auch
chemische Erzeugnisse hergestellt. Im Fordismus, der ab den 20er, 30er
Jahren in den USA einsetzte und nach dem Zweiten Weltkrieg auch in
Japan und Westeuropa griff, wurden Profit und Wachstum durch intensive
Akkumulation aufrechterhalten. Das bedeutete höhere Löhne und viel
mehr Güter für den Massenkonsum, da bei steigenden Löhnen um so mehr
dieser Güter gekauft werden konnten. Seitdem ist der Kapitalismus laut
Gramsci hegemonial. Die Produktionsweise ist mit der Lebensweise so
verflochten, daß es extrem schwierig wird, diese Produktionsweise zu
verändern. Dieser Klassenkompromiß blieb bis in die 70er Jahre stabil.
Dann stieß das System an seine Grenzen, da die Profite sanken und
Krisen einsetzten.

Es begann die Phase der Globalisierung, da fortan dort produziert
wurde, wo es billiger war. Die Orte der Produktion und der Konsumption
wurden getrennt, die Verschuldung stieg, die Reallöhne stagnierten,
die Gewerkschaften wurden geschwächt, prekäre Beschäftigungs- und
Lebensverhältnisse nahmen zu. Imperial ist diese Lebensweise deshalb,
weil bestimmte Gruppen einen übermäßigen Zugriff auf die Arbeitskraft
und die weltweite Biosphäre erlangen und die negativen Kosten
auslagern. Die Mittel- und Oberschichten des Globalen Nordens und zu
einem geringeren Ausmaß auch die Unterschichten, zunehmend aber auch
die urbanen Mittel- und Oberschichten des Globalen Südens sind Teil
einer ausbeuterischen Struktur, von der sie profitieren, unter der sie
aber auch leiden. Arbeits- und Umweltkosten werden auf andere in den
eigenen Gesellschaften, insbesondere aber auf Menschen im Globalen
Süden ausgelagert, wie Decker ausführt.

Der alte Antagonismus von Kapital und Arbeit oder Nord und Süd ist
nicht verschwunden, er hat sich jedoch stark verändert und
verflüssigt, weil Milliarden von Lohnabhängigen mit diesen globalen
Ausbeutungsstrukturen verwachsen sind. Über akademische Schichten
hinaus ist ein ökologisches Bewußtsein in Deutschland weit verbreitet.
Zugleich wird die soziale Ungleichheit auch in der eigenen
Gesellschaft wahrgenommen. Darauf geht die Klimadebatte jedoch nicht
angemessen ein, die vor allem eine moralische Diskussion darüber
führt, was man alles unterlassen sollte. Es handelt sich in weiten
Teilen um eine intellektuelle Debatte unter Verweis auf die
Wissenschaft, aber keine politische Debatte über die Aneignung des
globalen Reichtums und Ansätze der Umverteilung. Daraus erwächst ein
brisanter Antagonismus zwischen einer ökologischen Linken, die globale
Gerechtigkeit einfordert, aber soziale Ungleichheit in den
Gesellschaften nicht thematisiert, und der gesellschaftlichen Rechten,
die den menschengemachten Klimawandel leugnet, aber auf
Verteilungsfragen innerhalb der Gesellschaft eingeht. In Deutschland
ist die AfD noch neoliberal, was sich aber unter anderer Führung
schnell ändern kann. In anderen Ländern wie den USA hat sich die
Lesart der sozialen Frage durchgesetzt, daß es nicht mehr um oben
gegen unten, sondern innen gegen außen geht, so Decker.

Von der Verzichts- zur Aneignungsdebatte

Wie die Verzichts- in eine Aneignungsdebatte überführt werden könnte,
erläutert er an einigen Beispielen. Etwa das Konzept der
Flugkontingente - wer sie nicht verbraucht, kann sie verkaufen, wer
mehr haben will, muß sie dazukaufen. Oder kostenloser ÖPNV, der über
Steuergelder finanziert wird. Vergesellschaftung und öffentlicher
Betrieb, so daß eine lebenswerte Urbanität und Mobilität entsteht.
Oder Bahnpreise halbieren, Arbeitszeit verkürzen, ökologischer
sozialer Wohnungsbau. Statt subventionierten Fleischkonsums mehr
nachhaltige Ernährung.

Wenngleich es also zahlreiche alternative Konzepte gibt, fehlt doch
eine systemische Ebene, auf der die verschiedenen Elemente integriert
werden. In folgenden drei Schritten könnte ein Green New Deal oder
eine sozial-ökologische Transformation oder eine demokratische
Aneignung des globalen Reichtums möglich werden. Wir könnten heute mit
einer klassischen Umverteilungspolitik beginnen, also einer höheren
Besteuerung von Unternehmen und Transaktionen, einer progressiven
Besteuerung von Kapitalerträgen und einer reaktivierten
Vermögenssteuer. Die zweite Stufe wäre dann eine Vergesellschaftung,
bei der es darum geht, bestehende Besitzverhältnisse zu verändern:
Rekommunalisierung von Mobilität, Gesundheit, Bildung, Sorge,
Infrastruktur, die demokratisiert und öffentlich bereitgestellt
werden. Die dritte Säule wäre eine Wirtschaftsdemokratie, also eine
Veränderung der Funktionsweise des Wirtschaftssystems, um vom
Koordinationsprinzip des Marktes und der Signalwirkung der Preise zu
einem System der öffentlichen Abstimmung überzugehen, wie produziert,
verteilt und konsumiert wird: Bestimmte Wirtschaftsbereiche planvoll
schrumpfen, andere planvoll ausbauen. Schlüsselsektoren wie Banken,
Stahl, Automobil, Chemie vergesellschaften und ihre
Investitionsentscheidungen teils von den Beschäftigten und teils von
der Öffentlichkeit tätigen. Sukzessive das Marktsystem durch ein
demokratisches System der digitalen Koordination und Steuerung
ersetzen.

Deckers Vortrag ließe sich in drei Thesen zusammenfassen: Die
Verzichtsdebatte ist klassenblind, sie dethematisiert
Interessenkonflikte zwischen Arbeit und Kapital zugunsten der
Interessenkonflikte zwischen Nord und Süd. Erforderlich ist eine
populäre Klassenpolitik, die sozialpolitische Forderungen stellt und
auch Feindbilder benennt wie etwa die reichsten 10 Prozent der
Gesellschaft. Eine sozial-ökologische Transformation muß mit konkreten
reformorientierten sozialpolitischen Forderungen einsteigen.

Was die weitere Entwicklung betrifft, könnte sich ein neues
Kapitalismusmodell herausbilden, das mehrheitsfähig und hegemonial in
der Gesellschaft verankert ist: Ein grüner Kapitalismus, der das
Wirtschaftssystem umbaut, wobei Ungleichheiten und systemische
Probleme bestehen bleiben. Eine andere Variante wäre ein weiterer
Aufstieg der globalen Rechten, welche die Klassenfrage in ihrem Sinne
besetzt. Decker selbst favorisiert einen transformativen Block, der
die Klassen- und Klimafrage miteinander verbindet und zur massenhaften
Projektionsfläche einer demokratischen Alternative wird. Nicht
auszuschließen ist aber auch eine eskalierende multiple Krise, wenn
Ökosysteme kollabieren, Flüchtlingsströme und Kriege anwachsen und der
globale Kapitalismus samt seinen Institutionen zerfällt.

Elemente all dieser Szenarien haben sich längst herausgebildet, so daß
man von einem fast schon finalen Scheideweg sprechen muß.
Unverzichtbar dürfte es sein, Entwürfe wie jene der Klimagerechtigkeit
oder der sozial-ökologischen Transformation im eingangs angedeuteten
Sinne auf ihre Schwachstellen und Grenzen wie insbesondere die
ungestellte Machtfrage zu überprüfen, um die argumentativen Werkzeuge
zu schärfen und die Handlungskonsequenzen zu präzisieren.


Fußnoten:

[1] www.akweb.de/ak_s/ak634/12.htm

[2] MEW, 4: 462

19. September 2019
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AKTION/276: Nationaler Klimastreik - 20.9., Klima-Wissensbörse am Wuppertal Institut (idw)


Wuppertal Institut für Klima, Umwelt, Energie gGmbH - 17.09.2019

Nationaler Klimastreik

Klima-Wissensbörse am Wuppertal Institut und neues Diskussionspapier
zur Klimapolitik



Wuppertal, 17. September 2019: Weltweit streiken Kinder und
Jugendliche seit Monaten für echten Klimaschutz und eine Zukunft ohne
Klimakrise. Am 20. September 2019 entscheidet die Bundesregierung im
sogenannten "Klimakabinett" über ihre nächsten Schritte in der
Klimapolitik. Dies nehmen die Schülerinnen und Schüler der
Fridays-for-Future-Bewegung zum Anlass und rufen gemeinsam mit einem
breiten Bündnis alle Menschen zum nationalen Klimastreik auf.

Zukunftsfähige Gesellschaften benötigen gut informierte
Interessensvertreterinnen und -vertreter und eine große
Wissensverbreitung für den nachhaltigen Wandel. Deswegen öffnet das
Wuppertal Institut zu einer "Klima-Wissensbörse" von 14:00 bis 18:00
Uhr seine Türen für alle Schülerinnen und Schüler, interessierte
Lehrerinnen und Lehrer und alle Wuppertaler Bürgerinnen und Bürger.
Während der Klima-Wissensbörse können sich alle Besucherinnen und
Besucher über die Arbeit des Wuppertal Instituts und weiterer
Wuppertaler Nachhaltigkeitsakteure informieren, austauschen und
vernetzten.

Informationsstände und Vorträge

An verschiedenen Stationen stehen vier Stunden Expertinnen und
Experten des Wuppertal Instituts bereit, um über ihre Arbeit zu
informieren und Fragen zu beantworten. So können sich die Gäste
beispielsweise zum Thema Kreislaufwirtschaft und Abfallvermeidung
informieren oder ihren ganz persönlichen ökologischen Fußabdruck
berechnen. Unter dem Motto "Klimaschutz zum Anfassen" wird ein
Rundgang durch das Wuppertal Institut angeboten bei dem das
Nachhaltigkeitsmanagement vorgestellt wird.

An der Station der Wuppertaler Stadtwerke (WSW) gibt es Auskünfte zum
Talmarkt, Sonnenstrom (PV) und zum Wuppertaler Klimafond. Die
Verbraucherzentrale Wuppertal beantwortet vor Ort Fragen rund um
Energieberatung. Zum Thema nachhaltige, erneuerbare und dezentrale
Energieversorgung in der Region Bergisches Land informiert die die
Bergische Bürgerenergiegenossenschaft eG. Der Verein Aufbruch am
Arrenberg e.V. stellt seine Aktivitäten aus dem Klimaquartier
Arrenberg vor und das Infomationsbüro Nicaragua e.V. informiert über
Klimagerechtigkeit in Zentralamerika.

Neben der Klima-Wissensbörse finden zur jeweiligen vollen und halben
Stunde Kurzvorträge statt:

• 14:00 Uhr "Verhaltensänderung oder Politikänderung?"
Prof. Dr. Peter Hennicke, Energieexperte und ehem. Präsident des
Wuppertal Instituts

• 14:30 Uhr "CO2-Abtrennung aus der Luft als notwendiges Übel?"
Dr. Peter Viebahn, Leiter des Forschungsbereichs Sektoren und
Technologien, Wuppertal Institut

• 15:00 Uhr "Wie dick soll's denn sein? Physik der Wärmedämmung.
Ohne Wärmedämmung von Gebäuden wird die Energiewende nicht gelingen."
Stefan Bürk, Verbraucherzentrale NRW/Energieberatung Wuppertal

• 15:30 Uhr "Ist Klimaschutz in Deutschland sinnlos, da wir nur 2
Prozent der Emissionen verursachen?" Dr. Sascha Samadi,
wissenschaftlicher Mitarbeiter im Forschungsbereich Sektoren und
Technologien, Wuppertal Institut

• 16:00 Uhr "Was können wir tun, damit Kunststoff nachhaltiger
wird?" Dr. Holger Berg, Co-Leiter Forschungsbereich Digitale
Transformation, Wuppertal Institut

• 16:30 Uhr "Umweltpsychologie und Klimawandel - das Phänomen der
'Shifting baselines'", Matthias Wanner, wissenschaftlicher Mitarbeiter
im Forschungsbereich Innovationslabore, Wuppertal Institut

• 17 Uhr "Klimaschutz zum Anfassen" Nachhaltigkeitsmanagement
Wuppertal Institut inklusive Rundgang, Thomas Orbach, Leiter
Wissenschaftliche Dienste und Organisation, Wuppertal Institut

• 17:30 Uhr "Warum wir beim Klimaschutz den Kopf nicht in den
Sand stecken dürfen" Prof. Dr. Uwe Schneidewind, Präsident des
Wuppertal Instituts

Die Teilnahme an der Klima-Wissensbörse ist kostenfrei; eine Anmeldung
ist nicht erforderlich.


Diskussionspapier zur Klimapolitik

Anlässlich des Klimastreiks veröffentlicht das Wuppertal Institut ein
neues Diskussionspapier mit dem Titel "Bepreisung der Klimawirkung von
Treibhausgasemissionen erfordert Flankierung durch zusätzliche
Instrumente und stärker langfristige Ausrichtung". Es greift die
aktuelle Debatte über die zukünftige Ausgestaltung der Klimapolitik in
Deutschland auf und fasst, basierend auf umfassenden
wissenschaftlichen Analysen, die über die letzten zwei Jahrzehnte
durchgeführt worden sind, wesentliche Eckpunkte zusammen, die für
einen Erfolg der deutschen Klimapolitik entscheidend sind und bei den
Verhandlungen des Klimakabinetts berücksichtigt werden sollten. Das
Paper ist im nachfolgenden Link abrufbar. Insbesondere weist das
Diskussionspapier aber darauf hin, dass die aktuelle Fokussierung der
politischen und gesellschaftlichen Debatte auf das Erreichen des
Minderungsziels für 2030 deutlich zu kurz greift. Viel mehr sind heute
schon umfängliche Maßnahmen notwendig bzw. müssen eingeleitet werden,
die wesentliche Schritte auf dem Weg zu einem treibhausgasneutralen
Wirtschaftssystem vor Mitte des Jahrhunderts ebnen.



Originalpublikation:

Diskussionspapier: Bepreisung der Klimawirkung von
Treibhausgasemissionen erfordert Flankierung durch zusätzliche
Instrumente und stärker langfristige Ausrichtung:

https://wupperinst.org/fa/redaktion/downloads/publications/Bepreisung_Treibhausgasemissionen.pdf

Weitere Informationen finden Sie unter

https://wupperinst.org/a/wi/a/s/ad/4862/

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news723631

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution735

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Wuppertal Institut für Klima, Umwelt, Energie gGmbH - 17.09.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FESTE/2563: Wertheim - 198. Michaelismesse vom 28. September bis 6. Oktober 2019


Stadt Wertheim

198. Wertheimer Michaelismesse

Großes Volksfest vom 28. September bis 6. Oktober



Wertheim. Alljährlich ist sie der Höhepunkt im Veranstaltungsreigen
der Großen Kreisstadt: die Wertheimer Michaelismesse. Das
traditionsreiche Volksfest findet dieses Jahr zum 198. Mal statt und
bietet an neun Messetagen wieder tausenden Besucherinnen und Besuchern
gesellige und abwechslungsreiche Stunden. Der traditionelle
Schützenruf und der Festumzug eröffnen offiziell am Samstag, 28.
September die Michaelismesse. Mit einem großen Feuerwerk finden die
Festtage am Sonntagabend, 6. Oktober, ihren krönenden Abschluss.

Verantwortlich für das Festprogramm ist wieder der Messeausschuss.
Gemeinsam mit der Distelhäuser Brauerei und der Festwirtfamilie
Küffner hat er ein zünftiges Unterhaltungsangebot zusammengestellt. In
der festlich geschmückten Main-Tauber-Halle erwartet die Besucher ein
abwechslungsreiches Musikprogramm und eine große Auswahl an leckeren
Speisen und Getränken.

Verkaufsgeschäfte und Aussteller bieten an, was zu einer richtigen
Mess' dazugehört. Ein bunter Vergnügungspark lockt mit neuen
Fahrgeschäften, aber auch mit Klassikern wie dem Kettenkarussell.
Verantwortlich für die Organisation des Gaudigeländes ist erneut die
Firma Zöllner-Vergnügungsbetriebe.

Angebote für Kinder und Senioren

Am Dienstag und Freitag können sich die jüngeren Messebesucher auf die
Kindertage mit Sonderpreisen auf dem gesamten Festgelände freuen. Die
älteren Mitbürgerinnen und -bürger kommen beim Seniorennachmittag am
Mittwoch auf ihre Kosten.

Sowohl Wertheimer als auch Gäste aus der gesamten Region, vor allem
aus dem Bereich der alten Grafschaft sowie aus den badischen und
bayerischen Nachbargemeinden, werden sich das alles sicher nicht
entgehen lassen und den Besuch der "Werdemer Mess'" fest einplanen.

Verkaufsoffener Feiertag

Gelegenheit, den Messebesuch mit einem Einkaufsbummel zu verbinden,
gibt es beim verkaufsoffenen Feiertag am Tag der deutschen Einheit, 3.
Oktober. Hier laden alle Wertheimer Geschäfte ab 13 Uhr zum großen
Messeverkauf ein. Auch das Wertheim Village, die Erwin Hymer World und
weitere Firmen am Almosenberg in Wertheim-Bettingen haben an diesem
Tag geöffnet. Ein kostenloser Buspendelverkehr bringt die Besucher
bequem von der Innenstadt zum Almosenberg und zurück.

Um auf der Messe unbeschwert feiern zu können, fahren zudem
Sonderbusse an den beiden Samstagen sowie am Dienstag und Freitag in
der Messewoche.

Beliebte Sportereignisse

Traditionell finden während der Michaelismesse zwei
Sportveranstaltungen statt. Das Messe-Jugend-Fußball-Turnier wird
dieses Jahr zum 26. Mal ausgespielt. Mannschaften aus der Region
können am Mittwoch, 3. Oktober, auf dem Taubersportplatz neben dem
Festgelände ihre Fähigkeiten unter Beweis stellen. Die
Schirmherrschaft hat Oberbürgermeister Markus Herrera Torrez
übernommen.

Der 19. Wertheimer Messelauf am Samstag, 5. Oktober, ist wieder ein
Sportereignis für alle Generationen. Der Wettbewerb startet um 12.15
Uhr mit den Minis, gefolgt von den Bambinis und dem Schülerlauf. Dann
haben Hobby- und Wettkampfläufer die Möglichkeit, in verschiedenen
Klassen Bestzeiten zu erlaufen. Anmeldungen sind unter 
www.wertheimer-messelauf.de bis 1. Oktober möglich. Der SV Eintracht 
Nassig und die Stadt Wertheim als Veranstalter freuen sich auf viele 
Teilnehmerinnen und Teilnehmer.

Das ausführliche Messe-Programm sowie weitere Informationen, auch zu
Tischreservierungen für die Festhalle, gibt es unter
www.michaelismesse-wertheim.de im Internet.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 19. September 2019

Stadtverwaltung Wertheim - Presse und Information

97877 Wertheim

Tel.: 09342/301-300 oder -301

Fax: 09342/301-503

E-Mail: pressestelle@wertheim.de
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KURSUS/1287: Unna - Kochen "Vom Feld - frisch auf den Tisch" am 26.9.2019


Stadt Unna

VHS-Aktuell: Vom Feld - frisch auf den Tisch



Kreisstadt Unna. Herbstzeit ist Erntezeit. Frisch vom Feld präsentiert
sich die Herbstküche, die Gudrun Friese - Kracht mit den Teilnehmenden
des VHS Kochkurses auf den Tisch bringt. Am Donnerstag, 26. September
2019, steht Gemüse in verschiedenen Variationen ganz oben auf dem
Speiseplan. Und auch ein deftiger Eintopf darf selbstredend nicht
fehlen. Ob vegetarisch oder mit Fleisch, die Gerichte erfreuen den
Gaumen in der schönen Herbstzeit. Wer Neues lernen und gemeinsam einen
genüsslichen Abend verbringen möchte, ist um 18.30 Uhr in der
Lehrküche des Förderzentrums Unna herzlich willkommen. Die
Teilnahmegebühr beträgt inklusive Lebensmittel 24 Euro.

Anmeldungen nimmt die VHS unter Tel.: 02303/10-713, E-Mail 
zib-vhs@stadt-unna.de, oder www.vhs-zib.de entgegen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 18. September 2019

Stadt Unna

Pressestelle, Rathausplatz 1, 59423 Unna

Telefon: (02303) 103-101

Telefax: (02303) 103-299

E-Mail: presse@stadt-unna.de

Internet: http://www.unna.de
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MARKT/4207: Hanau - Programm zum 1. "Feierabendmarkt" im RadWerk am 4.10.2019


Stadt Hanau

Live-Musik und regionaler Markt beim ersten Feierabendmarkt im
RadWerk 



Zum ersten Feierabendmarkt auf das Gelände des RadWerks in
Klein-Auheim laden Uwe Hoppesack (Veranstalter), Daniela Pogadl (Café
Kuchen.Stil.Manufaktur) und Anja Zeller (Stabsstelle Nachhaltige
Strategien der Stadt Hanau) am Freitag, 4. Oktober ab 16 Uhr ein.
Marvin Scondo sorgt für Live-Musik vom Feinsten und an verschiedenen
Ständen gibt es Weine, Speisen, Kleidung und Geschenke aus der Region
zu kaufen.

Mit dem Feierabendmarkt auf dem Gelände der Kulturstätte am Main - nur
wenige Meter vom Mainradweg entfernt - soll nach dem Willen der
Organisatoren ein neuer Anziehungspunkt entstehen. "Wir laden die
Hanauerinnen und Hanau sowie Gäste aus den Nachbarkommunen herzlich
ein mit dem Rad in diese wunderbare neue Attraktion in Klein-Auheim zu
kommen und gemeinsam Nachhaltigkeit und die Regionalität unter freiem
Himmel zu erleben und zu feiern", so Anja Zeller. Sollte der Markt gut
angenommen werden, finde er bestimmt öfter statt, ist sie
zuversichtlich. Der Eintritt ist frei. Auch die Ausstellungen im
RadWerk können an diesem Abend bis 20 Uhr besichtigt werden. Zudem
wird die 5-Zoll-Eisenbahn mit E-Antrieb auf dem RadWerk-Gelände ihre
Runden drehen. Mitfahrende sind herzlich willkommen.

RadWerk - die Kulturstätte am Main

Gutenbergstraße 7

63457 Hanau-Klein-Auheim

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 18. September 2019

Stadt Hanau

Pressestelle

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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TOUR/7506: Bielefeld - Historischer Stadtspaziergang am 22. September 2019


Stadt Bielefeld

Spaziergang im 5. Kanton



Bielefeld (bi). In seiner Reihe "Historische Stadtspaziergänge" bietet
das Historische Museum am Sonntag, 22. September, um 11 Uhr einen
Rundgang durch den so genannten 5. Kanton an. Die Bezeichnung geht auf
die Einteilung der Stadt in Verwaltungsbezirke nach französischem
Muster zu Beginn des 19. Jahrhunderts zurück. Bielefeld war damals in
vier Kantone gegliedert. Im Osten ließen sich in der Feldmark auf
kleinen Parzellen immer mehr Heuerlinge, Spinner und Weber nieder, die
nur geringes Einkommen besaßen. 1828 wurde dieses Gebiet als 5. Kanton
der Stadt zugeschlagen. Es war eine Hochburg der Arbeiterbewegung, die
mit der Turnhalle Ost, den Siedlungsbauten und weiteren Einrichtungen
den Stadtbezirk geprägt hat. 

Treffpunkt für den Rundgang ist der
Parkplatz des "Combi"-Markts an der Lohbreite. Die Teilnahme kostet
fünf Euro.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 18. September 2019

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de
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